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Einleitung 

Gudrun Hentges und Hans-Wolfgang Platzer 


In den gegenwärtigen Europa-Diskursen erscheinen „Krise“ und „Europäische 
Integration“ zunehmend als Synonyme. Dies ist, blickt man auf die nunmehr 
gut 60-jährige Geschichte der europäischen Integration zurück, keineswegs ein 
Novum. Der Integrationsprozess war immer wieder von Krisen unterschied¬ 
lichster Art begleitet: sei es vom Scheitern der Europäischen Verteidigungsge¬ 
meinschaft (EVG) in den 1950er Jahren oder von de Gaulles „Politik des leeren 
Stuhls“ in den 1960er Jahren, sei es vom Scheitern des „Werner Plans“ in den 
1970er Jahren oder auch des Verfassungsvertrags Anfang der 2000er Jahre. Und 
doch gelang es der Gemeinschaft immer wieder, krisenhafte Entwicklungen ein¬ 
zufangen, produktiv zu wenden und vielfach sogar in eine Vertiefung der Inte¬ 
gration zu verwandeln. Eine solche Sicht der Europäischen Union als einer 
„erfolgreichen Krisengemeinschaft“ (Woyke 1998) findet sich auch in den gegen¬ 
wärtigen wissenschaftlichen Debatten. So wird etwa darauf verwiesen, dass die 
EU angesichts sich überlagernder tief greifender Krisenprozesse seit 2008 - Welt¬ 
finanzmarktkrise, Staatsschuldenkrisen, Griechenland- und Eurokrise - insge¬ 
samt stabil und handlungsfähig geblieben sei und mit neuen Instrumenten, die 
vom Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) bis zur Bankenunion reichen, 
zudem institutioneile Vertiefungsschritte vollzogen habe. 
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Ein integrationsgeschichtliches Novum ist hingegen, dass der jüngere Kri¬ 
sendiskurs erstmals auch von Diagnosen und Prognosen beherrscht wird, die ein 
Scheitern des Integrationsprojekts für möglich halten, zumindest aber von weitge¬ 
henden Renationalisierungen und Desintegrationsentwicklungen ausgehen. Nach 
dieser Sicht haben sich - um nur zwei Argumentationsstränge herauszugreifen - im 
Krisenverlauf der vergangenen Jahre zum einen die sozial-ökonomischen Dispari¬ 
täten innerhalb der Mitgliedstaaten und zwischen ihnen so vergrößert, dass eine uti¬ 
litaristische Legitimation der Integration (eine EU, die „nützt und schützt“) immer 
weniger möglich scheint und entsprechend auch die Zustimmung zur EU schwin¬ 
det; zum anderen sind im Krisenverlauf demokratiepolitische Dilemmata sichtbar 
geworden, deren Überwindung durch institutioneile Reformen des EU-Systems bei 
gleichzeitig gewachsenen politischen Fliehkräften nahezu unmöglich erscheinen. 

In diesem Spannungsbogen höchst kontroverser Einschätzungen zur Gegen¬ 
wart und Zukunft des Europäischen Integrationsprojektes ist der vorliegende 
Band angesiedelt, in dessen Titel „Europäische Identität in der Krise“ eine 
doppelte Lesart und Fragestellung mitschwingt: Wie steht es um die kollektive 
europäische Identität, um ein „Wir-Bewußtsein“ der EU-Bürger/innen in Krisen¬ 
zeiten, also in einer geschichtlichen Phase der Integration, die seit 2008 durch 
eine komplexe Gemengelage sozial-ökonomischer und politisch-legitimatorischer 
Probleme sowie inner- und zwischenstaatlicher Konflikte geprägt ist? Ist davon 
auszugehen, dass wegen eben dieser Probleme auch die (wie immer geartete und 
sich manifestierende) Europäische Identität in der Krise ist? Werden durch die 
Krisenprozesse nationalistische Reflexe und anti-europäische Stimmungen beför¬ 
dert und rechtspopulistische Kräfte gestärkt? Oder wird umgekehrt die Krise als 
Katalysator einer Entwicklung zu neuen transnationalen Solidaritätsmustem, zu 
Erfahrungen einer „Schicksalsgemeinschaft“ und zu pro-integrativen Handlungs¬ 
orientierungen führen? 

Eine Auseinandersetzung mit diesen politisch wie wissenschaftlich gleicher¬ 
maßen vielschichtigen und brisanten Themen will dieser Band leisten, indem er 
zwei Forschungsbereiche zusammenführt, die bislang eher ein getrenntes Dasein 
führten: auf der einen Seite politologische und soziologische Forschungsarbei¬ 
ten, die sich mit den Prozessen gesellschaftlicher Europäisierung und kollektiver 
europäischer Identitätsbildung beschäftigen, und auf der anderen Seite Untersu¬ 
chungen, die sich dem Themenfeld Rechtspopulismus und Rechtsextremismus 
widmen. 

Die nachfolgende Einführung soll die politischen Problemzusammenhänge, 
den einschlägigen Forschungsstand und die Desiderata der Forschung sowie 
die Konzeption des Bandes skizzieren und dabei zeigen, was ein solcher Brü¬ 
ckenschlag zu leisten vermag und wie er die Europaforschung befruchten kann. 
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Dabei bleibt anzumerken, dass die Herausforderungen und Konflikte, die sich 
rund um das Thema EU-Flüchtlings- und Asylpolitik zum Zeitpunkt der Fer¬ 
tigstellung dieses Bandes (Herbst 2016) zuspitzten, für die hier behandelten 
Themen und für den Dialog zwischen europäischer Identitäts- und Rechtspopu¬ 
lismusforschung möglicherweise ein noch größeres Gewicht bekommen werden. 

Europäische Integration - Krise der EU - Europäische Identität 

Versucht man entlang der Begriffe „europäische Identität“ und „Krise“ die poli- 
tologische Integrationsforschung kurz zu beleuchten, so ist vorweg auf einen vor 
gut zehn Jahren vollzogenen Perspektivwechsel hinzuweisen: Dieser führte weg 
von den „klassischen“ (teilweise teleologischen) Theorien regionaler Integration 
(die aus dem Theoriebestand der internationalen Beziehungen heraus entwickelt 
worden waren) und hin zu einer Analyse des EU-Integrationsgeschehens unter 
dem Fokus der „Govemance“. Damit ging ein beachtliches Maß an begrifflicher 
und analytischer Kreativität einher, um den außerordentlichen Charakter der EU 
als einer neuen, postnationalen HerrschaftsStruktur herauszuarbeiten. Dabei ent¬ 
wickelte sich eine Sichtweise, der zu Folge „die Europäische Integration zumin¬ 
dest teilweise Triebkraft bei der Beschränkung von nationaler Autonomie und 
Souveränität ist. Gleichzeitig stellt die Europäische Union aber eine Neukonfi¬ 
guration moderner Staatlichkeit 4 dar, sofern man hier den rein nationalstaatlich 
belegten Begriff benutzen kann. Sie steht für einen neuen Strang gebündelter 
Aufgaben, Funktionen und Problemlösungen, der sich jedoch nicht als europä¬ 
ischer Staat 4 nach dem Vorbild nationaler Gebilde vorstellen lässt, sondern als 
genuine Neuformierung staatlicher Strukturen: nicht allumfassend, nicht immer 
autonom, nicht genuin souverän - aber wirksam, rechts staatlich verfasst und legi¬ 
tim“ (Leibfried 2005, S. 315). 

Gerade weil mit diesem Paradigmenwechsel neben einem Zugewinn an ana¬ 
lytischen Perspektiven auf das EU-System und an Empirie zu Teilbereichen der 
Regierungsmöglichkeiten der EU auch die Gefahr einhergeht, den Wald vor lau¬ 
ter Bäumen nicht mehr zu erkennen, blieb und bleibt der Bedarf an (integralen) 
theoretischen Konzepten virulent, die auf die langfristigen Entwicklungsdynami¬ 
ken der EU als „System sui oder novi generis“ gerichtet sind. Hier nun, an den 
Schnittstellen einer sich ausdifferenzierenden Forschung zum demokratischen 
und effizienten Regieren (in) der EU und zu der Frage, ob und wie die Politik 
der Europäisierung an soziale und kulturelle Dynamiken zu binden ist, die dem 
transnationalen Regieren eine normative und politisch belastbare Grundlage ver¬ 
leihen, tritt als (jüngerer) Wissenschaftszweig die Forschung zur europäischen 
Identität in Erscheinung. Damit thematisch eng verbunden ist eine (gleichfalls 
jüngere) soziologische EU-Forschung, die - gleichsam auf der Suche nach der 
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europäischen Gesellschaft - danach fragt, wie sich im EU-Integrationsverbünd 
Zugehörigkeit und Zusammengehörigkeit, Identitäten und Identifikationen ent¬ 
wickeln. „Die Definition von Zugehörigkeit und die Ausbildung von kollekti¬ 
ver Identität sind kein exklusives Vorrecht der Nationalstaaten mehr. Kollektive 
Identitätsbildungen werden durch die hinzutretende Bezugsgröße ,Europa 4 wei¬ 
ter pluralisiert“ (Bach 2015, S. 12). Wenn es zutrifft, dass „auch der transnatio¬ 
nale öffentliche Raum [...] mittlerweile gleichsam als eine Art Großlaboratorium 
für kollektive Bewusstseinsbildung [fungiert], deren Richtung und Ausprägun¬ 
gen derzeit noch nicht absehbar sind 44 (Bach 2015, S. 12), wirft das europäische 
Krisengeschehen, das mit der Weltfinanzmarktkrise 2008 seinen Ausgang nahm, 
Fragen auf, in denen sich überkommene Problemstellungen der Europaforschung 
mit qualitativ neuartigen Phänomenen und wissenschaftlichen Herausforderungen 
mischen. 

Mit Blick auf die in diesem Band versammelten Forschungsrichtungen stellen 
sich in einem ersten Themenfeld u. a. die folgenden Fragen: 

Wie manifestieren sich empirisch beobachtbare Krisenphänomene demokra¬ 
tiepolitisch, sozial-ökonomisch und kulturell? Wie werden Krisenursachen- und 
folgen in den öffentlichen Räumen - national und transnational - kommuniziert? 
Wie verändern Krisendiskurse die (Selbst-)Beschreibungen des EU-Systems? 
Und wie wirken diese Faktoren auf die kollektiven europäischen Identitätsbil¬ 
dungsprozesse? Welche ZukunftsSzenarien sind denkbar, wenn schon vor der 
jüngsten Krisenphase die rasante EU-Erweiterung und die mit der Währungs¬ 
union vollzogene Vertiefung dazu geführt haben, dass „die Entwicklung der 
Europäischen Union den Voraussetzungen ihres künftigen Erfolgs und den Bedin¬ 
gungen ihrer Bestands Sicherung teilweise vorausgeeilt“ ist (Kaina 2009, S. 209)? 
Diese müssen sich „zu einem Teil erst noch in langfristigen und unkalkulierbaren 
Prozessen supranationaler kollektiver Identitätsbildungsprozesse entwickeln; zu 
einem anderen Teil müssen sich diese Voraussetzungen in einem für die Bevölke¬ 
rungsakzeptanz und die Problemlösungsfähigkeit der EU ebenso schwierigen wie 
unsicheren Umfeld bewähren“ (Kaina 2009, S. 209). 

Diese Fragen zum Krisengeschehen und zum Krisendiskurs werden in ver¬ 
schieden Beiträgen dieses Bandes aufgegriffen. Dabei kommen theoretisch, empi¬ 
risch und normativ unterschiedliche Deutungsmuster zum Tragen. Dies ist aus 
mehreren Gründen erwünscht und konzeptionelle Grundlage des Bandes: 

Die Analyse der europäischen Krisenprozesse stellt [...] viele der gängigen Instru¬ 
mente, Konzepte und Untersuchungswerkzeuge auf eine harte Belastungsprobe. 
Zum einen lassen sich die Krisenphänomene nicht so leicht fassen, weil sie sich 
wiederholt verlagert und auch überlagert haben. [...] Zum anderen wird über die 
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Relevanz und den Charakter der Krisen in den öffentlichen Debatten selbst mitunter 
heftig gestritten. Das heißt, Krisen stellen nicht einfach ein externes Datum dar, son¬ 
dern sind selbst immer auch ein Feld diskursiver gesellschaftlicher Auseinanderset¬ 
zungen (Bieling und Buhr 2015, S. 19). 

In Politik und Wissenschaft werden als prima causa oder als Verursachungs¬ 
kette der Euro-Krise u. a. die folgenden Entwicklungen angeführt: Fehlent¬ 
wicklungen unregulierter globaler Finanzmärkte als Erbe der neoliberalen Ära, 
makro-ökonomische Ungleichgewichte in der Euro-Zone, gravierende Mängel 
im institutioneilen Design der Wirtschafts- und Währungsunion, das Ausufern 
chronischer Schuldenlasten der Staaten, politische Systemdefekte und die Miss¬ 
achtung der Maastricht-Regeln durch einzelne EU-Mitgliedstaaten. 

Weniger strittig sind die krisenbedingten demokratiepolitischen Entwick¬ 
lungen, etwa die Beobachtung, dass das bisherige Euro-Krisenmanagement 
innerhalb der Machtarchitektur der EU technokratische, hegemoniale und inter- 
gouvemementale Politikmuster zulasten demokratisch-parlamentarischer Prinzi¬ 
pien und Gemeinschaftsmethoden verstärkt hat. Fortschritte, die der im Dezember 
2009 in Kraft getretene EU-Reformvertrag im Bereich einer „Demokratisierung 
durch Parlamentarisierung“ erbracht hat - also die Stärkung der Mitentschei¬ 
dungsrechte des Europäischen Parlaments (EP) und der nationalen Parlamente als 
„Subsidiaritätswächter“ -, sind auf diese Weise unterhöhlt worden. Mithin haben 
die Krisenprozesse das grundlegende Spannungsfeld zwischen „transnationaler 
Demokratie und postdemokratischem Exekutivföderalismus“ (Habermas 2011, 
S. 48 ff.), das die institutioneile Architektur der EU seit geraumer Zeit kennzeich¬ 
net, zulasten des ersteren Prinzips verschoben (Platzer 2012). 

Weithin einig ist man sich darüber, dass die Krisenprozesse im EU-Integra¬ 
tionsraum ihre tiefen sozial- und arbeitspolitischen Spuren in Gestalt gewachsener 
(Jugend-)Arbeitslosigkeit, Armut und sozialer Ungleichheit hinterlassen haben 
(siehe dazu EU-Kommission 2013; zur sozial-ökonomischen Divergenz Kohl 
2013). Und dass jenseits einer länderübergreifenden Krisendynamik die länder¬ 
spezifischen Verlaufsmuster und sozialen Folgen sehr unterschiedlich sind: Wäh¬ 
rend die Länder des west- und nordeuropäischen Zentrums die Krise moderieren 
und bis dato ein Stück weit bewältigen konnten, hat der Krisenverlauf im Süden 
der EU und in einigen mittel- und osteuropäischen Ländern dramatische arbeits- 
und sozialpolitische Probleme hervorgerufen, deren Lösung noch aussteht. 

Was diese demokratiepolitischen und sozial-ökonomischen Entwicklungen für 
die Zukunft des Integrationsprojekts insgesamt bedeuten, lässt sich zum gegen¬ 
wärtigen Zeitpunkt nur tentativ diskutieren. Sicher ist allenfalls, dass die Dau¬ 
eraufgabe der Integration, die darin besteht, ein je nationales „Wir“ mit einem 
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gemeinschaftlichen zu vermitteln und inner- wie zwischenstaatlich unterschied¬ 
liche Interessen mit Blick auf den Integrationsverbund auszutarieren, zugleich 
anspruchsvoller und schwieriger geworden ist: anspruchsvoller, weil neue Quali¬ 
täten zwischenstaatlicher Haftung und wechselseitiger Verwundbarkeit entstanden 
sind, die neue transnationale Solidaritätsanforderungen stellen; schwieriger, weil 
die Krise nationale Souveränitätsreflexe und zentrifugale Tendenzen verstärkt. 

Rechtsextremismus und Rechtspopulismus in Deutschland 

Im zweiten Themenfeld dieses Bandes, das in der Rechtsextremismus- und 
Rechtspopulismusforschung angesiedelt ist, gilt es eine Reihe neuer Entwicklun¬ 
gen empirisch zu erfassen und theoretisch zu reflektieren, die ebenfalls durch die 
Krisenprozesse befördert wurden: Die Entwicklungen der letzten Jahre stellten 
(und stellen) die sozialwissenschaftliche Forschung zum Rechtsextremismus und 
Rechtspopulismus vor neue Herausforderungen. 

Die extreme Rechte galt lange als ein Phänomen, das an den gesellschaftli¬ 
chen Rändern angesiedelt war. So argumentierten die Kölner Soziologen Erwin 
Scheuch und Hans D. Klingemann (1969, S. 13) in ihrem Aufsatz „Theorie des 
Rechtsradikalismus in westlichen Industriegesellschaften“, das politische Phäno¬ 
men des Rechtsradikalismus sei eine normale Pathologie von freiheitlichen Indus¬ 
triegesellschaften. Letztlich müsse man sich damit abfinden, dass im Zuge eines 
Industrialisierungsprozesses einige Bevölkerungsgruppen sozio-ökonomisch mar- 
ginalisiert und eine Affinität zur extremen Rechten entwickeln würden. 

Ihren parteiförmigen Ausdruck fand die bundesdeutsche extreme Rechte der 
Nachkriegszeit in Gestalt der NPD. 1964 gegründet, konnte sie in der zweiten 
Hälfte der 1960er Jahre zahlreiche Wahlerfolge erzielen und in sieben Landtage 
einziehen (1966: Hessen und Bayern, 1967: Bremen, Rheinland-Pfalz, Nieder¬ 
sachsen und Schleswig-Holstein, 1968: Baden-Württemberg). Nachdem sie jedoch 
bei den Bundestagswahlen 1969 knapp an der Fünf-Prozent-Hürde scheiterte, 
wurde sie zu einer quantite negligable im bundesdeutschen Parteienspektrum. 

Ende der 1980er Jahre und im Verlaufe der 1990er Jahre machte eine weitere 
Rechtsaußenpartei von sich reden: Mit den REPublikanem betrat eine Neugründung 
die politische Bühne, die bereits 1989 bei den Wahlen zum Berliner Abgeordneten¬ 
haus mit 7,5 % und bei den Wahlen zum Europaparlament mit 7,1 % beachtliche 
Erfolge verbuchen konnten. In den folgenden Jahren zogen die REPublikaner zwei¬ 
mal in den baden-württembergischen Landtag ein (1992 mit 10,9 % und 1996 mit 
9,1 % der Wählerstimmen). Auch auf kommunaler Ebene waren sie vertreten und 
stellten 2005 insgesamt 180 Mandatsträger/innen in 95 Städten und Landkreisen. 

Im Europaparlament schlossen sich die Abgeordneten der REPublikaner mit 
Vertretern des französischen Front National und des belgischen Vlaams Blök 
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zusammen. Mit ihrer Namensgebung „Technische Fraktion der Europäischen 
Rechten“ signalisierten sie, dass es in der Fraktionsarbeit weniger um inhaltliche 
Gemeinsamkeiten ging als darum, in finanzieller Hinsicht vom Fraktionsstatus zu 
profitieren. In dieser Fraktion kam es erstmals zu einer engeren Zusammenarbeit 
von deutschen und französischen Rechtsaußenparteien im ER Auch wenn es zwi¬ 
schen dem Front National und den REPublikanem zu Kontroversen in Bezug auf 
die Zusammenarbeit mit dem italienischen MSI und hinsichtlich der Südtirol-Frage 
kam, so kooperierten die französischen, belgischen und deutschen Parlamentarier/ 
innen dennoch auf technischer Ebene miteinander (Osterhoff 1997, S. 199 ff.). 

Es folgten Neugründungen wie der von Manfred Brunner ins Leben gerufene 
Bund Freier Bürger - Offensive für Deutschland. Die Freiheitlichen (1994-2000), 
die von Ronald Schill aus der Taufe gehobene Partei Rechts staatlicher Offensive 
(2000-2007) sowie die von Rene Stadtkewitz initiierte Bürgerrechtspartei für 
mehr Freiheit und Demokratie - Die Freiheit (2010 ff.). Im Wesentlichen han¬ 
delte es sich um rechtspopulistische Kleinparteien, die sich an der österreichi¬ 
schen FPÖ oder an der niederländischen PW orientierten, kurzzeitig Strohfeuer 
entfachten und schnell wieder an Bedeutung verloren. 

Mit den sogenannten Pro-Parteien betraten seit 1996 politische Organisationen 
das politische Parkett, die sehr gezielt darum bemüht waren, sich ein positives 
Image zu geben. Durch ihre Namensgebung wollten sie sich von den traditio¬ 
nellen Parteien der extremen Rechten positiv abheben. Beginnend mit Pro Köln 
traten Pro NRW und schließlich auch Pro Deutschland bei den Wahlen an und 
konnten in bestimmten Regionen durchaus Erfolge erzielen. Im Zentrum dieser 
Pro-Bewegungen stand die Absage an den Bau von Moscheen und generell eine 
Ablehnung der Sichtbarkeit von Muslimen und des Islams in deutschen Städten 
und ländlichen Regionen. Teile der Pro-Bewegungen schlossen sich der Partei 
Die Freiheit an (Häusler 2008). 

Die im Februar 2013 gegründete Partei Alternative für Deutschland (AfD) 
bediente sich des ebenfalls positiv konnotierten Begriffs „Alternative“. Diese 
Parteigründung, deren soziale Netzwerke eng mit neoliberalen Think Tanks ver¬ 
knüpft waren (Plehwe und Schlögl 2014), ging zunächst von Ökonomen aus, die 
der AfD einen neoliberal-marktradikalen Kurs verliehen und sie in erster Linie als 
EU-kritische Partei verstanden wissen wollten. Von Beginn an versammelten sich 
unter dem Dach der AfD aber unterschiedliche politische Strömungen: Neben der 
neoliberal-marktliberalen Strömung um Bernd Lucke und Hans-Olaf Henkel fan¬ 
den sich auch eine nationalkonservative und eine rechtspopulistische (wobei die 
Grenzen zwischen diesen Richtungen durchaus fließend sind) (Häusler 2016). 

Mit dem Parteitag im Juni 2015 vollzog sich nicht nur ein Wechsel an der 
Führungsspitze (Rücktritt von Bernd Lucke und Konrad Adam und Übernahme 
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des Parteivorsitzes durch Frauke Petry und Jörg Meuthen), sondern auch ein 
politischer Richtungswechsel. Fortan dominierten die nationalkonservativen 
und rechtspopulistischen/rechtsextremen Kräfte innerhalb der AfD. Mittlerweile 
ist die Partei in zehn Landesparlamenten vertreten und hat - verglichen mit den 
Wahlergebnissen der NPD in den 1960er Jahren - einen außerordentlich hohen 
Anteil von Wählerinnen und Wählern mobilisieren können. So wurde die AfD 
bei den Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus z. B. im Bezirk Marzahn-Hel¬ 
lersdorf von einem Viertel aller Wähler/innen gewählt (26,6 %). Bei den Land¬ 
tagswahlen in Mecklenburg-Vorpommern erzielte sie noch höhere Ergebnisse. Im 
Wahlkreis Vorpommern-Greifswald III erhielt sie sogar ein Drittel der Stimmen. 
Es ist also davon auszugehen, dass es sich bei der AfD keineswegs um eine vor¬ 
übergehende Erscheinung handelt, die innerhalb kürzester Zeit wieder aus dem 
Parteienspektrum verschwunden sein wird. Im Gegenteil: Wir müssen uns darauf 
einstellen, dass sich diese Kraft vorerst im Parteienspektrum verankern und die 
Politik mitbestimmen wird - auch in ihrer Rolle als politische Opposition. 

Die Wahlerfolge der AfD und die rechte Bürgerbewegung Pegida haben dazu 
beigetragen, dass das Phänomen Rechtspopulismus in Deutschland ernst genom¬ 
men wird und immer häufiger Gegenstand empirischer Untersuchungen ist 
(Hentges 2016a). Die repräsentative Studie „Fragile Mitte“ von Forschem der Uni¬ 
versität Bielefeld, die 2014 veröffentlicht wurde, konnte bereits die Verbreitung des 
Rechtspopulismus in Deutschland nach weisen (Zick et al. 2014). Dabei wurden fol¬ 
gende Einstellungen als „mögliche Versatzstücke von Rechtspopulismus“ erfasst: 
„Elemente von gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit wie Fremdenfeindlich¬ 
keit, Antisemitismus, die Abwertung von Muslimen, Roma und Asylsuchenden, dar¬ 
über hinaus auch Sexismus und Homophobie, Law-and-Order-Autoritarismus und 
Misstrauen gegenüber Demokratie sowohl in ihrer Form der allgemeinen System¬ 
kritik als auch in Form der Elitenschelte gegenüber Politikern“ (Küpper et al. 2015, 
S. 28). Berücksichtigt wurden des Weiteren „Nationalismus in Form des Natio¬ 
nalstolzes“ und eine „negative Haltung zur Europäischen Union“ (Küpper etal. 
2015, S. 28). Auf Basis dieser verschiedenen Elemente kam das Forscherteam zu 
dem Ergebnis, dass 2014 ca. 42 % der Deutschen rechtspopulistische Einstellungen 
hatten. Bei mnd 20 % der Befragten ließ sich sogar eine „ganz deutliche rechtspo¬ 
pulistische Haltung“ nach weisen. Am stärksten verbreitet war der Rechtspopulis¬ 
mus in der Gmppe der über 60-Jährigen (52 %), gefolgt von der Gruppe der 16- bis 
30-Jährigen (39 %). Bei den weiblichen Befragten ließ sich eine höhere Verbrei¬ 
tung rechtspopulistischer Einstellungen nachweisen als bei den männlichen (45 % 
bei Frauen, 38 % bei Männern). Deutlich wurde auch, dass rechtspopulistische 
Tendenzen mit dem Bildungsniveau korrelieren: Menschen mit einem niedrigen 
Bildungsgrad wiesen mit 55 % die stärkste rechtspopulistische Tendenz auf, 
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gefolgt von Menschen mit einem mittleren Bildungsniveau (45 %). In der Gruppe 
der Befragten mit einem hohen Bildungsniveau zeigte immerhin jede/r Fünfte eine 
rechtsextreme Einstellung (Küpper et al. 2015, S. 41). 

In Bezug auf Pegida und AfD bedeutet dies, dass starke Tendenzen in Rich¬ 
tung Rechtspopulismus bereits empirisch erhoben wurden, bevor die rechte Bür¬ 
gerbewegung die politische Bühne betrat und das Medieninteresse auf sich zog. 
Bei den Europawahlen 2014 konnte die AfD dann einen Stimmenanteil von 7 % 
erzielen. Die Euro-Skeptiker feierten ein „phänomenales Ergebnis“ (Bender 
2014), das in den folgenden Jahren noch weit übertroffen werden sollte. 

Die aktuelle Studie „Enthemmte Mitte“ macht deutlich, dass es erkenn¬ 
bare Anstiege bei der Befürwortung einer rechtsautoritären Diktatur (von 3,6 % 
auf 5 %) und beim Chauvinismus (von 13,6 % auf 17,4 %) sowie bei der Aus¬ 
länderfeindlichkeit gibt (von 18,1 % auf 20,4 %), wobei diese Zunahmen in 
den westlichen Bundesländern stärker ausfallen. Dabei gingen die „klassischen 
Einstellungsdimensionen des Rechtsextremismus (Antisemitismus, Sozialdar¬ 
winismus, Verharmlosung des NS) [...] weiter zurück, die rechtspopulistisch 
angesprochenen nahmen zu“ (Kahrs 2016, S. 1). Zugleich kann man beobachten, 
dass die Werte unter denen liegen, die in Studien der Jahre 2010 bis 2012 erho¬ 
ben worden sind (Kahrs 2016). Vergleichs Studien lassen deutlich werden, dass 
AfD-Wähler/innen und Pegida-Sympathisant/innen in einem höheren Maße den 
rechtspopulistischen bzw. rechtsextremen Einstellungsdimensionen zustimmen, 
was ja nicht verwunderlich ist (Hentges 2016b). Insofern lässt sich festhalten, 
dass es nicht in erster Linie um einen massiven Anstieg des Phänomens der grup¬ 
penbezogenen Menschenfeindlichkeit geht oder um einen Anstieg der klassischen 
Einstellungsdimensionen des Rechtsextremismus, sondern dass sich - ausgehend 
von einem hohen Niveau der Zustimmung zu rechtspopulistischen Statements - 
Verschiebungen ergeben haben: weg von einem offenen Rechtsextremismus hin 
zu einem subtileren Rechtspopulismus. 

Die offiziell auf dem Berliner Parteitag im April 2013 gegründete Alternative 
für Deutschland entstand keineswegs aus dem Nichts. Sie ging vielmehr aus For¬ 
mationen wie dem Bund freier Bürger hervor, der Friedrich A. von Hayek Gesell¬ 
schaft, der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft, dem Bündnis Bürgerwille, der 
Wahlaltemative 2013 und dem von Beatrix von Storch initiierten Netzwerk Zivile 
Koalition (Decker 2016; vgl. auch Plehwe 2016; Plehwe und Schlögl 2014). 

Die Initiatoren der AfD kamen vorwiegend aus der CDU oder der FDP. So 
blickte Alexander Gauland auf 40 Jahre Mitgliedschaft in der CDU zurück, als 
er der AfD beitrat, und Hans-Olaf Henkel unterstützte die FDP bzw. die Freien 
Wähler, bevor er 2015 stellvertretender Sprecher der AfD wurde und im selben 
Jahr für die AfD in das Europaparlament einzog. Unter den Initiatoren der AfD 


jycamus75@yahoo.fr 



10 


G. Hentges und H.-W. Platzer 


finden sich auch einflussreiche Journalisten. So war Konrad Adam von 1979 bis 
2000 Feuilletonredakteur der Frankfurter Allgemeinen Zeitung und bis 2007 
Chefkorrespondent und Kolumnist der Tageszeitung Die Welt, bevor er 2013 
Bundesvorsitzender der AfD wurde. 

Anfangs zeichnete sich die AfD dadurch aus, dass sie dem Euro und der 
Vertiefung der europäischen Integration eine Absage erteilte. Insofern prä¬ 
sentierte sich die AfD als Anti-Euro- und Anti-EU-Partei am rechten Rand des 
Parteienspektrums - zunächst ohne explizite positive Bezugnahme auf den bun¬ 
desdeutschen oder europäischen Rechtsextremismus. Mit dem Wechsel an der 
Führungsspitze - dem Rücktritt von Bernd Lucke und Hans-Olaf Henkel und der 
Übernahme der Parteiführung durch Frauke Petry und Jörg Meuthen - änderte 
sich die politische Ausrichtung der Partei. Sie verabschiedete sich von der politi¬ 
schen Stoßrichtung gegen Euro und EU und fokussierte die Ablehnung des Islam 
sowie einer humanen Flüchtlingspolitik und warnte vor Überfremdung. 

In der Auswertung der Wahl zum Berliner Abgeordnetenhaus (18.9.2016) 
konnte man feststellen, dass die AfD insbesondere in der Gruppe der 45- bis 
59-jährigen Männer viele Wähler fand: Jeder fünfte Mann (21 %) dieser Alters¬ 
gruppe votierte für die AfD. In einem noch stärkeren Maße stieß die AfD inner¬ 
halb der Berufsgruppe der Arbeiter/innen auf Resonanz: Jede/r Vierte wählte 
die AfD. Unter den Beamt/innen waren es 16 % und bei den Angestellten und 
Selbstständigen jeweils 12 %, die ihre Stimme der AfD gaben (Forschungsgruppe 
Wahlen 2016a, S. 2). Auch wenn die AfD innerhalb der Arbeiterschaft mit einer 
breiten Unterstützung rechnen kann, wäre es falsch, sie als Arbeiterpartei zu 
bezeichnen, denn auch in anderen Berufsgruppen (Beamte, Angestellte, Selbst¬ 
ständige) verfügt sie über eine solide Wählerbasis. 

Die Ursachen können hier nur stichwortartig skizziert werden. Die multiple 
Wirtschafts- und Finanzkrise geht damit einher, dass Menschen Erfahrungen von 
sozialer Ausgrenzung machen - sei es in Form von länger andauernder Arbeitslo¬ 
sigkeit, durch den Verlust des Arbeitsplatzes, durch die Erfahrung, von Hartz IV 
leben zu müssen - oder dass sie die Angst vor einem sozialen Abstieg beunruhigt. 
Diese Erfahrungen werden unterschiedlich verarbeitet. Sie können - müssen aber 
nicht - dazu führen, dass sich Menschen den Parteien des rechten Spektrum 
zu wenden. Parteien wie die AfD versuchen gezielt jene Menschen, die gesell¬ 
schaftliche Marginalisierung erfahren, für sich zu gewinnen, indem sie deren 
Aggressionen im Sinne eines double closure 1 sowohl nach oben als auch nach 


Tn Anlehnung an Max Weber sprechen einige Autoren von double closure. Vgl. Keller 
1992; Papuschek et al. 2008, S. 236. 
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unten richten: gegen das Establishment einerseits, gegen die „Anderen“ (Flücht¬ 
linge, Sinti und Roma, Migrantinnen und Migranten, Homosexuelle etc.) anderer¬ 
seits. Nicht zuletzt kann auch ein Mangel an Anerkennung dazu führen, dass 
Parteien am rechten Rand des politischen Spektrums große Erfolge verbuchen, 
weil sie auf der Klaviatur der entsprechenden Ressentiments spielen - verbunden 
mit dem Versprechen, marginalisierten Menschen ihre Würde zurückzugeben 
(Honneth 2011; Hentges 2017). 

Das von Colin Crouch (2008) als „Postdemokratie“ charakterisierte Phänomen 
hinterlässt seine Spuren in den politischen Einstellungen, Meinungen und beim 
Wahl verhalten. In Zeiten einer „Krise der politischen Repräsentation“ (Vester 
2016) erleiden Parteien einen Vertrauens Verlust und verlieren an Bindungskraft. 
Unter solchen Voraussetzungen können neue Parteien mit Aussicht auf Erfolg 
kandidieren: Bei den Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus im September 
2016 beispielsweise gelang es insgesamt sechs Parteien, die Fünf-Prozent-Hürde 
zu überspringen und in das Berliner Parlament einzuziehen. Stärkste Partei und 
damit Wahlsieger wurde die SPD - allerdings mit dem historisch niedrigsten 
Ergebnis von nur 21,6 % der Stimmen. Von den AfD-Wähler/innen wollten mehr 
als die Hälfte mit ihrem Votum den alten Parteien einen Denkzettel verpassen, nur 
44 % von ihnen wählten die Alternative für Deutschland wegen ihrer politischen 
Forderungen (Forschungsgruppe Wahlen 2016b). Die Ergebnisse der Wahlfor¬ 
schung zeigen also, dass die Erfolge der AfD vor dem Hintergrund der Repräsen¬ 
tationskrise zu deuten sind. 

Rechtsaußenparteien in den Nachbarländern 

Richten wir unseren Blick auf die europäischen Nachbarstaaten, so wird deutlich, 
dass sich in der Bundesrepublik Deutschland derzeit eine nachholende Entwick¬ 
lung vollzieht. So erzielten Rechtsaußenparteien bei den Europawahlen 2014 
besorgniserregend hohe Wahlerfolge; zugleich erleben wir eine enorme Ausdif¬ 
ferenzierung dieses politischen Spektrums. Im Europäischen Parlament (EP) 
umfasst es laut Richard Stöss 

• die systemfeindlichen rechtsextremen Parteien NPD aus Deutschland (1), 
Chrysi Avgi/Goldene Morgenröte (XA) aus Griechenland (3) und Jobbik (3) 
aus Ungarn; 

• die systemkonformen bzw. systemkritischen rechtsextremen Parteien Dansk 
Folkeparti (DF)/Dänische Volkspartei (4), Front National (FN) (24), FPÖ (4), 
Lega Nord aus Italien (5), Perussuomalaiset (PS oder PERUS)/Die Finnen (2), 
Partij voor de Vrijheid (PVV)/Partei für die Freiheit aus den Niederlanden (4), 
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Sverigedemokraterna (SD)/Schwedendemokraten (2) und Vlaams Belang/Flä¬ 
mische Interessen aus Belgien (1); 

• die rechtskonservativen bzw. nationalkonservativen Parteien AfD (7), Anexar- 
titi Ellines (ANEL)/Unabhängige Griechen (1), Balgarija bes zensura (BBZ)/ 
Bulgarien ohne Zensur (2), Kongres Nowej Prawicy (KNP)/Kongress der 
Neuen Rechten aus Polen (4), Nacionälä apvienlba (NA)/Nationale Verei¬ 
nigung aus Lettland (1), Strana svobodnych obcanü (SSO)/Partei der freien 
Bürger aus Tschechien (1), Tvarka ir teisingumas (TT)/Ordnung und Gerech¬ 
tigkeit aus Litauen (2) und UK Independent Party (UKIP)/Partei für die Unab¬ 
hängigkeit des Vereinigten Königreichs aus Großbritannien (24) (Stöss 2014, 
S. 25 f.). 

Die heterogene Gruppe der Rechtsaußenparteien umfasst somit 19 Parteien aus 
17 EU-Staaten, die über insgesamt 95 Mandate im Europäischen Parlament ver¬ 
fügen. Diese Zusammenstellung lässt deutlich werden, dass wir es nicht nur mit 
einem komplexen, sondern auch mit einem recht heterogenen Phänomen zu tun 
haben. 

Die 19 Rechtsaußenparteien ließen sich noch um jene Parteien des national¬ 
konservativen Spektrums ergänzen, die durchaus auf der rechtspopulistischen 
Klaviatur spielen, um sich eine Massenlegitimation zu sichern, wie z. B. die pol¬ 
nische Partei Recht und Gerechtigkeit (PiS) oder die ungarische Fidesz (Unga¬ 
rischer Bürgerbund). Diese beiden Parteien lassen deutlich werden, dass die 
Grenzziehung zwischen Rechtsaußenparteien und etablierten Parteien der bürger¬ 
lichen Mitte zunehmend schwieriger geworden ist. 

Wellen und Varianten des Rechtspopulismus 

Wenn wir uns die Entwicklung des (Rechts-)Populismus in einer längeren his¬ 
torischen Perspektive anschauen, so wird deutlich, dass sich sein Aufstieg nicht 
linear, sondern wellenförmig vollzogen hat. Insgesamt haben wir es mit insge¬ 
samt vier Wellen zu tun. 

Die erste datiert Karin Priester auf das beginnende 20. Jahrhundert, als 
populistische Bewegungen aufkamen, die in den 1920er und 1930er Jahren 
wirkungsmächtig wurden. Es handelte sich um bäuerliche und „klein- und bil¬ 
dungsbürgerliche, antimodemistische Protestbewegungen wie die deutschen 
Völkischen“, die - auf der Suche nach „alternativen Wegen in die Moderne“ - 
Affinitäten zu faschistischen Bewegungen und Parteien ausbildeten (Priester 2012, 
S. 230). Die zweite Welle vollzog sich nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs. 
Ende der 1940er und Anfang der 195Oer-Jahre entwickelte sich in Frankreich 
die poujadistische Bewegung als „liberalkonservative Mittelstandsbewegung“ 
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(Priester 2012, S. 231). Die dritte begann mit der Gründung der Schweizerischen 
Volkspartei (1971), gefolgt von der Gründung des Front National (1972) und der 
sogenannten Fortschrittsparteien als Anti-Steuerparteien in Skandinavien (Däni¬ 
sche Fortschrittspartei 1972, Norwegische Fortschrittspartei 1973). Schließlich 
gründete sich Ende der 70er Jahre der Vlaams Bloc (1979) in Belgien. Die vierte 
populistische Welle in den 1990er-Jahren kann, so Karin Priester, als „Reaktion 
auf die modernisierende Politik der EU, die Anfang der 1990er-Jahre weitere 
Schritte zur europäischen Integration einleitete,“ interpretiert werden (Priester 
2012, S. 234). Mit dem Vertrag von Maastricht (1992) und den Kopenhagener 
Kriterien (1993) lagen Vertrags werke vor, die den Prozess der Integration inten¬ 
sivierten. Im Zuge dieser vierten populistischen Welle wurden u. a die britischen 
UKIP (1993), die Schwedendemokraten (1988 bzw. 1995) und die Wahren Finnen 
(1995) gegründet (Priester 2012, S. 230 f.). 

Die populistischen Wellen gingen immer mit einem populistischen Moment 
einher, welches sich durch eine „drohende [n] Verkrustung der Systeme“, die 
„Phantasielosigkeit der Etablierten“ und eine „notwendige [n] Erneuerung“ aus¬ 
zeichnet (Puhle 1986, zit. nach Priester 2012, S. 16). Befördert wird es durch die 
Tendenz „entideologisierter Volksparteien zu Kooperation, Konkordanz und Inte¬ 
ressenausgleich“, durch die Alternativlosigkeit großer Koalitionen oder - wie dies 
lange in Italien der Fall war - durch die Alleinherrschaft der Christdemokraten 
bei gleichzeitiger Ausgrenzung der kommunistischen Opposition als angeblich 
nicht regierungsfähig. Populistische gegen den Staat gerichtete Revolten verfügen 
nicht über eine in sich geschlossene Programmatik oder Ideologie; Populismus 
ist, so Priester, eher ein „Resonanzboden“, der durch unterschiedliche Probleme 
zum Schwingen gebracht wird und eskalieren kann, sei es durch Fragen der 
Besteuerung, der Einwanderung, Korruption, Bürokratie etc. (Puhle 1986, zit. 
nach Priester 2012, S. 16). 

Obwohl es keine in sich geschlossene konsistente Doktrin des Rechtspopu¬ 
lismus gibt, lassen sich dennoch zentrale Felder erkennen, die sich immer wie¬ 
der in rechtspopulistischen Diskursen finden. Folgt man der Argumentation von 
Christoph Butterwegge, so lassen sich innerhalb des Rechtspopulismus vier 
Grundvarianten unterscheiden: Sozialpopulismus, Kriminalpopulismus, National¬ 
populismus und Radikalpopulismus. 

Von Sozialpopulismus wäre dann zu sprechen, wenn die „Kritik an einem ver¬ 
meintlich überbordenden [...] Wohlfahrtsstaat im Mittelpunkt der Propaganda 
einer Rechtspartei steht“ (Butterwegge 2008, S. 43). Politische Akteur/innen des 
rechten Spektrums bedienen sich hier des Sozialneids gegenüber noch Ärmeren, 
gegenüber den angeblich faulen oder arbeitsscheuen Erwerbslosen oder Hartz-IV- 
Empfänger/innen, gegenüber Migrant/innen und Flüchtlingen. 
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Von Kriminalpopulismus ist dann die Rede, wenn rechte Bewegungen oder 
Parteien vehement mehr Härte bei der Bekämpfung von Kriminalität fordern. 
Häufig richten sich diese Diskurse gegen Drogenabhängige, Bettler/innen, Sexu¬ 
alstraftäter, derzeit auch gegen Schlepper. Hier wird, so Butterwegge, ein Szena¬ 
rio der „permanenten Bedrohung“ aufgebaut, um die „anständigen Bürger“ gegen 
den „gesellschaftlichen Abschaum“ zu mobilisieren (Butterwegge 2008, S. 44). 

Von Nationalpopulismus kann dann gesprochen werden, wenn der staatliche 
Innen-Außen-Gegensatz im Vordergrund steht bzw. immer wieder behauptet wird, 
die Zu wander/innen kämen in den Genuss einer privilegierten Behandlung - bei 
gleichzeitiger Vernachlässigung der einheimischen Bevölkerung. Im Nationalpo¬ 
pulismus geht es bei der Wahrnehmung vor allem um ein „Innen“ und „Außen“, 
um die „Wir-Gruppe“ und „die Anderen“, um die „Eigenen“ und die „Fremden“, 
sodass die gesellschaftlichen Konfliktlinien nicht mehr als sozioökonomische, 
sondern als kulturelle interpretiert werden. Nationalpopulismus ist demnach eng 
verknüpft mit der Ethnisierung der sozialen Frage. Ins Fadenkreuz der national¬ 
populistischen Diskurse geraten Muslime, Flüchtlinge, Migrant/innen, sogenannte 
Illegale, aber auch (Spät-) Aus siedler/innen. 

Wenn rechte Bewegungen oder Parteien - ausgehend von der politischen 
Entfremdung großer Teile der Bevölkerung - die „Systemfrage“ stellen und die 
Demokratie als „Postdemokratie“ charakterisieren (wie dies z. B. bei Tatjana Fes¬ 
terling der Fall ist, vgl. Hentges 2016b), so kann von einem Radikalpopulismus 
gesprochen werden. Die harsche Kritik am Establishment, an den politischen und 
wirtschaftlichen Eliten, an Korruption und Fobbyismus, die Kritik an der reprä¬ 
sentativen Demokratie, am Mangel an Transparenz und politischer Partizipation - 
all das ist ja nicht aus der Fuft gegriffen, sondern rekurriert auf reale Missstände. 
Dennoch: „Radikalpopulismus ist die falsche Antwort auf ein reales Problem“ 
(Butterwegge 2008, S. 45). 

Als zentrales Merkmal ist dabei festzuhalten, dass sich rechtspopulistische 
Akteur/innen im Sinne eines double closure gleichermaßen nach oben und nach 
unten abgrenzen: Nach oben erfolgt die Abgrenzung gegenüber dem Establish¬ 
ment, den politischen und wirtschaftlichen Eliten und den Medien, die mitunter 
als „Fügenpresse“ denunziert werden; die Abgrenzung nach unten bzw. gegen¬ 
über den „Anderen“ zielt auf marginalisierte Gruppen, seien es Ausländer/innen, 
Migrant/innen, Muslime, Geflüchtete, Sinti und Roma, Homosexuelle, Jüdinnen 
und Juden, Hartz-IV-Empfänger/innen, Obdachlose und andere. 

Ruth Wodak verweist auf drei zentrale Konzepte des Rechtspopulismus, 
die sich herausschälen: Im Zentrum der rechtspopulistischen Diskurse steht 
zumeist „das Volk“, das im Sinne eines Ethnos als homogene Gemeinschaft 
konzipiert wird. Rechtspopulist/innen deklamieren wiederholt die Aussage 
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„Alle Macht geht vom Volke aus“ und verweisen damit auf das Volk als Sou¬ 
verän. Slogans wie „Wir sind ein Volk“, wie sie im Umfeld von Pegida zu 
hören sind, implizieren zugleich: „Nur wir vertreten das Volk“ (Müller 2016, 
S. 44; Wodak 2016, S. 43 f.). Insofern erheben die politischen Akteur/innen 
des rechtspopulistischen Spektrums einen „Alleinvertretungsanspruch“, der mit 
einem „dezidierten Antipluralismus“ einhergeht (Müller 2016, S. 66). Zugleich 
wird das eigene Volk gegen andere Völker ausgespielt. Dies kommt zum Aus¬ 
druck in Slogans wie „Les Frangais d’abord“ (Front National), „Eigen volk 
eerst“ (PW und Vlaams Belang) oder „Deutschland den Deutschen“ (NPD). 

In rechtspopulistischen Diskursen spielen Begriffe wie Heimat, Vaterland, 
Kernland eine zentrale Rolle. Das „Kernland“ richtet sich gegen „die Anderen“ - 
einerseits gegen Eliten, andererseits gegen marginalisierte Gruppen. Populismus 
kann, so Wodak (2016, S. 44), auch „mit einer Nähe oder Distanz erzeugenden 
Dynamik“, verbunden werden, welche eine „antagonistische Beziehung“ zwi¬ 
schen „dem Volk“ und den Eliten, den (vermeintlich) gefährlichen „Anderen“ 
schafft, also Distanz zu den „Anderen“ und Nähe zum „Volk“ aufbaut. 

Abgesehen von den offen systemfeindlichen rechtsextremen Parteien in 
Ungarn, Griechenland und Deutschland werden die anderen Rechtsaußenparteien 
häufig als rechtspopulistisch bezeichnet, so vor allem die britische UKIP, die 
deutsche AfD, die österreichische FPÖ, die niederländische PW, die Dänische 
Volkspartei, die Schwedendemokraten und Die Finnen. Derzeit sorgen vor allem 
die UKIP aufgrund des Brexits und die AfD aufgrund ihrer Wahlerfolge bei den 
Landtags wählen des Jahres 2016 für Schlagzeilen und haben für die Rechtspopu¬ 
lismus-Forschung an Bedeutung gewonnen. 

Thematisch ist rechtspopulistischen Parteien bei allen Unterschieden gemein¬ 
sam, dass sie die nationale Identität ihres jeweiligen Landes stärken wollen. Sie 
treten für die Rückgewinnung nationalstaatlicher Souveränität und dafür ein, dass 
supranationale Organisationen an Macht verlieren und der souveräne National¬ 
staat wieder an Macht und Einfluss gewinnt. Diese Forderung nach einem Rück¬ 
bau des europäischen Integrationsprozesses findet sich in der einen oder andern 
Spielart in allen Rechtsaußenparteien und -Bewegungen. Durch das Brexit- 
Votum, das stark von den Themen Migration und nationale Identität beeinflusst 
war, werden auch in anderen EU-Mitgliedstaaten die Forderungen nationalisti¬ 
scher und rechtspopulistischer Parteien lauter, aus der EU bzw. der Währungs¬ 
union auszutreten. Es ist nicht auszuschließen, dass die eingangs beschriebenen 
Krisenprozesse, die Handlungsdilemmata und Problemlösungsschwächen der 
EU und ein damit verbundener Akzeptanz Verlust des Europäischen Projekts mit 
einem Anwachsen nationalistischer und rechtspopulistischer Kräfte Hand in Hand 
gehen. 
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Deutsch-französische Perspektiven 

Dieser Band behandelt das Thema der europäischen Identität aus einer deutsch¬ 
französischen Perspektive und versammelt Beiträge aus den jeweiligen Diskus¬ 
sions- und Forschungszusammenhängen. Sowohl mit Blick auf europapolitische 
Fragen als auch hinsichtlich der Rechtsextremismusforschung erweist sich die 
deutsch-französische Perspektive als produktiv. Die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land und Frankreich zählen neben den Benelux-Staaten und Italien zu den Grün¬ 
derstaaten der im Juli 1952 gegründeten Montanunion, der Vorläuferin der EG. 
Insofern ist die deutsch-französische Achse in Bezug auf den europäischen Inte¬ 
grationsprozess aus zeitgeschichtlicher Perspektive die zentrale. 

Zugleich ist Frankreich jenes Land, das die Entwicklung der bundesdeutschen 
extremen Rechten am stärksten beeinflusst hat. Erwähnt sei hier vor allem Alain 
de Benoist, der als Vordenker der Nouvelle Droite eine wichtige Rolle spielte 
und im deutschen Kontext intensiv rezipiert wurde. Zu Beginn der 1980er-Jahre 
meldete er sich in der nationalkonservativen Zeitschrift Criticön zu Wort und 
erinnerte in seiner ersten deutschsprachigen Veröffentlichung daran, dass nach 
Einschätzung der Franzosen „das ,deutsch-französische Paar 4 [...] immer noch 
einer der Schlüssel zu einer europäischen Zukunft“ sei (zit. nach Feit 1987, 
S. 64). In Übereinstimmung damit trat die Nouvelle Droite in Frankreich auch 
für die deutsch-deutsche Vereinigung ein und sah darin einen Schritt in Richtung 
einer Vereinigung Europas - vom Atlantik bis zum Ural. 

Die Debatten, die im Umfeld der Nouvelle Droite geführt wurden, standen 
bei der Modernisierung und Intellektualisierung des deutschen Rechtsextremis¬ 
mus Pate. Die Neue Rechte der Bundesrepublik entwickelte sich zu Beginn der 
1970er-Jahre in enger Anlehnung an das Vorbild im Nachbarstaat. Französische 
neurechte Ideologen wie Alain de Benoist (2006, 2008) wurden von deutschen 
Vordenkern der Neuen Rechten - u. a. von Pierre Krebs oder Henning Eichberg - 
intensiv rezipiert und fungierten als Stichwortgeber. 

Pierre Krebs war z. B. Mitglied im „Rassemblement europeen de la liberte“, 
einem Vorläufer von GRECE (Groupement de Recherche et d’Etudes pour la Civi- 
lisation Europeenne). Sich an GRECE orientierend, dem zentralen Think Tank der 
Nouvelle Droite, gründete Krebs zu Beginn der 1980er-Jahre in Kassel das Thule- 
Seminar, das einen zentralen Beitrag zur Verbreitung neurechter Ideologien und 
zur Intellektualisierung der bundesdeutschen politischen Rechten leistete. Nicht 
nur auf organisatorischer, sondern auch auf ideologischer Ebene gab (und gibt) es 
zahlreiche Parallelen, Analogien und Übereinstimmungen: die Absage an die Fran¬ 
zösische Revolution (1789), die Zurückweisung der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte der Vereinten Nationen (1948), die generelle Ablehnung der Gül¬ 
tigkeit der universellen Menschenrechte, die massive Ablehnung der Demokratien 
westlicher Prägung und die vernichtende Kritik des politischen Liberalismus und 
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Pluralismus - mitunter auch gepaart mit einer Ablehnung des Monotheismus und 
einer Hinwendung zum Neuheidentum. An die Stelle eines Universalismus trat das 
Bekenntnis zum Partikularismus (so die essenzialistische Annahme der Existenz 
von Rassen, Ethnien, Völkern, Volksgruppen, Kulturen, Kulturkreisen etc.), die 
Überzeugung von unüberbrückbaren kulturellen Differenzen und das Bekenntnis 
zur nationalen und/oder ethnischen Identität. Ideologen dieses politischen Spek¬ 
trums (so auch Henning Eichberg 1978) gehen von der Prämisse aus, dass diese 
Entitäten naturgegeben seien und im Sinne eines „Ethnopluralismus“ territorial 
isoliert voneinander leben sollten. Andernfalls sei es dringend geboten, die ethni¬ 
sche Homogenität wieder herbeizuführen, um eine Vermischung zu vermeiden und 
dadurch - so die Annahme - einer Degeneration der Bevölkerung vorzubeugen. 

Als Vorbild sowohl für die deutsche als auch französische Debatte dient die 
Konservative Revolution. Diese ideologische Strömung, entstanden in der Weima¬ 
rer Republik, hat dem Egalitarismus eine strikte Absage erteilt und fungierte als 
Wegbereiterin der nationalsozialistischen bzw. faschistischen Ideologie. Die Reprä¬ 
sentanten der Konservativen Revolution - Edgar Julius Jung, Ernst Jünger, Carl 
Schmitt, Oswald Spengler, Arthur Moeller van den Bruck u. a. - wurden im Zuge 
der Intellektualisierung der politischen Rechten zunehmend rezipiert und avancier¬ 
ten zu Vordenkem sowohl der Nouvelle Droite als auch der Neuen Rechten. 

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, wie die beiden einführend skizzier¬ 
ten Forschungsstränge, die Europäische Identitätsforschung und die Forschung 
zu Rechtspopulismus und Rechtsextremismus, auf einander verweisen und wel¬ 
che Fülle neuer Fragen - zumal an den Schnittstellen zwischen beiden Berei¬ 
chen - einer Antwort harren. In diesem Sinne soll dieser Band unter besonderer 
Berücksichtigung des deutsch-französischen Kontextes die verschiedenen Debat¬ 
ten im Bereich der Europastudien und der Forschung zu Rechtsextremismus und 
Rechtspopulismus zusammenführen. 

Danksagung An dieser Stelle möchten wir uns sehr herzlich bei unserer Lektorin 
Frau Angela Martin bedanken. Sie hat uns in der Phase der Fertigstellung des Manu¬ 
skripts außerordentlich unterstützt. Ein ganz besonderer Dank geht auch an Frau 
Regine Othmer für ihre Übersetzung der französischsprachigen Beiträge ins Deutsche. 
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Was ist europäische Identität? 
Theoretische Zugänge, empirische 
Befunde, Forschungsperspektiven und 
Arbeitsdefinition 

Claudia Wiesner 


Der Begriff europäische Identität 1 wird in den Sozialwissenschaften seit einigen 
Jahren intensiv diskutiert. Haben wir sie, brauchen wir sie, kann sie entstehen, 
und wie sieht sie aus? So etwa lauten dabei häufig gestellte Fragen. Was dann tat¬ 
sächlich jeweils untersucht oder diskutiert wird, ist allerdings zumeist je nach 
Teildisziplin oder Kontext unterschiedlich: Die Beiträge reichen von quantitativ¬ 
empirischen Ergebnissen und Kategorien bis zu philosophischen Überlegungen 
und historischen Perspektiven. Die Debatte um europäische Identität zeigt zudem 
zahlreiche Probleme und Widersprüche. So legen die Beitragenden nicht nur 
unterschiedliche Verständnisse oder Ideale von europäischer Identität zugrunde, in 
einigen Beiträgen bleibt sogar unklar, was unter Identität verstanden werden soll. 

Insofern ist für die Entwicklung einer Arbeitsdefinition europäischer Identität 
eine Klärung der Inhalte des Begriffs Identität und der Untersuchungskatego¬ 
rien vonnöten. Beides soll im Folgenden geschehen: Zunächst werden norma¬ 
tiv-demokratietheoretische Kriterien zur Rolle europäischer Identität diskutiert 
und zusammengefasst (1), anschließend werden Theorien und Befunde aus der 
empirischen Untersuchung kollektiver und europäischer Identität vergleichend 


Streng genommen wird im Folgenden die politisch-demokratische, kollektive Identität 
der EU diskutiert. Die Begriffe Europa und EU sind aber weder in der wissenschaftlichen 
Debatte zum Thema noch in den Zuschreibungen an die EU systematisch zu trennen. Im 
Folgenden wird dennoch von „europäischer Identität“ gesprochen; dabei bin ich mir der 
beschriebenen grundsätzlichen begrifflichen Unschärfen sehr wohl bewusst. 
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diskutiert (2) und darauf aufbauend wird eine Arbeitsdefinition europäischer 
Identität entwickelt (3). 


1 Demokratisierung der EU und europäische 
Identität 

In der sozial- und insbesondere in der politikwissenschaftlichen Debatte wird 
europäische Identität seit den 1990er Jahren in Verbindung mit der weiteren 
Demokratisierung der EU diskutiert, denn zwischen Demokratisierung der EU 
und der Ausbildung europäischer Identität besteht eine normativ aufgeladene 
demokratietheoretische Beziehung. 


1.1 Die Input-Dimension repräsentativer Demokratie 

Die normativ-theoretisch begründete Beziehung zwischen Demokratisierung 
und Identitätsbildung hängt eng mit der Input-Dimension repräsentativer Demo¬ 
kratie zusammen, die als eine von drei entscheidenden, idealtypischen Dimen¬ 
sionen legitimer Demokratien zu verstehen ist. Abraham Lincolns klassische 
Formel aus der Gettysburg-Rede bringt dies zum Ausdruck, indem sie Demokra¬ 
tie als „government of, by and for the people“ definiert. Lincoln verweist damit 
auf drei Dimensionen von Demokratie, die sich in ähnlicher Weise in verschie¬ 
densten konzeptionellen Überlegungen zur EU finden (vgl. Meny 2003; Eriksen 
und Fossum 2004; Scharpf 2009; Habermas 2001; Greven 1998; Cerutti 2009). 

Die erste ist die Input-Dimension demokratischen Lebens: Bürgerinnen und 
Bürger tragen das demokratische Leben, und zwar zum einen als Souverän und 
als Wahlvolk und zum anderen durch ihre politischen Aktivitäten, also durch 
Debattenteilnahmen, Proteste oder die Gründung von zivilgesellschaftlichen 
Organisationen. Die zweite Komponente der Lincoln-Formel verweist darauf, 
dass Demokratie im Wortsinn Regierung durch das Volk bedeutet; in repräsen¬ 
tativen Demokratien betrifft dies die Rechte, zu wählen und gewählt zu werden, 
sowie die Organisation des repräsentativ-demokratischen Systems und die Bezie¬ 
hungen zwischen Bürgern und Regierten, d. h. Repräsentation durch die Regier¬ 
ten, Verantwortung gegenüber den Regierten, und die institutionelle Organisation, 
die dies ermöglicht. Die dritte Komponente der Lincoln-Formel betont, dass das 
Regieren für das Volk stattfinden muss, sie betrifft also den Output des Systems 
und die Rückbeziehung der Regierenden auf die Regierten, also die Fragen, ob 
die Bürgerinnen und Bürger mit den Entscheidungen zufrieden sind, die ihre 
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Repräsentanten für sie getroffen haben, und ob diese für ihre Entscheidungen ver¬ 
antwortlich gemacht werden können. Somit verweist die Lincoln-Formel auf drei 
zentrale Elemente legitimer, repräsentativer Demokratien: die Input-Dimension, 
die repräsentative bzw. institutionelle Dimension, und die Output-Dimension. 

Alle drei bringen eine entscheidende, normativ aufgeladene Rolle demokra¬ 
tischer Identität mit sich: Eine repräsentativ-demokratische Polity, ihre Institu¬ 
tionen und Verfahren müssen von einem demokratischen Subjekt, einem Demos, 
getragen werden, der sich in einem Mindestmaß auch selbst als solcher definiert. 
Demokratische Identität meint dann diese Selbstdefinition des Demos, also zum 
einen ein Bewusstsein von und eine Identifikation mit der Ebene, auf die sich 
Rechte und demokratische Praxis beziehen und zum anderen eine gegenseitige 
Identifikation und Anerkennung der Demos-Mitglieder. 

Demokratische Identität betrifft somit Identifikationsprozesse, die in zwei 
Richtungen verlaufen: Zum einen horizontal, zwischen Bürgerinnen und Bürgern, 
die sich gegenseitig als Mitglieder eines Demos anerkennen; und zum anderen 
vertikal, von den Bürgerinnen und Bürgern zur Systemebene und zur Regierung, 
die sich mit diesen identifizieren und deren Policy-Outputs akzeptieren. 

Allerdings gibt es unterschiedliche Interpretationen dessen, was die Funktio¬ 
nen einer solchen demokratischen Identität sind, und welche Aspekte sie zu bein¬ 
halten hat. 

Diese hat zunächst einen funktionalen Aspekt: Seit dem Werk David Eastons 
(Easton 1953, 1965a, 1965b, 1975) ist es ein Gemeinplatz der politischen Kul¬ 
turforschung geworden, dass politische Systeme in einem bestimmten Maß auf 
Identifikation (identification) und Unterstützung (support) der Bürgerinnen und 
Bürger angewiesen sind, um stabil zu bleiben. Demokratische Identität in diesem 
Sinne ist damit erstens notwendige Bedingung für stabile demokratische Sys¬ 
teme, denn die positive Identifikation der Mitglieder mit ihrem demokratischen 
Gemeinwesen geht mit dessen grundlegender Akzeptanz einher. 

Zweitens, und etwas weiter gehend, ermöglichen belastbare demokratische 
Identitäten die Akzeptanz von Mehrheitsentscheidungen und Umverteilungspo¬ 
litiken. Damit Minderheiten sich überstimmen lassen und/oder Regierungsent¬ 
scheidungen akzeptiert werden können, die Umverteilungswirkung haben, muss 
ein belastbares Gemeinschaftsgefühl der Bürgerinnen und Bürger untereinander 
bestehen, das sie diese Entscheidungen akzeptieren und unterstützen lässt. Die 
oben beschriebene grundsätzliche Unterstützung des Systems ist dabei Vorausset¬ 
zung (Scharpf 1998, S. 85 ff.; Habermas 2004, S. 70; Easton 1975). Die Unter¬ 
scheidung zwischen der ersten und der zweiten Funktion demokratischer Identität 
entspricht im Wesentlichen der von Easton entwickelten, grundlegenden Unter¬ 
scheidung zwischen diffuse und specific support (Easton 1975). 
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Es gibt jedoch noch ein drittes, zentrales normativ-demokratietheoretisches 
Argument. Dieses geht deutlich weiter als die funktionalistischen Definitionen, 
die sich primär auf Stabilität und Akzeptanz der institutionellen Komponente 
repräsentativer Demokratie bzw. Identifikation und Unterstützung beziehen. Das 
dritte Argument betrifft die Frage nach einem aktiven demokratischen System, 
das auf demokratischer Praxis beruht, und damit den Unterschied zwischen 
schwacher (lediglich formaler und institutionenbezogener) und starker (prakti¬ 
zierter und von zivilgesellschaftlichen und bürgerschaftlichen Aktivitäten getrage¬ 
ner und geprägter) Demokratie (Barber 1994): Demokratie, gleich, ob man ein 
republikanisches, ein kommunitaristisches oder ein liberales Leitbild zugrunde 
legt, muss aus normativer Sicht nicht allein aus Wahl- und Bürgerrechten, son¬ 
dern auch aus demokratischer Praxis bestehen. Demokratische Identität hat dabei 
eine zentrale Rolle für die Ausbildung demokratischer Praxis. So werden die Bür¬ 
gerinnen und Bürger einer Polity höchstwahrscheinlich nur dann politisch aktiv 
werden, wenn sie zumindest ein Bewusstsein ihrer Zugehörigkeit zu dieser Polity 
haben (und umgekehrt nicht, wenn sie Desinteresse an ihrer Polity zeigen). 
Demokratische Identität ist also erforderlich, damit die Bürgerinnen und Bürger 
demokratische Institutionen und Rechte auch ausfüllen, damit sie partizipieren, 
sich mobilisieren oder protestieren. Dabei ist die Ausbildung demokratischer 
Identität sowohl eine Folge demokratischer Praxis als auch deren Voraussetzung 
(vgl. Habermas 2004, S. 77 ff.; Greven 1998, S. 253 f.). 2 

Alle drei Funktionen - Systemstabilität ermöglichen, Umverteilungsentschei¬ 
dungen akzeptabel machen und demokratische Praxis ermöglichen - sind wesent¬ 
lich für demokratische Identität. 


1.2 Die Debatte um das EU-Demokratiedefizit 

Wie ist die EU mit Bezug auf diese demokratietheoretischen Annahmen zu beur¬ 
teilen? Eine Antwort auf diese Frage hängt zunächst davon ab, als welche Art von 


2 Es gibt eine ebenso lange wie breite Debatte um diese drei Inhalte von demokratischer 
Identität, ihre Definitionen und ihre Beziehung, die hier nicht rezipiert werden kann und 
soll. Beispielhaft sei verwiesen für die Debatte um Akzeptanz und Unterstützung des poli¬ 
tischen Systems auf die Beiträge von Westle (1989), Gabriel (1987), Fuchs (1989) sowie 
aktuell in Bezug auf die EU auf Kaina (2009) und Fuchs et al. (2009). Der Zusammenhang 
zwischen demokratischer Identität und politischer Partizipation ist ein klassisches Motiv 
demokratischen Denkens der Neuzeit und wurde in neuerer Zeit insbesondere von Jürgen 
Habermas immer wieder betont (Habermas 1976, 1999b) und in Bezug auf die EU umfas¬ 
send diskutiert (Habermas 1999a, 2001, 2004). 
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Gebilde die EU definiert wird. Weitgehende Einigkeit besteht in der politikwis¬ 
senschaftlichen Debatte bezüglich der Feststellung, dass die EU in jedem Fall eine 
Art von politischer Einheit ist, eine Polity also (siehe etwa Eriksen und Fossum 
2004; Scharpf 2009; Goodhart 2007; Moravscik 2002; Majone 1998; Abromeit 
1998). Aus dieser Feststellung ergibt sich eine erste, für die Frage nach der Identi¬ 
tät der EU zentrale Schlussfolgerung: Die EU ist politisch definiert und nicht reli¬ 
giös, kulturell oder gar ethnisch. Fragt man nach ihrer Identität, fragt man also 
nach einer Form von politisch, nicht kulturell, religiös oder gar ethnisch definier¬ 
ter Identität. 3 Allerdings ist hier zu fragen, ob und inwieweit diese unterschiedli¬ 
chen Formen von Identität klar voneinander zu trennen sind. 

Misst man nun die Polity EU an den drei Dimensionen legitimer repräsentati¬ 
ver Demokratie, auf die die Fincoln-Formel verweist, also der Input-, der Output- 
und der Repräsentations-/Institutionendimension, zeigt sie eine Reihe von 
Schwächen und Ungleichgewichtigkeiten. So ist sie zwar fraglos als das am wei¬ 
testen entwickelte System supranationaler Demokratie zu bezeichnen. Auch 
haben sich ihre demokratischen Defizite in den letzten zwanzig Jahren stetig 
reduziert. Dennoch bleiben signifikante Probleme: Selbst wenn die Output- 
Dimension als zufrieden stellend betrachtet wird, weist die Input-Dimension ihr 
gegenüber deutliche Schwächen auf, und auch die repräsentative/institutionelle 
Dimension ist unterentwickelt. Zudem sind die drei Dimensionen in der EU nicht 
im Gleichgewicht. 4 

Die meisten Argumente in der Debatte um das EU-Demokratiedefizit und die 
Demokratiequalität der EU betreffen das EU-Institutionensystem und die Folgen 
des europäischen Integrationsprozesses (für Übersichten siehe Fpllesdal und Hix 
2006; sowie Hix 2008). Die Vertragsreformen der letzten zwanzig Jahre, auch 


Entsprechend fragen Cerutti (2005, 2009) und Meyer (2009) auch direkt nach der politi¬ 
schen Identität der EU. 

Eine solche kritische Diagnose der Demokratiequalität in der EU setzt jedoch voraus, 
dass die EU überhaupt als repräsentativ-demokratisch zu organisierende Polity betrach¬ 
tet wird - und dies ist eine Ausgangsposition, die nicht alle Beitragenden teilen. Zwei der 
bekanntesten Gegenpositionen zu den oben genannten Überlegungen zum Zusammenhang 
von demokratischer Identität und Legitimität in der EU stammen von Andrew Moravscik 
(2002) und Giandomenico Majone (1998). Für Majone handelt es sich bei der EU eben 
nicht um eine repräsentativ-demokratisch zu organisierende Polity, sondern um einen 
„regulatory state“ (Majone 1998, S. 18), dem die Mitgliedstaaten Kompetenzen zur politi¬ 
schen Regulierung in begrenzten wirtschaftlichen Bereichen übertragen haben. Moravscik 
definiert als Rechtfertigung für Demokratie die Aufgabe „to check and channel the arbi- 
trary and potentially corrupt power of the state“ (Moravscik 2002, S. 606). Sein zentrales 
Argument ist, dass diese Aufgabe in der EU sehr gut ausgefüllt werde. 
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die des Lissabonner Vertrages, haben diese Kritikpunkte zwar noch nicht völlig 
beseitigt, aber signifikant abgeschwächt, insbesondere indem sie auf eine bessere 
Gewaltenteilung und eine höhere Input-Legitimität der EU hingewirkt haben. 
Fünf zentrale Kritikpunkte aus der Demokratiedefizit-Debatte seien hier genannt: 

1. EU-Policies haben bereits seit einigen Jahren nicht mehr rein regulativen Cha¬ 
rakter; sie haben im Gegenteil redistributive Auswirkungen (Fpllesdal und Hix 
2006, S. 551; Beetham und Lord 1998, S. 17 ff.). Die EU ist somit inzwischen 
so weit integriert, dass sie nicht mehr schlicht als intergouvemementale Insti¬ 
tution oder als Regulationsregime zu betrachten ist; sie greift vielmehr stark 
ins Alltagsleben ihrer Bürgerinnen und Bürger ein. Bereits daraus erwächst die 
Notwendigkeit, die EU als solche besser demokratisch zu legitimieren. 

2. Die Input-Legitimation von Kommission und Rat ist nach wie vor einge¬ 
schränkt. Ratsmitglieder sind auf nationalstaatlicher Ebene gewählte Vertreter 
nationaler Regierungen, die wiederum von nationalen Parlamenten gewählt 
wurden, und nur diese wurden direkt von den Bürgerinnen und Bürgern 
gewählt. Die Kommission besteht aus Mitgliedern, die von den nationalen 
Regierungen ernannt wurden und die das Europäische Parlament (EP) bestä¬ 
tigt. Insofern wirken die Wahlentscheidungen der 28 nationalen Souveräne 
in weiten Teilen nur indirekt auf die Zusammensetzungen der Organe Kom¬ 
mission und Rat, auch wenn das EP Kandidaten für Kommissarsposten seit 
einigen Jahren aufgrund interinstitutioneller Vereinbarungen ablehnen kann 
(siehe dazu ausführlich Wiesner 2014b) und zudem mit dem Lissabonner Ver¬ 
trag und der Praxis des Jahres 2014 auf das Ergebnis der EP-Wahlen bei der 
Entscheidung über den Kommissionspräsidenten großen Einfluss hat. Demo¬ 
kratische Entscheidungen müssen aber entsprechend der drei genannten Kern¬ 
dimensionen von Demokratie auf einer klar erkennbaren Input-Legitimation 
durch die Bürger basieren (vgl. Beetham und Lord 1998, S. 17 ff.; Bellamy 
und Castiglione 2003). 

Auch die Rückbeziehung der Regierenden auf die Regierten ist insofern 
indirekt, als es an Transparenz und einer klaren Verantwortungszuschreibung 
für Entscheidungen mangelt, insbesondere weil Sitzungen des Rates nur teil¬ 
weise öffentlich sind (nur wenn er Gesetze beschließt) und Entscheidungs¬ 
wege mitunter nur schlecht nach vollzogen werden können. 

3. Mit den kontinuierlich wachsenden Kompetenzen der EU-Institutionen ver¬ 
lieren die repräsentativ-demokratisch legitimierten Mitgliedstaaten beständig 
Kompetenzen; es entsteht insgesamt ein kontinuierlicher Zuwachs an exe¬ 
kutiven Kompetenzen und ein kontinuierlicher Verlust an parlamentarischer 
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Kontrolle. Mithin kommt es zu einem zunehmenden Ungleichgewicht der ein¬ 
zelnen Elemente der Gewaltenteilung im EU-Mehrebenensystem (Fpllesdal 
und Hix 2006, S. 534 ff.; Meny 2003). 

4. Die nationalen repräsentativen Systeme der EU-Mitgliedstaaten entsprechen 
- trotz der auch bei ihnen bestehenden Defizite - derzeit noch besser als die 
EU dem eingangs genannten Erfordernis einer Balance zwischen den drei 
Komponenten Input, Repräsentation/Institutionen und Output. Somit führt die 
europäische Integration mit dem Kompetenzverlust der Mitgliedstaaten auch 
zu einem kontinuierlichen Verlust an demokratischer Input-Legitimation. Das 
intergouvernementale Legitimitätsargument, das betont, Demokratie habe ihre 
Basis weiterhin allein in den Nationalstaaten und man dürfe daher die Input- 
Komponente der EU nicht weiter stärken, definiert also ein Ideal, nimmt dabei 
aber auf den real stattfindenden Verlust demokratischer Legitimation keine 
Rücksicht (vgl. Habermas 1999a, S. 186 f.; Beetham und Lord 1998, S. 17 ff.). 

5. In der EU werden mithin Entscheidungen zunehmend der demokratischen Wil¬ 
lensbildung der Bürgerinnen und Bürger entzogen, solange diese noch vor 
allem national verankert ist (Habermas 2001). Damit verstärkt sich das beste¬ 
hende Ungleichgewicht zwischen dem institutionell-prozeduralen und dem 
partizipativen Aspekt von Demokratie kontinuierlich zuungunsten der Partizi¬ 
pation (Meny 2003, S. 3 ff.; Checkei und Katzenstein 2009; Diez Medrano 
2009; Kaelble 2009; Cerutti 2009; Haller 2009). Der Demos verliert in der EU 
zunehmend Einfluss auf und Teilhabe an der Politikgestaltung. 5 Ein geringer 
Grad an demokratischer Partizipation in der EU ist dabei nicht dadurch zu 
rechtfertigen, dass die Bürgerinnen und Bürger wenig Interesse an EU-Politik 
haben. Es kann auch einen umgekehrten Zusammenhang geben, in dem der 
geringe Grad an Partizipation eine Reaktion auf geringe Partizipationsmöglich¬ 
keiten ist (Fpllesdal und Hix 2006, S. 551). Somit könnte deren Stärkung auch 
das Interesse an der EU und die politische Partizipation in der EU verbessern. 

Aufgrund dieser Argumente ist nicht nur die Kritik am Demokratiedefizit der EU 
seit einigen Jahren gängig, sondern auch die Forderung nach Abhilfe. Ein erster 
Strang der Debatte brachte eine Reihe von Vorschlägen hervor, die das EU-Insti- 
tutionensystem verbessern sollen (die Vorschläge reichen von Reformen über EU¬ 
weite Referenden bis hin zu einer Ausweitung der Kompetenzen des EP (siehe 


5 Meny (2003, S. 3 ff.) verweist explizit darauf, dass das Ungleichgewicht zwischen dem 
institutionell-prozeduralen (er nennt ihn konstitutionellen) und dem partizipativen Aspekt 
von Demokratie eine der Hauptursachen für das sinkende Vertrauen der Bürger in die EU 
sei. 
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etwa Abromeit 1998; F0llesdal und Koslowski 1997; Weale und Nentwich 1998; 
Hix 2008). Der zweite Strang der Debatte diskutiert die eingangs thematisierte 
Rolle der Input-Komponente demokratischer Legitimität und ihrer Beziehung 
zu demokratischer Identität - also die Frage nach europäischer Identität — aus 
individualistischer Perspektive. Dies wird ausführlich im Kap. „Zwischen Schein¬ 
konsens und Identitätskrise. Konstruktionen europäischer Identität in nationalen 
Medienöffentlichkeiten“ thematisiert. 


1.3 Die Frage nach dem Demos der EU 

Eine dritte, vor allem in Deutschland verbreitete Argumentation geht von der 
Rolle aus, die demokratische Identität für die Ausbildung demokratischer Pra¬ 
xis hat. Verschiedenste Beiträge betonen dabei, eine auf Institutionen bezogene 
Demokratisierung der EU allein (also etwa die Ausweitung der Kompetenzen 
des Europäischen Parlaments) sei nicht ausreichend, da Demokratie auch einen 
Demos brauche - und daher bedürfe es in der EU auch der Herausbildung von 
Aktivbürgerschaft, Öffentlichkeit, Zivilgesellschaft und eben europäischer Iden¬ 
tität, die den Demos der EU erst bilden würden (Scharpf 1998; Kielmannsegg 
1996, 2003; Habermas 1999a). 

Hinsichtlich der bei der Herausbildung eines EU-Demos vermuteten Prozesse 
stehen sich jedoch insbesondere in der deutschsprachigen Debatte zwei Grund¬ 
satzpositionen gegenüber. Auf der einen Seite argumentieren die Vertreter der 
sogenannten Kein-Demos-These (Weiler 1995, S. 4), die EU habe keinen Demos, 
denn es würden ihr die Demos-Elemente Öffentlichkeit, Zivilgesellschaft und ins¬ 
besondere europäische Identität fehlen. Diese könnten auch perspektivisch nicht 
entstehen. Die EU entbehre damit also der Grundlage einer Input-Legitimation 
und dürfe deshalb nicht weiter demokratisiert werden (so etwa Scharpf 1998; 
Kielmannsegg 1996, 2003). 

Diese Argumentation postuliert jedoch eine als normativ zu betrachtende 
zeitliche Abfolge von Demos-Bildung und Demokratisierung (also etwa „erst 
Demos-Bildung, dann Demokratisierung“) - und dieses Postulat ist ebenso aus 
normativ-demokratietheoretischer Sicht zurückzuweisen wie es empirisch nicht 
haltbar ist. 

Zwar betonen die Vertreter der Kein-Demos-These zu Recht die Bedeutung 
eines Demos und insbesondere europäischer Identität, aber sie postulieren zu 
Unrecht, dass diese entstehen müssten, bevor die EU weiter zu demokratisieren 
sei. Sie machen damit nämlich eine vorpolitische europäische Identität zur Bedin¬ 
gung der weiteren Demokratisierung der EU. Diese Folgerung führt nicht nur zu 
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einem zirkulären Zusammenhang, der stets gegen die weitere Demokratisierung 
der EU sprechen muss (kein Demos - keine Demokratisierung - keine demokrati¬ 
sche Aktivität - keine Ausbildung eines Demos - keine Demokratisierung). Sie 
ergibt sich auch nicht notwendigerweise aus der demokratietheoretischen Bezie¬ 
hung zwischen Identität und Legitimität. Diese führt nur zu dem Anspruch, dass 
Demokratie einen Demos braucht, nicht aber zu Folgerungen über den Zeitpunkt 
von dessen Entstehung. 6 

Vielmehr steht die Demos-Bildung in enger Beziehung zur demokratischen 
Praxis. So betonen die Vertreter der zweiten Grundsatzposition (etwa Habermas 
1999a, S. 190 f.; Lepsius 1999), dass sich eine europäische Identität, Öffent¬ 
lichkeit und Zivilgesellschaft höchstwahrscheinlich gerade durch eine Demo¬ 
kratisierung und die daraus resultierende demokratische Praxis auf EU-Ebene 
intensivieren beziehungsweise herausbilden können und werden. 


1.4 Demokratie und Differenz 

Für die theoretische Konzeption europäischer Identität ist noch eine weitere nor¬ 
mative Ausgangsüberlegung wichtig: Die Beziehung zwischen kollektiven und 
individuellen Identitäten spielt aus normativer Sicht eine Schlüsselrolle in Demo¬ 
kratien. Denn in der Gesellschaft tragen die Beziehungen der Individuen unterei¬ 
nander nicht nur zur Entstehung von kollektiv geteilten Haltungen bei, sondern 
sie haben umgekehrt immer auch Einfluss auf die individuellen Identitäten, denn 
Individuen gewinnen erst im gesellschaftlichen Austausch Anerkennung (Taylor 
1997a, S. 24). Die demokratietheoretische Herausforderung besteht nun darin, 
dass zwischen individuen- und gruppenbezogenen Identitäten verschiedenste 
Spannungsverhältnisse bestehen können. Werden diese nicht aufgelöst, können 
sie dazu führen, dass individuelle Identitäten und Rechte durch die demokratische 
Praxis und die Rechtssysteme, die sie grundsätzlich schützen sollten, verletzt wer¬ 
den. Ein Katalog von Rechten, der sich gegenüber Differenzen blind stellt, geht 
von dem utopischen Anspruch eines abstrakten einheitlichen Individuums aus. 


6 Auch während der Nationenbildung gab es weder vorpolitische demokratische Identitä¬ 
ten noch eine chronologische Ordnung im Sinne eines „erst Demos, dann Demokratie“: 
Prozesse der Demos-Bildung gestalteten sich dort ebenfalls erheblich komplexer (vgl. 
Anderson 2006; Gellner 1983; Hobsbawm 2008), als es die Kein-Demos-These behauptet. 
Allerdings zeigen die Ergebnisse der Forschung zur Nationenbildung auch, dass es jeweils 
nicht allein die demokratische Praxis war, die demokratische Identitäten und Demoi entste¬ 
hen ließ, sondern oftmals auch gezielte politische Aktivität sowie das Handeln von Eliten 
und Regierungen: Politische Identitäten wurden, oftmals gezielt, sozial konstruiert. 
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Doch Individuen sind verschieden und deshalb müssen in relevanten Bereichen 
diese Verschiedenheiten auch in den Rechtssystemen und in der demokratischen 
Praxis berücksichtigt werden, um Gerechtigkeit zu erzielen. 

Diese demokratietheoretische Anforderung bezieht sich nicht nur auf Rechts¬ 
kataloge, sondern auch auf die demokratischen kollektiven Identitäten. Ihre 
Inhalte dürfen individuelle Identitäten - zumindest nach theoretisch-normativem 
Anspruch — nicht verletzen. Damit demokratische Identitäten und festgeschrie¬ 
bene Rechte also nicht mit individuellen und gruppenbezogenen Identitäten und 
Ansprüchen in Konflikt geraten, müssen schon auf nationalstaatlicher Ebene 
Demokratie und Differenzen im Hinblick etwa auf Kultur, Geschlecht oder Her¬ 
kunft mit einer Orientierung der Individuen an der politischen Gemeinschaft der 
Staatsbürger zusammengebracht werden (siehe etwa Benhabib 1996; Fraser 1996; 
Habermas 1999b; Kymlicka 1995; Mouffe 1992; Taylor 1997b; Young 1990). 

Diese Anforderung ist jedoch nicht immer eindeutig umzusetzen. Vielmehr 
gibt es eine Vielzahl möglicher Spannungsverhältnisse, die aus der praktischen 
Umsetzung des normativen Gebots der Anerkennung von Differenz resultie¬ 
ren können. Dies lässt für die Frage nach europäischer Identität einen zentralen 
Rückschluss zu: Die EU vervielfacht im Hinblick auf ihre Vielfalt an Sprachen, 
Identitäten, Werteorientierungen sowie ethnischen und kulturellen Gruppen die 
Unterschiede und Differenzen, die bereits in den 28 Mitgliedstaaten bestehen. 
Wenn eine europäische Identität diese Vielfalt an Identitäts- und Wertemustem 
ausbalancieren soll, muss sie eine Basis bilden, die ein Mindestmaß an Einigkeit 
bei größtmöglicher Akzeptanz von Differenz ermöglicht. 

Sie muss damit aus zwei Gründen primär politisch-demokratisch sein: Erstens 
betrifft sie die Demokratisierung und die politisch-demokratische Legitimität der 
Polity EU. Zweitens können ethnische, kulturelle oder auch religiöse Differenzen 
am ehesten oder sogar nur dann integriert werden, wenn die dieser Integration 
zugrunde liegende Basis politisch und nicht selbst ethnisch, kulturell oder religiös 
begründet ist. Habermas’ Konzept des Verfassungspatriotismus (Habermas 1999b, 
S. 266 ff.) bietet hier eine mögliche Konzeption (allerdings ist dabei zu fragen, 
ob und inwieweit eine politisch-demokratische Identität ganz klar von kulturellen, 
religiösen oder ethnischen Aspekten zu trennen ist). 

Zudem muss europäische Identität auf der Akzeptanz von Differenzen basieren, 
um stabil sein zu können. Konkret heißt das: Differenzen in ethnischen, kulturellen 
oder gruppenbezogenen Identifikationen müssen Teil der Identität werden; sie dür¬ 
fen aber dabei nicht so weitgehend sein, dass kein gemeinsamer Kern mehr übrig 
bleibt: Europäische Identität muss differenzfreundliche Identität sein, um zu tragen. 

Diese normativ-theoretisch fundierten Überlegungen stellen jedoch kein Plädoyer 
für eine ausschließlich politisch-demokratische Identität dar. Europäische Identität 


jycamus75@yahoo.fr 



Was ist europäische Identität? Theoretische Zugänge ... 


31 


kann vielmehr unterschiedliche ethnische, kulturelle und religiöse Bezüge vereinba¬ 
ren, wenn diese in fruchtbarer Beziehung zu einer übergreifenden, politisch-demo¬ 
kratischen Identifikation stehen oder dieser zumindest nicht widersprechen und wenn 
sie sich gegenseitig stärken oder wenigstens tolerieren. Dies gilt auch für die nationa¬ 
len Identitäten: Diese sind notwendigerweise Teilidentitäten in einem Mehrebenen¬ 
system europäischer Identität. Europäische Identität muss also differenzfreundliche 
Mehrebenenidentität sein. 


2 Europäische Identität? Eine Arbeitsdefinition 

Wurde bisher die demokratietheoretische Rolle europäischer Identität normativ¬ 
theoretisch begründet diskutiert, sollen nun im Folgenden die Theorieansätze und 
Kategorien konkretisiert werden, in denen und mit denen europäische Identität 
und ihre Konstruktion empirisch analysiert werden können. Dies dient dazu, eine 
Arbeitsdefinition europäischer Identität zu entwickeln, die bestehende Theoriean¬ 
sätze integriert. 


2.1 Was ist kollektive Identität und wie entsteht sie? 

Europäische Identität ist eine Form kollektiver Identität, d. h. es geht um kollektiv 
geteilte Muster von Identifikationen und Bezügen. Der Frage nach einer Unter¬ 
suchungskonzeption kollektiver Identität ist die grundsätzliche Vorbemerkung 
vorauszuschicken, dass kollektive Identitäten latente Konstrukte sind. Sie sind 
also nicht direkt messbar oder erkennbar. Um sie untersuchen zu können, müssen 
daher die sie bestimmenden Faktoren oder Dimensionen operationalisiert werden. 
Die folgenden Ausführungen dienen dazu. 

Kollektive Identität ist von der Identität eines Individuums zu unterscheiden, 
die hier nicht näher betrachtet werden soll (siehe dazu klassisch Mead 2005 sowie 
in Kurzfassung Esser 2001, S. 335). Der Begriff bezieht sich auf menschliche 
beziehungsweise gesellschaftliche Kollektive. Hierbei kommt es häufig zu laten¬ 
ten und expliziten begrifflichen Verwirrungen, da kollektive Identität eine catch- 
all-Funktion hat: Identitäten werden leicht an (zu) vielen Stellen gesucht und 
zugeschrieben, ohne dass die notwendigen definitorischen Klärungen vorausge¬ 
hen (siehe hierzu Niethammer 2000, S. 9 ff.; Brubaker und Cooper 2000). 

Was also ist unter der Identität eines gesellschaftlichen Kollektivs zu verste¬ 
hen? Habermas hat in seinen grundsätzlichen Überlegungen zu dieser Frage 
zunächst festgestellt, dass eine Gesellschaft nicht in dem trivialen Sinne eine 
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Identität aufweise wie etwa ein Gegenstand (Habermas 1976, S. 92). Somit 
sind kollektive Identitäten keinesfalls direkt mit den Identitäten von Individuen 
(oder gar von Gegenständen) vergleichbar, d. h., Identität ist nicht zu verstehen 
als Beschreibung bestimmter Eigenschaften oder Charakteristika. Wie aber kann 
dann kollektive Identität definiert werden? 

Ein Kollektiv ist erstens eine Ansammlung von Menschen; und Identität, so 
stellt Niethammer fest, verweist begrifflich auf Gleichheit. Die Identität mensch¬ 
licher Kollektive besteht demnach darin, dass diese Kollektive zumindest unter 
einem bestimmten Gesichtspunkt als gleich erscheinen (Niethammer 2000, 
S. 9 ff.). Zweitens bringen Kollektive diese Identitäten selbst hervor (Habermas 
1976, S. 92). Es geht somit um menschliche Kollektive, die zumindest in einem 
bestimmten Punkt eine Gemeinsamkeit aufweisen und ihre Identität, d. h., diese 
Gemeinsamkeit, selbst hervorbringen, also sozial konstruieren. 

Der Inhalt des Begriffs kollektive Identität ist weiterhin von dem des Begriffs 
soziale Identität abzugrenzen, der sich ebenfalls auf Kollektivphänomene bezieht. 
Allerdings beschreibt er lediglich die individuellen Komponenten der Identifika¬ 
tion mit einem Kollektiv: 

Social Identity is that part of an individual’s seif concept which derives from his/her 
knowledge of his/her membership of a social group (social groups) together with the 
value and emotional significance attached to it (Tajfel 1978, S. 63). 

Die Identifikation der Individuen mit einem Kollektiv ist natürlich unbestreit¬ 
bar ein elementarer Teil kollektiver Identität. Diese hat jedoch noch einen 
zweiten Aspekt, der sich nur definieren lässt, wenn man einem moderaten metho¬ 
dologischen Holismus (Albert 2005, S. 388 ff., 2007, S. 17 ff.) folgt: Dann 
rücken neben der Identifikation der Individuen auch die Inhalte dieser Identifika¬ 
tion in den Blick, nämlich die Bedeutungsgehalte, Zuschreibungen und Aufladun¬ 
gen, die mit dem Kollektiv verbunden werden. Denn Menschen identifizieren sich 
nicht ohne weiteres mit einer beliebigen gegebenen politischen oder administra¬ 
tiven Einheit. Damit sie das tun, muss diese mit bestimmten Bedeutungsgehalten 
aufgeladen werden (Anderson 2006, S. 53). 

Diese Bedeutungsgehalte der Identifikation, die etwa einer Nation oder einem 
Staat zugeschrieben werden, lassen sich als Sinnmuster definieren, oder, im Sinne 
Poppers, als „products of the human mind“ (Popper 1978, S. 144), die unabhän¬ 
gig von den Denk- beziehungsweise Identifikationsprozessen der Individuen exis¬ 
tieren und Einfluss auf die materielle Welt haben können. 

Kollektive Identitäten finden sich mithin bei menschlichen Kollektiven, die ihre 
Identität, d. h., ihre Gemeinsamkeit, selbst hervorbringen, also sozial konstruieren. 
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Kollektive Identitäten werden geprägt durch a) kollektive Identitätsmuster bzw. 
kollektiv geteilte Orientierungen individueller Identifikationen oder Einstellungen 
und b) durch deren Inhalte, nämlich bestimmte Sinnmuster als den individuellen 
Identifikationen übergeordnete Makro-Phänomene. Um die Entstehung europä¬ 
ischer Identität als kollektiver Identität zu untersuchen, muss also a) die Mikro¬ 
ebene der individuellen Identifikationen und Einstellungen wie auch b) die soziale 
Konstruktion von Sinnmustern auf der Makroebene betrachtet werden. 


2.2 Europäische Identität: Empirische Theorien und 
Befunde 

Im Rahmen der Debatte um europäische Identität wird, wie beschrieben, kein 
identisches Verständnis des Konzepts zugrunde gelegt. Dies überrascht insofern 
nicht, als die Beiträge aus verschiedenen (Teil-)Disziplinen stammen und unter¬ 
schiedliche Zugänge zum Identitätsbegriff, seiner Theorie und seinen Operationa¬ 
lisierungen aufweisen. Die Debatte um europäische Identität weist zudem 
zahlreiche theoretische und begriffliche Unklarheiten und Widersprüche auf. So 
werden oftmals verschiedene Ebenen und Dimensionen europäischer Identität - 
Inhalte von Identität als Sinnmuster, Identifikation von Individuen, Konstruk¬ 
tionsprozesse - uneindeutig verwendet oder unzureichend geklärt, zugeordnet 
oder theoretisch begründet. Im Folgenden wird daher zunächst der Versuch einer 
Systematisierung der Debatte um europäische Identität unternommen. 7 

2.2.1 Ansätze und Theorien zur Untersuchung europäischer 
Identität 

Forschungsergebnisse zu europäischer Identität tragen zur Konzeption und The- 
oretisierung des Feldes bei und liefern quantitative und qualitative empirische 
Ergebnisse, wobei viele Beiträge beide Aspekte behandeln. Die konzeptionellen 
und theoretischen Beiträge lassen sich wiederum in zwei Stränge unterscheiden. 

1. Die individualistische Perspektive geht zumeist von den von Easton gepräg¬ 
ten Konzeptionen von identification und support aus (siehe hierzu die Kon¬ 
zepte von Westle 2003a, b; Fuchs et al. 2009; Kaina 2009; Mühler und Opp 


7 In der Literatur gibt es bislang nur wenige Übersichten oder Ordnungsversuche dazu, und 
die vorhandenen beziehen sich jeweils auf bestimmte Perspektiven: Checkei und Katzen¬ 
stein (2009) betrachten die historische Entwicklung, Duchesne (2008) untersucht die eher 
quantitativ-empirischen Beiträge und Liebert (2009) die deutsche Debatte. 
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2006; Duchesne 2008; Lamei 2003; Castano 2004; Herrmann und Brewer 
2004; Brüter 2005). Walkenhorst 1999 nimmt in diesem Zusammenhang eine 
Sonderrolle ein, weil er europäische Identität mit individualistischen Kriterien 
konzipiert, dann aber eher die Makroebene untersucht). 

2. In der Makroperspektive wird europäische Identität vorwiegend mit Blick auf 
ihre Inhalte und als Sinnmuster betrachtet. Einige Beiträge dieser Richtung 
haben eine explizit normative Ausrichtung und diskutieren normative Kriterien 
und Ideale europäischer Identität (siehe hierzu Habermas 1999a, 2001, 2004; 
Cerutti 2005, 2009; Nida-Rümelin 2007; Meyer 2009; Delanty 1999). Andere 
Beiträge untersuchen eher die konzeptionelle Ebene (Bauböck et al. 2003; 
Checkei und Katzenstein 2009; Giesen 2008; Risse 2000, 2003; Pollack 2008; 
Pfetsch 1998), und wieder andere betrachten die Historizität europäischer 
Identität und/oder ihre möglichen Inhalte (Giesen und Rauer 2003; Giesen 
2008; Strath 2002; Lepsius 1999). 

Oftmals, aber nicht notwendigerweise, geht die erkenntnistheoretische Aus¬ 
richtung der Beiträge auch mit einer unterschiedlichen Perspektive auf die demo¬ 
kratietheoretische Rolle von Identität einher. So legen auf die Mikroebene zielende 
Ansätze meist die funktionalistische Perspektive zugrunde und argumentieren, 
dass ein politisches System politische Identität im Sinne von identification und 
support benötigt, um stabil zu sein, sie ist zudem Bedingung für die Akzeptanz 
von Umverteilungsentscheidungen. Eine breitere Definition von demokratischer 
Identität als Selbst-Definition eines Demos und Bedingung für demokratische Pra¬ 
xis findet sich in den Beiträgen zur Makroperspektive fast standardmäßig, in Bei¬ 
trägen aus der individualistischen Perspektive dagegen eher selten. 

Entsprechend der unterschiedlichen Untersuchungsperspektiven zu euro¬ 
päischer Identität lassen sich auch die empirischen Ergebnisse in zwei große 
Gruppen untergliedern: quantitativ-empirische, die die individuelle Ebene 
betrachten, und qualitativ-empirische, die sich auf die Makro-Ebene und die 
Rolle von Eliten beziehen. 

2.2.2 Wie stellt sich europäische Identität individuell dar? 

Welche Faktoren beeinflussen sie? Und wie viele gibt es 
davon? Quantitativ-empirische Ergebnisse 

Die quantitativ-empirischen Forschungsergebnisse betrachten primär die Ausprägung 
von individuellen Einstellungen zur EU sowie die sie bedingenden Faktoren und das 
Verhältnis von Identifikationen bei multiplen Identitäten, also die Ebene der Bürge¬ 
rinnen und Bürger. Die Ergebnisse geben aufschlussreiche Anhaltspunkte dazu, wie 
die Konstruktion europäischer Identität vonstattengehen kann. Allerdings ist hier¬ 
bei eine wesentliche Einschränkung zu beachten: Die Operationalisiemngen und 
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Indikatoren der jeweiligen Befragungen wurden in der Regel für nationale Identität 
entwickelt und nicht mit Blick auf die Besonderheiten der EU. Insofern ist fraglich, 
inwieweit sie europäische Identität tatsächlich adäquat messen; eine Klärung und 
Operationalisierung der theoretischen Grundlagen dazu steht noch aus (vgl. Duchesne 
2008; Brüter 2005, XII; Kaina 2009; Checkei und Katzenstein 2009, S. 10). 

Was ergeben die bisher vorliegenden quantitativen Untersuchungen mit Blick 
auf die Frage nach der Herausbildung und den Inhalten europäischer Identität? 

1. Die EU ist eine Blackbox. Die EU-Bevölkerung verbindet nur wenige kon¬ 
krete Inhalte mit der EU und hat insgesamt ein Informationsdefizit. Dies 
wurde etwa durch eine Reihe von Eurobarometer-Surveys ab Ende 2003 
gezeigt. Sie hielten wesentliche Tendenzen der Meinungsentwicklung zum 
EU-Verfassungsvertrag fest, analysierten nachträglich die vier Referenden 
zum EU-Verfassungsvertrag 2005 und erfragten den Informations stand der 
EU-Bevölkerung zum Verfassung svertrag sowie zur EU im Allgemeinen. 
Zustimmung wie Ablehnung zum Verfassungsvertrag, so stellte sich heraus, 
beruhten auf eher abstrakten Gründen; der Informations stand der Befragten 
über die EU allgemein und den Verfassung svertrag im speziellen war jedoch 
sehr gering (Eurobarometer 2004, S. 11 ff.). In den Niederlanden wurde der 
unzureichende Informations stand sogar als Hauptgrund für die Ablehnung des 
Verfassungsvertrages angegeben (32 %; Eurobarometer 2005, S. 15). 

Datier, Wallace und Spannring, die die Faktoren untersuchten, die junge 
Leute dazu bringen, sich mit der EU zu identifizieren, stellten entsprechend 
fest, dass die Identifikation mit der EU für die Befragten vergleichsweise abs¬ 
trakt und inhaltsleer war (Datier et al. 2005). Auch Kaina weist auf die ver¬ 
breitete Unkenntnis der Bürgerinnen und Bürger über die EU hin, die oftmals 
auch mit einem Desinteresse an der EU einher geht (Kaina 2009, S. 76, 88 f.). 
Brüter bemerkt daher, die Forschung wisse bis heute nicht genau, was die 
Menschen überhaupt meinten, wenn sie sagten, dass sie sich als Europäer füh¬ 
len würden (Brüter 2005, XII). 

Diese Ergebnisse deuten zum einen darauf hin, dass die Inhalte, die von 
den Bürgerinnen und Bürgern mit der EU verbunden werden, unspezifisch 
sind. Die EU hat also diesbezüglich eine Funktion als Blackbox, auf die und 
in die hinein verschiedenste Inhalte projiziert werden können, und diese Rolle 
sollte zukünftig stärker untersucht werden. Zum anderen relativieren diese 
Befunde die folgenden quantitativ-empirischen Ergebnisse: Wenn die Men¬ 
schen nicht wissen, womit sie sich identifizieren, ist auch ein hoher Grad von 
Identifikation letztlich inhaltsleer. 
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2. Die Identifikation mit der EU und ihre Unterstützung variieren national. Quan¬ 
titativ-empirische Ergebnisse zeigen, dass bis zur Finanzkrise etwa die Hälfte 
der EU-Bürger und -Bürgerinnen eine unspezifische Verbundenheit mit der EU 
aufwies. So fühlten sich nach den letzten diesbezüglich erhobenen Eurobaro¬ 
meter-Daten vom Herbst 2007 8 immerhin 49 % der Befragten mit der EU ver¬ 
bunden. Allerdings variierte diese Verbundenheit mit der EU zum einen je 
nach Mitgliedstaat, also entsprechend der nationalen Kontexte: So sagten zwei 
Drittel der Belgier (65 %) und Polen (63 %), dass sie sich mit der Europä¬ 
ischen Union verbunden fühlten, aber nur ein Viertel der Zyprer (25 %), 27 % 
der Finnen und Briten, und ein Drittel der Niederländer (32 %) und Esten 
(34 %; Eurobarometer 2008b, S. 67 ff.). 

Zudem unterscheidet sich diese Verbundenheit von einer Unterstützung der 
EU, wie das Beispiel der Niederlande verdeutlicht: Dort fühlte sich nur ein 
eher kleiner Teil der Befragten mit der EU verbunden, aber nach den gleichen 
Eurobarometer-Daten vom Herbst 2007 unterstützen 79 % der niederländi¬ 
schen Befragten die Mitgliedschaft ihres Landes in der EU. Dieser Wert wurde 
nur in Luxemburg mit 82 % Unterstützung übertroffen. Die Schlusslichter 
bildeten hier Großbritannien (34 %), Lettland (37 %) und Österreich (38 %; 
Eurobarometer 2008b, S. 71). 

Die Unterschiede in der Identifikation mit der EU und ihrer Unterstützung 
haben Tradition: So ist die Bevölkerung bestimmter Mitgliedsländer wie etwa 
Großbritanniens seit jeher EU-kritischer eingestellt als die anderer wie etwa 
die Deutschlands. Dies lässt vermuten, dass nationale Kontexte eine zentrale 
Rolle für die Entstehung einer Identifikation mit der EU und damit für die 
Ausbildung einer europäischen Identität haben. Befunde von Pichler und auch 
Kaina unterstützen dies: Sie stellen fest, dass sich die Individuen stärker mit 
der EU identifizieren, wenn sie sie positiver einschätzen. Entsprechend sind 
die Bindungswerte an die EU in den Staaten höher, in denen die Bürger insge¬ 
samt eine positivere Einschätzung der EU haben (Pichler 2005; Kaina 2009, 
S. 112 ff.). Insofern sollten die jeweiligen nationalen Kontexte stärker in den 
Blick genommen werden. 

3. Das Zusammenwirken von nationaler und europäischer Identität kann sich je 
nach Kontext unterschiedlich gestalten. Das Verhältnis von Identifikation mit 
der EU und nationaler Identifikation ist aufgrund der bisherigen Ergebnisse 
nicht eindeutig bestimmbar. Es wurde zwar von verschiedenen Autoren 


8 In den seither publizierten Eurobarometem wurde die Verbundenheit mit der EU nicht 
mehr erfragt. 
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betrachtet; 9 diese stellten aber Unterschiedliches oder sogar sich Widerspre¬ 
chendes fest. Opp wies in einer Panelstudie in Westdeutschland eine positive 
Beziehung nationaler und europäischer Identität nach (Opp 2005). Mühler und 
Opp stellen fest, dass die Identifikation mit Regionen einen positiven Zusam¬ 
menhang mit nationaler und europäischer Identifikation hat (Mühler und Opp 
2006). Castano, der Belgien und Italien untersucht hat, findet ebenfalls einen 
positiven Zusammenhang zwischen nationaler und europäischer sowie zwi¬ 
schen regionaler und nationaler Identität (Castano 2000). Auch Jimenez et al. 
(2004) stellen einen solchen positiven Zusammenhang zwischen nationaler und 
europäischer Identität fest. Arts und Halman kommen dagegen zu dem Ergeb¬ 
nis, die europäische Integration werde als Bedrohung für die nationale Identität 
empfunden (Arts und Halman 2006). McLaren untersuchte den Zusammen¬ 
hang zwischen der Angst vor dem Verlust der nationalen Identität und der 
Opposition gegen die EU. Sie stellt fest, dass die Angst, die nationale Identität 
zu verlieren, keinen Effekt auf die EU-Identifikation habe (McLaren 2004). 

Wie lassen sich diese widersprüchlichen Ergebnisse erklären? Da verschie¬ 
dene Staaten untersucht wurden, ist zu vermuten, dass auch diese Differenzen 
in den unterschiedlichen nationalen Kontexten und unterschiedlichen politi¬ 
schen Kulturen begründet sind (vgl. Marks und Hooghe 2003). Die Befunde 
von Westle unterstützen dies: Sie weist nach, dass sich die Identifikation von 
EU-Bürgern als Europäer dann auf einem niedrigem Niveau bewegt, wenn sie 
in Konkurrenz zur Zugehörigkeit zu einem Nationalstaat gestellt wird; dass 
die verschiedenen Identitätsebenen aber dann verträglich sind, wenn sie sich 
ergänzen (Westle 2003a). Westle argumentiert daher für ein Kontextmodell der 
Identitäten: Die Beziehungen zwischen nationaler und europäischer Identifi¬ 
kation seien davon abhängig, in welchen Kontext die Individuen sie stellten. 
Werde dort ein Gegensatz konstruiert, trete ein Konkurrenzmodell der Identi¬ 
täten in Kraft; werde dagegen eine positive Beziehung hergestellt, komme ein 
Konkordanzmodell zum Tragen, bei dem die verschiedenen Identifikationsebe¬ 
nen sich befruchteten und ergänzten. Werde keine Beziehung hergestellt, seien 
beide unabhängig voneinander (Westle 2003a, S. 474 ff.). 

Somit lässt sich die vermutete Beziehung zwischen europäischer und natio¬ 
naler Identifikation in die Hypothese fassen, dass sich die beiden Identitätsebe¬ 
nen am ehesten dann positiv ergänzen, wenn die Kontexte dies so thematisieren. 


Wiele hierzu vorliegende Beiträge entstanden im Rahmen des EU-Großprojekts EURO- 
NAT im fünften Forschungsrahmenprogramm (siehe etwa Kandulla 2004; Sereti und 
Kokosalakis 2003; Spohn 2002). Im sechsten Rahmenprogramm untersuchte unter anderem 
das Großprojekt INTUNE diese Fragen. 


jycamus75@yahoo.fr 




38 


C. Wiesner 


4. Es gibt unterschiedliche nationale Wahrnehmungsmuster zur EU. Die Bürge¬ 
rinnen und Bürger der verschiedenen Mitgliedstaaten verbinden teilweise sehr 
unterschiedliche Charakteristika und Politikinhalte mit der EU. Kaina folgert 
daraus, dass sich „das kollektive Selbstbild der Europäer nach vorliegen¬ 
den Befunden offenbar nur auf wenige gemeinsame Wahrnehmungen stützt“ 
(Kaina 2009, S. 106). Es sei anzunehmen, dass die Charakteristika, die die 
Bürgerinnen und Bürger mit der EU verbinden, von bestimmten Kontextfakto¬ 
ren wie den unterschiedlichen Entwicklungsniveaus der Mitgliedstaaten beein¬ 
flusst würden (Kaina 2009, S. 101 f.). Auffällig ist dabei, dass in den sechs 
Gründerstaaten am häufigsten negative Charakteristika mit der EU verbunden 
werden wie etwa Arbeitslosigkeit, Geldverschwendung, Verlust kultureller 
Identität oder eine Zunahme an Verbrechen. Insofern erscheint es als beson¬ 
ders relevant, diese unterschiedlichen nationalen Sinnmuster-Konstruktionen 
zu europäischer Identität zu untersuchen. 

5. Die Unterstützung der EU entwickelte sich vom permissive consensus zum 
constraining dissensus. Seit den 1990er Jahren ging die Unterstützung des 
europäischen Integrationsprozesses kontinuierlich zurück: Nicht nur sanken 
die Unterstützungsraten für die Mitgliedschaft in der EU (siehe dazu ausführ¬ 
lich Kaina 2009, S. 15 ff.); seit dieser Zeit gab es auch eine Reihe negativer 
Referenden: das erste Maastricht-Referendum in Dänemark, das erste Nizza- 
Referendum, das erste Lissabon-Referendum in Irland sowie die Referenden 
zum Verfassungsvertrag in Frankreich und den Niederlanden. Beide Entwick¬ 
lungen sind Indikatoren dafür, dass die Bevölkerung oftmals die EU und ihre 
Policies in ihrer aktuellen Ausprägung nur wenig unterstützt. Der „permis¬ 
sive consensus“ (Lindberg und Scheingold 1970, S. 40) der ersten Jahrzehnte 
der europäischen Integration, in dem die Bevölkerung der Mitgliedstaaten 
den Integrationsprozess schweigend und mehrheitlich unterstützte, wird seit 
dem Scheitern des ersten Maastricht-Referendums in Dänemark als been¬ 
det betrachtet; Hooghe und Marks sprechen bezüglich der Einstellungen der 
Bevölkerung zur EU inzwischen gar von einem „constraining dissensus“ 
(Hooghe und Marks 2009). 

Mithin stellt sich seither aus der funktionalistischen Perspektive auf kol¬ 
lektive Identität zunehmend die Frage nach der für die Stabilität des Systems 
EU nötigen Akzeptanz und Unterstützung der Bevölkerung (siehe hierzu auch 
Fuchs et al. 2009; Kaina 2009; Hooghe und Marks 2009). Dabei ging in den 
sechs Gründerstaaten der EU die Unterstützung für die EU-Mitgliedschaft 
besonders signifikant zurück (Kaina 2009, S. 21 f., 94). Es würde also nahe 
liegen, in den Gründerstaaten nach möglichen Ursachen dieser besonders stark 
sinkenden Identifikation zu suchen. 
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6. Sozioökonomische Faktoren und Alltagserfahrungen beeinflussen Zustim¬ 
mung und Vertrauen zur EU. Ältere Daten zeigen bereits, dass sich höhere 
Arbeitslosigkeit und ökonomische Probleme negativ auf die Identifikation 
mit der EU auswirken (Immerfall und Sobisch 1997). Entsprechend sank 
während der Finanzkrise bzw. seit 2008 das Vertrauen der EU-Bürger in die 
Institutionen der EU kontinuierlich, allerdings auch das in ihre nationalstaat¬ 
lichen Parlamente und Regierungen. Überproportional sank das Vertrauen in 
die EU, das viele Jahre deutlich höher lag als das Vertrauen in die mitglied¬ 
staatlichen Institutionen. Im Frühjahr 2012 lag es nur noch bei 31 % im EU- 
Durchschnitt gegenüber 50 % im Frühjahr 2008 (Eurobarometer 2012, S. 13). 
Das Vertrauen in die nationalen Parlamente und Regierungen sank nur von 
34 % bzw. 32 % 2008 auf jeweils 28 % im Frühjahr 2012 (Eurobarometer 
2012, S. 14). Auch die Meinung der Bürgerinnen und Bürger von der EU ver¬ 
schlechterte sich deutlich. Im Frühjahr 2008 rief die EU noch bei 48 % der 
Eurobarometer-Befragten ein positives Bild hervor, im Frühjahr 2012 war das 
nur noch bei 31 % der Fall (Eurobarometer 2012, S. 14). Diese Zahlen bele¬ 
gen eine zunehmend und mehrheitlich kritische Einschätzung sowohl der EU 
als auch ihrer Institutionen und der Institutionen der Mitgliedstaaten während 
der Finanzkrise. 

Seit 2012 verbesserten sich diese Werte jedoch wieder; in der Eurobarome¬ 
ter-Befragung vom Herbst 2014 rief die EU im Mittel wieder bei 39 % der 
Befragten ein (eher) positives Bild hervor (Eurobarometer 2014, S. 6). Das 
Vertrauen in die nationalen Regierungen und Parlamente lag wieder bei 30 % 
im Mittel und das in die EU bei 37 % im Mittel (Eurobarometer 2014, S. 8). 
Somit geht mit der wirtschaftlichen Erholung auch eine im EU-Schnitt wieder 
wohlwollendere Einschätzung der Befragten zur EU und den Institutionen der 
Mitgliedstaaten einher. Dem entspricht, dass vorteilhafte Alltagserfahrungen 
mit der EU eine positive Rolle spielen: Schmidberger (1998) etwa weist nach, 
dass das Leben im deutsch-französischen Grenzgebiet Zugehörigkeitsgefühle 
zur EU bestärkten. Dies verweist insgesamt darauf, dass Alltagserfahrungen 
und sozioökonomische Kontexte in die Untersuchung europäischer Identität 
einzubeziehen sind. 

7. Die Identifikation mit und die Zustimmung zur EU variieren nach sozialer Stra- 
tifikation. Bestimmte Bevölkerungsgruppen sind traditionell EU-freundlicher 
eingestellt als andere. Insbesondere ist hier das Bildungsniveau einer Person ent¬ 
scheidend, aber auch ihr Wohlstandsniveau. Je höher beides, desto wahrscheinli¬ 
cher ist es, dass jemand die EU unterstützt und umgekehrt. Bereits zu Beginn der 
1970er Jahre belegte Inglehart (1970) diese Hypothese; sie wurde seither regel¬ 
mäßig empirisch untermauert, so etwa durch die beiden Eurobarometer-Surveys 


jycamus75@yahoo.fr 



40 


C. Wiesner 


nach den irischen Lissabon-Referenden 2008 und 2009 (Eurobarometer 2008a, 
2009). Ein Grund dürfte darin liegen, dass sich die Menschen eher mit der EU 
identifizieren, wenn sie sich von ihr Gewinne versprechen (Pichler 2005), was in 
der Tendenz vor allem auf besser Gebildete und Wohlhabendere zutrifft. Somit 
sind in der Untersuchung europäischer Identität die Auswirkungen sozialer Stra- 
tifikation zu beachten. 

8. Zwischen den Bevölkerungen der EU-Staaten gibt es Differenzen in der Wer¬ 
teorientierungen. Zumindest bis vor einigen Jahren zeigten sich zwischen den 
Bevölkerungen „alter“ und „neuer“ Mitgliedstaaten signifikante Differenzen 
im Hinblick auf die Einstellungen zu demokratischen Grundorientierungen. So 
verglich etwa Gerhards (2004) die Einstellungen von Bürgerinnen und Bür¬ 
gern der ersten EU-Mitgliedstaaten mit denen von Beitrittsländem, die 2004, 
2007 sowie noch später beitraten, anhand von Daten des European Value Sur- 
vey von 1999/2000 und stellte fest, dass sich die Werteorientierungen der 
Mehrheit der Bevölkerung in der EU bereits von denen der Beitrittsländer von 
2007, Bulgarien und Rumänien, unterscheiden würden; die Differenzen gegen¬ 
über der Türkei seien aber noch größer. Dagegen ließe sich im „Kerneuropa“ 
der ersten Mitgliedstaaten eine relativ große Homogenität feststellen. Fuchs 
(2001) kommt zu einem ähnlichen Ergebnis: Während die Bürger und Bürge¬ 
rinnen aus den westeuropäischen Staaten bereits gemeinsame Werteorientie¬ 
rungen teilten, bestünden zu den mittel- und osteuropäischen Staaten noch 
Differenzen. Dieser Bereich ist jedoch nicht sehr weit erforscht 10 und sollte 
mithin stärker in den Fokus gerückt werden. 

2.2.3 Wie stellt sich europäische Identität als Sinnmuster dar 
und wie wird sie konstruiert? Ergebnisse der makro¬ 
orientierten Ansätze 

Makro-orientierte Ansätze betrachten bislang weniger die EU-Bürger als die EU- 

Funktionseliten und deren Diskurse. Ihre Befunde lassen sich so zusammenfassen: 

1. Nationalstaatliche und EU-bezogene Identitätskonstruktionen sind aufeinander 
bezogen. Diese Bezüge, und dies bestätigt den quantitativen Befund, können 
sowohl positiv als auch negativ aufgeladen werden (siehe etwa Weiss 2003; 


10 Dies überrascht nur wenig, da das Eurobarometer keine Fragen zu diesem Bereich ent¬ 
hält. Auch das Auch das International Social Survey Programme (ISSP) enthält keine Fra¬ 
gen zu Wertorientierungen, während der European Social Survey (ESS)Werte erfragt, aber 
wiederum keine Fragen zu Identifikation enthält. Zudem enthalten weder das ISSP noch 
der ESS Fragen zu Identifikation mit der EU. 
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Marcussen et al. 2001; Schmidt 1997, 2004, 2006). Mithin ist zu untersuchen, 
ob nationale und europäische Identitätskonstruktionen positiv, negativ oder 
neutral aufeinander bezogen werden. 

2. Identitätskonstruktionen auf EU-Ebene weisen in der Art der Konstruktion, 
der Abgrenzung nach außen bzw. der Rolle eines Anderen und im Rekurs 
auf Gründungsmythen Ähnlichkeiten zu nationalen Identitätskonstruktionen 
auf. Wie nationale werden supranationale Identitäten sowohl diskursiv herge¬ 
stellt als auch durch institutioneile Praxen und sozioökonomische Strukturen 
definiert (Puntscher-Riekmann und Wodak 2003, S. 284 ff.; Lepsius 1999, 
S. 202 ff.). Und wie bei der Konstruktion innemationaler Identitäten spielt 
in der EU die diskursive Abgrenzung nach außen eine entscheidende Rolle. 
So grenzten sich in einer Interviewserie EU-Parlamentarier regelmäßig von 
den USA oder auch von Japan ab (Puntscher-Riekmann und Wodak 2003, 
S. 284 ff.; Pantel 1999, S. 52 ff.). 

Europäische Identitäten bedienen also, wie auch nationale, ein Wechsel¬ 
spiel zwischen Inklusion und Exklusion. Dabei ist allerdings kein einheitliches 
„Anderes“ der EU erkennbar (vgl. Smith 1992), es gibt vielmehr verschie¬ 
denste Abgrenzungen. 

In der Konstruktion europäischer Identität ist der Rekurs auf einen Grün¬ 
dungsmythos immer wieder wichtig, auch wenn dieser, etwa im Sinne der 
EU als „Garant des Friedens“, nicht direkt auf eine gemeinsame Geschichte 
bezogen, sondern zukunftsgerichtet ist (Pantel 1999; Puntscher-Riekmann und 
Wodak 2003, S. 284 ff.; Weiss 2003). In der Debatte um die Zukunft der EU 
variiert schließlich - ebenso wie in den meisten Nationalstaaten - der Bezug 
auf staatsnationale und kulturnationale Elemente (Puntscher-Riekmann und 
Wodak 2003, S. 284 ff.). Mithin ist die Bedeutung institutioneller Praxen wie 
Abgrenzungen oder der Rekurs auf Gründungsmythen in der Konstruktion 
europäischer Identität zu beachten. 

3. Eliten haben eine zentrale Rolle in der diskursiven Konstruktion europäischer 
Identität. Verschiedenste Studien (vgl. Diez Medrano 2009; Schmidt 2006; Weiss 
2003; Banchoff 1999; Seidendorf 2007) zeigen, dass Akteure in Politik und Ver¬ 
waltung sowohl auf EU-Ebene (also beispielsweise in Kommission und EP) als 
auch auf nationaler Ebene an der diskursiven Konstruktion europäischer Identität 
beteiligt sind, allerdings zum Teil auf unterschiedliche oder sogar gegenläufige 
Art. Die EU-Kommission etwa betont Symbole wie Flaggen oder den Europatag 
sowie kulturelle und wissenschaftliche Austauschprogramme, die zur Identitäts¬ 
bildung beitragen sollen. Sie versucht damit, für die EU einen positiven, in der 
Geschichte begründeten, aber auch zukunftsgerichteten Inhalt zu konstruieren, 
der sich an einem expliziten Leitbild zur europäischen Identität orientiert, der 
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„Einheit in Vielheit“ (Pantel 1999, S. 52 ff.). Dagegen spiegelt sich in den Kon¬ 
struktionsversuchen nationaler Eliten zweierlei: Zum einen sind diese oftmals 
sehr viel ambivalenter, enthalten nicht nur einhellig Positives, sondern auch Kri¬ 
tisches, und zum anderen unterscheiden sie sich je nach Heimatstaat der Betei¬ 
ligten (siehe etwa Banchoff 1999; Waever 2005; Hörber 2006; Marcussen et al. 
2001; Schmidt 1997, 2004, 2006; Stahl 2007a, b). 

Weiss hat Reden hochrangiger Politiker aus Deutschland und Frankreich 
zur EU analysiert. Dabei stellte er einige Gemeinsamkeiten fest: Die Red- 
nerinnen und Redner versuchten jeweils, der EU einen Sinn zu geben und 
Vorschläge zu ihrer Organisation und Weiterentwicklung zu machen. Alle 
bezeichneten die weitere Integration der EU in irgendeiner Form als histori¬ 
sche Notwendigkeit; häufig wurde Bezug auf die europäischen Gründungsväter 
genommen. Allerdings ließen sich in den Reden auch nationale Besonderheiten 
feststellen. So dominierte bei Jacques Chirac und Lionel Jospin das Bild von 
Europa als Prozess oder Projekt, dem ein politischer und meist auch visionä¬ 
rer Charakter zugeschrieben wurde. Bei Joschka Fischer und Gerhard Schröder 
lag dagegen das Hauptaugenmerk auf dem Begriff der Integration, und zwar 
in Bezug auf die institutioneile Organisation, die Osterweiterung der EU und 
die Idee des Verfassungspatriotismus (Weiss 2003, S. 183 ff.). Insofern sollte 
die Rolle von politischen Eliten untersucht werden, wobei deren Status und die 
nationalen Kontexte berücksichtigt werden müssen. 

4. Nationale Eliten-Europadiskurse und -konzepte haben eine zentrale Funk¬ 
tion in der Konstruktion europäischer Identität. Durch die unterschiedlichen 
nationalen Europadiskurse, die die regierenden nationalen Eliten über Jahre 
vertraten und fortschrieben, entstanden verschiedene nationale Eliten-Europa- 
konzepte. Sie unterscheiden sich in ihren Ursprüngen, Motiven und Ausrich¬ 
tungen, denn sie müssen mit den jeweiligen Interessen der nationalen Eliten, 
aber auch mit den nationalen Identitätsdiskursen kompatibel sein (siehe zu 
nationalen Europakonzepten Baasner 2008; Banchoff 1999; Bayrak 2002; Diez 
1995, 1999; Diez Medrano 2003; Hörber 2006; Jachtenfuchs 2002; Jung 1999; 
Larsen 1997; Marcussen et al. 2001; Sauder 1995; Schmidt 1997, 2004, 2006; 
Seidendorf 2007; Stahl 2007b; Waever 2005). Je nach nationalem Kontext 
konstruieren die Eliten-Europakonzepte harmonische, ambivalente oder eher 
gegensätzliche Beziehungen zwischen europäischer und nationaler Identität. 
Deutschland, Frankreich und Großbritannien sind Beispiele für sehr unter¬ 
schiedliche nationale Eliten-Europakonzepte sowie differierende Strategien 
diskursiver Veränderung. So war in Frankreich lange Zeit ein gaullistisches 
Europakonzept vorherrschend, in dem Frankreichs Souveränität, Einzigartig¬ 
keit und grandeur im Vordergrund standen und Frankreich eher im Gegensatz 
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zum Rest Europas gesehen wurde. Ab Beginn der 1970er Jahre entwickelten 
die französischen politischen Eliten jedoch einen positiven Europabezug. Eine 
zentrale Veränderung im Elitendiskurs trat dann zu Beginn der 1980er Jahre 
mit der Präsidentschaft Mitterands ein: Die Sozialisten prägten die Idee, dass 
Frankreichs Zukunft in Europa liege. Es entwickelte sich ein spezifisches 
Europakonzept, bei dem die französische mission civilisatrice gegenüber der 
EU im Vordergrund stand. Die EU blieb aber Instrument der französischen 
Souveränität (vgl. Sauder 1995; Hörber 2006; Marcussen et al. 2001; Schmidt 
2006; Jachtenfuchs 2002; Banchoff 1999; Jung 1999; Rozenberg 2014). 

Das prägende Motiv des deutschen EU-Elitenkonzepts ist dagegen die posi¬ 
tive Ausrichtung auf die europäische Integration als Chance für eine schnelle 
Normalisierung des deutschen Status quo und für ein beschleunigtes ökono¬ 
misches Wachstum. Die christlich-demokratischen Parteien betonten deshalb 
bereits unmittelbar nach dem Krieg die europäische Einigung als Alternative 
zum Nationalismus und Nationalsozialismus der Vergangenheit, aber auch zum 
Kommunismus. Christentum, Demokratie und soziale Marktwirtschaft wur¬ 
den zu Kernbestandteilen der deutschen Europaerzählung. Die oppositionellen 
Sozialdemokraten vertraten dagegen bis in die 1960er Jahre hinein das Ideal 
eines Dritten Weges für Europa. Sie waren sich jedoch mit den Christdemo¬ 
kraten in einem Punkt einig: „Europe’s other was Nazi Germany“ (Marcussen 
et al. 2001, S. 110). Seit den 1960er Jahren entwickelte sich mit der Verände¬ 
rung der Position der Sozialdemokraten ein die politischen Lager übergrei¬ 
fender Elitenkonsens in Deutschland, der sich bis heute nicht geändert hat 
(obwohl er gerade in jüngster Zeit deutlich angegriffen wird): Nur die weitere 
Integration innerhalb der EU könne Deutschland fest im Westen verankern und 
den Frieden sichern (vgl. Sauder 1995; Hörber 2006; Marcussen etal. 2001; 
Schmidt 2006; Jachtenfuchs 2002; Banchoff 1999; Jung 1999). 

Das britische Europa-Elitenkonzept hat sich seit dem Zweiten Weltkrieg 
kaum geändert: Großbritanniens Verhältnis zur EU ist ambivalent. In briti¬ 
schen Europadiskursen werden sowohl Vorstellungen der britischen Beson¬ 
derheit deutlich als auch eine alte Reserviertheit gegenüber dem so genannten 
„Kontinent“: A „free England defying an unfree continent. There is still a fee- 
ling of ‘them’ versus ‘us’“ (Marcussen et al. 2001, S. 112). Im Gegensatz zu 
den deutschen und französischen haben die britischen politischen Eliten nie 
konsequent versucht, diese Jahrhunderte alten Identitätskonzepte zu verändern 
(Diez Medrano 2003; Hörber 2006; Larsen 1997; Marcussen et al. 2001). 
EU-kritische Diskurse oder Motive nationaler Eliten thematisieren somit oft¬ 
mals spezifisch nationale Ambivalenzen, Kritik an der EU oder Abgrenzung. 
In Pro-EU-Elitendiskursen wird europäische Identität durch eine Abgrenzung 
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nach außen hergestellt und auf einen oder mehrere Gründungsmythen bezo¬ 
gen. Nationale Europa-Elitenkonzepte können relativ stabil oder aber verän¬ 
derlich sein. Somit sollten die Spezifika nationaler Europadiskurse stärker 
beleuchtet und verglichen werden. 

Nationale Europa-Elitendiskurse können Legitimitätsglauben, Identifikation 
und Unterstützung beeinflussen (vgl. Diez Medrano 2003; Banchoff 1999; 
Gaffney 1999; Schild 2002; Schmidt 1997, 2004, 2006). Jedoch ist nicht in 
einem verkürzenden top-down -Modell davon auszugehen, dass die Elitendis¬ 
kurse direkt Legitimation erzeugen würde. Dieses Modell unterschlägt die 
wesentliche bottom-up Komponente der Entstehung von Legitimitätsglauben, 
also das Ausmaß und die Aktivität der Bürgerinnen und Bürger bei der Aneig¬ 
nung und Gestaltung von Legitimitätsglauben an die EU (siehe dazu ausführ¬ 
lich Wiesner 2014a). Dies sollte bei Untersuchungen immer mit im Fokus 
stehen. 

5. Es gibt gegenläufige und kontroverse Konstruktionen nationaler Europakon¬ 
zepte. Es zeigt sich in neuerer Zeit, dass in den nationalen Elitendiskursen 
nicht nur unterschiedliche Inhalte mit der EU verbunden werden, sondern dass 
es auch gegenläufige Konstruktions versuche gibt, und zwar sowohl EU-weit 
(so unterscheiden sich etwa die Positionen zum Laizismus oder zur Abtreibung 
der französischen und der polnischen politischen Eliten immer noch diametral, 
unabhängig davon, wer gerade regiert) als auch national (die Europadiskurse 
der ehemaligen polnischen Ministerpräsidenten Donald Tusk und Jaroslaw 
Kaczynski unterscheiden sich z. B. grundsätzlich). Auch wird die wachsende 
Unzufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger mit der EU politisch und diskur¬ 
siv aufgegriffen: Das Ende des permissive consensus brachte nämlich nicht nur 
einen Einbruch bei deren Identifikation mit der EU, sondern auch euroskepti¬ 
sche politische Bewegungen und Akteure, die dies für sich nutzten. So ist eine 
Zunahme EU-kritischer Äußerungen von Politikerinnen und Politikern zu ver¬ 
zeichnen. Euroskeptizismus findet sich inzwischen mehr oder weniger ausge¬ 
prägt in fast allen Mitgliedstaaten der EU (siehe die Beiträge bei Fuchs et al. 
2009; Harmsen und Spiering 2004; Sczerbiak und Taggart 2008). Oftmals sind 
dessen Protagonisten in der Opposition, mitunter jedoch auch in der Regie¬ 
rung wie etwa der bis 2013 amtierende tschechische Präsident Vaclav Klaus. 
Die nationalen Europakonzepte, die im Elitendiskurs konstruiert und aufge¬ 
nommen werden, sind also weder unveränderlich noch sind sie immer langfris¬ 
tig dominierend. Vielmehr sind sie stets umstritten, auch auf der Elitenebene. 
Allerdings variieren die Grade der Konfliktgeladenheit. Insofern sollten Kon¬ 
flikte um europäische Identitätskonstruktionen besonders in den Fokus der For¬ 
schung rücken. 
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6. Die starke Rolle politischer Eliten in der diskursiven Konstruktion europä¬ 
ischer Identität hat eine Kehrseite: Die Bürgerinnen und Bürger sind an die¬ 
sen Konstruktionsprozessen noch kaum beteiligt (vgl. Diez Medrano 2009). 
Auch die Rezeption der nationalen Elitendiskurse ist bislang noch wenig 
untersucht worden. Juan Diez Medranos Befunde zeigen, dass die Bürge¬ 
rinnen und Bürger die nationalen Elitendiskurse relativ genau rezipieren und 
sich in ihren eigenen Europainterpretationen darauf beziehen; allerdings kann 
dieser Bezug in identifizierender wie in abgrenzender Weise stattfinden (Diez 
Medrano 2003). Es wäre somit ein lohnendes Unterfangen, auch die Rohe der 
Bürgerinnen und Bürger in der Konstruktion europäischer Identität stärker 
in den Blick zu nehmen. Insgesamt zeigen die Ergebnisse sehr deutlich, dass 
die Inhalte europäischer Identität - oder konkreter ausgedrückt das, wofür die 
EU steht, womit sie verbunden, womit sie aufgeladen wird - derzeit nicht nur 
offen, sondern sogar umkämpft sind. 


3 Was ist europäische Identität? Eine 
Arbeitsdefinition 

Die diskutierten Problemstellungen und Ergebnisse lassen sich nun abschließend 
auf die normativ-demokratietheoretischen Ausgangsüberlegungen beziehen und 
in eine Arbeitsdehnition der europäischen Identität, ihrer Untersuchung, ihrer 
Entstehung und den sie bedingenden Faktoren zusammenfassen. 

Zur normativ-demokratietheoretischen Rolle von europäischer Identität sind 
zunächst folgende normativ-theoretisch begründeten Ausgangspositionen festzu¬ 
halten: 

1. Demokratie beruht auf drei Dimensionen: einer Input-Dimension, einer insti¬ 
tutionellen Dimension und einer Output-Dimension. Ahe drei bedürfen demo¬ 
kratischer Identität. 

2. Die EU ist eine politische Einheit, eine Polity - und nicht ethnisch, kulturell 
oder religiös definiert. Ihre Identität muss also demokratisch-politisch sein. 

3. Die EU steht nicht mehr am Anfang ihrer Demokratieentwicklung. Sie ist viel¬ 
mehr, trotz ihrer nach wie vor vorhandenen Defizite und Probleme, das derzeit 
am weitesten entwickelte und am stärksten integrierte real existierende Bei¬ 
spiel einer demokratisch organisierten supra- und transnationalen Polity. 

4. Eine weitere Demokratisierung der EU ist jedoch erforderlich, a) weil sie in star¬ 
kem Ausmaß in das Alltagsleben ihrer Bürgerinnen und Bürger eingreift; b) weil 
die Europäische Integration derzeit zu einem Netto-Verlust an demokratischer 
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Legitimation in zweifacher Hinsicht führt: Die Exekutive wird gegenüber der 
Legislative gestärkt und die institutionelle und die Output-Dimension nehmen 
gegenüber der Input-Dimension zu; c) weil angesichts des hohen Integrations¬ 
grades der EU und des fortschreitenden Kompetenzverlustes der Mitgliedstaaten 
ein Rekurs auf die Demokratien der Mitgliedstaaten oder deren Stärkung nicht 
ausreicht, vielmehr muss auch eine Demokratisierung auf EU-Ebene stattfinden. 

5. Eine Demokratisierung auf EU-Ebene muss auch auf eine Stärkung der Input- 
Legitimation der EU rekurrieren. 

Daraus folgen normativ-theoretische Anforderungen an europäische Identität: 

1. Eine Demokratisierung der EU und die Ausbildung einer signifikanten Input- 
Dimension machen eine Stärkung europäischer Identität in dem Sinne nötig, 
als die demokratischen Institutionen und Verfahren der EU von einem demo¬ 
kratischen Subjekt, einem Demos, getragen werden, der sich in einem Min¬ 
destmaß selbst als solcher definiert (Beziehung Bürger-Bürger) und mit der 
Polity EU identifiziert (Beziehung Bürger-Polity) und ein Mindestmaß an 
kollektiv oder mehrheitlich geteilten Zuschreibungen von politisch-demokrati¬ 
schen Bedeutungsgehalten an die EU entwickelt. 

2. Europäische Identität ist aus demokratietheoretischer Sicht zu verstehen als 
Selbstdefinition des EU-Demos, also als ein Bewusstsein von und eine Iden¬ 
tifikation mit der EU-Ebene, auf die sich Rechte und demokratische Praxis 
beziehen, sowie eine gegenseitige Identifikation und Anerkennung der Demos- 
Mitglieder. 

3. Eine solche demokratische Identität wird nicht nur als Voraussetzung für die 
Stabilität der EU als politisches System betrachtet sondern auch als Bedingung 
für die Entstehung demokratischer Praxis. 

4. Die politisch-demokratischen Bedeutungsgehalte europäischer Identität müs¬ 
sen es ermöglichen, konfligierende Identitäten und Wertehaltungen und unter¬ 
schiedliche Ebenen von Identitäten auszubalancieren. Es muss mithin eine 
differenzfreundliche Mehrebenen-Identität entstehen, die auf einem begrenz¬ 
ten Set politisch-demokratischer Bedeutungsgehalte basiert. Dies bedeutet 
nicht, dass ethnische oder kulturelle Identitäten für europäische Identität nicht 
von Belang sind. Vielmehr ist das zentrale Argument, dass eine tragfähige 
europäische Identität auf einer gemeinsamen politisch-demokratischen Basis 
diese Differenzen integrieren kann. 

Weiterhin ergibt sich folgende Arbeitsdefinition zu den Konstruktionsprozessen 

und der Untersuchung europäischer Identität: 
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1. Europäische Identität ist eine Form kollektiver Identität. Die EU-Bürger müs¬ 
sen ihre Identität, d. h. ihre Gemeinsamkeiten, selbst hervorbringen, also 
sozial konstruieren. Im Zuge dieser sozialen Konstruktion wird die EU mit 
verschiedenen Bedeutungsgehalten auf geladen. 

2. Europäische Identität wird durch zwei Dimensionen geprägt: Sie ist durch 
individuelle Identifikationen bedingt und sie ist auch Sinnmuster, also ein den 
individuellen Identifikationen übergeordnetes Makro-Phänomen. 

3. Europäische Identität ist mithin zu untersuchen mit Blick auf die soziale Kon¬ 
struktion sowohl ihrer Mikro-Komponente (individuelle Identifikationen und 
Einstellungen) als auch ihrer Makrokomponente (ihre Bedeutungsgehalte und 
ihre Rolle als Sinnmuster). 

4. Die Bedeutungsinhalte europäischer Identität sind dabei im Sinne Poppers als 
Produkte des menschlichen Geistes zu interpretieren, die unabhängig von den 
Denk- beziehungsweise Identifikationsprozessen der Individuen existieren und 
Einfluss auf die materielle Welt haben können. 

Quantitativ-empirische wie auch diskursanalytische Ergebnisse zur Entstehung 
europäischer Identität haben weiterhin gezeigt, dass in der sozialen Konstruktion 
europäischer Identität nationale Kontexte und konkrete Erfahrungen, die der EU 
zugeschrieben werden, eine zentrale Rolle spielen: 

1. Die EU ist eine Blackbox: Die Bürgerinnen und Bürger verbinden nur 
wenige konkrete Inhalte mit ihr. Identifikation mit der EU ist deshalb oft ver¬ 
gleichsweise abstrakt und inhaltsleer. 

2. Es gibt unterschiedliche nationale Grade der Identifikation und unterschied¬ 
liche Wahrnehmungsmuster der EU in den EU-Staaten und dabei eine beson¬ 
ders stark sinkende Zustimmung in den sechs Gründer Staaten. 

3. Nationale Kontexte spielen eine wichtige Rolle bei der Ausprägung von 
Identifikation mit der EU sowie hinsichtlich der Unterstützung der EU und 
des Vertrauens zu ihr. 

4. Werteorientierungen innerhalb der EU unterscheiden sich nach nationaler 
Zugehörigkeit. 

5. Es gibt kein generelles, EU-weites Muster für die Beziehungen zwischen 
nationalen und EU-bezogenen Identifikationen und Einstellungen. 

6. Quer zu den nationalen Einflüssen steht die soziale Stratifikation: Gebildete und 
Wohlhabende identifizieren sich EU-weit und unabhängig von der nationalen 
Zugehörigkeit stärker mit der EU als weniger gebildete und ärmere Personen. 

7. Auch beeinflussen EU-weit und unabhängig von der nationalen Zugehö¬ 
rigkeit konkrete Policy-Outputs (Finanzkrise, Arbeitslosigkeit) wie auch 
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Alltagserfahrungen die Zustimmung zur und das Vertrauen in die EU posi¬ 
tiv bzw. negativ. 

8. In der Konstruktion europäischer Identität spielen weiterhin institutioneile 
Praxen, diskursive Abgrenzungen und Gründungsmythen wesentliche Rollen. 

9. In der diskursiven Konstruktion europäischer Identitätskonzepte haben 
politische Eliten eine entscheidende Rolle; sie wirken allerdings je nach 
politischer Ebene (EU/Nationalstaat) und Rolle (Regierung/Opposition) 
unterschiedlich. 

10. Nationale Eliten-Europadiskurse können Identifikationen und Legitimi¬ 
tätsglauben beeinflussen. Diese Prozesse haben allerdings sowohl eine top- 
down-Komponente (von den Eliten zu den Bürgerinnen und Bürgern) als 
auch eine bottom-up-Komponente (von den Bürgerinnen und Bürgern zu den 
Eliten): Die Bürgerinnen und Bürger müssen die Legitimitätskonzepte aktiv 
unterstützen und annehmen, damit sie tragfähig werden. 

11. Die nationalen Europakonzepte, die im Elitendiskurs konstruiert und auf¬ 
genommen werden, sind stets veränderlich und umstritten, auch auf der 
Elitenebene. Allerdings variieren die Grade der Konfliktgeladenheit. Die EU¬ 
kritischen Diskurse oder Motive nationaler Eliten thematisieren dabei oft¬ 
mals spezifisch nationale Ambivalenzen, Kritik oder Abgrenzung gegenüber 
der EU; in EU-freundlichen Elitendiskursen wird europäische Identität eher 
zur Abgrenzungen der EU nach außen genutzt und auf einen oder mehrere 
Gründungsmythen bezogen. 

12. Die Bürgerinnen und Bürger sind an den diskursiven Prozessen der europäi¬ 
schen Identitätskonstruktionen noch kaum beteiligt. 

Daraus ergeben sich abschließend weitere Folgerungen für das Entstehen und die 
Stabilität von europäischer Identität als Mehrebenenidentität: 

Die Entstehung und das Bestehen europäischer Identität ist durch eine positive 
Beziehung zwischen nationalen und europäischen Identitäten bedingt, das heißt: 
Die Entstehung europäischer Identität ist an nationale Identitätsmuster gebunden; 
nationale Kontexte beeinflussen diese wahrscheinlich signifikant. Es ist anzuneh¬ 
men, dass sich beide Identitätsebenen dann positiv ergänzen, wenn die (nationa¬ 
len) Kontexte das so thematisieren. 

Europäische Identität ist damit nur als Mehrebenensystem verschiedener, 
positiv aufeinander bezogener Identitätsebenen tragfähig. Gibt es hier umgekehrt 
Konflikte, beeinflusst dies vermutlich die Ausbildung europäischer Identität nega¬ 
tiv. Eine entscheidende Frage ist damit, wie diese Ebenen in der sozialen Kon¬ 
struktion von europäischer Identität aufeinander bezogen werden, bzw. ob dies 
positiv, abgrenzend oder wertneutral geschieht. 
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Zwischen Scheinkonsens und 
Identitätskrise. Konstruktionen 
europäischer Identität in nationalen 
Medienöffentlichkeiten 

Dennis Lichtenstein 


1 Einleitung 

Sprunghafte Fortschritte wie die Einführung des Euros 2002 und die große Oster¬ 
weiterung 2004 prägen den europäischen Integrationsprozess ebenso wie Phasen 
herber Rückschläge und mühsamer Kompromisse. Die Erfolge, vor allem aber 
die Krisen der EU rufen regelmäßig Fragen nach der Existenz und Belastbarkeit 
europäischer Identität 1 hervor. Gemeint ist mit dem Begriff einerseits das Gefühl 
der Zusammengehörigkeit in der EU, auf das sich transnationale Solidarität stützt, 
andererseits die Anerkennung der Zugehörigkeit zur Gemeinschaft, durch die sich 
die Legitimität des Regierens auf EU-Ebene erhöht (Kaina 2013; Lichtenstein 
2014). Fragen von Zugehörigkeit und Zusammengehörigkeit rahmen die öffent¬ 
lich geführten Debatten zu europäischen Themen. Wenn sie in Krisen öffentlich 
artikuliert und in einem Konsens bestätigt werden, geben sie die notwendige 
moralische Orientierung, auf die es in der Krisenbewältigung ankommt (Sedmak 
2010), und stellen damit einen Stabilisierungsfaktor für die EU dar. Eine hohe 
Konflikthaftigkeit in der Konstruktion von Identität deutet hingegen auf eine 
Identitätskrise hin. 


! Auch wenn Europa und Vorstellungen von einer europäischen Identität eine wesentlich 
längere Geschichte haben, bezieht sich die Debatte seit den Maastrichter Verträgen haupt¬ 
sächlich auf den engen Rahmen der EU. 
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Eine besonders einschneidende Krise der EU ist die Eurokrise, die 2008 als 
Immobilien- und Bankenkrise begann, sich auf die Staatshaushalte ausgeweitet hat 
(Lepsius 2013) und seit der faktischen Staatspleite Griechenlands im Frühjahr 2010 
von offenen Spekulationen über einen Zerfall der Eurozone begleitet wird. 2 Die Krise 
betrifft den europäischen Integrationsprozess nicht allein in Hinblick auf den Bestand 
der gemeinsamen Währung, sondern stellt einen Lackmustest für europäische Zuge¬ 
hörigkeit und Zusammengehörigkeit dar. Zugehörigkeit wird in den Krisenländem 
durch die zum Teil gewaltsamen Proteste gegen die von der EU verordnete Sparpoli¬ 
tik und deren soziale Folgen infrage gestellt. Aber auch in vielen wirtschaftlich stabi¬ 
len Ländern ist ein Vertrauensverlust der Bürger in die EU-Politik erkennbar. Hier 
stärken Ängste um Sparguthaben und Renten populistische und EU-kritische Parteien 
(Spinelli-Group 2013) und drohen das demokratische Zentrum der EU zu zersetzen. 
Gleichzeitig wird das Zusammengehörigkeitsgefühl durch offene Verteilungskon¬ 
flikte unterminiert, die am deutlichsten zwischen „Pleite-Griechen“ und Deutschland 
wahrnehmbar sind, das als politische und ökonomische Hegemonialmacht kritisiert 
wird (Aswestopoulos 2012). Zugehörigkeit und Zusammengehörigkeit sind in der 
Eurokrise also nicht nur kritische Größen, die Wege zur Überwindung der Krise auf¬ 
zeigen können, sondern sie laufen Gefahr, selbst Opfer der Krise zu werden. 

Der Beitrag befasst sich mit der Konstruktion von Zugehörigkeit und Zusam¬ 
mengehörigkeit als zwei Aspekten europäischer Identität. Er behandelt drei zen¬ 
trale Forschungsfragen: Wie verändert sich europäische Identität im Zuge der 
Eurokrise? Inwiefern werden öffentliche Identitätsbekenntnisse eingesetzt, um 
die Krise zu entschärfen und die EU zu stabilisieren? Zeichnen sich in den Identi¬ 
tätsdiskursen Konflikte ab, die auf eine Identitätskrise der EU hindeuten? 

Um diese Fragen zu beantworten, wird im Folgenden das häufig strapazierte 
Konzept europäische Identität theoretisch fundiert (1) und in Zusammenhang mit 
der Frage nach einer europäischen Öffentlichkeit gebracht (2). Identität ist dabei 
nicht als eine feststehende Größe zu verstehen, sondern als ein variabler und offe¬ 
ner Prozess, der sich auf Ebene der Medienöffentlichkeit empirisch beobachten 
lässt. Die medialen Identitätsdiskurse zur EU werden im darauf folgenden Schritt 
diskutiert. Auf Basis vorliegender Medienanalysen werden - bezogen auf die Zeit 
vor der Eurokrise - Prinzipien der Identitätskonstruktion offengelegt (3). Darauf 
aufbauend werden Überlegungen zu möglichen Veränderungen der Identitätsdis¬ 
kurse in der Eurokrise skizziert (4) und deren jeweilige Ausprägung wiederum 
unter Rückgriff auf Studien zu medialen Diskursen in der Krise diskutiert (5). 
Der Beitrag schließt mit einem Fazit (6). 


2 Vgl. die Spiegel -Titel vom 20. Juni 2011 („Plötzlich und unerwartet. Nachruf auf eine 
gemeinsame Währung“) und vom 25. Juni 2012 („Wenn der Euro zerbricht. Ein Szenario“). 
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2 Die Konstruktion europäischer Identität 
in nationalen Medienöffentlichkeiten 

Die Auseinandersetzungen mit dem Thema europäische Identität setzen regelmä¬ 
ßig bei Andersons Überlegungen zur Nation als eine „vorgestellte Gemeinschaft“ 
an (Anderson 2005, S. 15). Europäische Identität bezieht sich demnach auf die 
EU als eine Gruppe, in der einander persönlich nicht bekannte Individuen ein 
Gefühl der Zugehörigkeit und der Zusammengehörigkeit entwickeln. Im Gegen¬ 
satz zu früheren Theorien, die Identität als einen stabilen Rahmen gesellschaftli¬ 
cher Werte und Rollenmuster begreifen (z. B. Erikson 1973), 3 wird sie heute von 
den meisten Autoren in einer konstruktivistischen Perspektive als soziale Kon¬ 
struktion verstanden (z. B. Delanty und Rumford 2005; Eisenstadt und Giesen 
1995). Europäische Identität ist dabei zunächst ein abstrakter Allgemeinbegriff 
oder leerer Signifikant, der in seiner inhaltlichen Offenheit einer Reihe von ver¬ 
schiedenen Akteuren als Bezugspunkt dient (Bruell und Mokre 2009). In sozialen 
Interaktionen wird ihr Bedeutung zugeschrieben; dies geschieht wesentlich in 
Kommunikationsprozessen. 

Die Konstruktion von Identität bezieht sich auf zwei Dimensionen: Iden¬ 
tifikationen mit einer Gruppe und soziale Repräsentationen der Gemeinschaft 
(Kaina 2013). Identifikationen beschreiben die Stärke von Identität. Sie zeigen 
an, inwieweit sich diejenigen, die sich zur EU äußern, zur Zugehörigkeit und 
Zusammengehörigkeit in der Gruppe bekennen - oder diese ablehnen. Diese 
Identifikationen werden in Umfragen häufig kontextlos als allgemeine Unter¬ 
stützung der EU gemessen (z. B. Europäische Kommission 2011). Dabei wird 
vernachlässigt, dass sie in enger Verbindung zu der zweiten Dimension von Iden¬ 
tität stehen, den sozialen Repräsentationen der Gemeinschaft. Soziale Repräsen¬ 
tationen sind vereinfachte Vorstellungsbilder der EU (Angelucci von Bogdandy 
2003; Beava 2014). Mit Rückgriff auf den Framing-Ansatz (Entman 1993) las¬ 
sen sie sich als Identitätsframes begreifen, in denen einzelne Aspekte der Gruppe 
selektiv hervorgehoben und andere ausgeblendet werden (Diez Medrano 2003; 
Eilders und Lichtenstein 2010). Indem sie bestimmte Werte, Norme und Ziele 
der Gemeinschaft betonen, etablieren sie eine bestimmte Sichtweise auf die EU 
und können strategisch eingesetzt werden, um zur Teilhabe an der Gruppe zu 
motivieren (Snow und Benford 1995). Dabei wird die EU unter anderem als eine 
stark integrierte politische Gemeinschaft mit Ambitionen in einer gemeinsamen 


3 Die sogenannten essentialistischen Identitätskonzepte werden regelmäßig als ideologisch kri¬ 
tisiert, da sie eine normierende Wirkung von Identität auf Individuen implizieren (Brubaker 
und Cooper 2000; Straub 1998). 
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Außen- und Sicherheitspolitik begriffen, auf den europäischen Binnenmarkt bzw. 
den Euroraum als Währungsgemeinschaft reduziert, als eine politische Wertege¬ 
meinschaft beschrieben, die für Demokratie und Solidarität einsteht, oder unter 
Berufung auf eine europäische Kultur und Geschichte mystifiziert. 

Die Konstruktionen europäischer Identität können bei einzelnen Individuen 
sehr unterschiedlich ausfallen (Gaxie et al. 2011), sie verdichten sich aber in Aus¬ 
handlungsprozessen, die im KommunikationsSystem Öffentlichkeit stattfinden, 
zu überindividuellen kollektiven Identitäten. Nach dem Forenmodell von Fried¬ 
helm Neidhardt lässt sich Öffentlichkeit als ein Raum beschreiben, der offen ist 
„für alle, die etwas sagen oder das, was andere sagen, hören wollen“ (Neidhardt 
1994, S. 7). In öffentlichen Diskursen treffen Vertreter aus Politik, Wirtschaft, 
Zivilgesellschaft und andere Öffentlichkeitssprecher mit ihren Sichtweisen auf die 
EU aufeinander. Indem sie europäische Themen diskutieren, Forderungen an die 
EU stellen, Kritik an ihr üben oder an europäische Werte appellieren, artikulie¬ 
ren sie Vorstellungen von europäischer Zugehörigkeit und Zusammengehörigkeit 
und geben dem leeren Signifikanten europäische Identität eine öffentlich wahr¬ 
nehmbare inhaltliche Bedeutung (Delanty und Rumford 2005). Andere Sprecher 
reagieren in der Anschlusskommunikation auf die artikulierten Frames. In diesem 
Aushandlungsprozess kristallisiert sich aus den individuellen Identitätsbezügen - 
ähnlich wie im Prozess öffentlicher Meinungsbildung (Habermas 2008; Wessler 
2008) - eine „öffentliche Identität“ heraus, die kollektiv diskutiert wurde und über 
das Aggregat der Einzelidentitäten hinausgeht (Eilders und Lichtenstein 2010). 
Sie hat einen Verarbeitungsprozess durchlaufen und im Deutungswettkampf 
standgehalten. Aufgrund der anhaltenden Sprecherkonkurrenz ist das Resultat 
stets vorläufiger Natur. Vor allem in Krisen und Transformationsphasen wie der 
Osterweiterung 2004 oder den Referenden zur Verfassung für Europa 2005 ent¬ 
wickeln Identitätsdiskurse eine hohe Dynamik. Vor dem Hintergrund von Unsi¬ 
cherheit und Veränderung stehen bisherige Deutungen der EU zur Disposition und 
werden neu verhandelt (Sträth und Wodak 2009). 

Die Identitätsdiskurse finden in einer Reihe öffentlicher Foren statt - ein 
besonders zentraler Ort ist die Medienöffentlichkeit. In den Massenmedien erhält 
Öffentlichkeit eine genügend hohe Reichweite, um Bezüge zur europäischen 
Identität für die Bürger und Entscheidungsträger einer Gesellschaft wahrnehmbar 
zu machen und Anschlusskommunikation zu ermöglichen (Neidhardt 1994). Die 
Medien sind dabei zum einen ein Forum, in dem die Identität von verschiedenen 
politischen und gesellschaftlichen Akteuren der nationalen oder supranationalen 
Ebene konstruiert wird. Zum andern sind die Medien für ein breites Publikum 
der „Bildschirm“ (Gerhards 1993, S. 98), auf dem es die Konstruktion kollekti¬ 
ver Identität mitverfolgen kann. Sie stellen gemeinsame Themen und Wissen 
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bereit, vermitteln Symbole der Zusammengehörigkeit sowie gemeinsame Werte 
und Normen und konstruieren eine von allen geteilte Realität (Vlasic 2004). Die 
Struktur des Mediensystems hat auf diese Weise einen Einfluss auf die Identitäts¬ 
konstruktionen in einer Gesellschaft. Dabei erschwert die nationale Segmentie¬ 
rung des europäischen Identitätsdiskurses (Hepp et al. 2012; Wessler et al. 2008) 
in mehr oder weniger miteinander verbundenen nationalen Öffentlichkeiten mit 
jeweils eigenen Themenschwerpunkten und nationalen ÖffentlichkeitsSprechern 
(Koopmans et al. 2010) die Herausbildung transnational geteilter Identitätskon¬ 
struktionen zur EU. Sie hemmt die Herausbildung sozialer Repräsentationen der 
EU, die von einem gesamteuropäischen Publikum als natürlich empfunden wer¬ 
den und so Identifikationen erzeugen. Die nationale Segmentierung europäischer 
Öffentlichkeit legt es daher nahe, nicht von einer einzigen länderübergreifend gül¬ 
tigen Identität auszugehen, sondern von national unterschiedlichen Konstruktio¬ 
nen europäischer Identität (Eilders und Lichtenstein 2010; Lichtenstein 2014). 


3 Forschungsstand zu EU-ldentitätskonstruktionen 
vor der Eurokrise 

Für die Konstruktion europäischer Identität in den nationalen Medien liegen für 
die Zeit vor der Eurokrise zahlreiche Studien vor. 4 Sie differenzieren in der Regel 
nicht systematisch zwischen Zugehörigkeit und Zusammengehörigkeit, die 
Befunde lassen sich aber gesondert nach diesen Aspekten von Identität darstellen. 

Bezogen auf die Zugehörigkeit zur EU zeigen die Arbeiten von Brantner 
(2008) und Wessler et al. (2008), dass Bekenntnisse zur europäischen Gruppe in 
den Ländern unterschiedlich stark zunehmen und insgesamt weit hinter den Iden¬ 
tifikationen mit der Nation zurückstehen. Dabei findet sich z. B. in den Medien¬ 
diskursen in Deutschland und Frankreich ein höherer Anteil an Identifikationen 
mit der EU als in Großbritannien und Österreich, die als eher integrationsskep¬ 
tische Länder klassifiziert werden können. Deutlich wird aber auch, dass die 
Vorstellung von Identität als ein Nullsummenspiel, bei dem ein Zugewinn euro¬ 
päischer Zugehörigkeit einen Verlust an nationaler Zugehörigkeit mit sich bringe, 


4 Der Forschungsstand gliedert sich in qualitative Inhaltsanalysen zu den sozialen Reprä¬ 
sentationen der EU (Angelucci von Bogdandy 2003; Diez Medrano 2003; Schlich 2004; 
Seidendorf 2007) und quantitative Analysen der Identifikationen mit der EU (Brantner 
2008; Wessler et al. 2008). Daneben ermöglichen quantitative Frameanalysen einen syste¬ 
matischen Vergleich der Identitätsframes zwischen den Ländern (Diez Medrano und Gray 
2010; Lichtenstein 2014; van de Steeg 2006). 
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nicht haltbar ist. Stattdessen interagieren nationale und europäische Identität in 
den Diskursen miteinander. Während Risse (2010) davon ausgeht, dass sich beide 
Größen wechselseitig beeinflussen und sich - wie bei einem Marmorkuchen - 
miteinander vermischen, argumentieren Forscher aus der Sozialpsychologie 
(Mummendey und Waldzus 2004), bei den nationalen Konstruktionen europä¬ 
ischer Identität handele es sich um ethnozentrische Projektionen. Eigenschaften 
der Nation werden in den Diskursen auf die EU übertragen, um eine möglichst 
große Passung zwischen der eigenen nationalen Subgruppe und der übergeord¬ 
neten Gruppe EU zu erreichen. Auf diese Weise kann sich jedes Land selbst zum 
Prototypen der EU machen. Das schafft die Möglichkeit, in den Diskursen Zuge¬ 
hörigkeiten sowohl zur EU als auch zur Nation zu entwickeln und Loyalitätskon¬ 
flikte zu vermeiden (Wenzel et al. 2003). 

Sowohl die Marmorkuchen- als auch die Projektionstheorie kommen zu dem 
Schluss, dass sich die ÖffentlichkeitsSprecher auf nationale Narrative und Welt¬ 
sichten beziehen, wenn sie eine Zugehörigkeit zur EU konstruieren. Dass EU- 
Identitäten jeweils in enger Verbindung mit den kulturellen Ressourcen einer 
Gesellschaft stehen, ist empirisch für eine Reihe von Ländern nachgewiesen. 
Danach betrachten Deutschland und Spanien ihre europäische Zugehörigkeit als 
politische Rehabilitierungschance nach der eigenen faschistischen Vergangenheit 
(Diez Medrano 2003; Seidendorf 2007). Während Spanien von der EU Moder¬ 
nisierungschancen für das eigene Land ableitet, bildet sie für Deutschland einen 
Rahmen, um sich jenseits seiner historischen Rolle als Aggressor politisch und 
wirtschaftlich zu entfalten. Im französischen Diskurs gilt die EU als Basis, um 
Einfluss auf die Weltpolitik zu nehmen und unabhängig von den USA zu sein 
(Seidendorf 2007; Wiesner 2014). Frankreich kann auf diese Weise die Grande 
Nation sein und auf der Weltbühne für bestimmte politische Werte eintreten, die 
anknüpfend an die Aufklärung und die Französische Revolution vorrangig als 
französische Werte verstanden werden. Großbritannien folgt seinem Selbstver¬ 
ständnis als einer vom Kontinent gesonderten Nation und konstruiert seine Zuge¬ 
hörigkeit zur EU weniger über die Idee eines politischen europäischen Regimes, 
sondern mit Bezügen auf eine europäische Freihandelszone, die zur britischen 
Handelsnation passt und der das frühere Commonwealth als Vorbild dient (Diez 
Medrano 2003; Mautner 2000). Der starke Fokus auf die EU als Markt findet sich 
auch in den Medien skandinavischer Länder wie Schweden. Dort sorgt die Wahr¬ 
nehmung einer ungleichen Machtverteilung zwischen den EU-Mitgliedern für 
Skepsis. Positive Leitbilder für die EU zielen hingegen auf eine stärkere demo¬ 
kratische Rückbindung der EU an die Bürger und auf die europäische Wirtschaft 
ab (Schlich 2004). Davon abweichend stützen sich Identifikationen mit der EU in 
Polen und anderen osteuropäischen Ländern sowohl auf wirtschaftliche als auch 
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auf politische Aufstiegschancen (Lichtenstein 2014). Während in Polen außerdem 
historisch-kulturelle Deutungen herangezogen werden, um die Zugehörigkeit zur 
EU zu begründen (Schimmelpfennig 2003), steht etwa in Bulgarien deren Vor¬ 
bildcharakter für politische und wirtschaftliche Transformationsprozesse im eige¬ 
nen Land im Vordergrund. Dabei kompensiert die Zugehörigkeit zur Union auch 
wahrgenommene Schwächen im eigenen politischen System (Baeva 2014). 

Über die Einbindung der EU-Identitätsframes in nationale Narrative wird der 
Projektions-Theorie zufolge kognitive Konsonanz der Identifikationen mit der 
EU und mit der jeweils eigenen Nation hergesteht. Auf diese Weise variieren 
die Deutungen der verschiedenen Länder erheblich, auf die sie ihre Zugehörig¬ 
keitsbekenntnisse zur EU stützen. Während sich die integrationsbefürwortenden 
Länder mit der EU als einem politisch stark integrierten Bundesstaat identifizie¬ 
ren, trifft diese Deutung in den integrationsskeptischen Ländern auf Ablehnung. 
Stärker befürwortet wird hier die EU als ein Bund souveräner und miteinander 
kooperierender Nationalstaaten mit dem europäischen Binnenmarkt als Kern¬ 
stück der Integration (Lichtenstein 2014; Pfetsch et al. 2008). Trotz des starken 
Einflusses nationaler Identität verändern sich aber - entsprechend der Marmor¬ 
kuchen-Theorie - langfristig auch die Deutungen der Nation unter dem Einfluss 
der europäischen Gruppe. Da sich die Medienarenen vor allem bei Konfhktereig- 
nissen miteinander vernetzen und einen Austausch ermöglichen (Berkel 2006), 
können sich die Identitätsentwürfe der Länder hinsichtlich der EU über die Zeit 
einander annähern. Entsprechend offenbaren international vergleichende Studien 
(Diez Medrano und Gray 2010; Lichtenstein 2014; van de Steeg 2006) neben 
Länderunterschieden auch transnational geteilte Kembestände in den Deutungen 
europäischer Zugehörigkeit. Insbesondere zur EU als einer Wertegemeinschaft 
wird länderübergreifend Zugehörigkeit konstruiert. Das gilt auch für die Deutung 
der EU als einer Gemeinschaft mit einer gemeinsamen Innenpolitik, die auf eine 
Intensive Zusammenarbeit in der Umwelt-, Energie- und Sicherheitspolitik und 
auf wirtschaftspolitische Regulierungen abzielt. Dieser Frame wird nur im briti¬ 
schen Diskurs kritisch gesehen (Lichtenstein 2014). 

Während die Zugehörigkeit zur EU in den Ländern über wenige gemeinsame 
und eine Vielzahl voneinander abweichende Deutungen der Gemeinschaft insge¬ 
samt erfolgreich hergesteht werden kann, bezieht die Konstruktion von Konsonanz 
die Zusammengehörigkeit mit anderen EU-Ländern nicht mit ein. Aus sozialpsy¬ 
chologischer Perspektive ist dies eine Konsequenz nationaler Projektionen auf die 
EU. Indem jedes Land dazu tendiert, die eigenen Eigenschaften auf die gemein¬ 
same Kategorie EU zu projizieren - und diese eigentlich nationalen Eigenschaften 
damit zur europäischen Norm macht -, werden andere EU-Länder in Dissonanz 
zur gemeinsamen Gruppe gesehen (Mummendey und Waldzus 2004): Wenn die 
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EU im deutschen Diskurs mit Attributen Deutschlands versehen wird, kann zwar 
das eigene Land als Prototyp der EU gesetzt werden, Frankreich weicht von die¬ 
sem Standard jedoch ab. Die Folge ist ein Black-Sheep-Effekt (Marques et al. 
1988, 1992). Demnach geht die Wahrnehmung von Abweichungen eines Gruppen¬ 
mitglieds vom Gruppenprototyp mit negativen Bewertungen des Mitglieds einher 
(Mummendey und Walzus 2004; Wenzel et al. 2003). Sie liefern eine subjektive 
Legitimation für Gruppen-Diskriminierungen und den Entzug von Solidarität 
(Waldzus und Mummendey 2004). 

Zugehörigkeit und Zusammengehörigkeit als zwei eng miteinander verbun¬ 
dene Aspekte europäischer Identität können folglich miteinander konfligieren. In 
die gleiche Richtung deuten Befunde aus Medienanalysen zu innereuropäischen 
Konfliktereignissen wie etwa dem Fall Haider (Berkel 2008; van de Steeg 2006), 
den Mediengesetzen in Ungarn (Szabö 2014) und den internen Auseinanderset¬ 
zungen zwischen den EU-Staaten über die Unterstützung des Irak-Krieges 2003 
(Rehner et al. 2009; ter Waal et al. 2009). Offenbar bilden in den Medien die 
jeweils eigenen nationalen Konstruktionen europäischer Identität den Maßstab, 
mit dem andere Länder beurteilt werden. In ihren Diskursen grenzen sich die 
Länder von anderen EU-Mitgliedern über diejenigen Deutungen von der EU ab, 
mit denen sie sich selbst vorzugsweise identifizieren. Während Werte wie Demo¬ 
kratie in allen Ländern besonders häufig Bezugspunkte sind, um Abgrenzungen 
deutlich zu machen, kristallisiert sich zwischen den EU-Ländern eine konstante 
Konfliktlinie heraus, die aus den unterschiedlichen Sichtweisen auf die politische 
Gestaltung der EU resultiert und vor allem bei Verhandlungen zur europäischen 
Integration zutage tritt. Länder wie Deutschland und Frankreich, die sich einer 
politisch stark integrierten EU zugehörig fühlen, distanzieren sich in ihren Dis¬ 
kursen von Ländern, die als Hindernis für die politische Vertiefung gesehen wer¬ 
den. Umgekehrt verstehen integrationsskeptische Länder wie Großbritannien oder 
Schweden die Zugpferde der politischen Integration als Hindernis für ein flexib¬ 
les Europa souveräner Staaten (Butter 2009; Schlich 2004). 

Für die Zeit vor der Eurokrise weist die Forschung zur europäischen Identi¬ 
tät insgesamt darauf hin, dass sich die Länder in der Konstruktion ihrer Zuge¬ 
hörigkeit zur EU überwiegend auf voneinander abweichende Identitätsframes 
stützen. In dieser Ausprägung ist europäische Identität keine transnational geteilte 
Konstruktion, sondern ein Scheinkonsens (Lichtenstein 2012), mit dessen Hilfe 
sich die Länder bei jeweils eigenen Deutungen der EU als europäisch verstehen. 
Auch wenn die jeweiligen Identitätskonstruktionen zu unterschiedlichen und kon¬ 
flikthaften Erwartungen an die EU-Politik führen, ist der Scheinkonsens geeig¬ 
net, die Gemeinschaft zu stabilisieren. Indem die Länder den leeren Signifikanten 
europäische Identität in ihren nationalen Mediendiskursen mit unterschiedlichen 
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Inhalten ausfüllen, kann er EU-weit seine integrierende Kraft entfalten. Eine 
Voraussetzung dafür ist jedoch, dass in den nationalen Öffentlichkeiten die Auf¬ 
merksamkeit für die jeweils anderen EU-Länder und deren Identitäten wenig 
ausgeprägt bleibt. Werden hingegen unterschiedliche Identitätsentwürfe mitei¬ 
nander konfrontiert, droht eine Erosion des Scheinkonsenses, der aufgrund des 
konflikthaften Verhältnisses von Zugehörigkeit und Zusammengehörigkeit mit 
wechselseitigen Abgrenzungen zwischen EU-Ländern verbunden sein kann. 
Positive Bezugspunkte für die eigene Zugehörigkeit zur EU sind dabei zugleich 
Kriterien, anhand derer andere Mitgliedsländer von der EU abgegrenzt und als 
schwarze Schafe der Gemeinschaft behandelt werden. 


4 Implikationen für die Eurokrise 

Die Eurokrise bringt eine neue Dynamik in die Identitätsdiskurse. Veränderun¬ 
gen betreffen zunächst die Struktur der europäischen Öffentlichkeit. Da die Krise 
Nachrichten werte wie Konflikt, Betroffenheit und Negativismus bedient, steigt in 
den nationalen Medien die Aufmerksamkeit für die südeuropäischen Krisenländer 
einerseits sowie für das im Krisenmanagement dominant auftretende Deutschland 
andererseits. Dabei treten die Repräsentanten der jeweils anderen Länder auch 
als ÖffentlichkeitsSprecher in den nationalen Diskursen zur Krise auf (Koopmans 
2015) und erheben im Namen Europas wechselseitig Forderungen aneinander. 

Durch die Öffnung und die zunehmenden Interaktionen in den Identitätsdis¬ 
kursen kann sich die Dialektik von Zusammengehörigkeit und Zugehörigkeit 
entweder auflösen oder verschärfen. Es liegt nahe, dass die Vielfalt der nun in 
den Diskursen sichtbar gewordenen fremden Identitätsentwürfe zur EU als dis¬ 
sonant zum eigenen europäischen Selbstverständnis und damit als Bedrohung 
empfunden wird. Die Länder können darauf mit einer Verteidigung ihrer eigenen 
nationalen Konstruktion europäischer Identität reagieren. In der Logik der Projek¬ 
tions-Theorie geschieht dies, indem andere EU-Länder als schwarze Schafe der 
Gemeinschaft abgewertet werden. 

Eine Anerkennung alternativer EU-Identitäten bedeutet demgegenüber unwei¬ 
gerlich, dass die Konsistenz zwischen nationaler und europäischer Identität 
infrage gestellt werden muss. Vor allem in Ländern wie Großbritannien, in denen 
die Zugehörigkeit zur EU vergleichsweise schwach ausgeprägt ist, kann dies 
einen nationalen Reflex auslösen. Dabei wird die europäische Zugehörigkeit zum 
Schutz der nationalen Identität zurückgewiesen. 

Im Gegensatz zu einer solchen Renationalisierung von Identität können Län¬ 
der mit einer starken europäischen Zugehörigkeit das Wagnis eingehen, die 
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eigene Identitätskonstruktion zur Disposition zu stellen und sich auf offene Dis¬ 
kurse zur Ausdeutung der EU einzulassen. Das bedeutet gleichzeitig, unterschied¬ 
liche Implikationen für die EU-Politik, mit denen verschiedene Identitätsentwürfe 
einhergehen, anzuerkennen und in die Diskurse aufzunehmen, was mit verschie¬ 
denen Identitätsentwürfen einhergeht. Hierbei eröffnet sich die Chance, die EU 
als ein gemeinsam gestaltbares Projekt zu begreifen und damit länderübergrei- 
fend Zugehörigkeit zu ähnlichen Deutungen zu etablieren. Ansatzpunkte bieten 
die Identitätsframes, die schon vor der Eurokrise in den Mediendiskursen vieler 
Länder mit Zugehörigkeit verbunden waren: Die EU als eine politische Werte¬ 
gemeinschaft, die für Demokratie und Solidarität einsteht, und als innenpolitisch 
regulierende Gemeinschaft. 


5 Identitätsdiskurse in der Eurokrise 

Inwieweit sich die drei möglichen Reaktionen - Bewahrung der nationalen Kon¬ 
struktionen europäischer Identität, Renationalisierung von Identitätsentwürfen 
und inklusive Identitätskonstruktionen - in den Mediendiskursen zur Eurokrise 
realisieren, lässt sich mit Blick auf einige jüngere Analysen diskutieren. 5 Ergän¬ 
zend wird in der Argumentation auf öffentliche Stellungnahmen von Politikern 
und Journalisten zurückgegriffen. 

Inklusive Identitätsdiskurse stellen eine besonders große Herausforderung für die 
Öffentlichkeitssprecher dar. Sie können erfolgreich sein, wenn sie bei den länder- 
übergreifend unterstützten Deutungen der EU als einem politisch gestaltbaren Pro¬ 
jekt ansetzen, das die Staaten auf der Basis geteilter politischer Werte wie 
Demokratie und Solidarität gemeinsam weiterentwickeln. Tatsächlich werden Werte 
und Zukunftsvisionen in der medialen Auseinandersetzung mit der Krise immer 
wieder hervorgehoben. Öffentlichkeitssprecher aus der Politik wie in Deutschland 
z. B. Helmut Schmidt (2011) oder aus dem Journalismus wie etwa Heribert Prantl 
(2011) aktualisieren Wertevorstellungen für die Gemeinschaft vor allem mit Verwei¬ 
sen auf die historischen Erfolge der EU in der Friedenssicherung und der Stabilisie¬ 
rung junger Demokratien in den süd- und osteuropäischen Ländern. Vor der 
Kontrastfolie eines Europas im Kriegszustand geben sie die Unterstützung der EU 


5 Bis auf wenige Ausnahmen (Grande und Kriesi 2015; Joris et al. 2014) handelt es sich 
um qualitative Diskursanalysen, die besonders häufig Medieninhalte in Deutschland und 
Griechenland untersuchen, aber insgesamt eine breite Einschätzung der Diskurse in der EU 
erlauben. 
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als altemativlos aus. 6 Hundert Jahre nach Ausbruch des Ersten Weltkrieges werden 
diese Botschaften nicht nur durch Gedenkveranstaltungen und historische Publikatio¬ 
nen begünstigt, sondern auch durch die Verleihung des Friedensnobelpreises an die 
EU im Dezember 2012 (van Rompuy und Barroso 2012). Während diese Deutun¬ 
gen der EU zwar Zugehörigkeit und Zusammengehörigkeit mobilisieren können, 
dabei aber rückwärtsgewandt wirken, zielen andere Diskursbeiträge darauf ab, über 
Zukunftsvisionen für die EU zu werben. Neue Ziele der Gemeinschaft werden 
sowohl in deutschen als auch in französischen Tageszeitungen an eine europäische 
Sozialpolitik geknüpft, die es ermöglichen soll, Armut und die dramatisch hohe 
Jugendarbeitslosigkeit in den Krisenländem zu bekämpfen (Kontochristou und 
Mascha 2014). Darüber hinaus zielen einzelne Vorstöße aus der Politik etwa zur 
Wiederbelebung des europäischen Verfassungsprojekts (Westerwelle 2012), für eine 
europäische Finanz- und Wirtschaftsregierung (Trichet 2011; van Rompuy 2012) 
oder zur Direktwahl des EU-Kommissionspräsidenten (Schäuble 2012) auf eine 
höhere Verbindlichkeit und eine stärkere Demokratisierung der EU ab. Unter ähnli¬ 
chen Gesichtspunkten haben sich die Parteifamilien im Vorfeld der Europawahlen 
2014 entschieden, mit Spitzenkandidaten für das Amt des Kommissionspräsidenten 
anzutreten (Göler und Jopp 2014). 

Diese politischen Forderungen sind geeignet, europäische Identität auch in 
der Krise länderübergreifend zu stärken. Ihnen steht aber eine Reihe anderer Ent¬ 
wicklungen und Entscheidungen im Krisenmanagement gegenüber, die gerade 
den Wert Demokratie in der EU infrage stellen (Daley 2011; Fisahn 2012). Dazu 
zählen der von der Troika aus EU-Kommission, EZB und IWF ausgeübte Druck 
auf die nationalen Haushalte der Krisenländer, der vorübergehende Einsatz von 
Expertenregierungen in Griechenland und Italien sowie die erfolgreichen Forde¬ 
rungen der EU an Griechenland, das im November 2011 ausgerufene Referen¬ 
dum über die Inanspruchnahme der Rettungsschirme und die damit verbundene 
Akzeptanz der Reformauflagen wieder abzusagen. Hinzu kommen jüngere Aus¬ 
einandersetzungen um die Einmischung Brüssels in den Krisenländem und die 
geringe Akzeptanz der 2015 neu gewählten Regierung Griechenlands in der Staa¬ 
tengemeinschaft. 

Einige Aspekte der politischen Gestaltung der EU werden zudem dadurch ver¬ 
deckt, dass in den Mediendiskursen länderübergreifend keine politische, sondern 


6 In einem entsprechenden Katastrophenszenario mündet die Kettenhypothese, die Kanzle¬ 
rin Angela Merkel zwischen 2010 und 2012 oft bemüht hat (Merkel 2010, 2011): Wenn 
Griechenland fällt, sind auch andere Länder nicht mehr im Euro zu halten; das Ende des 
Euros bedeutet das Ende der EU; wenn die EU scheitert, sind neue Kriege nicht ausge¬ 
schlossen. 
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eine ökonomische Perspektive dominiert (Grande und Kriesi 2015; Vaara 2014). 
Die Krise selbst wird häufig mit einer ökonomischen Fehlkonstruktion erklärt, 
die heterogene Volkswirtschaften durch eine gemeinsamen Währung aneinander 
kette, oder mit dem Euro als einem Spielball im Krieg zwischen Finanzmärkten, 
Ratingagenturen und der Politik (Joris et al. 2014). Ökonomische Mechanismen 
werden als Gewalten beschrieben, die Naturkatastrophen und Epidemien gleichen 
(Bickes et al. 2014) und von der Politik allenfalls hinsichtlich ihrer Folgen ver¬ 
waltet werden können. Damit unterschlägt die ökonomische Perspektive politi¬ 
sche Gestaltungsmöglichkeiten. Indem Realpolitik und ökonomische Imperative 
die Prinzipien Demokratie und Volks Souveränität überlagern, gewinnen ökonomi¬ 
sche Ausdeutungen der EU etwa als Währungsgemeinschaft, Stabilitätsgemein¬ 
schaft oder Schuldenunion in den Mediendiskursen an Stellenwert (Touri und 
Rogers 2013; Vaara 2014). Dieser Wahrnehmung folgend kritisieren Beobachter 
der Debatte, die Dominanz der ökonomischen Perspektive in den Medien lasse 
„von Europa nur ein Zerrbild übrig, das aus einem Traum eine Drohung“ mache 
(Hassemer 2014, S. 12; vgl. Beck 2012; Plettner 2015). Dabei werden europä¬ 
ische Werte umgedeutet - weg von Demokratie, Frieden und Solidarität hin zu 
ökonomischer Disziplin (Galpin 2014). 

Die ökonomische Perspektive unterminiert die Basis für inklusive Identitätsdis¬ 
kurse. Zum einen führt dieser verengte Blick auf die EU als Eurozone zu einem Sta¬ 
tusverlust der Länder außerhalb der Währungsgemeinschaft. Daraus resultiert etwa 
im polnischen Diskurs eine Entfremdung von der EU (Galpin 2014). Zum anderen 
überlagern die ökonomischen Deutungen der EU die frühere politische Konfliktli¬ 
nie zwischen integrationsbefürwortenden und integrationsskeptischen Ländern und 
eröffnen einen neuen Graben zwischen den wirtschaftlich stabilen und den Krisen- 
ländem. Dadurch werden Reaktionen der Beharrung bei Distanzierung von anderen 
EU-Ländern und durch eine Renationalisierung der Diskurse wahrscheinlich. 

Die wirtschaftlich stabilen Länder innerhalb der Eurozone neigen in ihren Medien¬ 
diskursen dazu, die Konsistenz zwischen ihrer nationalen und ihrer europäischen 
Zugehörigkeit zu verteidigen (Bickes etal. 2012, 2014; Galpin 2012, 2014). Das 
gelingt, indem sie eine abstrakte Solidarität zwar grundsätzlich befürworten und - 
etwa in Deutschland - mit der eigenen historischen Verantwortung für Europa 
begründen (Sommer 2014), konkrete und dauerhafte Verpflichtungen wie die Einfüh¬ 
rung von Eurobonds aber mit Verweis auf die Risiken für das eigene Land ablehnen. 7 
Zwar wird in den ökonomisch stärkeren Ländern durchaus auf die Notwendigkeit von 
Wachstumsimpulsen im Euroraum hingewiesen (Gabriel et al. 2012), Zugehörigkeit 


7 Vgl. die Position Angela Merkels (zit. nach Welt Online 2012): „Keine Eurobonds solange 
ich lebe“. 
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wird aber vor allem mit der EU als einer fiskalpolitisch stabilen Gemeinschaft verbun¬ 
den. Dieser Identitätsframe avanciert in den Diskursen zum Maßstab für die Zusam¬ 
mengehörigkeit. Dabei gelten Krisenländer wie vor allem Griechenland, aber auch 
Spanien, Italien, Portugal und stellenweise Frankreich als Gefahr für die ökonomische 
Stabilität der Gemeinschaft (Sommer 2014). Sie werden als „schwarze Schafe“ von 
der EU gebranntmarkt und Solidarität wird an Verhaltenskorrekturen geknüpft (Artl 
und Storz 2011; Bickes et al. 2012; Galpin 2012), die dem wahrgenommenen Grup¬ 
penprototyp entsprechen. Ähnliche Abgrenzungen von Krisenländem lassen sich 
auch für Diskurse in Ländern außerhalb der Eurozone aufzeigen: So in Polen, das in 
Vorbereitung auf einen Eurobeitritt wirtschaftliche Reformen umgesetzt hat (Galpin 
2014) oder in Großbritannien, das die Krise als ein nationales Problem der Krisenlän¬ 
der deutet, welches aber Folgen für die Wirtschaft in der EU insgesamt habe (Touri 
und Rogers 2013). 

Im Gegensatz zu den stabilen Ländern lässt sich die Konsistenz zwischen 
europäischer und nationaler Zugehörigkeit in den Krisenländern nur schwer auf¬ 
rechterhalten. Sowohl in Griechenland (Bickes et al. 2012, 2014) als auch in Spa¬ 
nien (Mattes 2014) rücken Deutungen der Gemeinschaft als eine Stabilitäts- und 
Spargemeinschaft in den Vordergrund. Da sich die damit einhergehenden politi¬ 
schen Implikationen nicht mit einer positiven nationalen Zugehörigkeit vereinba¬ 
ren lassen, bekommt die EU in diesem Diskurs einen bedrohlichen Charakter. Als 
Reaktion sind Renationalisierungserscheinungen wie z. B. öffentliche Proteste 
der Bevölkerung zu beobachten, in denen Europa für die soziale Lage im Land 
verantwortlich gemacht wird, oder die Erfolge rechtsgerichteter Parteien wie in 
Griechenland die Goldene Morgenröte. 

Gleichzeitig treten in den Krisenländern aber auch neue positiv besetze 
Konstruktionen der EU auf. Ihnen zufolge soll sie zu einer wirtschaftlichen 
Solidargemeinschaft werden, die Wachstumsimpulse priorisiert und volkswirtschaft¬ 
liche Divergenzen über die Einführung von Eurobonds ausgleicht (Hollande 2011; 
Varoufakis 2015). Auf der Basis dieser alternativen Deutung, die duale Identifika¬ 
tionen mit der EU wie auch der Nation wieder möglich macht, behandeln die Kri¬ 
senländer jedoch diejenigen als schwarze Schafe der europäischen Gruppe, die sich 
öffentlich für die Austeritätspolitik einsetzen. Diese Abgrenzungen betreffen die 
Troika, Deutschland und bis zur Ab wähl von Präsident Sarkozy 2012 auch Frank¬ 
reich (Galpin 2012). Dabei wird Deutschland in Teilen der Medien in Analogie zum 
Nationalsozialismus als aktiver Täter beschrieben und wegen der aufgezwunge- 
nen Sparprogramme für die sozialen Auswirkungen der Krise in Griechenland und 
anderen europäischen Ländern verantwortlich gemacht (Bickes et al. 2012). 

Neben dieser neuen ökonomischen Konfliktlinie spielen in den Diskursen 
Reaktionen der Beharrung bei der Abgrenzung und Renationalisierung auch in 
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Bezug auf den politischen Zielkonflikt eine Rolle, der den Integrationsgrad der 
EU betrifft. Diese politische Konfliktlinie bekommt in der Eurokrise zwar weniger 
Aufmerksamkeit als die ökonomische Debatte, sie wird aber nicht zuletzt durch 
die dominante Rolle Deutschlands im Krisenmanagement genährt, die der dama¬ 
lige Fraktionsvorsitzende der deutschen CDU/CSU, Volker Kauder, auf die viel 
kritisierte Formel zugespitzt hat: „Auf einmal wird in Europa deutsch gesprochen“ 
(Kauder 2011, S. 2). Die Vorstellung eines „deutschen Europas“ (Beck 2012) stößt 
auch in integrationsfreundlichen Ländern wie Luxemburg auf Ablehnung und 
wird scharf kritisiert (Asselbom, zit. nach Welt online 2013; Juncker 2012). 

In den integrationsskeptischen Ländern wie Großbritannien steht die Rolle 
Deutschlands ebenfalls in der Kritik. Die Verbindung von europäischer und nationa¬ 
ler Identität wird nämlich vor allem durch die Tendenz im europäischen Krisenma¬ 
nagement belastet, den Euro über eine Vertiefung der Integration zu retten - z. B. mit 
dem Fiskalpakt, dem ESM oder mit Plänen für eine Wirtschaftsregierung (Touri und 
Rogers 2013). Im Widerstand gegen die stärkere politische Integration werben einige 
Sprecher für die Verteidigung der eigenen Identitätskonstruktion, die ein flexibles 
Europa als Netzwerk miteinander kooperierender Nationalstaaten vorsieht (Cameron 
2013). Viele Beiträge halten die britische Vorstellung von Europa jedoch nicht für 
durchsetzbar - die Konsequenz ist eine Renationalisierung des Diskurses verbunden 
mit Forderungen nach einem Austritt Großbritanniens aus der EU. 8 Dieser Diskurs 
wird dadurch gefördert, dass die eigene Vision von Europa gegenüber konträren Iden¬ 
titätsentwürfen als chancenlos eingeschätzt wird. Umgekehrt kritisieren Sprecher in 
den deutschen und französischen Medien die Distanz der Briten zur politischen Inte¬ 
gration (z. B. Scheuermann 2013). Diese Distanz wird als „uneuropäisch“ klassifi¬ 
ziert und Großbritannien als negativer Außenseiter im politischen Europa abgewertet. 


6 Fazit 

In der Eurokrise stehen die Mitglieder der EU vor der Herausforderung, Farbe 
zu bekennen, ob und mit welcher Verbindlichkeit sie sich als eine Gemeinschaft 
von Europäern verstehen wollen. Bisherige Konstruktionen europäischer Identi¬ 
tät stehen dabei auf dem Prüfstand und werden in unterschiedlichen Diskursen 


8 Gedankenspiele finden sich unter anderem in den Titelstorys des Daily Express vom 6. 
Januar 2011 („Get Britain out of the EU“) und des Economist vom 8. Dezember 2012 
(„Goodbye Europe. What would happen if Britain left the EU?“). Sie werden begünstigt 
durch die Pläne von Premierminister Cameron, ein Referendum über einen Verbleib der 
Briten in der EU abzuhalten. 
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neu verhandelt. Diese Identitätsdiskurse können einerseits dazu beitragen, die 
EU zu stabilisieren, andererseits können sie in Konflikte münden, die aus der 
Eurokrise eine Identitätskrise machen. Vor diesem Hintergrund wurde in dem 
Beitrag gefragt, wie sich europäische Identität in der Eurokrise verändert, wel¬ 
che Identitätsbekenntnisse sichtbar werden und welche Konflikte in den Diskur¬ 
sen zutage treten. 

In der Diskussion einer Reihe von Medienanalysen zu EU-bezogenen Dis¬ 
kursen vor und während der Eurokrise wurde gezeigt, dass die Eurokrise als eine 
Zäsur im Prozess europäischer Identität gesehen werden muss. Anders als in der 
Zeit vor der Krise kann die europäische Identität nicht länger als ein Scheinkon¬ 
sens charakterisiert werden, in dem die Länder unter voneinander abweichenden 
Deutungen der EU ihre Zugehörigkeit konstruieren und Widersprüche zwischen 
den Identitätsentwürfen nur in seltenen Konfliktfällen Thema werden. In der 
Eurokrise nehmen die diskursiven Interaktionen zwischen den Ländern zu; der 
Scheinkonsens erodiert. Das birgt die Chance, in inklusiven Identitätsdiskursen 
auf länderübergreifend geteilten Deutungen der Gemeinschaft aufzubauen und 
europäische Identität gemeinsam weiterzuentwickeln. 

Diese Chance wird jedoch verpasst: Anstatt die schon vor der Krise transna¬ 
tional positiv besetzten Deutungen der EU als ein gestaltbares politisches Pro¬ 
jekt mit politischen Werten wie Demokratie und Solidarität zu stärken, folgen 
die ÖffentlichkeitsSprecher überwiegend einer ökonomischen Perspektive auf 
die Gemeinschaft. Sie mündet nicht in einem inklusiven Identitätsdiskurs, son¬ 
dern vor allem in der Beharrung auf nationalen Identitätsentwürfen zur EU. Dabei 
erzeugt die ökonomische Perspektive einen Graben zwischen Krisenländern und 
wirtschaftlich stabilen Ländern, die sich auf Basis abweichender Deutungen der 
Gemeinschaft gegenseitig als „schwarze Schafe“ der EU abwerten. Ergänzend 
zu diesem Konflikt führt auch die bereits vor der Eurokrise relevante Ausei¬ 
nandersetzung um die politische Verfasstheit der EU als politisch stark integrier¬ 
ter Bundesstaat oder als schwach integrierter Staatenbund zu wechselseitigen 
Abgrenzungen in den Diskursen. Sowohl auf der politischen als auch auf der öko¬ 
nomischen Konfliktlinie werden zudem Renationalisierungsreaktionen deutlich, 
die vor allem dann auftreten, wenn die Passung zwischen nationaler und europä¬ 
ischer Identität infrage gestellt ist und die Beharrung auf dem eigenen Entwurf 
zur EU als chancenlos betrachtet wird. 

Insgesamt kann europäische Identität in der Eurokrise nicht als eine stabili¬ 
sierende Größe vorausgesetzt werden. Sie befindet sich selbst in der Krise und 
ist daher weniger Basis als vielmehr Gegenstand des Krisenmanagements. Des¬ 
sen Erfolg kann nicht nur anhand der in Umfragen ausgedrückten Zugehörigkeit 
der Bürger zur EU gemessen werden. Es ist zu berücksichtigen, dass Identität mit 
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Zugehörigkeit und Zusammengehörigkeit zwei Aspekte enthält, die nicht zwin¬ 
gend miteinander einhergehen, sondern miteinander konfligieren können. Die 
Bewältigung der Eurokrise als Identitätskrise erfordert es daher, Zugehörigkeit 
und Zusammengehörigkeit zum Ausgleich zu bringen. Dies kann nur in inklu¬ 
siven Identitätsdiskursen gelingen, die derzeit von gefährlichen Strategien der 
Beharrung und Renationalisierung überlagert werden. 
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Europa erzählen: Strukturen 
Europäischer Identität 

Bernhard Forchtner und Klaus Eder 


1 Einleitung 1 

Europäische Identität als anspruchsvoller Spezialfall jeglicher kollektiver Iden¬ 
tität 4 bezeichnet jene Geschichten, die Europäerinnen über sich selbst erzählen. 
Es sind Erzählungen, mit denen sie sich selbst beschreiben, abgrenzen und ihre 
Umwelt wahrnehmen. Es sind Geschichten, die sozialintegrativ wirken, indem 
sie symbolische Grenzen ziehen - und jede Berührung mit diesen Grenzen und 
dem, was (vermeintlich) jenseits ihrer liegt, provoziert das Wiederholen und Fort¬ 
entwickeln solcher Geschichten. Eine solche kultursoziologische, auf den späten 
Emil Dürkheim zurückgehende Perspektive (Alexander und Smith 2005) nimmt 
Identität als symbolische Konstruktion jenseits von Interessen und Institutio¬ 
nen ernst und blickt auf kulturelle Elemente (Narrative, Symbole, binäre Codes, 
etc.), durch die Europa, sei es von rechts oder links, bedeutungsvoll gemacht 
wird. Dabei ist es selten der Fall, dass nur eine Geschichte über ,uns 4 existiert. 
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Vielmehr zeichnen sich komplexe Gesellschaften durch ein verwirrendes Knäuel 
von Narrativen aus, die um einen hegemonialen Status streiten. Dementsprechend 
ist es wenig überraschend, dass auch über Europa verschiedenste Geschichten 
zirkulieren. Eine Geschichte handelt von einer Prinzessin auf dem Rücken eines 
Stiers; andere Geschichten betreffen das Versprechen von Einheit in Vielfalt, von 
Frieden, sozialer Sicherheit und Wohlstand. Wieder andere erzählen von abend¬ 
ländischen Werten und wertloser Währung, von abgehobenen Politikern und der 
ethnopluralistisch motivierten Klage über einen Verlust an Vielfalt (eine Zusam¬ 
menstellung solcher Identitätsnarrative findet sich in Drace-Francis 2013). 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie sich diese und andere 
Geschichten über Europa begreifen und einordnen lassen. Den konkreten Inhalt 
solcher Geschichten bewerten kultursoziologische Beobachterinnen, die sich für 
die Konstruktion von Sinn interessieren, nicht; dies mag eher etwas für Historike¬ 
rinnen und Politikwissenschaftlerlnnen sein. Er oder sie kann aber Typen von 
Erzählungen identifizieren und damit die Gesellschaft über die Formen aufklären, 
in denen sich Identität, der Zwang zur Relationalität reproduziert. Einen solchen 
formalistischen Ansatz verfolgt Klaus Eder (2009), der Narrative über Europa 
nach ihrer Netzwerkstruktur und nach Typen sozialer Beziehungen ordnet, die 
durch solche Strukturen gestiftet werden. Im Folgenden wollen wir an diese for¬ 
male Herangehens weise anschließen und machen den Vorschlag, einen solchen 
Fokus auf Netzwerktypen durch einen Blick auf die Formen zirkulierender 
Geschichten zu ergänzen, Formen, die Northrop Frye (1957) nach vier archetypi¬ 
schen Genres - der Romanze, der Tragödie, der Komödie und der Ironie - geglie¬ 
dert hat. 2 

Unsere Frage lautet damit nicht, welche konkreten diskursiven Strategien in 
der Konstruktion von Identität realisiert werden, um diese oder jene Geschichte 
über Europa überzeugend darzustellen. Vielmehr fragen wir erstens nach den 
moralischen Bewertungen und Gefühlen, die die vier Erzählformen vermitteln. 
Zweitens identifizieren wir die Netzwerktypen, die Strukturen sozialer Beziehun¬ 
gen, in denen sich archetypischen Erzählformen entfalten. Indem wir Geschichten 
über Europa entlang ihrer Genretypen und ihrer Netzwerkstrukturen ordnen, wird 
die in vielen Identitätstheorien thematisierte narrative Form als eine der argumen¬ 
tativen Auseinandersetzung vorgeschaltete kommunikative Ebene ernst genom¬ 
men. Gleichzeitig behaupten wir aber, dass es drittens nach wie vor möglich ist, 


2 Damit soll nicht behauptet werden, dass nicht noch andere Genres existieren. Wir 
beschränken uns hier schlicht auf die vier paradigmatischen Formen. Im Kontext der vier¬ 
ten Form, der Ironie, spricht Frye (1957, S. 223) auch von der Satire und begreift diese als 
„militant irony“. Auf diese nehmen wir im Folgenden allerdings nicht Bezug. 
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diese archetypischen Formen nach ihrer Offenheit gegenüber Anderen, nach ihrer 
Inklusivität und Anschlussfähigkeit für weitere Geschichten zu bewerten. Inso¬ 
fern verstehen wir diese Formen als soziale Mechanismen, die das Weitererzählen 
von Geschichten über uns und Andere tendenziell blockieren oder ermöglichen, 
die Identität fixieren oder offen halten, kollektiven Lernprozessen entgegenwir¬ 
ken oder Vorschub leisten. Der so skizzierte Fokus auf die in den Narrativen statt¬ 
findenden Dynamiken und auf die sich daraus ergebenden Positionierungen der 
(kollektiven) Akteurlnnen (Identitäten) sowie auf isomorphe Netzwerkstrukturen 
erweitert die Analyse- und Prognosefähigkeit makrosoziologischer Untersuchun¬ 
gen, die gerade im Kontext der Europaforschung vor einigen Herausforderungen 
steht (Bach 2008, S. 7). 

Wir beginnen mit einer Darstellung der Charakteristika von Narrativen und 
ihrer Bedeutung für die Konstruktion von Identität. Dabei verfolgen wir die 
theoretische Vermutung, dass Narrative nicht nur Medien argumentativen Aus¬ 
tausches sind (im Sinne der Habermas’sehen Diskurstheorie), sondern gleich¬ 
zeitig auch ein Medium für die Zirkulation von Emotionen. Narrative erzeugen, 
verändern und reproduzieren uno actu das, was wir kollektive Gefühlsstruktu¬ 
ren nennen (vgl. dazu auch Raymond Williams’ (1961) „structure of feeling“). 
Darauf aufbauend stellt Abschnitt drei die archetypischen Erzählformen vor 
und illustriert diese mit exemplarischen Geschichten über Europa. Die in die¬ 
sen Erzählungen emergierenden und/oder reproduzierten Gefühls Strukturen 
verknüpfen wir schließlich in Abschnitt vier mit spezifischen Netzwerkstruk¬ 
turen, um so die Isomorphie zwischen den in den verschiedenen Formen von 
Erzählungen objektivierten Gefühls Strukturen und den Typen sozialer Bezie¬ 
hungen erkennbar zu machen. Abschließend fragen wir in Abschnitt fünf, 
inwiefern die durch die Erzählformen vermittelten Gefühlsstrukturen als sozi¬ 
ale Mechanismen verstanden werden können, die in unterschiedlich offenen 
und anknüpfungsfähigen - oder eben ausgrenzenden - Netzwerken auftauchen 
und deren Evolution beeinflussen. 


2 Geschichten erzählen 

Das Konzept des Narrativs (wir differenzieren im Folgenden nicht zwischen 
„Narrativ“, „Erzählung“ und „Geschichte“) hat in den letzten Jahr(zehnt)en 
einen rasanten Aufstieg erfahren (Fisher 1987; Köhler Riessman 2008). Da seine 
Bedeutung aber nicht immer klar definiert ist, dem Konzept im Folgenden aber 
zentrale Bedeutung zukommt, lohnt es, sich die Grenzen dieses Begriffs zu verge¬ 
genwärtigen. 
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Aus soziologischer Perspektive ist der Fokus auf Narrative hilfreich, da so - 
im Gegensatz zu Untersuchungen über die Existenz einer europäischen Identität, 
die sich auf standardisierte Befragungen stützen („Identifizieren Sie sich mit der 
Europahymne?“, „Halten Sie Freiheit für einen wichtigen europäischen Wert?“ 
etc.) - sowohl die dekontextualiserte Identifikation mit diesen items als auch 
ihre Essentialisierung vermieden wird. Ins Zentrum rückt stattdessen die Erzäh¬ 
lung als ein „relationales Ganzes“, in dem und durch das Ereignisse, Akteurln- 
nen, Raum und Zeit zu einem sinnvollen Ganzen verschmelzen. Die aus solchen 
Relationen emergierende Struktureigenschaft von Narrativen liefert den Schlüssel 
dafür, wie Ereignisse verknüpft, Bedeutungen generiert und Identitäten ermög¬ 
licht werden. 

Erstens gewährleistet das Genre der Erzählung die sinnhaft-kausale Verbin¬ 
dung von Ereignissen. Statt einer chronologischen Auflistung entstehen in sich 
geschlossene Handlungsverläufe oder Plots, da Ereignis A zu Ereignis B (und so 
weiter) führt. Die entsprechenden Ereignisse werden also in Beziehung zu ein¬ 
ander gesetzt. Narrative beschreiben somit einen Wandel, die Veränderung von 
einem Stand der Dinge zu einem anderen und passen sich dabei dem fundamenta¬ 
len Schema von Beginn (ursprünglicher Status) - Mitte (Ereignis) - Ende (neuer 
Status) an. Damit wird das einzelne Ereignis selbst relativiert, erhält es doch seine 
eigentliche Bedeutung, wie Paul Ricoeur (1984, S. 65) festhält, nur „from its con- 
tribution to the development of the plot“. 

Zweitens ermöglicht das Verschmelzen selektiv ausgewählter Ereignisse zu 
einer Sequenz von Ereignissen und Handlungen nicht bloß (implizite) Kausalitäten, 
sondern lässt ganz selbstverständlich Bedeutung, „die Moral von der Geschieht“ 
erscheinen. Jedes Narrativ macht „einen Punkt“, indem es durch seine Auswahl 
von Ereignissen eine narrative Schlüssigkeit herstellt, die weder die objektive Welt 
der Gegenstände noch die soziale der Normen oder die subjektive Welt unserer 
geistigen Zustände per se auszeichnet. Narrative bewegen sich von einem Beginn 
hin zu einem Ende, also in der Zeit vorwärts; ein Ereignis stößt das nächste an, 
wobei „die Realität“ scheinbar widergespiegelt wird. De facto sind Narrative aber 
selektiv, rückwärts konstruiert, um Sinn zu stiften. Damit ist nichts anderes gemeint 
als die Fähigkeit eines Narrativs „to have real events display the coherence, inte- 
grity, fullness, and closure of an image of life that is and can only be imaginary“ 
(White 1980, S. 27). Narrative sind also in der Lage, das, was sie erzählen, insofern 
zu moralisieren, als sie eine spezifische Interpretation von Vergangenheit-Gegen- 
wart-Zukunft mit den entsprechenden Handlungskonsequenzen verbinden. 

Drittens berührt dies die Frage kollektiver Identitätsbildung, da die zirkulie¬ 
renden Geschichten immer im Licht der gegenwärtigen Kontexte, der Träger¬ 
gruppen, ihrer Situiertheit und ihrer Ziele gesehen werden müssen. Von welchem 
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Ende her erzählt eine Gruppe eine Geschichte? Nach welchem Beginn verlangt 
eine solche Geschichte und was muss dazwischen passieren, um dieses Ende in 
einem ganz spezifischen Sinn bedeutungsvoll werden zu lassen? Aus der Ver¬ 
knüpfung ausgewählter Ereignisse und der damit einhergehenden Vermittlung 
von Sinn entsteht so die Eigenschaft von Narrativen, Akteurlnnen und deren 
Handlungspotenziale in der Welt zu positionieren. Indem Narrative eine sinnhafte 
Einheit aus einem Meer von Ereignissen entstehen lassen, wird das Subjekt der 
Erzählung gestiftet. Margaret Somers (1994, S. 606) hat diesen Effekt angespro¬ 
chen, wenn sie meint: „it is through narrativity that we come to know, understand 
and make sense of the social world, and it is through narratives and narrativity 
that we constitute our social identities“. 

Bislang haben wir noch nicht über Gefühle beziehungsweise Affekte gespro¬ 
chen, die sich in und durch Erzählungen realisieren. Dabei ist klar, dass einzelne 
Geschichten eine Vielzahl von Gefühlen mobilisieren, etwa Hoffnung oder Ver¬ 
zweiflung. Gleichzeitig sind diese einzelnen Geschichten aber nur deswegen 
durch das Publikum lesbar (decodierbar), weil sie nach narrativen Genres struk¬ 
turiert sind. Von Bedeutung sind die Genres an dieser Stelle, weil ihre kognitive 
Logik spezifische affektive Reaktionen im Publikum hervorruft und damit unter¬ 
schiedliche Gefühlsstrukturen mobilisiert. 

Seit Frye hat es sich insbesondere in der zeitgenössischen amerikanischen 
Kultursoziologie (beispielsweise Jacobs 1996; Alexander 2002; Smith 2005) 
eingebürgert, die vier archetypischen Genres Romanze, Tragödie, Komödie und 
Ironie zu unterscheiden. Mit Blick auf Erzählungen über Europa hat dieser kul¬ 
tursoziologische Werkzeugkasten beispielsweise Anwendung in Studien zum 
Krieg in Bosnien und dem Krieg im Irak gefunden (Kuusisto 1998; Ringmar 
2006; Rovisco 2010). Dabei strukturieren diese Archetypen nicht nur öffentliche 
Diskussionen, sondern auch die individuelle Psyche (Gergen 1988) oder historio- 
grafische Arbeiten (White 1973). Die vier archetypischen Formen der Sequen¬ 
zierung von Ereignissen sind an dieser Stelle von Interesse, da sie vier basale 
Gefühlsstrukturen stiften. Damit meinen wir die durch die vier Plotstrukturen 
gestifteten Haltungen gegenüber Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft, vier 
Arten eines durch geteilte Geschichten vermittelten „Ethos“, der das Bonding der 
jeweiligen Gruppen kennzeichnet. 

Bevor wir diese Archetypen im nächsten Kapitel detaillierter beschreiben, 
wollen wir zum Abschluss dieses Abschnitts nur kurz auf die vier Arten der 
Sequenzierung von Ereignissen eingehen und die basalen Unterschiede zwischen 
ihren vier Gefühlsstrukturen rekapitulieren. Romanzen sind die traditionellsten 
Formen, in denen wir Geschichten erzählen. Hier geht es um idealisierte Heldin¬ 
nen und klar abgegrenzte Bösewichte. Schwarz ist deutlich von Weiß getrennt. 
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Auch wenn es zu Rückschlägen kommen kann, endet die Geschichte doch glück¬ 
lich. Dem gegenüber erlebt das Publikum in der Tragödie den Fall des Helden 
oder der Heldin; ein happy ending bleibt so verwehrt, obwohl auch diese Form 
Sinn stiftet und Katharsis ein positives Gefühl hinterlassen kann. Die Komödie 
als drittes narratives Genre bezieht sich nicht notwendiger Weise auf fröhlichen 
Schwank, sondern meint im Kern das Überkommen einer alten Ordnung, deren 
innere Widersprüche und die daraus resultierende positive Transformation der 
Gruppe. Ein Konflikt wird demnach aufgehoben und das Publikum erlebt, mit 
einem erleichterten Aufatmen, doch noch ein happy ending. Zuletzt ist die den 
andern Formen parasitär auf sitzende Ironie zu nennen. Diese zeichnet sich nicht 
durch eine eigene Plotstruktur aus (siehe Abb. 1), sondern ,verzerrt 4 den betrof¬ 
fenen Plot. So meint Frye (1957, S. 223): Ironie „is best approached as a parody 
of romance“, vermittelt letztere doch Stabilität und Selbstgewissheit durch Ideali¬ 
sierung, die durch ein Hinterfragen, zum Beispiel des heroischen Charakters des 
Helden, am deutlichsten deformiert werden. 

Vor diesem Hintergrund stehen dann allerdings nicht mehr nur die Inhalte der 
Erzählungen zur Diskussion. Stattdessen sind öffentliche Konflikte zwischen die¬ 
sem oder jenem Identitätsnarrativ immer auch Konflikte zwischen Gefühlsstruk¬ 
turen, verschiedenen ,Ethe 4 des Bondings von Gruppen. Mit anderen Worten: 
Während Romanzen und Komödien (mehr oder weniger) ein Gefühl der Selbstsi¬ 
cherheit, gar Selbstzufriedenheit verbreiten und einer geschlossenen Subjektivität 
zuarbeiten, behindert eine tragische oder ironische Geschichte solche affektiven 



Abb. 1 Erzählformen und „wahlverwandte“ Netzwerkstrukturen. (Eigene Darstellung) 
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Reaktionen (zu den vier Erzählformen und ihrer Relevanz hinsichtlich kollektiver 
Lernprozesse, siehe auch Forchtner 2016). 

Dieser analytische Zugriff macht deutlich, dass Narrative mehr leisten, als die 
Welt kognitiv zu ordnen. Sie liefern uno actu auch ein Dispositiv emotionaler 
Ordnungsleistungen. Es geht um Gefühle wie Glück und Unglück, Zufriedenheit 
und Zweifel, die in Plotstrukturen organisiert und in einen sinnvollen „Gefühlszu¬ 
sammenhang“ gebracht werden. Die Plots gehen einher mit spezifischen Gefühls¬ 
strukturen, die Kollektive prägen und deren kollektives Erleben bestimmen. Es 
geht nicht nur um geteilte Wissensbestände (praktische wie empirische Wissens¬ 
bestände), sondern auch um Identitäten, die die Menschen vor aller diskursiv 
organisierten Argumentation binden. 


3 Europa in den vier narrativen Genres 

3.1 Ein romantisches Europa 

Romantische Erzählungen, das hatten wir bereits betont, sind traditionell ange¬ 
legt, insofern sie Schwarz versus Weiß porträtieren und die diversen Gegensätze 
in den Rahmen einer „Mission“ einbetten. Eine solche heroische Intervention ver¬ 
steht sich am besten als ein Abenteuer, das der Held bzw. die Heldin zu beste¬ 
hen hat, ein Abenteuer, das voranschreitet; die Handlung zeichnet sich durch eine 
Entwicklung aus, die das Versprechen eines happy endings in sich trägt. Wich¬ 
tig ist, dass die Erzählung keinen Zweifel lässt, wer „gut“ ist, mit wem sich das 
Publikum zu identifizieren hat und welches Ergebnis notwendig ist (die Nieder¬ 
lage „der Anderen“ und damit ein glückliches Ende). Ambivalenz ist solchen 
Geschichten fremd - sie zeichnen sich vielmehr durch den Versuch aus, Sicher¬ 
heit, Stabilität und Ordnung herzustellen. Frye (1957, S. 195) fasst diesen Aspekt 
wie folgt zusammen: „Subtlety and complexity are not much favored. Characters 
tend to be either for or against the quest.“ Dies macht Romanzen gerade in sich 
zunehmend schnell modernisierenden Gesellschaften attraktiv, sind letztere doch 
durch Ambivalenz und Unübersichtlichkeit gekennzeichnet. Die Gegenüberstel¬ 
lung von Gut und Böse hat damit die Funktion, die Moderne zu zähmen. In die¬ 
sem Ansinnen offenbart sich auch die oftmals rückwärtsgewandte Orientierung 
romantischer Erzählungen, die auf die Restauration eines goldenen Zeitalters ver¬ 
weisen (wie wir es paradigmatisch aus nationalistischen Erzählungen kennen). 

Diese Plotstruktur unterliegt beispielsweise Erzählungen (neuer) sozialer 
Bewegungen, etwa denen vom Kampf um ein „soziales Europa“. Ein solches 
Europa erscheint in diesen Geschichten als Folge eines Sieges über neoliberale 
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Politik. Die Bösewichte, die in diesen Erzählungen die sozialen Errungenschaften 
der Europäischen Arbeiterbewegung gefährden, sind wahlweise Kapitalmärkte, 
Investmentbanker, Rating-Analysten oder Hedge-Fond-Manager. Konkrete Ziele, 
für die es sich zu kämpfen lohnt, sind ein Green New Deal, Bildung, ökologische 
Modernisierung, Prosperität und so weiter. Die Mission der Heldinnen in diesem 
Kampf für ein anderes Europa basiert auf dem Schlachtruf „Menschen statt Kapi¬ 
tal“ und schafft so, wie es für romantische Geschichten üblich ist, starke Bindun¬ 
gen und Motivation. 

Allerdings ist die Form der Romanze keineswegs so unproblematisch wie 
das obige Beispiel vielleicht nahelegt. Eine alternative romantische Erzählung 
über Europa, dieses Mal von „rechts“, findet sich zum Beispiel in ethnopluralis- 
tischen Erzählungen. Hier wird die Einigung Europas keineswegs per se abge¬ 
lehnt, diese aber als Europa der Volksgruppen gedeutet. Diese Völker hätten sich 
über Jahrhunderte auf dem europäischen Kontinent sortiert und inzwischen ein 
stabiles Ökosystem hervorgebracht. Für den Erhalt dieser Völkervielfalt gilt es 
zu kämpfen. Dementsprechend sind all diejenigen, die dieses System der Vielfalt 
durch „massenhafte Immigration außereuropäischer Völker und Kulturen“ bedro¬ 
hen - „Fremde“, Multikulturalistlnnen, Linke, Intemationalistlnnen etc. - in die 
Schranken zu weisen. 

In beiden Fällen ermöglicht das Genre der Romanze einen Bonding-Mecha¬ 
nismus, der eine Gefühlsstruktur basierend auf Eindeutigkeit, Sicherheit und 
Selbstgewissheit vermittelt, die wenig offen für andere Interpretationen - bezie¬ 
hungsweise anschlussfähig für andere Narrative - ist und damit gleichzeitig 
starke (kurzzeitige) Mobilisierungswellen zu erzeugen vermag. 


3.2 Ein tragisches Europa 

Während Romanzen den Erfolg einer Mission zumindest in Aussicht stellen - 
solange dem Helden/der Heldin gefolgt wird -, scheitert der tragische Held. Vor 
dem Publikum entfaltet sich eine Katastrophe - und am Ende der Geschichte wird 
es in einer zerstörten Welt zurückgelassen. Das Ergebnis der Romanze, die klare 
Trennung zwischen Gut und Böse, verschwimmt hier im Konflikt widersprüch¬ 
licher Kräfte und dem Fall des idealisierten Helden bzw. der Heldin. Gewissheit 
und Erleichterung, wie wir sie aus Romanzen kennen, bleiben dem Publikum 
somit verwehrt. Vor diesem Hintergrund können Tragödien zu Resignation füh¬ 
ren - aber auch zu einem selbstkritischen Blick und entsprechendem Hinterfra¬ 
gen (Forchtner 2016, S. 101-105). Hinsichtlich der Narrativierung des Holocaust 
schreibt Jeffrey C. Alexander (2002, S. 31) zum Beispiel: „We seek catharsis 
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because our Identification with the tragic narrative compels us to experience 
dark and sinister forces that are also inside of ourselves, not only inside others.“ 
Wiewohl tragische Erzählungen über Europa keineswegs nur auf den Holocaust 
beschränkt sind, deutet Alexander auf den uns wichtig erscheinenden Punkt, dass 
solche Erzählungen die Möglichkeit von „Böse“ nicht bloß extemalisieren, son¬ 
dern im „Wir“ verorten. Was bedeutet dies aber für konkrete Geschichten? 

Während wir den Kampf für ein soziales Europa eben als romantische Erzäh¬ 
lung rekonstruiert haben, kann die Sequenzierung von Ereignissen rund um die 
Schlagwörter Sozialstaat versus Neoliberalismus ebenso als Tragödie, als Abstieg 
erzählt werden. Die momentane Lage in Griechenland gibt beispielsweise Erzäh¬ 
lungen Auftrieb, in denen das Handeln der „europäischen Familie“ als tragischer 
Verfall des europäischen Traums gedeutet wird. Linksliberale, überzeugte Euro¬ 
päer, die Erfolge der Integration des europäischen Netzwerks (die Ausbreitung libe¬ 
raler Demokratie sowie wirtschaftlicher Aufstieg) begrüßten, erleben die Szenerie 
nun als durch eine Katastrophe gekennzeichnet. Angesichts hoher Jugendarbeitslo¬ 
sigkeit und verarmter Rentnerlnnen sowie fehlender Solidarität und dem Ausblick 
auf weitere Austerität erleben sie Zweifel und es bleibt wenig Grund zur Hoffnung. 
Diese Erzählung bietet aber auch Raum für die Frage, ob nicht auch „wir“ für die¬ 
sen Abstieg mitverantwortlich sind und/oder etwas dagegen tun müssten. 

Eine ähnliche Verfallsgeschichte findet sich auch in ganz anderen Kontexten 
europäischer Identitätskonstruktion. Zu Recht wird das Europamotto „In Viel¬ 
falt geeint“ nicht bloß mit kultureller Vielfalt im Allgemeinen, sondern mit dem 
Erhalt sprachlicher Diversität im Besonderen in Verbindung gebracht. Der ver¬ 
gleichsweise erfolgreich existierende Multilingualismus in den europäischen Insti¬ 
tutionen (Stichwort Amts- und Arbeitssprachen) wird durch Mechanismen im 
Bereich des Dolmetschen und der Übersetzung gestützt. Vor diesem Hintergrund 
existieren gegenwärtig allerdings sowohl in der Öffentlichkeit als auch innerhalb 
der Europäischen Kommission pessimistische Ausblicke, in denen die Dominanz 
des Englischen als inzwischen so übermächtig gesehen wird, dass gerade inner¬ 
halb der Europäischen Union keine substanzielle Zukunft insbesondere für klei¬ 
nere Sprachen gesehen wird (Forchtner 2014). Die oftmals verwendete Metapher 
der Welle, wenn über die Rolle des Englischen gesprochen wird, verdeutlicht die 
Tragik der Situation: das Verschwinden von Vielfalt. In diesem Fall scheint sich 
teilweise Resignation breitzumachen - dies ist allerdings keineswegs die einzig 
notwenige Reaktion, da die Erzählform auch Potenzial hat, auf „unser“ Handeln 
zu verweisen. 

In beiden Fällen ist die durch diese tragischen Geschichten vermittelte 
Gefühlsstruktur komplexer als im Fall des Bondings in Romanzen. Schließlich 
werfen beide Erzählungen über „unser Europa“ ein kritisches Schlaglicht auf die 
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Realisierung europäischer Ideale. Diese Sequenzierung von Ereignissen verhin¬ 
dert somit eine selbstgerechte Positionierung und ein happy ending, sie behindert 
die Konstruktion einer abgeschlossenen Subjektivität - und befördert im Gegen¬ 
zug die Anschlussfähigkeit anderer Narrative. 


3.3 Ein komödiantisches Europa 

Als narrativer Typ handelt die Komödie nicht von seichtem Gelächter oder bizar¬ 
rem Slapstick, sondern kann als die Auflösung einer Tragödie verstanden werden. 
Während Tragödien an einem Tiefpunkt enden, handelt die Komödie von einem 
tragischen Konflikt und dessen Aufhebung in einer „newborn society rising in 
triumph“ (Frye 1957, S. 192). Die Komödie endet also mit einem erleichterten 
Aufatmen. Und während die Romanze im Großen und Ganzen von einem konti¬ 
nuierlichen Aufstieg berichtet, entwickelt sich die Komödie rund um Ambivalenz, 
Verführung und Scheitern - bevor doch noch ein glückliches Ende erzielt wird, in 
dem die Beteiligten die richtigen Lehren aus dem betreffenden Konflikt gezogen 
haben. Es handelt sich also um Gegensätze, die letztlich versöhnt werden können 
und damit die Transformation einer alten in eine neue Gesellschaft ermöglichen. 
Auch wenn deswegen ein außerordentlich problematisches Ereignis notwendiger 
Teil der Komödie ist, ermöglicht die Komödie wie auch die Romanze, wenngleich 
in weniger radikaler Form, die Konstitution einer in sich geschlossenen Gruppe. 

Erzählungen über Europa im Geist der Komödie scheinen gerade bei europä¬ 
ischen Eliten großen Anklang zu finden. Sieht man sich beispielsweise die Reden 
europäischer Spitzenpolitiker rund um die Verleihung des Friedensnobelpreises 
2012 an, wird offensichtlich, dass Europa hier als Erfolgsgeschichte erzählt wird. 
Gleichzeitig verschweigt dieser Typus von Geschichten aber keineswegs vergan¬ 
genes Leid und innereuropäische Konflikte (siehe auch Forchtner und Kplvraa 
2012). Diese erhalten in der komödiantischen Sequenzierung von Ereignissen 
vielmehr eine fundamentale Rolle. Erst mit der Überwindung innereuropäischer 
(innerfamiliärer!) Konflikte, nun verstanden als eine lange Reihe unglücklicher 
Missverständnisse, und der Einigung rund um ein Friedensprojekt, sind Werte wie 
Menschenrechte, Freiheit und Demokratie gesichert und der europäischen Fami¬ 
lie ist das lang ersehnte happy ending gegönnt. 

Ähnliche Erzählungen zirkulierten insbesondere auch in der Diskussion rund 
um den Angriff der „Koalition der Willigen“ auf den Irak im Jahr 2003. Damals 
waren es insbesondere Intellektuelle, die solche Geschichten in Umlauf brach¬ 
ten. Die sich in Wohlgefallen auflösende Tragödie ermöglichte 2003 eine Posi¬ 
tionierung eines europäischen Helden, der dritten Parteien Lehren erteilen kann. 
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Der Andere ist in solchen Geschichten nicht einfach „böse“, sondern hat unsere 
Einsichten schlicht noch nicht nachvollzogen, befindet sich also noch nicht auf 
der Höhe unserer Entwicklung (mehr zu dieser Haltung gegenüber der Vergan¬ 
genheit findet sich unter der Bezeichnung „rhetorics of judge-penitence“ in 
Forchtner 2016). Um diese besonders anspruchsvolle Operation zu verdeutlichen, 
lohnt sich ein Blick auf das bekannte Manifest von Jürgen Habermas und Jacques 
Derrida (2003, S. 34). Und tatsächlich wird hier das Versprechen der Komödie, 
ein happy ending, eingelöst und mit dem Ausschluss anderer verbunden: 

Aus den Erfahrungen der militärischen und geistigen Mobilisierung gegeneinander 
haben sie [„alle europäischen Nationen“] nach dem Zweiten Weltkrieg die Konse¬ 
quenz gezogen, neue supranationale Formen der Kooperation zu entwickeln. Die 
Erfolgsgeschichte der Europäischen Union hat die Europäer in der Überzeugung 
bestärkt, daß die Domestizierung staatlicher Gewaltausübung auch auf globaler 
Ebene eine gegenseitige Einschränkung souveräner Handlungsspielräume verlangt. 

(...) Mit dem wachsenden Abstand von imperialer Herrschaft und Kolonial¬ 
geschichte haben die europäischen Mächte auch die Chance erhalten, eine refle¬ 
xive Distanz zu sich einzunehmen. So konnten sie lernen, aus der Perspektive der 
Besiegten sich selbst in der zweifelhaften Rolle von Siegern wahrzunehmen, die für 
die Gewalt einer oktroyierten und entwurzelnden Modernisierung zur Rechenschaft 
gezogen werden. Das könnte die Abkehr vom Eurozentrismus befördert und die 
kantische Hoffnung auf eine Weltinnenpolitik beflügelt haben. 

Nach der Auflösung vergangener Widersprüche setzt sich die europäische Wieder¬ 
geburt im Widerstand gegen den Angriff auf den Irak 2003 fort. Dabei bleibt die 
Möglichkeit für eine weitere komödiantische Wendung bestehen, sollten auch die 
Vereinigten Staaten Politik als Weltinnenpolitik begreifen. 

Die durch Komödien gestiftete Gefühlsstruktur einer Gruppe zeichnet sich 
zwar nicht durch die Simplizität einer Romanze aus; schließlich basieren die 
Bonds hier nicht auf simplen Dichotomien. Stattdessen gewinnt die Idee der 
Wiedergeburt (Frye’s „newborn society rising in triumph“) auf einer höheren 
Ebene der Erkenntnis ihre Plausibilität gerade durch die Anerkennung vergange¬ 
ner Probleme. Allerdings sind die Offenheit gegenüber anderen Akteuren und die 
Anschlussfähigkeit anderer Narrative auch hier eingeschränkt, da die Erzählung 
zu guter Letzt glücklich endet. 


3.4 Ein ironisches Europa 

Im Gegensatz zu den bisherigen Plotstrukturen zeichnet sich der ironische Typus 
nicht durch eine originäre Sequenz von Ereignissen aus. Während Romanzen 


jycamus75@yahoo.fr 



90 


B. Forchtner und K. Eder 


einen grundsätzlich aufsteigenden Verlauf aufweisen, Tragödien abfallen und 
Komödien als „V“ vorgestellt werden können, sitzt das ironische Element diesen 
Handlungsverläufen vielmehr parasitär auf. Am deutlichsten wird dies im Fall der 
Romanze - die tatsächlich mit Frye als das Andere der Ironie beschrieben wird 
(vergleiche auch Jacobs und Smith 1997). Dies deswegen, weil sie mit ihrem 
Versprechen von Stabilität, Sicherheit und Ordnung sowie ihrem selbstgerech¬ 
ten Charakter am deutlichsten einer ironischen Gefühlsstruktur beziehungsweise 
deren radikalem Hinterfragen und Distanzieren widerspricht. Der ironischen 
Weitsicht hegt die Einsicht in die Unzulänglichkeit der in Romanzen (aber auch 
in Tragödien und Komödien) artikulierten Hoffnungen, Möglichkeiten und Wahr¬ 
heiten sowie der Unmöglichkeit eines in ein happy endings oder eines umfassen¬ 
den Begreifens der Welt zugrunde (siehe auch White 1973, S. 10). Es bietet sich 
also Raum für die Ambivalenzen einer nicht länger idealisierten Existenz (Frye 
1957, S. 223), die einer abgelösten, selbstreflexiven Haltung jenseits von Schwarz 
versus Weiß Raum bietet und Grautöne wahrzunehmen weiß. Vor diesem Hin¬ 
tergrund ist es sinnvoll, das ironische Moment tatsächlich nicht in seiner ganzen 
Radikalität zu fassen (als grundsätzliche Losgelöstheit von den Dingen), sondern 
vielmehr als eine post-heroische Haltung (Sheehan 2009) zu begreifen, die im 
Bewusstsein vergangener Brüche fähig ist, Distanz zu den eigenen Mythen golde¬ 
ner Zeitalter oder Fantasien einer strahlenden Wiedergeburt aufzubauen. 

Ein klassisches Beispiel einer solchen Haltung findet sich in diversen selbst¬ 
kritischen Gedenkreden, in Erzählungen von Europas „bitter past“ (Eder 2006, 
S. 267; vgl. auch Joerges et al. 2008). Darüber hinaus erzählen beispielsweise 
zivilgesellschaftliche Akteure die europäische Vergangenheit nicht notwendiger¬ 
weise als Komödie (oder gar Romanze), sondern manchmal durchaus selbstkri¬ 
tisch, als Warnung vor dem eigenen Scheitern. Die Position der Akteurlnnen wird 
in solchen Geschichten hinterfragt, wenn beispielsweise Europas vergangene 
Menschenrechtsverletzungen explizit mit gegenwärtigen Problemen verknüpft 
werden, beispielsweise „unser“ europäischer Umgang mit Flüchtlingen („Festung 
Europa“) und das Erstarken der extremen Rechten. Im Gegensatz zur Komödie 
sind interne Probleme und Konflikte hier nicht überwunden. Es wird vielmehr 
Unabgeschlossenheit, Unsicherheit und das Fehlen von Selbstgewissheit im 
Angesicht fortwährender Krisen betont. 

Ähnliche Erzählungen finden sich zum Beispiel angesichts der aktuellen 
Ukraine-Krise. Eine ironische Narrativierung dieser gewaltsamen Ereignisse, zum 
Beispiel in den Medien, beinhaltet das Aufzeigen des Mangels an europäischem 
Geist beziehungsweise „unserer“ Impotenz. Darin zeigt sich aber auch, dass eine 
solche Erzählung nur schwer als Identitätsnarrativ taugt. 
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Ein derartiger Typus von Erzählungen ist offensichtlich extrem anspruchsvoll 
und wirft die Frage auf, welche Gesellschaft durch das Teilen solcher Gefühls¬ 
strukturen zusammengehalten werden kann. Zwar sind diese Erzählungen extrem 
offen für andere Positionen; tatsächlich kann ein solches „In-Schwebe-Halten“, 
eine solche Abgrenzung gegenüber stabilen affirmierbaren Selbstbildern aber 
auch gefährlich werden. Zwar vermeidet dieses Genre affirmative Sinnstiftung 
und geht damit auch über die Form der Tragödie hinaus - allerdings lädt sie auch 
verstärkt zu backlashes ein. Dies lässt sich momentan in Europa beobachten, 
eine Entwicklung, die Ulrich Beck (1993) mit dem Begriff der Gegenmoderne 
beschrieben hat, deren Gefahrenpotenzial parallel zu der zunehmenden Reflexivi- 
tät moderner Gesellschaften steigt. 


4 Netzwerke eines sich in seinen Geschichten 
verstrickenden Europas 

Wo zirkulieren diese Plots? Wer wird von ihnen affiziert? Und warum koexistie¬ 
ren diese Plotstrukturen im Kontext Europas, ohne dem Zwang zu Einzigartigkeit 
und Inkommensurabilität ausgesetzt zu sein, der mit der Entstehung nationaler 
Identitäten verbunden war? Diese Fragen verweisen vordergründig auf die unter¬ 
schiedlichen sozialen Bedingungen der Entstehung von Geschichten darüber, wer 
„wir“ sind. Allerdings ist das Verhältnis von sozialen Kontexten und narrativen 
Geschichten komplexer als es die Rede von Text und Kontext nahelegt. 

Das Verhältnis von sozialen und semantischen Strukturen ist zugleich ein 
Verhältnis von Repräsentiertem und Repräsentierendem, was auf eine innere 
Verknüpfung beider Ebenen der Analyse verweist. Netzwerktheoretische Über¬ 
legungen eröffnen hier die Möglichkeit einer angemesseneren analytischen Fas¬ 
sung dieser Beziehung: Netzwerke sozialer Beziehungen liefern eine Welt, in der 
Geschichten zirkulieren können, und sie liefern ein Modell, mit dem die soziale 
Welt semantisch repräsentiert werden kann. 

Semantiken zirkulieren in Netzwerken, und Europa ist hier ein Netzwerk kon¬ 
kurrierender bzw. koexistierender sozialer Beziehungen (Eder 2009). In diesem 
Netzwerk lassen sich vier analytisch abgrenzbare Typen ausmachen (Abb. 1). 
Einmal finden sich cliquenförmige Netzwerke. In diesen bewegen sich varia¬ 
ble Koalitionen der „Guten“ (etwa das deutsch-französische Paar, ergänzt durch 
Polen), aus denen nationenübergreifende Gesinnungsgemeinschaften emergieren. 
Weiters identifizieren wir kreisförmige Netzwerke, die nationale Akteure verbin¬ 
den und klare Außengrenzen anbieten, gleichzeitig aber durch das Fehlen eines 
Zentrums anspruchsvoller und instabiler als cliquenförmige Netzwerke sind. 
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Drittens finden wir sternförmige Netzwerke, die ein Zentrum kennen, auf das hin 
die Netzwerkbeziehungen organisiert werden (beispielsweise die europäische 
Kommission in Brüssel). Schließlich finden sich in Ansätzen Netzwerke, die sich 
durch eine nicht-hierarchische Form der Verkettung von nationalen Gruppen, also 
eine Verkettung ohne zentrale Knoten, auszeichnen. 

Mit dieser Typologie lässt sich beschreiben, welche Geschichten durch wel¬ 
che europäischen Netzwerkstrukturen zirkulieren können. Diese sozialen Netze 
bedingen unterschiedliche Resonanzen für diverse Plots einer Identität Europas. 
Sie intemalisieren und objektivieren verschiedene Gefühlsstrukturen, die die 
Dynamik weiterer Netzwerkbildung vorantreiben. Uns geht es deswegen um die 
Frage der sozialen Verankerung solcher Gefühlsstrukturen in den Netzwerken 
sozialer Beziehungen. Die theoretisch spannende Frage ist, ob eine Isomorphie 
zwischen den Strukturen narrativer Plots und den Strukturen sozialer Netzwerke 
(„Wahlverwandtschaften“ in einer älteren Terminologie) existiert (Abb. 1; die 
Darstellung der Erzählformen knüpft teilweise an Gergen 1988, S. 101 f. an). 

Cliquenförmige Netzwerke sozialer Beziehungen bestehen aus einem dichten 
Netz von Akteurlnnen. 

Ein Beispiel wären die „TGV-Europäer“ (Favell 2008), die zwischen Paris, 
London, Brüssel und Köln ein Netzwerk an Beziehungen hervorbringen, in dem 
nationale Grenzen überschritten werden und die Akteurlnnen zugleich regelmäßig 
(am Wochenende) in den nationalen Container zurückkehren. Solche Netzwerke 
transportieren und mobilisieren romantische Geschichten. Im Fall europäischer 
Identitätsnarrative, die das Nationale bewahren und Europa als Quelle, Kem und 
Zukunft nationaler Vergemeinschaftung darstellen, können diese Erzählungen Platz 
für Kooperation zwischen nationalen Gemeinschaften bieten beziehungsweise 
diese neu zu sichern suchen - oder Konflikte schüren. Wir beobachten hier also 
einen paradoxen Effekt. In diesen Netzwerkstrukturen zirkulieren Geschichten 
einer Verknüpfung nationaler Besonderheiten, die zugleich die Unhintergehbarkeit 
nationaler Gefühle festschreiben. Diese Geschichten können gleichermaßen neue 
Freundschafts- und alte Feindschaftsgeschichten mobilisieren, emotionale Erpress¬ 
barkeit erhöhen und im Ergebnis zu konträren Outcomes führen: einem Europa 
sich gegenseitig verstehender (und liebender) Nationen oder einem Europa der 
Stämme, das sich gegen die Denationalisierung stemmt. Hier liegen die irenogenen 
(friedensstiftenden) und polemogenen (kriegsstiftenden) Folgen von Netzwerken 
sozialer Beziehungen am engsten beieinander (Eder 1998). 

Dabei betonen wir noch einmal, dass die Gefühlsstrukturen quer zu den ideo¬ 
logischen Positionen liegen, die diesen Akteurlnnen zugeschrieben werden. Am 
klarsten sichtbar ist dies im Fall der romantischen Erzählform, die sowohl „links“ 
als auch „rechts“ sein kann. Die unterschiedlichen Auflösungen des romantischen 
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Plots können radikal divergieren; entweder als friedliches, soziales Europa der 
Nationen oder als das Gegenteil: ein Europa, dessen (biologische oder kulturelle) 
Essenz durch heroische Kämpfe zu retten ist. Europa ist nicht Brüssel und auch 
nicht mit den nationalen Hauptstädten gleichzusetzen, sondern mit den Völkern 
Europas und ihren Traditionen. Das ist das Europa der vielen Völker, das die natio¬ 
nalen Besonderheiten zum Blühen bringt. Es ist ein Europa der Stämme. Die Cli- 
quenstruktur von Netzwerken nationaler Akteure erlaubt die Evolution variabler 
Koalitionen der Guten, die sich den Koalitionen der Bösen entgegenstemmen und 
diese bekämpfen. An die Stehe eines supranationalen Aushandlungssystems tritt 
zum Beispiel ein System der segmentären Anordnung von Stämmen, der Wieder¬ 
holung des Prinzips einer nationalen Besonderheit innerhalb Europas, das sich 
seiner großen Geschichte wieder bewusst wird. Das Besondere Europas hegt hier 
in der Entdeckung der Größe seiner nationalen Besonderheiten. 

Netzwerke, die kreisförmig organisiert sind, stellen sich komplexer dar. Hier ste¬ 
hen die Akteure in einem eindeutigen Verhältnis zueinander und es existieren klare 
Außengrenzen; allerdings sind die Möglichkeiten internen Abarbeitens von Pro¬ 
blemen eingeschränkt: die Zustimmung aller ist notwendige Bedingung für deren 
Funktionieren. Der Kreis verbindet alle Akteure, die sich dann an ein gemeinsa¬ 
mes „Protokoll“ halten (dieses sichert den Fluss der Kommunikation zwischen den 
Netzwerknoten). Wenn einer dieser Knoten ausfällt, gerät das Netzwerk in eine 
Krise, die entweder den Rückfall in Cliquennetzwerke forciert oder Netzwerk¬ 
strukturen befördert, die mehr Hierarchisierung erlauben (das sternförmig struk¬ 
turierte Netzwerk). Die reflexive Radikalisierung in gewebeförmige Netzwerke 
ist eine weitere Möglichkeit. Da der Kreis ohne Zentrum auskommt, überfordem 
die in ihm zirkulierenden Geschichten leicht die Elemente und die narrative Kon¬ 
struktion von Europa kann in diesem Kontext in tragische Geschichten eines Fehl¬ 
schlags überführt werden (zu tragischen Geschichten in Netzwerken vgl. Eder 
2009, S. 439 f.). Solche Erfahrungen sind die zwei Weltkriege als „europäische 
Bruderkriege“ beziehungsweise aktuell die zunehmend ungleichen Machtverhält¬ 
nisse in Europa, die soziale Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten zementieren 
(Stichwort „Troika“). Wie eben angedeutet, kann dieses Scheitern reflexive Distan¬ 
zierungen zum Heroismus nahelegen - tut dies aber nicht notwendigerweise. 

In den sternförmigen Netzwerken sozialer Beziehungen zirkulieren zum Bei¬ 
spiel die Erfolgsgeschichten wichtiger Europäerinnen, die die Tragödie Europas 
überwinden und den nationalen Eigennutz zugunsten eines politischen Zentrums 
außerhalb der alten europäischen Hauptstädte unterminieren (die „Jean Monnet 
success story“; vgl. u. a. Forchtner und Kplvraa 2012, 2015). Damit ist nicht 
gesagt, dass nicht auch andere Erzählformen (beziehungsweise Mischformen) 
Anwendung finden. So begreifen wir das Manifest von Habermas und Derrida 
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zwar primär als Komödie. Da der Text aber die Antikriegsdemonstrationen vom 
15. Februar 2003 als Signal der Geburt einer europäischen Öffentlichkeit her¬ 
vorhebt, kann er als Narrativ gelesen werden, das die Sternstruktur hin zu einer 
Gewebestruktur öffnet, in denen er dann als ironischer Plot gelesen werden kann. 
Unsere Vermutung ist allerdings, dass die Struktur des sternförmigen Netzwer¬ 
kes mit einem neuen, ambitionierten Zentrum durch eine Wahlverwandtschaft 
mit dem Genre der Komödie gekennzeichnet ist. Dass Komödien in einem sol¬ 
chen sternförmigen Netzwerk Europa zirkulieren, ergibt in zweifacher Weise 
Sinn. Zum einen muss sich das supranationale Zentrum gegenüber den nationa¬ 
len Zentren legitimieren und kann dies, indem die Tragödien der Vergangenheit 
den Nationen zugeschoben werden, während der neue Weg Einheit und Frieden 
ermöglicht. Zum anderen verspricht die in der Komödie angelegte „Wieder¬ 
geburt“ einen Distinktions- und Legitimationsgewinn auch vis-ä-vis anderen 
internationalen Machtblöcken. Indem diese Sternstruktur auf der Überwindung 
einer „schwierigen Vergangenheit“ basiert (das „komödiantische Europa“), wird 
Europa mit Gefühlen einer neu gewonnenen Sicherheit, eines neuen, aber siche¬ 
ren Fundaments verbunden. Der Identifikation mit Europa steht in solchen Netz¬ 
werken nichts mehr im Weg. 

Netzwerke, die wie ein Gewebe die Elemente in nicht-hierarchischer und 
zugleich zureichend redundanter Form verknüpfen, legen die Idee von sozialen 
Beziehungen zwischen Menschen, für die die nationale Zugehörigkeit nur eine 
von vielen möglichen Zugehörigkeiten ist, nahe. Solche Netzwerke basieren auf 
der permanenten Herstellung von Gemeinsamkeit durch die Distanzierung von 
überlieferten Zugehörigkeiten. Diese Form einer Verknüpfung, in der sich Grup¬ 
pen strukturäquivalent positionieren können, hat zwar schon immer die Fantasie 
der Integrationstheoretiker in Europa bewegt, sich allerdings nur selten und in 
wenigen Bereichen realisiert. Die Idee einer emergenten „deliberativen Komito- 
logie“ (Joerges und Ney er 1997) arbeitet implizit mit dieser Netzwerkstruktur, 
die mit der Metapher des „Gewebes“ gefasst werden kann. Hier haben wir es mit 
einem offenen Machtfeld interessierter Gruppen zu tun, das permanent ausge¬ 
handelt werden muss (dies ist das Europa der miteinander als Gleiche und zur 
Deliberation verdammten verketteten privaten und gemeinwohlorientierten Inte¬ 
ressengruppen und politischen Akteure). Im idealtypischen Fall treffen sich hier 
kosmopolitische Akteurinnen und Akteure, die ad-hoc Strukturen gemeinsamen 
Handelns generieren. 

Solche Netzwerkstrukturen repräsentieren aber einen besonderen Fall: Sie sind 
eher marginal und erzeugen Dynamiken, die die Grundlagen eines national domi¬ 
nierten Verständnisses kollektiver Identität auflösen oder, allgemeiner formuliert, das 
Bewusstwerden der Kontingenz des sicher Geglaubten, des „Heiligen“ befördern. 
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Sie stellen eingespielte identitäre Grundlagen der modernen Gesellschaft infrage. 
Solche Plots unterminieren die nationalen Prämissen kollektiver Identitäten dadurch, 
dass sie nationale Identitäten als beliebig konstruiert beschreiben und so eine iro¬ 
nische Distanz zu den Geschichten über nationale Gefühlsstrukturen erzeugen, das 
Nationale zu Folklore machen. Dass dieses Nicht-mehr-emst-Nehmen nationaler 
Gefühle oft gewalttätige Gegenbewegungen hervorruft, gehört zur gegenwärtigen 
Erfahrung europäischer Identitätsbildung. Ironie erzeugt heftige Reaktionen, was 
an funktional äquivalenten und in primär religiösen Gefühlstrukturen verankerten 
Gesellschaften beobachtet werden kann: Die Verletzung von kollektiven Gefühlen 
kann tödlich enden. 

Der ironische Plot ist riskant. Er ist aber nicht nur riskant, sondern auch ein 
Mechanismus, der Lernprozesse auslösen könnte (dies gilt, bis zu einem gewis¬ 
sen Grad, auch für den tragischen Plot). Denn er stellt die auf bestehende Sicher¬ 
heiten fixierten Gefühlsstrukturen religiöser oder nationalistischer Narrative 
infrage. Der Fall europäischer Identitätsbildung liefert hier ein quasi-natürliches 
Experiment. Die Krise Europas, forciert durch nicht intendierte Effekte von Wirt¬ 
schafts-, Migrations- und Nachbarschaftspolitiken, liefert einen Hinweis auf 
die Resistenz von Plots kollektiver Identitätsbildung, die das nationale Moment 
reproduzieren und immunisieren. Die Optionen kollektiver Identität in Europa 
jenseits des Nationalen scheinen blockiert. Quod est demonstrandum. 


5 Narrative Netzwerke als Mechanismen kollektiver 
Lernprozesse 

Kollektive Identitätsbildung in Europa (und nicht nur in Europa) bleibt mehrheitlich 
an romantische und komödiantische Plots gebunden. Dies sind Plots, die die „natio¬ 
nale“ Gefühlsstruktur konservieren und damit - so die abschließende These - kol¬ 
lektive Lernprozesse blockieren. Diese These beruht auf einer theoretischen 
Annahme: Nationale Identitätskonstruktionen sind zwar mit den Vorstellungen von 
allgemeiner Gleichheit kompatibel (das macht ihren evolutionären „Fortschritt“ 
gegenüber religiös begründeten kollektiven Identitätskonstruktionen aus). Sie schrei¬ 
ben aber Gefühlsstrukturen fest, die dem Niveau von Kindern entsprechen. 3 Daraus 
ergibt sich eine zunehmende Schere zwischen moralisch-kognitiver und emotionaler 


3 Damit wollen wir nicht andeuten, dass Kinder - oder jene die Romanzen/Komödien repro¬ 
duzieren - per se nicht lernen können. Kinder können zudem zweifelsohne solidarisch und 
freundschaftlich agieren; aus der Perspektive, die wir in diesem Beitrag wählen, muss die¬ 
ser Punkt allerdings vorerst offen bleiben. 
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Entwicklung, die die blockierten und blockierenden Gefühlsstrukturen zugleich nor¬ 
mativ überhöhen. 

Die dieser These zugrunde liegende Theorie unterstellt, dass Gefühlsstruk¬ 
turen, die ungebrochen die Identifikation mit einer Bezugsgruppe festschreiben, 
keine reflexive Distanzierung zulassen. Es mag Momente solch reflexiver Distanz 
geben, insbesondere Momente zunehmender Indifferenz, die jedoch in Krisen 
zusammenbrechen und einer starken Identifikation mit diesem oder jenem Kol¬ 
lektiv weichen. 

Damit verbunden ist eine Theorie kollektiver Lernprozesse, die die Engfüh¬ 
rung auf kognitives Lernen durch argumentative Auseinandersetzung aufgibt und 
die Plastizität von Gefühlsstrukturen ins Zentrum stellt (vgl. Forchtner 2016). 
Das Habermas’sche Verständnis von Lernen (Habermas 1981, S. 44) als einem 
Prozess, in dem und durch den „wir theoretische Kenntnisse und moralische 
Einsichten erwerben, die evaluative Sprache renovieren und erweitern, Selbst¬ 
täuschungen und Verständnisschwierigkeiten überwinden“, ist „auf Argumen¬ 
tation angewiesen“. Zwar basiert der von uns verwendete Lernbegriff auf der 
Habermas’sehen Rekonstruktion der Tiefenstruktur von intersubjektivem Handeln 
und verweist damit auch auf die Evolution symbolischer Grenzen hin zu größe¬ 
rer Offenheit gegenüber anderen Akteurlnnen und der Gleichheit unter ihnen (der 
,Anschlussfähigkeit 4 von Geschichten für Geschichten anderer Akteurlnnen). 
Allerdings verstehen wir kollektives Lernen primär als ein Lernen auf der Ebene 
von Plotstrukturen, die den Umgang mit Emotionen regulieren. Der entschei¬ 
dende Schritt in diesem narrativen Lernen ist das durch diese Plots vermittelte 
ironische Ethos. Tragische Plots haben dieses Potenzial ebenfalls, wenn wohl 
auch in geringerem Umfang als ironische Plots. In dieser riskanten Praxis fehlt 
den kognitiven Lernprozessen der Halt - das gute kognitive Gewissen („wir wol¬ 
len auch mal unsere Meinung sagen“) geht zusammen mit der Fixierung auf eine 
eindeutige kollektive Identitätsinstanz, die klare Heldinnen und Bösewichte kennt 
und die Gruppe gegen die Bösewichte verteidigt. 

Netzwerktheoretisch gesprochen bleiben diese Gefühlsstrukturen in einem 
Netzwerk sozialer Beziehungen befangen, das den Übergang vom Bonding zum 
Bridging verhindert. Bonding liefert die klare Instanz, mit der man sich identi¬ 
fiziert (in unserem Fall die Nation bzw. Europa, das auch in cliquen- und kreis¬ 
förmigen Netzwerken weiterhin analog zur Nation verstanden wird). Bridging 
kennt keine solchen Instanzen mehr. Gefühlsstrukturen werden geöffnet und 
müssen sich changierenden und mäandernden Identifikationsinstanzen aussetzen. 
Bridging kann daher exklusive Identifikationsinstanzen jederzeit infrage stel¬ 
len. Insbesondere die ironische Distanzierung ermöglicht Lernprozesse, die den 
Mechanismus nationaler Identifikation soweit außer Kraft setzen, dass diese als 
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eine von vielen gleichermaßen legitimen Formen kollektiver Gefühlsstrukturen 
erscheint. 

Die sozialen Strukturen, in denen derartige Brechungen wahrscheinlicher 
werden, finden sich vor allem in dem, was wir als „gewebeförmige Netzwerke 
sozialer Beziehungen“ diskutiert haben. Es sind Netzwerke, in denen Transnatio¬ 
nalität im Rückgriff auf nur mehr politisch gedachte (und jederzeit revidierbare) 
Vergemeinschaftung hergestellt werden kann. NGO-Netzwerke sind paradigma¬ 
tische Beispiele. Sie etablieren Beziehungen quer zu nationalen Referenzen und 
unterminieren damit exklusive nationale Identitätsreferenzen. Das nationale Inte¬ 
resse beziehungsweise die Nation wird so nur mehr einer von vielen Parametern 
kollektiven Handelns wie etwa Geschlecht, Ethnie oder Religion. Mit dieser Ent- 
dramatisierung nationaler Referenzen kann auch das nationale Element Möglich¬ 
keiten des Bridgings eröffnen. Solches Bridging arbeitet etwa mit dem ironischen 
Plot des „Broker Europe“. Europa erscheint dort gerade nicht mehr als normative 
power, als normative Identifikationsinstanz für eine gute Welt. In diesem Plot sit¬ 
zen die Akteurlnnen vielmehr eher parasitär den Strukturen von Bargaining und 
Deliberation auf, die sich Europa als in sich ruhender idealisierter Einheit selbst 
zuschreibt und sie zugleich kritisch gegen Europa wendet. 

Die strukturelle Passung ironischer Narrative und gewebeförmiger Netzwerk¬ 
strukturen ergibt sich aus der Isomorphie von ironischen Plots und der Dominanz 
des Bridgings über das Bonding in den Netzwerken (Eder 2014). Solche Netz¬ 
werke von „bridging ties“ sind transnational. Sie setzen das Nationale ad hoc ein 
(bis hin zur Instrumentalisierung des Nationalen). Der Glaube an die ins Nationale 
projizierte besondere Berufung eines Netzwerks von sozialen Akteurlnnen löst 
sich so auf - übrig bleibt ein permanentes Aushandeln von möglichen Identitäts¬ 
referenzen, die die Anerkennung des Anderen prinzipiell einschließt. Inklusion 
und Exklusion werden zu variablen Grenzen solcher Netzwerke. Das funktioniert, 
solange sich eindeutige Identitätsreferenzen nicht wieder an die Stelle der reflexiv 
verflüssigten setzen. Soziale Netzwerke, in denen Plots mit eindeutigen Identitäts¬ 
referenzen zirkulieren, sind deshalb auch oft Gruppen, die Angst um ihre Posi¬ 
tion in den emergenten Netzwerken haben: arbeitslose Jugendliche, Kleinbürger, 
abstiegsbedrohte obere Bildungsschichten oder auch traditionelle Arbeitermilieus. 

Wenn diese Analyse stimmt, dann kann sich vor allem die ironische Zuspit¬ 
zung dessen, was Europa ist als ein Mechanismus für Lernprozesse erweisen. 
Auch oder gerade darauf können und dürfen wir uns aber nicht verlassen und uns 
im Gefühl einer vermeintlichen Sicherheit wiegen: „Irony may well be necessary 
for a civic learning process to take place. (...) Ironie discourses might open doors 
to new cultural-political creativity as often as they lead to dead ends“ (Jacob und 
Smith 1997, S. 70). 
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6 Zusammenfassung 

Die Existenz einer Vielzahl oft widerstreitender Geschichten über „die Identität 
Europa“ spiegelt Pluralismus und moderne Zustände wider. Das soziologische 
Beobachten und Analysieren dieses Knäuels von Geschichten, das Beobach¬ 
ten von Beobachtungen kann aber nicht primär die spezifischen Inhalte dieser 
Geschichten bewerten, sondern sollte sich - so unser Vorschlag - auf ihre struk¬ 
turellen Eigenschaften konzentrieren (Plotstrukturen und Strukturen der sozialen 
Beziehungen). Ein solcher Fokus auf Kategorien, die eine analytische Ordnung 
in die nahezu unbegrenzte Vielzahl an konkreten Erzählungen bringen, sollte 
hier aber nicht stoppen. Vielmehr haben wir vorgeschlagen, die die Plots struk¬ 
turierenden narrativen Genres der Romanze, Tragödie, Komödie und Ironie als 
Mechanismen zu verstehen, die nicht bloß auf die Evolution des Sozialen einwir¬ 
ken, sondern vielmehr für das Blockieren oder Ermöglichen von gesellschaftli¬ 
chen Lernprozessen ausschlaggebend sind. 

Indem Plotstrukturen unterschiedliche Typen von Gefühls Strukturen in den 
jeweiligen Gruppen vermitteln, leisten sie entweder einem stabilen, mehr oder 
weniger abgeschlossenen Identitätsnarrativ Vorschub (Romanzen und Komö¬ 
dien) oder aber einer durch Distanz und möglicherweise Selbstkritik relativier¬ 
ten Erzählung „über uns“ (Ironie und, bis zu einem gewissen Grad, Tragödien). 
Daran anschließend haben wir auf die Objektivierung dieser Semantiken in wahl¬ 
verwandten Netzwerken sozialer Beziehungen hingewiesen und angedeutet, dass 
die europäische Integration via cliquenförmiger Netzwerken romantisch ange¬ 
legt ist, während in kreisförmigen Netzwerken Tragödien zirkulieren können. In 
sternförmigen Netzwerken bewegen sich hingegen Komödien (rund um ein neues, 
legitimationsbedürftiges Zentrum). Demgegenüber bieten Netzwerke des vierten 
Typs Raum für ironische Distanz zu den Geschichten über „uns“. Mit anderen 
Worten: Dichte cliquenförmige Netzwerke bieten Raum für Romanzen, kreisför¬ 
mige Netzwerke Raum für Tragödien. Während sich Romanzen aber per se durch 
eine gewisse Infantilität auszeichnen, sind Tragödien aus unserer formalen Pers¬ 
pektive potenziell selbstkritisch (wenn auch nicht in dem Ausmaß wie die Ironie). 
Das heißt, dass Tragödien, indem sie „uns“ auf das Scheitern eines idealisierten 
Helden verweisen, potenziell eigene Verantwortlichkeiten vorführen und damit 
Sicherheiten, Identitäten und, konkret im Fall Europa, nationale Engführungen als 
das erscheinen lassen, was sie immer schon waren: kontingent. Der Effekt einer 
Tragödie ist a) der Rückzug aus dem öffentlichen Raum („Selbstmord“), b) die 
Entfaltung in einer Komödie (und damit die verspätete Angleichung an die Unbe¬ 
fangenheit einer Romanze) oder c) ihre reflexive Radikalisierung. Insofern schei¬ 
nen tragische Geschichten das Potenzial zu besitzen, in ironische Geschichten 
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überzugehen und damit die Evolution hin zu Netzwerken zu ermöglichen, in denen 
reflexive gewordene Narrative zirkulieren können. 

Das Verhältnis zwischen bestimmten Semantiken und sozialen Netzwerken 
bedarf allerdings weiterer Beobachtung. Der zentrale Aspekt ironischer (und wohl 
auch tragischer) Erzählungen in Netzwerken scheint uns aber theoretisch über¬ 
zeugend: Indem sie erlauben, Distanz zu wahren und unabgeschlossen bezie¬ 
hungsweise anschlussfähig für Narrative anderer bleiben, könnten sie sich als 
Mechanismus für erfolgreiches Lernen und emanzipatorische soziale Integration 
in einer sich zunehmend schnell und umfassend veränderten Welt erweisen. 
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Europäisches Sozialmodell, 
Krisenpolitik und die extreme und 
populistische Rechte 

Jörg Flecker 


1 Europäisches Sozialmodell, Krise und Wandel der 
Erwerbsarbeit 

Der Begriff „Europäisches Sozialmodell“ wurde zunächst vom damaligen Kom¬ 
missionspräsidenten Jacques Delors in einem politischen Zusammenhang popula¬ 
risiert. Delors ging es um die Verteidigung der wohlfahrtsstaatlichen Traditionen 
Europas im Kontext der marktschaffenden Integration durch gemeinsamen Bin¬ 
nenmarkt und Währungsunion (Heise und Lierse 2011). In der Folge wurde der 
Begriff in der wissenschaftlichen Diskussion aufgegriffen und als analytisches 
Konzept verwendet (Hermann und Mahnkopf 2010, S. 316). Mangels einer ent¬ 
wickelten sozialen Dimension der europäischen Integration werden damit aber 
weniger die europäischen Regulierungen angesprochen, denn der Nationalstaat 
bleibt die relevante Ebene für die institutionalisierte Solidarität des Wohlfahrts¬ 
staates. Vielmehr geht es um die Gemeinsamkeiten der kontinentaleuropäischen 
westlichen Mitgliedstaaten der Europäischen Union im Unterschied zu den USA 
im Hinblick auf die Rolle des öffentlichen Sektors, die Ausgestaltung des Wohl¬ 
fahrtsstaates, die Regulierung des Arbeitsmarktes, die Rolle der Gewerkschaften 
und der betrieblichen Mitbestimmung (ebenda, S. 317 f.; Hyman 2005). Eine zen¬ 
trale Wirkung des Sozialmodells kann mit Esping-Andersen (2012) als Dekom- 
modifizierung der Arbeitskraft beschrieben werden, weil es deren Charakter als 
„fiktive Ware“ (Polanyi 1977) schwächt, insofern Personen zumindest phasen¬ 
weise von Lohnarbeit unabhängig werden. 
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Freilich ging diese Rücknahme des Warencharakters in den meisten Mitglieds¬ 
staaten nicht sehr weit. So schrieb Esping-Andersen: „Eine minimalistische Defi¬ 
nition derselben (der dekommodihzierenden Wohlfahrtsstaaten, Anm. d. Verf.) 
müsste beinhalten, dass ihre Bürger ungehindert und ohne drohenden Verlust 
des Arbeitsplatzes, ihres Einkommens oder überhaupt ihres Wohlergehens ihr 
Arbeitsverhältnis verlassen können, wann immer sie selbst dies aus gesundheit¬ 
lichen, familiären oder altersbedingten Gründen oder aus solchen der eigenen 
Weiterbildung für notwendig erachten; sprich: wenn sie dies für geboten halten, 
um in angemessener Weise an der sozialen Gemeinschaft teilzuhaben“ (Esping- 
Andersen 2012, S. 358). Nur eine Minderheit von Beschäftigten in wenigen 
Mitgliedstaaten kann sich tatsächlich eines solchen Ausmaßes an Dekommodih- 
zierung erfreuen. 

Als Teil des Wohlfahrtsstaates wurden im Rahmen des vergleichsweise großen 
öffentlichen Sektors Dienstleistungen durch den Staat oder die Kommunen ange- 
boten. Öffentliche Dienstleistungen im Bereich der Bildung, der Gesundheit, des 
Verkehrs, der Energie, der Post u. a. decken nicht nur Grundbedürfnisse ab, son¬ 
dern ein gleicher und günstiger Zugang zu ihnen reduziert die Abhängigkeit der 
Bürger/innen von höchst ungleichen und vielfach unsicheren Markteinkommen. 
In vielen Städten gibt oder gab es zudem ein öffentliches Angebot an Wohnun¬ 
gen, womit die Daseins Vorsorge entscheidend ausgeweitet wird bzw. wurde. 

Es ist interessant, dass die Europäische Kommission den Begriff des Europä¬ 
ischen Sozialmodells ausgerechnet zu einem Zeitpunkt kreierte, als die Schwä¬ 
chung eben dieses Sozialmodells im Zuge der neoliberalen Politik der letzten 
Jahrzehnte in vielen Ländern bereits spürbar wurde (Hermann und Hofbauer 
2007). Dies zeigt sich an der Prekarisierung von Erwerbsarbeit, der Schwächung 
sozialer Rechte im Fall von Arbeitslosigkeit sowie an den Reformen der Renten¬ 
systeme in vielen Ländern, aber auch an den abnehmenden Deckungsraten der 
Tarif- bzw. Kollektiv Verträge. Seit um 2010 die Krise des internationalen Finanz¬ 
wesens in eine Staatsschuldenkrise transformiert wurde, trägt insbesondere die 
Sparpolitik in den Mitgliedsstaaten der Eurozone zu einer weiteren Schwächung 
der wohlfahrtsstaatlichen Absicherung bei und setzt die Sozialmodelle unter 
Transformationsdruck (Lehndorff 2014; Bieling und Buhr 2015). So haben die 
Mitgliedsstaaten bereits an einer Reihe von Elementen des Europäischen Sozial¬ 
modells Änderungen vorgenommen: an der sozialen Absicherung, den Pensionen, 
den öffentlichen Dienstleistungen, den Arbeitnehmerrechten, der Arbeitsqualität, 
den Beschäftigungsbedingungen und am sozialen Dialog (Vaughan-Whitehead 
2015, S. 2). In Griechenland hat der „autoritäre Interventionismus“ der europä¬ 
ischen Krisenpolitik (Schulten und Müller 2013; Allinger et al. 2014) das europä¬ 
ische Sozialmodell inzwischen gänzlich abgeschafft. 
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Die letzten beiden Jahrzehnte waren in der Europäischen Union zudem durch 
die Liberalisierung und Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen geprägt 
(Hermann und Flecker 2012). Organisationen, die Leistungen wie Telekommu¬ 
nikation, Post, Elektrizität oder öffentliche Verkehrsmittel zur Verfügung stellten, 
wurden aus der öffentlichen Verwaltung ausgegliedert, vielfach privatisiert und 
von einer Versorgungs- und Gemeinwohlorientierung auf Kommerzialisierung 
und Gewinnerzielung umgestellt. Auch wenn Universaldienste erhalten blieben 
oder der Staat bedürftigen Bürger/innen weiter Zuschüsse gewährt, hat sich nicht 
nur der Zugang zu den Dienstleistungen, sondern auch ihr Charakter geändert. 
Die Leistungen stehen den Menschen nicht mehr aufgrund ihrer Bürgerrechte, 
sondern als Kund/innen, also als Marktteilnehmer/innen zu. 

Mit der Schwächung des europäischen Sozialmodells werden die Bürger/innen 
also von zwei Seiten auf ihre Erfolge auf dem Arbeitsmarkt oder - soweit selbst¬ 
ständig bzw. in die Selbstständigkeit gedrängt - auf alte und neu entstehende 
Dienstleistungsmärkte (zurück)geworfen: Die soziale Absicherung wird brüchig 
und Staat und Gemeinden fahren ihre Versorgungsleistungen zurück. Zugleich 
breiten sich prekäre Arbeitsformen aus, die es nicht erlauben, ausreichende Ver¬ 
sorgung und vor allem Sicherheit durch die Teilnahme an den Marktbeziehungen 
zu erlangen. Die Bedrohungen bleiben aber nicht auf prekäre Arbeitsformen und 
Lebenslagen beschränkt. Bei hoher und steigender Arbeitslosigkeit, durch die 
Flexibilisierung der Arbeit, aber auch wegen der gestiegenen gesundheitlichen 
Belastungen dringt die Verunsicherung in die gesellschaftliche Mitte vor (Castel 
2000 ). 

Diese Transformationen der Erwerbsarbeit lassen sich auf einer abstrakteren 
Ebene als Erosion der über lange Zeit relativ stabilen Anerkennungsordnungen 
verstehen. Voswinkel und Wagner (2013) heben insbesondere die Organisation, 
den Beruf und das Leistungsprinzip hervor: Im Unterschied zu früher bieten 
viele Organisationen, insbesondere Unternehmen, zunehmend aber auch öffent¬ 
liche Einrichtungen, eine abgestufte Mitgliedschaft an (etwa wenn Rechte vom 
Eintrittsdatum abhängen oder die Beschäftigung befristet ist), vergeben Mit¬ 
gliedschaft unter Vorbehalt (etwa bei Befristungen) und versagen immer mehr 
Arbeitskräften (etwa Leiharbeiter/innen) überhaupt den Mitgliedstatus. Der Beruf 
garantiert immer weniger die gesellschaftliche Position; durch „Entberuflichung“ 
werden Tätigkeiten immer mehr in Form von Jobs ausgeübt. Schließlich ist das 
Leistungsprinzip „während der vergangenen Jahre mittels ideologischer Kampa¬ 
gnen so uminterpretiert worden, dass es nicht mehr Fähigkeiten und tatsächlichen 
Aufwand, sondern nur noch den monetären Berufserfolg und die faktische Ein¬ 
kommenshöhe zu honorieren scheint“ (Honneth 2013, S. 37). 
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Insofern die beschriebenen Dynamiken Ungleichheiten abseits der bisher 
legitimierten schaffen und als berechtigt wahrgenommene Ansprüche enttäu¬ 
schen, laufen sie vielfach auf ein verstärktes Unrechtsempfinden und vermehrte 
Frustrationen angesichts als legitim erachteter Erwartungen hinaus. Diese lassen 
sich als politische Subjektivität deuten, also als „Rohstoff 4 in den symbolischen 
und politischen Auseinandersetzungen, die wiederum bevorzugt von der extre¬ 
men und populistischen politischen Rechten adressiert werden. Damit sind Par¬ 
teien und Bewegungen gemeint, „die offensiv nationalistisch und rassistisch sind 
(Islamfeindlichkeit/Antiziganismus), die Vergabe wohlfahrtsstaatlicher Leistun¬ 
gen an ethnische Kriterien binden möchten (,'Wohlfahrtschauvinismus 4 ), für die 
Verteidigung der nationalen Souveränität eintreten (in Bezug zum internationa¬ 
len Regulierungsrahmen etwa der Europäischen Union) und schließlich populis¬ 
tische Kritik an den politischen Eliten und der repräsentativen Demokratie üben 44 
(Loch und Norocel 2015, S. 251, Übersetzung J.F.). Trotz dieser Gemeinsamkei¬ 
ten weist diese Gruppe von Parteien große innere Unterschiede auf. So reichen 
sie von populistischen islamfeindlichen und EU-kritischen Parteien, wie in den 
Niederlanden, bis zu antisemitischen rechtsextremen Parteien, die sich positiv auf 
den Nationalsozialismus beziehen, wie Jobbik in Ungarn (Hentges 201 1). 

Wie Kriesi (2012) anhand von sechs europäischen Ländern zeigt, haben die 
populistischen und extrem rechten Parteien ihre Positionen in Bezug auf den 
Wohlfahrtsstaat gegen Ende des 20. Jahrhunderts deutlich verändert. Sie sprachen 
sich im Jahr 2000 deutlich stärker als 1990 für Sozialpolitik aus und schwächten 
im gleichen Zeitraum ihre Forderungen nach Budgetdisziplin und ökonomischer 
Liberalisierung ab. Auf diese Weise versuchten sie die zunehmende Verunsiche¬ 
rung und die Frustrationen über die Erosion der Anerkennungsordnungen für sich 
zu nutzen, ohne deswegen notwendigerweise in parlamentarischen Entscheidun¬ 
gen gegen die Schwächung des Sozialstaates zu stimmen. Die rhetorisch positive 
Haltung zum Wohlfahrtsstaat, die sich in der von der NDP oder der FPÖ verwen¬ 
deten Selbstbeschreibung als „soziale Heimatpartei 44 ausdrückt, enthält eine aus¬ 
grenzende, wohlfahrtschauvinistische Ausdeutung, insofern zugleich nationale 
und ethnische Präferenzen sowie die Ausgrenzung von Immigrant/innen eingefor¬ 
dert werden. 

In der Regel stellt die extreme und populistische Rechte Schablonen für die 
Deutung der gesellschaftlichen Bedingungen sowie der eigenen Lebens Situation 
der Bürger/innen bereit und lenkt den durch die vielfachen Verwerfungen entste¬ 
henden Unmut zumeist in nationalistische und rassistische Bahnen. Grundlagen 
dafür sind keineswegs nur die in der neuen Arbeitswelt oder durch den Rück¬ 
bau des Sozialstaates verletzten materiellen Interessen. Vielfach geht es - wie 
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angedeutet - auch um den Verlust sozialer Wertschätzung im Zuge des Wandels 
von Anerkennungsordnungen. Im Folgenden soll illustriert werden, wie Verän¬ 
derungen in der Erwerbsarbeit und in der sozialen Absicherung eine politische 
Subjektivität begünstigen, die empfänglich für die extreme und populistische 
Rechte ist. Im Anschluss daran werden die durch die Krise seit 2008 und durch 
die Krisenpolitik hervorgerufenen Veränderungen diskutiert, welche zu einer 
Verschärfung der Situation führten. 


2 Umbrüche in der Arbeitswelt und die extreme 
und populistische Rechte 

Unter den vielfältigen politischen, ökonomischen und kulturellen Ursachen 
für die Unterstützung und Akzeptanz extrem rechter politischer Positionen und 
den von ihnen ausgehenden Taten sind die Bedingungen und Veränderungen in 
der Arbeitswelt und in der sozialen Absicherung von kaum zu überschätzender 
Bedeutung. Die Zusammenhänge sind allerdings vielfältig und komplex. Unsere 
eigenen Untersuchungen dazu in den 2000er Jahren haben gezeigt, dass zu einer 
von der extremen Rechten ansprechbaren politischen Subjektivität so unterschied¬ 
liche Bedingungen führen können wie die Entwertung bisheriger Anstrengungen, 
Leistungen und Opfer (etwa durch den Verlust oder die gestiegene Unsicherheit 
des Arbeitsplatzes) und das dadurch verletzte Gerechtigkeitsempfinden; die Über¬ 
forderung von Frauen durch Doppelbelastung bei prekären Arbeitsbedingungen; 
die Enttäuschung durch Gewerkschaften und linke Parteien; die Verunsicherung 
und Abstiegsgefährdung bei relativ gut gestellten Arbeitnehmer/innen; die über¬ 
zogene Identifikation mit dem Unternehmen; die Fixierung auf Leistung und 
Konkurrenz und viele andere Konstellationen (Hentges et al. 2008; Flecker 2007). 

Zwei entscheidende Zusammenhänge lassen sich herausarbeiten (Flecker und 
Kirschenhofer 2007): Erstens sind Bedingungen und Entwicklungen zu nennen, 
die sich in materieller wie symbolischer Hinsicht nachteilig auf Arbeiter/innen 
und Angestellte auswirken. Umstrukturierungen, Arbeitslosigkeit, steigender 
Leistungsdruck und die Verbreitung prekärer Arbeit schüren Abstiegsängste und 
lösen Unrechtsempfinden aus. Zudem wird Vielen - trotz ihrer Anstrengungen 
und Leistungen - die erwartete soziale Wertschätzung versagt. Dieses Bündel an 
Ursachen kann eine „konformistische Rebellion“ (Hentges und Meyer 2002) aus- 
lösen: Menschen lassen sich aufgrund von Interessenverletzungen, Frustrationen 
und Kränkungen gegen „das System“ mobilisieren, bleiben dabei aber den Ideo¬ 
logien der ökonomisch, kulturell und politisch Herrschenden verhaftet und zielen 
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keineswegs auf eine Veränderung der Ungleichheit und der Machtverhältnisse 
zwischen den sozialen Klassen 1 ab. 

Zweitens haben viele Betroffene das Gefühl, dass sie die für sie nachteiligen 
Bedingungen und Entwicklungen nicht beeinflussen können, sondern ihnen ohn¬ 
mächtig ausgesetzt sind. Diese Ohnmachtsgefühle bringen sie dazu, von „star¬ 
ken Männern“ - zunehmend auch Frauen - zu erwarten, dass die es „denen da 
oben einmal ordentlich reinsagen“ und in der Politik „aufräumen“. Auf diese 
Weise führt ein Mangel an Demokratie, der gerade den von der ökonomischen 
und sozialen Krise am stärksten Betroffenen am wenigsten Einflussmöglichkeiten 
bietet, paradoxerweise zu einer Stärkung letztlich undemokratischer politischer 
Parteien und Bewegungen. Das hat mit der politischen Konstellation zu tun, die 
Crouch (2008, S. 10) als „Postdemokratie“ bezeichnet hat: Wahlkämpfe sind zu 
einem reinen Spektakel verkommen, weil die „reale Politik im Schatten dieser 
politischen Inszenierungen (...) hinter verschlossenen Türen gemacht (wird): von 
gewählten Regierungen und Eliten, die vor allem die Interessen der Wirtschaft 
vertreten“. Wie weiter unten auszuführen sein wird, hat sich diese Problematik 
in den letzten Jahren verschärft, insofern die europäische Politik die Krise zum 
Vorwand dafür nahm zu versuchen, stärker in die nationalstaatliche Politik einzu¬ 
greifen und die sozialen Rechte der Arbeiter/innen und Angestellten auszuhöhlen, 
was in einigen Ländern auch gelang. 

Auch wenn die Bedingungen und Veränderungen in der Arbeitswelt gute 
Gründe für Unzufriedenheit auf Seiten derer abgeben, die davon nachteilig 
betroffen sind oder solche Nachteile befürchten, können daraus keine direkten 
Schlüsse auf die politischen Orientierungen gezogen werden. Denn die Betroffen¬ 
heit sagt noch nichts darüber aus, wie diese Menschen die Situation verarbeiten, 
denn es sind sowohl „solidarisch-demokratische“ als auch „autoritär-ausgren- 
zende“ Reaktionen zu beobachten (Flecker 2007; Flecker und Kirschenhofer 
2007). Obwohl es meist keine machbaren Lösungen für die wahrgenommenen 
Probleme enthält, kommt das politische Angebot der extremen und populistischen 
Rechten zumindest bei jenen gut an, die keine gefestigten sozialistischen, sozial¬ 
demokratischen, gewerkschaftlichen oder links-katholischen Orientierungen auf¬ 
weisen. Vielmehr wird honoriert, dass die Problemlagen überhaupt angesprochen 
werden, auch wenn diese dabei teilweise in Richtung der von der extremen und 
populistischen Rechten propagierten „Lösungen“ verschoben werden. 


*Der Klassenbegriff wird hier im Sinne von Bourdieu (1982) verwendet, wobei die am bes¬ 
ten mit ökonomischem und kulturellem Kapital ausgestattete „herrschende Klasse“ auch 
als Elite bezeichnet wird. 
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Unsicherheit und Abstiegsängste stehen bei jenen im Vordergrund, die auf¬ 
grund von Benachteiligungen in der Gesellschaft nicht über genügend materielle, 
soziale und symbolische Ressourcen verfügen, um neue Bedrohungen bewältigen 
zu können. Zugleich erscheinen ihnen ihre Interessenvertreter/innen im Betrieb 
und die regional zuständigen Politiker/innen als machtlos und daher nicht in der 
Lage, Sicherheit zu bieten. Sie erleben sich daher als Spielball benennbarer oder 
auch anonymer Mächte. Ein von uns in einer jüngeren Untersuchung (Flecker 
et al. 2014) interviewter Briefträger fühlt sich von den Veränderungen bei der 
Post, insbesondere von Personalabbau und gestiegenem Zeitdruck, bedroht: „Die 
warten nur, bis du einen Fehler machst, und dann werfen sie dich raus. Dann 
kommt ein anderer, der um die Hälfte billiger arbeitet, und das sind die Auslän¬ 
der, meistens.“ 

Hintergrund dieser Aussage ist, dass das Unternehmen seit seiner Privatisie¬ 
rung keine Beschäftigungssicherheit mehr garantiert und sich sogar die Beschäf¬ 
tigten im Beamtenstatus zunehmend unsicher fühlen. Aus der Perspektive des 
Briefträgers wurde damit ein Versprechen gebrochen, das ihn ursprünglich dazu 
motiviert hatte, zur Post zu gehen. Zudem deutet er an, dass er in Konkurrenz zu 
migrantischen Arbeitskräften gesetzt wird, denen von vornherein das Recht auf 
angemessene Bezahlung versagt wird. Von dieser Problemwahmehmung ist es 
nicht weit zu den Botschaften der extremen Rechten, die sowohl auf das Vorent¬ 
halten von Belohnungen für hart arbeitende Menschen als auch auf eine Bedro¬ 
hung durch „Ausländer“ ab stellen. 

Freilich wirken diese Botschaften auf doppelte Weise: Sie bieten nicht nur 
scheinbar einfache Lösungen für aktuelle Problemlagen, sondern prägen auch 
schon von vornherein die individuellen Wahrnehmungen und Deutungen der 
Probleme selbst. Für die Bundesrepublik zeigen Untersuchungen, dass die Ver¬ 
unsicherung und ihre ausgrenzend-autoritäre Verarbeitung in der gesellschaftli¬ 
chen Mitte der relativ Gesicherten angekommen sind. So weisen Personen ohne 
Arbeitslosigkeitsepisoden häufiger chauvinistische, ausländerfeindliche und 
sozialdarwinistische Einstellungen auf als Personen, die bisher einmal arbeitslos 
waren. Bei häufigerer Arbeitslosigkeit finden sich diesbezüglich höhere Werte 
(Decker et al. 2012). 

Die populistische und extreme Rechte spricht die Unsicherheit und die 
Abstiegsängste meist indirekt an und bietet als „Lösungen“ insbesondere rück¬ 
wärtsgewandte politische Utopien und die nationale Präferenz an, also die Bevor¬ 
zugung von „Inländer/innen“. Haben die Befürchtungen mit dem Rückbau des 
Sozialstaates zu tun, so ist der Wohlfahrtschauvinismus, also die Beschränkung 
der Sozialausgaben auf die zu bevorzugende Gruppe die entsprechende Ant¬ 
wort. Das Gefühl der Machtlosigkeit wird mit der Darstellung des Volkes als 


jycamus75@yahoo.fr 



108 


J. Flecker 


passives Opfer übermächtiger Gegner verbunden. Bei Letzteren handelt es sich 
je nach Partei und Land um die „betrügerischen politischen Eliten“ (der ande¬ 
ren Parteien), um „die Europäische Union“, um „das (jüdische) Finanzkapi¬ 
tal der amerikanischen Ostküste“, um „die Juden, Sinti und Roma“ oder andere 
als Feindbilder auserkorene soziale Gruppen oder Institutionen. Und es werden 
Identifikationsmöglichkeiten mit Politiker/innen geboten, die sich den Eliten mit 
einem rebellischen Gestus entgegenstellen, auch wenn sie selbst meist den pri¬ 
vilegierten sozialen Klassen angehören und in der Sachpolitik deren Interessen 
befördern. Insofern bleiben Ungleichheit und Machtverhältnisse zwischen den 
sozialen Klassen, was den Inhalt der Politik betrifft, unangetastet. Vielmehr lenkt 
die populistische und extreme Rechte von den Verursachern und Nutznießern der 
Prekarisierung der Arbeit ab, während es ihr gelingt, daraus politisch recht nach¬ 
haltig Vorteile zu ziehen. 

Nun wäre es verfehlt anzunehmen, dass die Wähler/innen dieses Spiel nicht 
durchschauten. Nur wenige dürften sich wirklich Lösungen für ihre Probleme 
von den Rechtspopulisten und -extremisten erwarten. Doch insofern ihre Stimme 
bei der Wahl ihr einziges Mittel bleibt, Einfluss auf die politische Entwicklung 
zu nehmen, versuchen sie, es wirkungsvoll einzusetzen. Und das tun sie entspre¬ 
chend ihrer Kalkulation dadurch, dass sie jene wählen, die das Establishment am 
stärksten angreifen und auf die das Establishment am empfindlichsten reagiert. 
So formulierte es ein französischer Eisenbahner in Pension und Le Pen-Wähler 
(Balazs et al. 2007): „Wenn du deinen Nachbarn schrecken willst, kaufst du einen 
großen Hund. Dann kommt der Nachbar nicht und nervt dich. Aber wenn du 
nichts tust und lässt ihn machen, was er will, dann hält er dich für einen Idio¬ 
ten. Genauso ist es mit einer solchen Stimme bei der Wahl. Ja, Le Pen wird sehr 
rechts sein. Er ist für die Chefs.“ Obwohl sie nicht der Illusion erliegen, von der 
extremen Rechten vertreten zu werden, verbinden sie mit diesem Wahl verhalten 
die Erwartung, dass sich die Eliten weniger leicht über die angesprochenen Prob¬ 
leme hinwegsetzen und zur Tagesordnung übergehen können. 

Diese Erklärungen für die Attraktivität der extremen Rechten werden durch 
aktuelle Befunde bestätigt. So zeigen erste Analysen der PEGIDA-Bewegung, 
dass auch hier neben der vordergründigen, gegen den Islam gerichteten Identitäts¬ 
politik Angst vor sozialem Abstieg und sozialer Marginalisierung eine wichtige 
Motivation dafür ist, sich bei PEGIDA zu engagieren. Dazu kommt ein deutlicher 
Vertrauensverlust in die Demokratie und die politischen Institutionen wie Par¬ 
teien, Parlament und Regierung (Hentges 2016). Die europäische Krise seit 2008 
hat nicht nur die eingangs geschilderten Problemlagen deutlich verschärft, sie und 
insbesondere die Krisenpolitik haben auch dazu beigetragen, dass die extreme 
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und populistische Rechte heute in Europa deutlich stärker ist als noch vor zehn 
Jahren, wie sich an den Ergebnissen der Wahlen zum Europäischen Parlament 
ablesen lässt (Hentges 2011; Europäisches Parlament 2014a). So erreichte der 
französische Front National bei der letzten Europawahl im Jahr 2014 mit 25 % 
der Stimmen (nach 6 % bei der Wahl 2009 und 10 % 2004), die britische UKIP 
mit 28 % (nach 16,5 % 2009 und 16 % 2004) und die Dansk Folkeparti mit 27 % 
(nach 15 % 2009 und 6,8 % 2004) in ihren Ländern die relative Mehrheit. Die 
Freiheitliche Partei Österreichs bekam 19 % der Stimmen (nach 13 % 2009 und 
6 % 2004) und verdoppelte damit zuletzt die Zahl ihrer Mandate von zwei auf 
vier. Die Alternative für Deutschland trat 2014 erstmals an und errang 7 %, und 
die rechtsextreme griechische Partei Goldene Morgenröte zog 2014 mit 9 % der 
Stimmen in das Europäische Parlament ein. 

Nicht zuletzt dürfte die Krisenpolitik als Lehrbeispiel für „Postdemokratie“ 
den Vertrauensverlust in die demokratischen Institutionen beschleunigt, das Miss¬ 
trauen in die Eliten verstärkt sowie die Voraussetzungen für Wohlfahrtschauvinis¬ 
mus noch weiter vermehrt haben. Aus diesen Gründen wenden wir uns nun den 
Folgen der Krise und den Maßnahmen der Krisenpolitik zu. 


3 Krise und Krisenpolitik 

Die von der globalen Finanzkrise im Jahr 2008 ausgelöste Wirtschaftskrise ist 
auch heute noch nicht überwunden. In elf Mitgliedsstaaten - u. a. in Griechen¬ 
land, Spanien, Italien und dem Vereinigten Königreich - lag das Bruttoinlands¬ 
produkt im Jahr 2014 noch immer unter dem des Jahres 2007 (Eurostat 2015a). 
Die nach einer kurzen keynesianischen Phase einsetzende Austeritätspolitik hat 
die volkswirtschaftlichen Problemlagen in den meisten Ländern noch deutlich ver¬ 
tieft (Lehndorff 2014). Die sich daraus ergebenden sozialen und politischen Kri¬ 
senerscheinungen verschärften die eben angesprochenen Problemlagen erheblich, 
insbesondere die Unsicherheit, die Abstiegsgefährdung und die (politische) Macht¬ 
losigkeit. So ist die Arbeitslosigkeit deutlich angestiegen und wird über Jahre nicht 
nachhaltig gesenkt werden können, auch wenn sich die Lage in den Mitgliedsstaa¬ 
ten der EU sehr unterschiedlich darstellt: Während die Arbeitslosenrate in Grie¬ 
chenland und Spanien im Jahr 2012 die Schwelle von 25 % erreichte und mehr 
als die Hälfte der jungen Menschen in diesen Ländern keinen Job findet (Eurostat 
2015c), ist die Arbeitslosigkeit in Österreich erst in den letzten Jahren kontinuier¬ 
lich angestiegen und hat nun mit 6 % nach der Eurostat-Methode den höchsten 
Wert seit den frühen 1950er Jahren erreicht (Eurostat 2015b). In Deutschland ist 
die Arbeitslosigkeit wegen des schrumpfenden Arbeitskräfteangebots hingegen seit 
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2010 zurückgegangen. In der Eurozone insgesamt lag die Arbeitslosenrate im Mai 
2015 bei nicht weniger als 11,1 % (Eurostat 2015b). 

In unserem Zusammenhang ist jedoch nicht nur das von Land zu Land sehr 
unterschiedliche Ausmaß der Arbeitslosigkeit relevant, sondern auch die Ver¬ 
schlechterung in den Beschäftigungsbedingungen in Richtung Niedriglöhne 
und hoher Unsicherheit, also die weitere Prekarisierung der Arbeit. Eine wich¬ 
tige Rolle spielt dabei der öffentliche Sektor, der bisher nicht nur hohe Beschäf¬ 
tigungssicherheit zu günstigen Bedingungen bot, sondern als stabiler Kern der 
Arbeitsgesellschaft auch auf die Privatwirtschaft ausstrahlte (Vogel 2009). Die 
aktuelle Sparpolitik beschleunigt die Prozesse der Auslagerungen, der Abän¬ 
derung von Kollektiv Verträgen, des Personalabbaus und zunehmend unsicherer 
Beschäftigungsverhältnisse (Vaughan-Whitehead 2013). Vor dem Hintergrund 
der bisherigen Beschäftigungsstabilität und der sozialen Zielen verpflichteten 
Beschäftigungspolitik im öffentlichen Sektor sind die Veränderungen dort beson¬ 
ders stark zu spüren und enttäuschen die mit den Eintritt in den öffentlichen 
Dienst verbundenen Erwartungen in besonders hohem Maße. 

Die in Staatsschulden verwandelten Defizite der Banken grenzen die Möglich¬ 
keiten der Nationalstaaten stark ein, Beschäftigungspolitik zu betreiben und die 
Unsicherheit auf den Arbeitsmärkten sozialpolitisch abzufangen. Dadurch wird 
der Eindruck der Machtlosigkeit der Politik verstärkt. Zugleich trifft der Befund 
der „Postdemokratie“ umso mehr zu, wie die Einführung der European Economic 
Governance eindrücklich zeigt. Die Zielsetzung der im Jahr 2011 unter diesem 
Titel eingeführten Verfahren zur Vermeidung wirtschaftlicher Ungleichgewichte 
ist die Durchsetzung der Sparpolitik und „struktureller Reformen“ in den Mit¬ 
gliedsstaaten (Hermann 2015). Finanzielle Sanktionen sollen die Erreichung vor¬ 
gegebener ökonomischer Indikatoren sicherstellen. Damit greift die Europäische 
Union deutlich stärker in die nationalstaatliche Politik ein als bisher. Auch das 
„europäische Semester“ dient dazu, die in Budgetentwürfe gegossenen politi¬ 
schen Vorhaben der Mitgliedstaaten zu beurteilen, bevor diese die nationalen Par¬ 
lamente erreichen. Die Demokratie in den Mitgliedstaaten wird entsprechend auf 
ein marktkonformes Niveau zurückgeschraubt, wie es Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (2011) anschaulich beschrieben hat: „Wir leben ja in einer Demokratie 
(...). Das ist eine parlamentarische Demokratie. Deshalb ist das Budgetrecht ein 
Kemrecht des Parlaments. Insofern werden wir Wege finden, die parlamentari¬ 
sche Mitbestimmung so zu gestalten, dass sie trotzdem auch marktkonform ist, 
also dass sich auf den Märkten die entsprechenden Signale ergeben.“ 

Darüber hinaus wird die Lohnpolitik trotz der auf nationalstaatlicher wie euro¬ 
päischer Ebene verbrieften Kollektiv Vertragsfreiheit in die Koordinierung ein¬ 
bezogen (Schulten und Müller 2013): Die „erlaubten“ Lohnerhöhungen wurden 
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nach oben mit 9 % im Dreijahresdurchschnitt begrenzt - nicht jedoch nach unten, 
obwohl es die niedrigen Lohnerhöhungen in Deutschland und Österreich waren, 
die maßgeblich zu den Ungleichgewichten in der Europäischen Union bzw. in 
der Eurozone beigetragen haben. Insgesamt beruhen die gegenüber den Mitglied¬ 
staaten durchgesetzten Maßnahmen auf einem einseitig neoliberalen Verständnis, 
obwohl sich längst gezeigt hat, dass diese Politik die Krise und ihre Folgen ver¬ 
schlimmert hat, statt sie zu mildem (Lehndorff 2012). 

Die Auswirkungen der verstärkten Interventionen in die Politik und in die 
Arbeitsbeziehungen der Mitgliedstaaten sind in jenen Ländern am deutlichsten 
zu erkennen, die unter den direkten Einfluss der „Troika“ aus EU, Europäischer 
Zentralbank und Internationalem Währungsfonds geraten sind. In Ländern wie 
Griechenland, Lettland, Rumänien und Portugal wurden nicht nur die Einkom¬ 
men im öffentlichen Dienst reduziert und eingefroren, um die Staatsausga¬ 
ben zu senken, sondern auch die Mindestlöhne in der Privatwirtschaft gekürzt 
oder nicht mehr angepasst (Hermann und Hinrichs 2012). In Griechenland war 
der Mindestlohn regelmäßig auf nationaler Ebene von den Dachverbänden der 
Gewerkschaften und den Arbeitgeber/innen verhandelt worden. Auf Druck der 
„Troika“ missachtete die Regierung den gemeinsamen Willen von Unterneh¬ 
mensverbänden und Gewerkschaften und setzte kurzerhand den entsprechenden 
nationalen Kollektivvertrag außer Kraft. Anstatt einer Inflationsanpassung ver- 
ordnete die Regierung eine Reduktion der Mindestlöhne um 22 %, die Anfang 
2012 in Kraft trat. Im Falle von Beschäftigten im Alter von bis zu 25 Jahren 
belief sich die Kürzung sogar auf 31 %, wodurch der niedrigste Mindestmo¬ 
natslohn von 741 EUR auf 585 EUR fiel (Georgiadou 2012, S. 1). Der Europa¬ 
rat verurteilte die Senkung des Mindestlohns als Verstoß gegen die Europäische 
Sozialcharta, weil er in der Folge unter der Armutsgrenze von 580 EUR im 
Monat lag (Hermann und Hinrichs 2012, S. 10). 

In einer Entschließung vom März 2014 stellte das Europäische Parlament zu 
den Interventionen der „Troika“ in vier sogenannten Krisenstaaten fest: „Die ver¬ 
hängten Auflagen stellen eine Bedrohung der sozialen Ziele der Europäischen 
Union dar.“ Von der Absenkung des Mindestlohns, von den Pensionskürzungen, 
dem Abbau sozialstaatlicher Leistungen und der Deregulierung des Arbeitsmark¬ 
tes waren vor allem benachteiligte Bevölkerungsgruppen betroffen (Europäisches 
Parlament 2014b). 

In diesem „neuen europäischen Interventionismus“ (Schulten und Müller 
2013) wird zudem auf eine Schwächung und Dezentralisierung kollektivvertrag¬ 
licher Verhandlungssysteme in der Privatwirtschaft gedrängt, während die Lohn¬ 
findung im öffentlichen Sektor stärker einer einseitigen Bestimmung durch die 
Regierungen unterworfen wird (Allinger et al. 2014). In den Rechtfertigungen der 
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Maßnahmen werden die sozialen Rechte der Arbeiter/innen und Angestellten wie 
Mindestlöhne oder Kündigungsschutzbestimmungen, die ihnen ein Mindestmaß 
an Sicherheit auf dem Arbeitsmarkt bieten, als „Rigiditäten“ dargestellt, die mit¬ 
verantwortlich für die Arbeitslosigkeit seien. Gegen sie müsse mit „strukturellen 
Reformen“ vorgegangen werden. Ein explizites Ziel der Politik ist es auch, den 
Entscheidungsspielraum für die Unternehmen auszuweiten und die Verhandlungs¬ 
macht der Gewerkschaften zu schwächen. So nennt der Bericht über „Labour Mar¬ 
ket Developments in Europe 2012“ der Generaldirektion ECFIN der Europäischen 
Kommission folgende Zielsetzungen für „beschäftigungsfreundliche Reformen“: 
Reduzierung der Generosität in der Arbeitslosenversicherung (Arbeitslosengeld, 
Bezugsdauer usw.), Abbau des Kündigungsschutzes, Erhöhung des Rentenein¬ 
trittsalters, Dezentralisierung der Tarifverhandlungen, Aufhebung des Günstigkeits¬ 
prinzips, Reduzierung der Tarifbindung und „allgemeine Reduzierung der 
Verhandlungsmacht der Gewerkschaften“ (European Commission 2012, S. 103 f.; 
zitiert nach Schulten und Müller 2013, S. 187). 

Am Beispiel von Spanien und Irland ist am deutlichsten zu erkennen, wie 
paradox die Krisenreaktionen sind und wie verständlich die Empörung ist, die 
sie auslösen. Das Unglück nahm in beiden Fällen mit dem Entstehen und Plat¬ 
zen spekulativer Immobilienblasen seinen Anfang. Vielfach stammte das Kapital 
aus Deutschland, wo wegen der gestiegenen Ungleichheit nicht zuletzt aufgrund 
des stark angewachsenen Niedriglohnsektors immer größere Gewinne entstan¬ 
den, für die Veranlagungen gesucht wurden (Lehndorff 2013). Mit dem Platzen 
der Blasen gerieten die Banken und Sparkassen in Irland und Spanien in gra¬ 
vierende Schwierigkeiten, wurden aber jeweils vom Staat aufgefangen, der sich 
dafür enorm verschuldete - während die Staatsverschuldung sowohl in Spanien 
als auch in Irland vor der Krise deutlich niedriger als in Deutschland und Öster¬ 
reich gewesen war (Lehndorff 2013, S. 10). So konnten die spekulativen Veran¬ 
lagungen etwa nach Deutschland zurückgezahlt werden, jedoch auf Kosten der 
spanischen und irischen Steuerzahler/innen, Arbeitnehmer/innen und Arbeitslo¬ 
sen. Zugleich nutzte man die Gunst der Stunde, um auch im Privatsektor Min¬ 
destlöhne zu senken und den Arbeitsmarkt zu flexibilisieren, obwohl dies mit 
der staatlichen Verschuldung nichts zu tun hatte. Letztlich ergibt sich daraus 
eine beträchtliche Erhöhung der sozialen Ungleichheit, die eigentlich eine der 
Ursachen der Finanz- und Wirtschaftskrise war. Und die wirtschaftlichen Prob¬ 
leme werden dadurch keineswegs gemildert, sondern noch deutlich verschärft, 
wie sich daran zeigt, dass viele Länder noch immer nicht das Vorkrisenniveau 
der Wirtschaftsleistung erreicht haben und in einigen Mitgliedstaaten von einer 
anhaltenden wirtschaftlichen Krise gesprochen werden kann (Lehndorff 2014). In 
Griechenland, das externen Interventionen am stärksten ausgesetzt ist, sank das 
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Bruttoinlandprodukt pro Kopf von 21.600 EUR im Jahr 2008 auf 16.300 EUR im 
Jahr 2014, also auf 75 % (Eurostat 2015a). 

Die Interventionen vertieften und verlängerten nicht nur die wirtschaftliche 
Krise Griechenlands, sie verschärften auch die soziale und humanitäre Krise 
noch weiter, die mit einem solchen Rückgang der Wirtschaftsleistung und stark 
steigenden Arbeitslosigkeit ohnehin verbunden war. Die Höhe des Arbeitslosen¬ 
geldes wurde auf 360 EUR pro Monat, die Bezugsdauer auf 400 Tage in vier 
Jahren gekürzt (Chasoglou 2015). Aufgrund der sehr hohen Langzeitarbeits¬ 
losigkeit bekommt nur mehr eine Minderheit der Arbeitslosen eine staatliche 
finanzielle Unterstützung. Ihre Lebenslage wird noch dadurch verschlimmert, 
dass Arbeitslose maximal zwei Jahre krankenversichert sind. Entsprechend 
hoch ist die Zahl derer, die ihren Krankenversicherungsschütz verloren haben. 
Sie wurde vom Arbeitsministerium 2014 auf zwei Millionen Personen geschätzt 
(Economou et al. 2014, S. 16). Mit einem Programm zur Ausgabe von „Gesund¬ 
heitsgutscheinen“ sollte diese humanitäre Krise entschärft und eine Gesund¬ 
heitsversorgung für 230.000 Bürger/innen angeboten werden. Doch diese 
Gutscheine haben nur eine Gültigkeitsdauer von vier Monaten und können nicht 
verlängert werden (Economou et al. 2014, S. 16). Der Rückbau des Wohlfahrts¬ 
staates betraf eine Reihe weiterer Maßnahmen - von Kürzungen der Pensionen 
bis zum Personalabbau im Gesundheits- und Bildungssystem. Trotz der sozia¬ 
len und humanitären Krise sanken die Sozialausgaben allein im Jahr 2010 um 
9,6 % (Karamessini 2014). Dies entspricht dem Ziel der Interventionen, denn in 
„Anpassungsprogramm“ und „HaushaltsStrategie“ war vereinbart worden, die 
Transferleistungen von 20,8 % des BIP im Jahr 2009 auf 17,3 % im Jahr 2015 zu 
senken (Karamessini 2014, S. 96). 

Insgesamt bedeutet diese Politik der Kürzung von Sozialleistungen, des Rück¬ 
baus öffentlicher Dienstleistungen, der Einschränkung der sozialen Rechte der 
Arbeitnehmer/innen sowie der Schwächung ihrer Interessenvertretungen einen 
„Abriss des Wohlfahrtsstaates“ und eine entsprechende Kommodifizierung der 
Arbeitskraft (Chasoglou 2015). Die Bürger/innen können nur überleben, wenn 
sie Erwerbsarbeit haben oder von ihren Familien oder von solidarischen Initia¬ 
tiven unterstützt werden. Diese Situation ist nicht auf Griechenland beschränkt. 
In einem Überblick über den kriseninduzierten Wandel europäischer Wohlfahrts¬ 
staaten zeigen Bieling und Buhr (2015, S. 340 ff.) auf, dass auch in Spanien und 
Portugal eine „autoritär technokratische Durchsetzung eines radikalisierten neoli¬ 
beralen Paradigmas“ festgestellt werden kann. 

Was bedeuten die Schwächung und im Fall der drei südeuropäischen Länder 
die Abschaffung des europäischen Sozialmodells für die politischen Subjektivi¬ 
täten der Bürger/innen und insbesondere für die Attraktivität der extremen und 
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populistischen Rechten in Europa? Nach den im vorigen Abschnitt dargestell- 
ten Analysen sind diese Dynamiken geeignet, die extreme und die populisti¬ 
sche Rechte weiter zu stärken. Die globale Finanzkrise und die wirtschaftlichen 
Ungleichgewichte in der Eurozone wurden in Probleme der Nationalstaaten 
transformiert oder als solche ausgegeben. Zugleich setzten die Bankenrettung 
und die Krisenpolitik eine umfangreiche Umverteilung nach oben in Gang. In 
den politischen Auseinandersetzungen über die europäische Wirtschaftskrise und 
die Schwierigkeiten in der Eurozone nehmen nationalistische Töne überhand. 
Auch Debatten über die Sozial- und Asylpolitik sind zunehmend von Positio¬ 
nen geprägt, die zunächst von der extremen Rechten propagiert wurden, inzwi¬ 
schen aber in der politischen Mitte angekommen sind. In einigen Ländern wie in 
Ungarn, Polen, Finnland oder Norwegen sind rechtspopulistische Parteien bereits 
an der Regierung oder daran beteiligt, in anderen wie Dänemark oder Bulgarien 
unterstützen extreme oder populistische rechte Parteien die Regierung. Die stär¬ 
ker nationalistische und autoritäre Ausrichtung europäischer Politik verstärkt 
wiederum die Tendenz, die europäischen Wirtschafts- und Finanzkrisen in Ver¬ 
fehlungen einzelner Länder umzudeuten, nationale Interessen in den Vordergrund 
zu rücken und autoritäre Interventionen zulasten der Bevölkerung der sogenann¬ 
ten Krisenstaaten durchzusetzen. Von den Folgen dieses Programms - Arbeitslo¬ 
sigkeit, Armut, schlechtere soziale Absicherung - profitieren in den betroffenen 
Ländern häufig die extrem rechten und populistischen Parteien, denen es gelingt, 
die Unzufriedenheit auf Sündenböcke wie Flüchtlinge, Migrant/innen oder Sozi¬ 
alhilfeempfänger/innen umzulenken. In den nicht in diesem Ausmaß von der 
Krise betroffenen Ländern spielt diese Dynamik der extremen und populistischen 
Rechten insofern in die Hände, als die europäische Krisenpolitik nationalistische 
und wohlfahrtschauvinistische Orientierungen bestätigt und verstärkt. 

Doch die Wirkungen der Krisen und der Krisenpolitik werden von den 
Betroffenen nicht nur ausgrenzend-autoritär verarbeitet. Eine Stärkung der ex¬ 
tremen und populistischen Rechten ist also keine notwendige Folge. So sind in 
Spanien und Griechenland starke soziale und Protestbewegungen entstanden, 
die versuchen, der weitverbreiteten Empörung Ausdruck zu verleihen, die Not 
der am stärksten Betroffenen zu lindern, gegenseitig Unterstützung zu leis¬ 
ten, die solidarische Ökonomie auszubauen und neue Formen der Demokratie 
zu erproben (Mittendrein 2013; Fried und Genschel 2013; Simsa und del Mar 
Galvez Rodriguez 2014). Die von ihnen gebildeten oder unterstützten Parteien 
wie Podemos in Spanien und SYRIZA in Griechenland konnten inzwischen 
Wahlerfolge feiern. Doch ihre Chancen, die „postdemokratischen“ Bedingun¬ 
gen umzukehren, dürften gering sein. Denn dem europäischen Interventionis¬ 
mus stehen in den unter Kuratel gestellten Mitgliedstaaten auch Mehrheiten in 
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der Bevölkerung machtlos gegenüber. Das zeigte sich sehr deutlich an dem von 
Kritikern im Internet als „Staatsstreich“ apostrophierten Diktat der Bedingun¬ 
gen für das dritte „Hilfspaket“ für Griechenland durch den Europäischen Rat, 
die insbesondere auf Druck Deutschlands im Juli 2015 durchgesetzt wurden. 


4 Europäisches Sozialmodell und Solidarität 
in Europa 

Der Abbau sozialer Rechte und die Aushöhlung der kollektiven Arbeitsbeziehun¬ 
gen haben den Warencharakter der Arbeitskraft wieder stärker hervortreten lassen 
und zu teils gravierender sozialer Verletzlichkeit der Bürger/innen insbesondere 
in den sogenannten Krisenländern geführt. Damit wurde die in Form des euro¬ 
päischen Sozialmodells auf der Ebene des Nationalstaates institutionalisierte 
Solidarität in vielen Ländern erheblich geschwächt und in Griechenland inzwi¬ 
schen vollständig abgeschafft. Auslöser und zugleich Vorwand für diesen umfas¬ 
senden Eingriff in das soziale Eigentum (Castel 2000) waren zum einen die in 
eine Staatsschuldenkrise verwandelte Krise des internationalen Finanzwesens, 
zum anderen die wirtschaftlichen Ungleichgewichte im Euroraum. In der Wahr¬ 
nehmung der Bürger/innen bedeute diese Entwicklung trotz aller ideologischer 
Vorbereitung und Rechtfertigung Vertrauensbrüche und Verletzungen der Norm 
der Gegenseitigkeit, die wiederum häufig als Grund für die Empfänglichkeit 
für Rechtspopulismus und Rechtsextremismus ausgemacht werden können. Die 
Ursache dafür sieht Taylor (2002) in der Spannung zwischen Demokratie und 
Kapitalismus: Während die Demokratie Solidarität einfordert und an den Bürger¬ 
sinn appelliert, verlangen die kapitalistischen Rahmenbedingungen, Reziprozität 
und Vertrauen außer Kraft zu setzen und den Marktbewegungen und dem Pro¬ 
fitmotiv freien Raum zu gewähren. Letzteres untergräbt jedoch die Legitimität 
demokratischer Herrschaftsformen. 

Daraus schlägt die extreme und populistische Rechte Kapital. Insbesondere 
die in ihrer Eigendefinition neuen „sozialen Heimatparteien“ können den Unmut 
über Sozialabbau und Entsolidarisierung für sich nutzen. Auch wenn ethnische 
und nationale Ausgrenzung sowie Abgrenzung nach unten („Sozialschmarot¬ 
zer“) dabei im Vordergrund stehen, muss man anerkennen, dass auch diese Par¬ 
teien und Bewegungen an Solidarität appellieren und diese einfordem. Allerdings 
definieren sie dabei die Solidargemeinschaft in der Regel anders als die Parteien 
des politisch linken Spektrums, womit an die historische Gegenüberstellung von 
„Volksgemeinschaft“ und „Nation“ einerseits und „Klasse“ andererseits (Sternp 
2004) angeknüpft wird. 
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Häufig wird in Europa ein Rückfall in überwunden geglaubte Nationalismen 
beklagt. Allerdings wurde der Nationalstaat seit dem 19. Jahrhundert als Solidar- 
gemeinschaft hochgehalten und die institutionalisierte Solidarität des Sozialstaa¬ 
tes ist auch in der Europäischen Union an die Nationalstaaten gebunden. Insofern 
lässt sich hier ein grundlegender Widerspruch zwischen der Schwäche der sozi¬ 
alen Dimension der europäischen Integration und dem Appell an europaweite 
Solidarität ausmachen. Im aktuellen Krisendiskurs greifen Politiker/innen sowie 
Massenmedien gerne auf nationalstaatliche Interessen und Stereotype zurück. 
Damit wird jener Nationalismus genährt, den man in Sonntagsreden dann gerne 
wieder verteufelt. Die Entwicklung einer europäischen Identität im Sinne von 
transnationaler europäischer Solidarität müsste sich demgegenüber auf die „alte 
Agenda von Inklusion und Wohlfahrt“, also auf einen haltbaren europäischen 
Sozialvertrag stützen können (Kohli 2000, S. 134). Tatsächlich haben die soziale 
Integration und die Herausbildung von Gegenseitigkeit aber mit der Entwick¬ 
lung supranationaler Interdependenzen nicht Schritt gehalten (Offe 2004). Ange¬ 
sichts des Steuerwettbewerbs und der Spirale nach unten in den mit dem Ziel der 
Wettbewerbsfähigkeit reformierten Beschäftigungsmodellen ist ein Europäisches 
Sozialmodell der Zukunft nur als transnationale institutionalisierte Solidarität auf 
europäischer Ebene vorstellbar. Eine gesamteuropäische Arbeitslosenversiche¬ 
rung wäre ein erster Schritt. 

Im Gegensatz dazu propagiert die extreme und populistische Rechte in Reak¬ 
tion auf die Folgewirkungen der ökonomischen Integration sowie der wirt¬ 
schaftlichen, sozialen und politischen Krise die Stärkung national oder ethnisch 
definierter bzw. imaginierter Gemeinschaften. Konservative und sozialdemokra¬ 
tische Parteien greifen fremdenfeindliche bzw. rassistische Positionen in ihrer oft 
erbarmungswürdigen politischen Hilflosigkeit auf. Zuletzt war dies etwa bei den 
dänischen Parlamentswahlen im Jahr 2015 einmal mehr von Misserfolg gekrönt: 
Die fremdenfeindlichen Slogans der Sozialdemokraten haben ihre Wahlnieder¬ 
lage und den weiteren Aufstieg der Rechtpopulisten nicht verhindert - ganz im 
Gegenteil. Damit geht der Sozialdemokratie aber auch Terrain in der symboli¬ 
schen Auseinandersetzung um die gegensätzlichen Formen der Solidarität verlo¬ 
ren. Die bei passenden Feierlichkeiten oder Gedenktagen beschworene Klassen-, 
internationale oder universale Solidarität wird ständig durch Zugeständnisse an 
das „volksgemeinschaftliche“ und nationalistische Solidaritätsverständnis kon¬ 
terkariert und damit bis zur Unkenntlichkeit verwaschen. Die Auseinanderset¬ 
zung im Jahr 2015 um die Bankenkrise und die drohende Zahlungsunfähigkeit 
des Staates in Griechenland zeigte insbesondere in Deutschland sehr deutlich, wie 
Boulevardmedien, Regierungen und extreme Rechte gemeinsam nationalistische 
Ressentiments mobilisierten und so die europäischen Krisen in eine Verfehlung 
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eines Mitgliedsstaates umdeuteten, für die es entsprechend autoritäre Ant¬ 
worten brauche. Den europäischen Gewerkschaften ist es in den letzten Jahren 
nicht einmal gelungen, transnationale Solidarität zur Verhinderung des Abbaus 
von Arbeitnehmerrechten und der faktischen Abschaffung der überbetrieblichen 
Lohnfindung zum Ausdruck zu bringen. 

Dagegen konnten die sozialen Bewegungen in Griechenland und insbesondere 
in Spanien durch Protest und praktische gegenseitige Unterstützung die inklusive, 
staatsbürgerschaftliche Solidarität in den letzten Jahren erheblich stärken. Soziale 
Bewegungen sind in Europa auch auf transnationaler Ebene aktiv und wirken so 
der neuen Welle des Nationalismus entgegen. Wie in Zukunft „Wir“ und „die Ande¬ 
ren“ innerhalb Europas und - gerade angesichts der Flüchtlingskrise - darüber 
hinaus definiert werden, wem gegenüber eine gegenseitige Verpflichtung zu Hilfe¬ 
leistung in Notsituationen besteht und wer Zugang zu den Leistungen des Sozial¬ 
staates bekommt - diese Fragen zum europäischen Sozialmodell sind nicht nur für 
die weitere Entwicklung des europäischen Integrationsprojekts entscheidend, sie 
betreffen im Kem auch den aufhaltsamen Aufstieg der extremen und populistischen 
Rechten innerhalb Europas. 
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Europa in der Konfrontation mit 
populistischen rechtsradikalen Parteien 

Gilles Ivaldi 


1 Einführung 

Die Europawahlen vom Mai 2014 waren davon geprägt, dass euroskeptische Par¬ 
teien auf dem Vormarsch waren und die wichtigsten Akteur/innen des europä¬ 
ischen Integrationsprozesses einen Rückschlag erlebten. Dieser Vorstoß der 
antieuropäischen Kräfte steht natürlich im Zusammenhang mit der ökonomischen 
Krise und der Unbeliebtheit der Austeritätspolitik, die von zahlreichen Regierun¬ 
gen in allen 28 Mitgliedsstaaten der Union betrieben wird. Über die bloßen natio¬ 
nalen Fragen und die Abstrafung der jeweiligen Amtsinhaber/innen hinaus hat 
der Aufschwung der euroskeptischen Parteien auch die zunehmende Europäisie- 
rung der öffentlichen Debatte belegt, die vor dem Hintergrund des Misstrauens 
der Bürger/innen gegenüber dem Betrieb der Europäischen Union und ihrer Insti¬ 
tutionen geführt wurde. Wenngleich das Projekt der europäischen Integration im 
Kern der Europäischen Union immer noch mehrheitlich Zustimmung findet, ist 
doch das Gefühl eines „disempowerments“ und einer zunehmenden Abkopplung 
Europas von seinen Bürger/innen dominant. 1 Weniger als ein Drittel (31 %) der 


’Nach dem Ausgang der Wahlen befragt, erklärten 56 % der Bürger/innen, dass „ihre 
Stimme in der EU nicht zähle“, und nur 23 % meinten, dass die Europäische Union in „die 
richtige Richtung geht“. Fast zwei Drittel der Befragten sagten dagegen, sie fühlten sich als 
„europäische Bürger“ und für mehr als die Hälfte (52 %) bleibt die Zughörigkeit zur EU 
„eine gute Sache“. Schmitt et al. 2015. 
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Europäer/innen gibt an, Vertrauen in die Europäische Union zu haben, was einen 
Rückgang von fast 17 Prozentpunkten seit 2008 bedeutet. 2 

Diese Vertrauenskrise in Bezug auf das europäische Projekt hat eine vielge¬ 
staltige Protestbewegung ausgelöst, die zu der Wahrnehmung beigetragen hat, es 
gebe so etwas wie eine „euroskeptische Welle“. Die wirkliche Herausforderung 
des europäischen Projekts kommt allerdings von politischen Gruppierungen, die 
heute eine „harte“ Variante des Euroskeptizismus (Szczerbiak und Taggart 2008) 
verkörpern und sich prinzipiell gegen die Integration und das Aufgeben jeder 
nationalen Souveränität stellen, und das so weitgehend, dass in manchen Fällen 
schlicht und einfach der Austritt aus der EU gefordert wird. In ihrer großen Mehr¬ 
heit sind diese Befürworter/innen eines Austritts Protagonist/innen der populisti¬ 
schen radikalen Rechten, einer zeitgemäßen Abwandlung der alten europäischen 
extremen Rechten. 3 Diese Parteien haben, wie wir verdeutlichen werden, die 
Feindseligkeit gegenüber der Europäischen Union zu ihrem Schlachtross und zu 
einem Hauptthema ihrer Wahlkampfplattformen gemacht und formulieren damit 
ein nationalistisches Politikangebot als Antwort auf die Probleme und Herausfor¬ 
derungen der Denationalisierung. 


2 Der Raum der populistischen Rechtsradikalen 
in Europa 

Die radikale populistische Rechte versteht sich als moderne Form der traditionel¬ 
len extremen Rechten, deren Archetypus der Front National darstellt (Kitschelt 
1995, S. 19; Mudde 2007, S. 41). Diese extreme Rechte neuen Typs hat sich 
seit den 1970er Jahren in Westeuropa durch eine Neuinterpretation bestimmter 
Grundwerte des historischen Faschismus, insbesondere des biologischen Rassis¬ 
mus, entwickelt, womit sie demokratische Systeme besser einbeziehen zu können 
meinte. Rydgren hebt diese Modernität hervor und macht einen ursprünglichen 
ideologischen master frame aus, der den Parteien der populistischen Rechtsra¬ 
dikalen gemeinsam ist und der ethnonationalistische Xenophobie auf der einen 
Seite mit einem gegen das Establishment gerichteten Populismus auf der anderen 


2 Standard Eurobarometer 81, durchgeführt zwischen dem 31. Mai und 14. Juni 2014 (EU 
28, N = 28.004 Befragte), http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/eb/eb81/eb81_ 
en.htm (22.09.2016). 

3 Damit ist hier ein Zusammenhang extrem rechter Parteien gemeint wie der NPD in 
Deutschland, des MSI in Italien, der niederländischen Centrumpartij ’ 86 (CP ’ 86) oder der 
British National Party (BNP) in Großbritannien, die der Tradition des Faschismus folgen. 
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Seite verbindet (Rydgren 2005). In ideologischer Hinsicht haben die paneuropä- 
ischen populistischen Rechtsradikalen trotz unterschiedlicher Herkunft Ennser 
zufolge ein klar konturiertes und relativ homogenes ideologisches Profil ange¬ 
nommen, das insbesondere die Gegnerschaft gegenüber Einwanderung im Zen¬ 
trum ihrer Lehre verankert (Ennser 2012, S. 167). 

Ein gemeinsamer ideologischer „master frame“ 

Mudde geht bei der Bestimmung seines Modells der populistischen radikalen 
Rechten von drei Komponenten aus: Nativismus, Autoritarismus und Populis¬ 
mus (Mudde 2007). Seit Ende der 1970er Jahre haben die entsprechenden Par¬ 
teien ein ethnozentristisches, nationalistisches Angebot aufgebaut, mit dem neue 
kulturelle Probleme in Bezug auf die Einwanderung, auf Minoritäten oder - in 
neuerer Zeit - auf den Islam politisiert werden (Betz und Meret 2009). Ihr iden- 
titärer Diskurs geht mit einem Wohlfahrtschauvinismus einher, das heißt mit der 
Bevorzugung von Staatsangehörigen beim Zugang zu Ressourcen wie Sozial¬ 
hilfe, Beschäftigung, Wohnraum (De Koster et al. 2013). Ihr Gesellschaftsmodell 
ist in der Mehrzahl der Fälle von Autoritarismus durchdrungen, vom Bekennt¬ 
nis zu den Werten von Ordnung, Disziplin und Autorität geprägt, die in das 
repressive Programm und die law and order -Agenda dieser Parteien übertragen 
werden. Schließlich setzen sich diese Akteur/innen politisch als Wortführer des 
„Volkes“ gegen die „Eliten“ in Szene, die ihrem Urteil zufolge „auf die schiefe 
Bahn geraten“ oder „korrupt“ sind. Im Laufe der Zeit hat es ihr gegen das „Sys¬ 
tem“ gerichteter Populismus diesen Akteur/innen ermöglicht, ihren Gruppierun¬ 
gen multiple Formen des Protests oder des Ressentiments gegenüber politischen 
Entscheidungsträgern und dem „Establishment“ einzuverleiben. 

Diese Parteien sind vor allem durch die Radikalität ihres politischen Projekts 
gekennzeichnet, das sich gegen die freiheitlichen, im Zentrum der europäischen 
Nationen vorherrschenden Normen wendet und eine absolute Frontstellung gegen 
die universellen Werte von Freiheit, Nicht-Diskriminierung, Gleichheit oder Tole¬ 
ranz, die Grundwerte der Europäischen Union (Fieschi 2000), bezieht. Ihre poli¬ 
tische Kultur, die aus Willkür und Ablehnung des Pluralismus hervorgeht, stellt 
einen direkten Angriff auf die institutionellen Kompromisse, die Verfassungsga¬ 
rantien und andere Vermittlungsinstanzen dar, die für die Stabilität demokrati¬ 
scher Regime unerlässlich sind. In jüngster Zeit hat die Dominanz des politischen 
Autoritarismus im Zentrum der Lehre europäischer Rechtsradikaler sich daran 
gezeigt, welche ideologischen oder finanziellen Beziehungen zahlreiche dieser 
Parteien zu dem autokratischen Regime Putins in Russland unterhalten (Political 
Capital Policy Research Institute 2014). 
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Wer sind die Protagonisten dieser paneuropäischen populistischen radikalen 
Rechten? 

Wie bei dem französischen Front National handelt es sich oft um parteipolitische 
Akteur/innen, die seit langem in der europapolitischen Szene etabliert sind, so die 
Dänische Volkspartei (DF), die österreichische FPÖ, der Vlaams Belang (VB) in 
Belgien oder die Lega Nord (LN) in Italien (Minkenberg 2013). In Mittel- und 
Osteuropa hat die populistische radikale Rechte hauptsächlich in solchen Bewe¬ 
gungen Fuß gefasst wie der Großrumänienpartei (PRM), ATAKA (Attacke) in 
Bulgarien, der Partei für Ordnung und Gerechtigkeit (TT) in Litauen oder in den 
zwei kleineren slowakischen und slowenischen Nationalparteien (SNS). 

Dieser harte Kern der radikalen Rechten ist schon seit mehreren Jahren Gegen¬ 
stand eines zweifachen Konvergenzprozesses gewesen. Eine Bewegung lässt sich 
aufseiten jener Gruppierungen beobachten, die am traditionellen äußersten rech¬ 
ten Rand stehen, der direkt mit dem faschistischen Erbe verbunden und häufig 
auch noch von gewaltsamer Militanz geprägt ist, wie die NPD in Deutschland 
oder die Goldene Morgenröte (XA) in Griechenland. In unterschiedlichem Maße 
versuchen diese Parteien heute sich neu auszurichten und sich nach dem Vorbild 
vor allem der britischen Nationalpartei (BNP), der Schwedendemokraten (SD) 
und der Bewegung für ein besseres Ungarn (Jobbik) dem wahltaktischen Modell 
der radikalen Rechten anzunähem. 

Umgekehrt haben die anderen Parteien eine Radikalisierungsbewegung durch¬ 
gemacht. Dies trifft auf die Partei Die Finnen (PS), auf die Freiheitspartei von 
Geert Wilders in den Niederlanden oder die britische UKIP zu, deren Entwicklun¬ 
gen beispielhaft dafür sind, wie die populistischen Rechtsradikalen um xeno- 
phobe Anti-Establishment-Strategien wetteifern. Eine von Arter durchgeführte 
Untersuchung stuft die Partei Die Finnen - bis August 2011 hießen sie Die Wah¬ 
ren Finnen - als Vollmitglied der Familie der populistischen Rechtsradikalen ein 
und belegt sehr gut die Bedeutung der nationalen Identität als ideologisches 
Schlüsselkonzept der Partei von Timo Soini, obgleich dieser sich von der extre¬ 
men Xenophobie anderer radikaler europäischer Gruppierungen abgrenzt (Arter 
2010). 4 Auch Raunio (2012, S. 6) erkennt deutliche Ähnlichkeiten der euroskepti¬ 
schen Plattform der „Finnen“ mit dem Diskurs der rechtsradikalen Populisten. 

In ihrer Analyse, die sich mit UKIP befasst, unterstreichen Ford und Good- 
win (2014) die fortschreitende Transformation der Bewegung von Nigel Farage 
von einer antieuropäischen Ein-Punkt-Partei zum Zeitpunkt ihres ersten Auftritts 


4 Diese Analyse wird durch das Panorama der radikalen Rechtspopulisten bestätigt, das 
Ivarsflaten und Gudbrandsen (2012) vorgestellt haben. Vgl. auch Kivisto 2014. 
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auf der politischen Bühne im Jahr 1993 zu einem Modell der radikalen Rechten, 
das den anfänglichen Euroskeptizismus der Partei mit einem Diskurs gegen Ein¬ 
wanderung und - in zunehmendem Maße - auch mit einem gegen die Eliten von 
Westminster gerichteten Populismus verbindet. Vossen (2011) legt nahe, dass die 
niederländische PW einen ähnlichen Werdegang durchgemacht habe: von einer 
Art des liberalen Konservativismus zu einem Nationalpopulismus nach dem Mus¬ 
ter des französischen Front National, der sich auf die Opposition gegen den Islam 
zentriert. Rooduijn unterstreicht diesbezüglich besonders, wie stark die populisti¬ 
sche Komponente im politischen Auftreten von Geert Wilders ist (Rooduijn 2014). 

Die Frage der Klassifizierung stellt sich schließlich auch für solche Bewegun¬ 
gen wie die Alternative für Deutschland (AfD) in Deutschland oder den Kon¬ 
gress der Neuen Rechten (KNP) des hochumstrittenen Janusz Korwin-Mikke in 
Polen. 5 Dieser scheint sich direkt in dem politischen Raum der gegen das Estab¬ 
lishment gerichteten Rechten in Polen zu installieren, den Gruppierungen wie 
die Liga Polskich Rodzin (LPR) oder die Partei Samoobrona (SPR) von Andrzej 
Lepper hinterlassen haben. Die Debatte ist gleichfalls noch nicht abgeschlossen, 
wenn es um die AfD in Deutschland geht. Arzheimer (2015) schließt aus dem 
Fehlen nativistischer und populistischer Indikatoren im Parteiprogramm, dass 
der Euroskeptizimus der Partei eher ,soft‘ sei. Dagegen unterstreicht Häusler 
(2013) das Vorhandensein einer rechtspopulistischen Komponente neben neoli- 
beralen und nationalkonservativen Tendenzen. Berbuir et al. (2014) halten die 
von Bernd Lucke mitbegründete Partei für ein „funktionales Äquivalent“ (S. 20) 
der europäischen populistischen Rechten. Anhand von Umfragedaten haben 
Ivaldi und Zaslove darüber hinaus erst vor kurzem nachgewiesen, dass mit den 
Wählerstimmen zugunsten der AfD bei den Europawahlen von 2014 bestimmte 
charakteristische Elemente der radikalen Rechten verbunden waren, vor allem 
der Nativismus, die Wendung gegen das Establishment und der Euroskeptizis¬ 
mus (Ivaldi und Zaslove 2015, S. 141 f.). Die Wahl von Frauke Petry an die Par¬ 
teispitze im Juli 2015, die mit einer deutlichen Ausrichtung gegen Einwanderung 
verbunden war, scheint außerdem eine nationalkonservative Wende aufseiten der 


5 Der Vorsitzende des KNP ist während des Europawahlkampfs durch seine polemischen 
Äußerungen hervorgetreten, in denen er behauptet hatte, Hitler habe über den Holocaust 
nicht Bescheid gewusst. Korwin-Mikke hat sich auch durch seine Unterstützung für Wla¬ 
dimir Putin in der Ukrainekrise hervorgetan oder durch seine Kommentare zu Opfern 
von Vergewaltigungen, die der Tat angeblich zugestimmt hätten. Vgl. http://blogs.lse. 
ac.uk/europpblog/2014/06/10/the-congress-of-the-new-right-is-the-latest-anti-establish- 
ment-party-to-have-success-in-poland-but-it-may-struggle-to-secure-long-term-support/ 
(22.09.2016). 
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AfD anzuzeigen, entgegen der ursprünglich neoliberalen Linie, die von Bernd 
Lucke vertreten wurde. Dass sich Petry im September 2015 an die anti-islamische 
Bewegung Pegida annäherte und Maßnahmen befürwortete, die auf eine 
Beschränkung des Asylrechts abzielen, sind ebenfalls Hinweise auf eine Wen¬ 
dung der AfD nach rechts, womit die Alternative sich ein bisschen stärker dem 
Modell der populistischen Rechtsradikalen annähert. 


3 Gegen die EU. Dimensionen des 

Euroskeptizismus der populistischen 
Rechtsradikalen 

Der Euroskeptizismus ist im Laufe der Zeit zu einem zentralen Element des pro¬ 
grammatischen Angebots der populistischen Rechtsradikalen geworden (Conti 
und Memoli 2012). Der Protest gegen das europäische Integrationsprojekt ist 
auf dem Humus der ethnonationalistischen Doktrin gewachsen, die, worauf wir 
bereits hingewiesen haben, den wichtigsten ideologischen Sockel dieser Parteien 
bildet. Mudde erinnert in diesem Sinne daran, dass im Nationalismus der radi¬ 
kalen Rechten Nation und Staat gleichgesetzt werden und die Nation als eine 
homogene und stabile Einheit dargestellt wird, gebildet von einer idealisierten 
ethnischen Gemeinschaft, die sich ausschließlich aus Einheimischen zusammen¬ 
setzt (Mudde 2007, S. 16). Eine von Halikopoulou et al. (2012) durchgeführte 
Untersuchung bestätigt die Bedeutung des ethno-kulturellen Nationalismus bei 
den radikalen Rechten: Der Euroskeptizismus dieser Parteien ist stark mit ihrer 
Gegnerschaft gegen die Einwanderung und ihrer Verteidigung der nationalen 
Gemeinschaft und Kultur verbunden (S. 532). Eine Studie von Vasilopoulou 
beweist darüber hinaus, dass zwischen dem Ausmaß des Autoritarismus dieser 
rechtsradikalen Parteien und der Stärke ihrer Ablehnung der Europäischen Union 
eine bedeutende Korrelation besteht (Vasilopoulou 2009, S. 18). 

Wohlfahrtschauvinismus und Ablehnung von Einwanderung 

Der xenophobe Nationalismus und der Wohlfahrtsstaatschauvinismus haben in 
der Kampagne der populistischen Rechtsradikalen im Mai 2014 tatsächlich eine 
herausragende Rolle gespielt. Der Front National von Marine Le Pen hat seinen 
alten Refrain gegen die Einwanderung im Wesentlichen wieder aufgenommen, 
indem er die „dramatische Bilanz der Europäischen Union“ anprangerte, in der 
„massive Einwanderung“ und die „Auflösung unserer Identität“ es erforderlich 
machen würden, das Schengen-Abkommen aufzulösen und Grenzkontrollen wie¬ 
der einzuführen. Dies sei die Voraussetzung, „um eine anarchische Einwanderung 
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zu stoppen und das freie Umherziehen von Roma und Straftätern in Europa zu 
beenden“. Der FN hat im Übrigen die Aufhebung der Richtlinie zur Entsendung 
von Arbeitnehmern verlangt, „um unseren Arbeitsmarkt zu schützen“ (FN 2014). 

Diese Themen haben einen großen Widerhall in der Kampagne gefunden, die 
von den Populisten der Dänischen Volkspartei, der PW von Geert Wilders in den 
Niederlanden oder der FPÖ in Österreich angeführt wurde. Wie der FN hat die DF 
einen Ausstieg aus dem Schengen-Abkommen und die „Wiederherstellung der 
nationalen Grenzen“ gepredigt, „um die Anwesenheit von Bettlern und den explo¬ 
sionsartigen Anstieg der Zahl von Osteuropäern in dänischen Gefängnissen zu 
bekämpfen“ (DF 2014). Die von Morten Messerschmidt angeführte Partei hat sich 
darüber beschwert, dass „die Sozialhilfe, das Kindergeld und die Arbeitslosenver¬ 
sicherung durch die europäische Solidarität unter Druck geraten“ (DF 2014). Die 
DF hat Abschläge bei den Sozialleistungen für Einwanderer aus der EU gefordert 
und zum Kampf gegen das Sozialdumping aufgerufen. Die niederländische PW 
hat sich zur Verteidigerin der „Identität der Niederlande“ aufgeschwungen, indem 
sie das, was sie als „Eurabia“ bezeichnet und für eine „massive Einwanderung 
und katastrophale Islamisierung“ des Fandes hält, in Bausch und Bogen ablehnt 
(PW 2014). Die Gruppierung von Geert Wilders hat eine Rückkehr zu „Grenz¬ 
kontrollen“ verlangt und die „Abschließung des Fandes gegen die Arbeitsmigra¬ 
tion aus Polen, Rumänien und Bulgarien sowie jede Art von Einwanderung aus 
einem muslimischen Fand“ (PW 2014). In Österreich hat die FPÖ das Schengen- 
Abkommen ebenfalls angegriffen, sie ist über „schrankenlose Kriminalität und 
Asylmissbrauch“ hergezogen und hat dafür den „multikulturellen Einheitsstaat“ 
angeprangert (FPÖ 2014). Die Kampagne von Harald Vilimsky hat abermals die 
erbarmungslose Gegnerschaft der FPÖ gegen das herausgestellt, was sie als „Mas¬ 
senzuwanderung, Islamisierung, den EU-Beitritt der Türkei und die Schaffung 
einer europäischen ,Einheitsgesellschaft“ 4 beklagt, denn er forderte einen „Zuwan¬ 
derungsstopp für die EU und Österreich“ (FPÖ 2014). Die Partei von Heinz-Chris¬ 
tian Strache hat darüber hinaus auch einen „Vorrang für heimische Arbeitskräfte“ 
verlangt und die „Beschränkung der EU-BinnenzuWanderung - keine bedingungs¬ 
lose Niederlassungsfreiheit für EU-Bürger, die eine Einwanderung in das heimi¬ 
sche Sozialsystem ermöglicht“ (FPÖ 2014). 

Bei den Briten wurde die Einwanderung zum Kernstück der politischen 
Botschaft der UKIP gemacht. Für Nigel Farages Partei „fällt die Massenein¬ 
wanderung mit der wachsenden Jugendarbeitslosigkeit zusammen“ und „die 
unkontrollierte europäische Einwanderung rumänischer oder bulgarischer Staats¬ 
bürger setzt die Schulen unter Druck [...] und stellt für das nationale Gesund¬ 
heitssystem (NHS) eine massive Beanspruchung dar“ (UKIP 2014). Die UKIP 
hat im Übrigen gefordert, dass das nationale Gesundheitssystem in erster Finie 
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britischen Staatsangehörigen zur Verfügung stehen müsse („A National Health 
Service, not an International Health Service“) und hat sich auch den Gedanken 
zu Eigen gemacht, „einheimische“ Familien seien bei der Wohnungszuweisung 
zu bevorzugen („Local Homes for Local Families“) (UKIP 2014). In Italien 
schließlich hat die Lega Nord mit der Parole „Halten wir die Invasion auf“ den 
Kampf gegen die illegale Einwanderung zu einem Schwerpunkt ihres Programms 
gemacht (LN 2014). Matteo Salvinis Partei hat wie zahlreiche andere Protago¬ 
nisten der radikalen Rechten die Aussetzung der Direktive zur Entsendung von 
Arbeitnehmern gefordert, die „Lüge der europäischen Solidarität“ beklagt und die 
Rückkehr zu einer „Einwanderungspolitik ohne Einmischung von Brüssel“ befür¬ 
wortet, wobei die Rechtspopulisten insbesondere vorschlagen, illegale Einwande¬ 
rung wieder zum Straftatbestand zu erheben (LN 2014). 

Im Vergleich hat die ethno-nationalistische Komponente in den Programmen 
von Parteien wie Die Finnen oder der deutschen AfD eine wesentlich marginalere 
Rolle gespielt. 2014 hat die AfD auf dem Umstand beharrt, dass „die Niederlas¬ 
sungsfreiheit [...] nicht durch Scheinselbstständigkeiten dazu missbraucht werden 
[darf], Anrechte auf Sozialleistungen zu erlangen“ (AfD 2014). Für die AfD steht 
„das deutsche Sozialstaatsprinzip [...] daher in einem Spannungsfeld mit dem 
Recht der Migranten auf freie Wohnsitzwahl als Arbeitnehmer, dem Prinzip der 
Nichtdiskriminierung sowie der sozialen Inklusion für alle Bürger. Langfristig dro¬ 
hen eine Überforderung der Sozialbudgets und die Erosion des Sozialstaates. [...] 
Eine Einwanderung in deutsche Sozialsysteme lehnt die AfD strikt ab (AfD 2014).“ 
Die Finnen haben ihren Diskurs über die Einwanderung etwas gedämpft, indem 
sie sich im Wesentlichen darauf beschränken, eine nationale anstelle einer europä¬ 
ischen Steuerung der Migrantenströme zu verlangen, allerdings nicht ohne zu unter¬ 
streichen, welchen Einfluss die innereuropäische Einwanderung auf das „finnische 
System der sozialen Sicherung“ hat, das „durch die Öffnung zum Wohle von Frem¬ 
den, die außerhalb des Landes leben, allmählich zerstört wird“ (PS 2014). Diese 
Position hat sich von der stärker nativistischen und assimilationistischen Tonart 
gelöst, wie sie im Programm der Gruppierung Timo Soinis bei den Parlamentswah¬ 
len von 2011 zu vernehmen war, in dem die Partei sich als Verteidigerin der kultu¬ 
rellen Identität der Finnen gegen die Einwanderung darstellte. Damals hatten Die 
Finnen unter dem Einfluss des harten Flügels der von Jussi Halla-aho eingebrachten 
Bewegung die Voraussetzungen für die Familienzusammenführung infrage gestellt 
und eine restriktivere Einwanderungspolitik gefordert (Kivisto 2014, S. 67). 

Ein Populismus der Reichen? 

In vielen Fällen war die europäische Kampagne im Jahr 2014 aufschlussreich für 
den „Schulden-Chauvinismus“, für den die radikalen Rechten sich zum Sprachrohr 


jycamus75@yahoo.fr 



Europa in der Konfrontation mit populistischen rechtsradikalen ... 


129 


gemacht hatten. Die Wahlergebnisse zeigten eine klare Abgrenzung zwischen „Insi¬ 
dern“ und „Outsidern“. Das Stimmengewicht der populistischen Rechtsradikalen 
hatte im Vergleich zu den begünstigten Ländern an der östlichen und südlichen Peri¬ 
pherie der EU vor allem im Kern der reichen EU-Länder erheblich zugenommen 
(Ivaldi 2014a). Dieser Einschnitt verweist sehr direkt auf das Vorhandensein eines 
„Populismus der Reichen“ in einigen der wohlhabendsten Nationen Westeuropas - 
Österreich, Schweiz, Norwegen oder Dänemark - und in einigen reichen Regionen 
wie Flandern und Norditalien. 

Vor dem Hintergrund der Finanzkrise haben sich Parteien wie die PW, die 
FPÖ, Die Finnen oder der FN in Frankreich geweigert, den Preis zur Rettung des 
Euro zu zahlen, und haben BeihilfeVorhaben innerhalb der Eurozone abgelehnt. 
Die FPÖ von Heinz-Christian Strache wendete sich gegen eine „Massenenteig¬ 
nung der Österreicher“ und verglich den Europäischen Stabilitätsmechanis¬ 
mus mit dem deutschen Ermächtigungsgesetz der 1930er Jahre. Das Manifest 
von 2014 greift diese Position eindeutig auf: „Die FPÖ kämpft für ein Ende der 
Haftungen, weil wir unser Geld im eigenen Land brauchen (FPÖ 2014).“ Auch 
Die Finnen haben im Jahr 2011 gegen die Rettung der südeuropäischen Länder 
protestiert, sie beschwerten sich darüber, dass „Europa von wirtschaftlichem 
Bankrott vergiftet“ werde, sowie über das Scheitern der „Schutzgelderpressung 
Brüssel-Frankfurt“, die den finnischen Steuerzahlern aufgezwungen worden sei 
(Soini 2011). Im Jahr 2014 nahm die Partei mit der Forderung, den Rettungspa¬ 
keten ein Ende zu machen, diese Position wieder auf. Auch das von Geert Wil- 
ders vorgestellte europäische Manifest, erklärte diesbezüglich: „Die Niederlande 
sind der größte Nettozahler der Europäischen Union. Wir haben Milliarden [...] 
an bankrotte Länder und an Banken gegeben. Die PW will das Geld sofort und 
in vollem Umfang zurückbekommen“ (PW 2014). 

In Frankreich hat der Front National eine vehemente Kampagne unter dem 
Motto „Griechenland und der Euro: Die Franzosen sind es leid zu zahlen!“ 
inszeniert. Für Marine Le Pens Partei haben die „aufeinander folgenden Ret¬ 
tungsaktionen des Euro Frankreich bereits 70 Milliarden Euro gekostet“ und 
es sei unbedingt geboten „den RettungsVorhaben ein Ende zu setzen, die nichts 
anderes bewirken, als unsere Schulden zu erhöhen: Französisches Geld muss 
in Frankreich bleiben, damit es für eine ambitionierte Politik zur nationalen 
Stabilisierung eingesetzt werden kann“ (FN 2012). Die finanzielle Belastung 
durch die EU stand auch im Mittelpunkt der Kampagne der UKIP in Großbri¬ 
tannien. Nigel Farages Partei behauptete „Kosten in Höhe von 55 Millionen £ 
pro Tag für die britischen Steuerzahler“ und versprach „enorme Einsparun¬ 
gen“ im Falle eines möglichen Austritts aus der Europäischen Union (UKIP 
2014). In Deutschland war in der Europakampagne der AfD die Rede von 
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„gewaltigen ökonomischen und sozialen Verwerfungen in den Ländern des 
Südens, der schleichenden Enteignung von Sparern und der ungerechten 
Belastung von Steuerzahlern der ökonomisch stabileren Staaten“. Dies führe 
zu „einer steigenden Ablehnung der EU durch ihre Bürger“ (AfD 2014). 

Anti-Establishment 

Der zentrale Stellenwert der Euroskepsis im Kern der Ideologie der radikalen 
Rechten ist schließlich darauf zurückzuführen, dass sich diesen Parteien die 
Gelegenheit bot, ihre Ausführungen über Europa dazu zu benutzen, einige der 
Leitmotive, die sie in nationalem Zusammenhang entwickelt hatten, umzufor¬ 
mulieren und auf die europäische Ebene zu übertragen. Insbesondere die Arbei¬ 
ten von Almeida oder von Marks et al. unterstreichen, welche Bedeutung einer 
gegen das Establishment gerichteten rhetorischen Dimension zukommt, die 
den Schmähreden der Rechtsradikalen gegen ein supranationales Europa der 
„Eliten“ und der „Bürokratie“ zugrunde liegt (Almeida 2010, S. 243; Marks 
et al. 2006). Diese Beobachtung schließt sich den Ergebnissen zahlreicher 
Autoren an, die die Verbindung des Euroskeptizismus jener Parteien mit der 
Randständigkeit und/oder dem Protestcharakter der betroffenen Akteur/innen 
hervorheben. So behauptet Taggart, dass die radikalen Parteien durch ihren Pro¬ 
testcharakter und ihre Randständigkeit gegenüber den Parteiensystemen einen 
größeren Hang zur Euroskepsis aufwiesen (Taggart 1998, S. 372, 382). Sitter 
wiederum hat unterstrichen, welche Bedeutung dieser Widerstandsdynamik 
gegen den Status quo für die Strukturierung des Antagonismus zur Europä¬ 
ischen Union bei den radikalen Rechten zukommt (Sitter 2001, S. 27). 

Der Diskurs der populistischen Rechtsradikalen ist zutiefst von dieser Feind¬ 
schaft gegen die EU und ihre Institutionen durchdrungen. Die britische UKIP Nigel 
Farages hat sich daher vehement gegen eine Europäische Union gestellt, die als 
bürokratische Organisation verstanden wird, welche Großbritannien der „Fesselung 
durch Brüssel“ ausliefere (UKIP 2014). Ein Thema, das die FPÖ von Heinz-Chris¬ 
tian Strache aufgegriffen hat, indem sie sich über eine ausufernde EU-Bürokratie 
und den EU-Zentralismus beschwerte. Für die AfD Bernd Luckes, stehen den 
Erfolgen der Europäischen Union „Auswüchse der EU in der Form von Zentralis¬ 
mus, Bürokratie und Dirigismus entgegen, die den historischen Erfolg Europas in 
immer stärkerem Maße bedrohen“ (AfD 2014). Im Programm der Partei Die Fin¬ 
nen wurde dagegen das „Demokratiedefizit“ der Europäischen Union betont und 
ihrer „endlosen Bürokratie, [die] oft mehr Probleme schafft als sie löst“ (PS 2014). 

In Frankreich stellt sich der FN seit vielen Jahren gegen eine Europäische 
Union, die als „totalitär“ verstanden und oft mit der ehemaligen UdSSR vergli¬ 
chen wird, eine Analogie, die auch die italienische Lega Nord aufgegriffen hat. 
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In der Bewegung Marine Le Pens wurde während der gesamten Dauer des Euro¬ 
pawahlkampfs im Jahre 2014 die „UMPS-Kaste“ beschimpft, eine Wendung, in 
der die Akronyme von UMP und PS, der beiden großen Parteien des rechten und 
linken Lagers in Frankreich, zusammengezogen werden. Damit wurden die Wäh¬ 
ler auch vor „lügnerischen Wiederholungstätern“ gewarnt, die sich zu Komplizen 
eines „antisozialen antidemokratischen [...] Europas“ machen würden, „das Iden¬ 
titäten und Völker zermalmt“ (FN 2014). Die Lega Nord in Italien hat ebenfalls 
die „Eurokraten“ in Brüssel angegriffen, und ihre Herrschaft als „quasi-mittelal¬ 
terliches und totalitäres Imperium“ geschmäht (LN 2014). 

Spielarten des Euroskeptizismus bei den rechtsradikalen Parteien 

In politischer Hinsicht finden sich für die gemeinsame Abneigung gegen die 
Europäische Union freilich sehr variationsreiche Übersetzungen, welche die 
Heterogenität der Positionen der populistischen rechtsradikalen Parteien ange¬ 
sichts des Aufbaus Europas verdeutlichen (Vasilopoulou 2009, S. 11). Wenn sich 
viele dieser Parteien auch in der Kritik an der EU einig sind, so weichen sie doch 
in ihren Ziel Vorstellungen in Bezug auf den Euro oder sogar hinsichtlich der 
Zugehörigkeit zur EU voneinander ab (vgl. Tab. 1). 

Es lässt sich eine erste Gruppe von Parteien ausmachen, die Anhänger/innen 
eines „harten“ Euroskeptizismus vereint und für die der Front National oder die 
Partij voor de Vrijheid die prototypischen Modelle darstellen. Die politische Ori¬ 
entierung dieser Parteien wird von der grundsätzlichen Ablehnung der europä¬ 
ischen Integration bestimmt. 6 Neben den Parteien von Marine le Pen und Geert 
Wilders finden sich hier der Vlaams Belang, die Schwedendemokraten und selbst¬ 
verständlich auch die britische UKIP sowie eher randständige Bewegungen tradi¬ 
tioneller Rechtsextremer wie die Goldene Morgenröte in Griechenland oder 
Jobbik in Ungarn. Die Gemeinsamkeit all dieser Parteien besteht in dem Willen, 
die Europäische Union in ihrer jetzigen institutionellen Gestalt zu zerschlagen, da 
viele von ihnen für das Konzept eines „Europa der Nationen“ eintreten, das der 
französische Front National verbreitet hat. Die österreichische FPÖ und die italie¬ 
nische Lega Nord scheinen heute auf ein ähnliches Vorgehen zu setzen, das ganz 
ohne Zweifel kennzeichnend war für die Annäherung von Front National und 
PW im Rahmen der Europäischen Allianz für Freiheit (EAL). Die Lega Nord 


bezüglich der PW in den Niederlanden betonen Lucardie und Voermann, dass der euro¬ 
skeptische Kurswechsel der Partei im Jahre 2012 und die Entscheidung von Geert Wilders, 
zu einem Ausstieg aus der EU aufzurufen, dazu beigetragen haben, seine Gruppierung inner¬ 
halb des politischen Systems der Niederlande zu isolieren (Lucardie und Voermann 2013). 
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Tab. 1 Einstellungen der wichtigsten rechtsradikalen populistischen Parteien zur europä¬ 
ischen Integration 


Land 

Partei 

Ausstieg aus der 
Eurozone a 

Ausstieg aus 
der EU a 

Belgien 

Vlaams Belang 

X 

X 

Bulgarien 

ATAKA 

Kein Mitglied 

O 

Dänemark 

DF (Dansk Folkeparti) 

Kein Mitglied 

o 

Deutschland 

AfD (Alternative für Deutschland) 

X 

o 

Finnland 

PS (Perussuomalaiset) 

o 

o 

Frankreich 

FN (Front National) 

X 

X 

Italien 

Lega Nord 

X 

o 

Niederlande 

PW (Partij voor de Vrijheid) 

X 

X 

Österreich 

FPÖ 

X 

o 

Rumänien 

PRM (Partidul Romania Mare) 

Kein Mitglied 

o 

Schweden 

SD (Sverigedemokraterna) 

Kein Mitglied 

X 

Ungarn 

Jobbik Magyarorszägert Mozgalom 
(Bewegung für ein besseres Ungarn) 

Kein Mitglied 

o 

Vereinigtes 

Königreich 

UKIP 

Kein Mitglied 

X 


a Fälle, in denen die Parteien einen Ausstieg aus der Eurozone und/oder der Europäischen 
Union in Betracht ziehen, der mit speziüschen Bedingungen, vor allem mit einer Volksab¬ 
stimmung oder einer Neuverhandlung der Europaverträge, verknüpft wird oder auch nicht 


und die FPÖ lehnen beide den Euro ab, bleiben dagegen in Bezug auf die Mög¬ 
lichkeit eines Ausstiegs aus der EU wesentlich ambivalenter, dies gilt insbeson¬ 
dere für die Partei Heinz-Christian Straches, die so weit geht, für die Union einen 
neuen institutioneilen Aufbau zu planen. Die Entwicklung dieser beiden Organi¬ 
sationen weist jedenfalls seit Mitte der 1990er Jahre eine Radikalisierung bezüg¬ 
lich europäischer Fragen auf und belegt eine zunehmende Distanzierung von 
ihren ursprünglich positiven Einstellungen zur EU. 7 


7 Die antieuropäische Wende der FPÖ ündet 1994 zur Zeit der Volksabstimmung über den 
Beitritt Österreichs zur EU statt, in deren Verlauf die Partei Jörg Haiders einen bedeutenden 
Kurswechsel vollzogen und den Beitritt abgelehnt hatte (Almeida 2010, S. 242). In Italien 
ist die Lega Nord Ende der 1990er Jahre hauptsächlich aus strategischen und wahltakti¬ 
schen Gründen zur EU auf Distanz gegangen, auch dort handelte es sich um einen Bruch 
mit der früheren Unterstützungsleistung der Partei zum Aufbau Europas (Chari et al. 2004). 
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In einer zweiten Parteiengruppe kommen pragmatischere eurokritische Akteur/ 
innen zusammen, die nach Meinung einiger Zeitgenoss/innen im Mainstream 
liegen, wofür auch ihr Anschluss an die Gruppe der Europäischen Konserva¬ 
tiven und Reformer (EKR) spricht. Dies trifft auf die Partei Die Finnen zu, auf 
die Dänische Volkspartei und in geringerem Maße auch auf die AfD in Deutsch¬ 
land. Hier erstreckt sich die Kritik an der Europäischen Union im Wesentlichen 
auf die Funktionsfähigkeit der Institutionen der Union, ohne dass das Prinzip der 
europäischen Integration grundsätzlich infrage gestellt würde. Nach dem Euro¬ 
paprogramm der DF von 2014 geht es ganz wesentlich darum, in der Art der 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedsstaaten zu mehr „Flexibilität“ zu kom¬ 
men, die Kompetenzen der EU einzuschränken und es den einzelnen Staaten zu 
gestatten, in bestimmten Bereichen über den Rückzug aus der gemeinschaftlich 
vereinbarten Zusammenarbeit zu verhandeln (opt-outs). 2014 haben Die Fin¬ 
nen in der Europafrage eine Neuorientierung bewirkt mit dem erklärten Ziel, die 
Partei nach dem Ausgang der Parlaments wählen vom April 2015 zum Zentrum 
einer künftigen Regierungskoalition zu machen (Iso-Markku 2014). Die Gruppe 
von Timo Soini hat sich nicht zuletzt den britischen Konservativen in ihrer 
reformistisch-eurokritischen Position angeschlossen, wobei sie von Forderungen 
eines Ausstiegs aus dem Euro oder der EU absah und - „die Interferenz der EU“ 
beschwörend - eine Revision der Kompetenzbereiche und eine Machtreduktion 
der europäischen Kommission nach dem Motto verlangte, „eine weniger mäch¬ 
tige EU ist eine bessere EU“ (PS 2014). 

Die deutsche AfD nimmt zwischen diesen beiden Gruppen eine mittlere Posi¬ 
tion ein. Die Partei von Bernd Lucke, Frauke Petry und Konrad Adam hat sich 
zwar im Jahre 2014 für einen Ausstieg aus dem Euro ausgesprochen, sich aber 
den radikaleren Positionen des FN, der PW oder der britischen UKIP in Bezug 
auf die Möglichkeit, die EU zu verlassen, nicht angeschlossen. So erklärt das 
Manifest von 2014: „Die AfD fordert eine Auflösung, zumindest aber eine voll¬ 
ständige währungspolitische Neuordnung des Euro-Währungsgebietes. Als erster 
Schritt muss dazu jedem das Recht eingeräumt werden, die Eurozone zu verlas¬ 
sen, ohne aus der EU auszuscheiden“ (AfD 2014). 


4 Ausmaß und Herkunft der Wählerunterstützung 
für die populistischen radikalen Rechten 

In zahlreichen Mitgliedstaaten waren die populistischen Rechtsradikalen in der 
Lage, aus der Abkehr der Öffentlichkeit von der Europäischen Union Kapital zu 
schlagen. Der nationalistische Diskurs von Parteien wie der FPÖ, des FN oder der 
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UKIP traf mit einer nationalen Rückzugsbewegung zusammen, die vor dem Hin¬ 
tergrund der ökonomischen Krise, der Austeritätspolitik, der fiskalischen Ortho¬ 
doxie und der Ablehnung eines Teils der Eliten entstanden war. Auch wenn die 
Bewegungen der Rechtsradikalen innerhalb der gesamten EU unterschiedliche 
Erfolge verzeichneten, stellten die identitären und die politisch-institutionellen 
Dimensionen der europäischen Integration doch zweifellos wesentliche Faktoren 
für die Wahlunterstützung dieser verschiedenen Gruppierungen dar. 

Ein begrenzter und uneinheitlicher Aufschwung bei den Wahlen 

Das Thema eines „Durchbruchs“ der euroskeptischen populistischen Kräfte hat 
die politische und die mediale Agenda der Europawahlen von 2014 beherrscht. 
Die symbolischen Erfolge der Goldenen Morgenröte in Griechenland, des Front 
National in Frankreich oder der UKIP in Großbritannien haben viel dazu beige¬ 
tragen, derartige Wahrnehmungen zu fördern. Auf der Ebene der Union ist der 
Durchbruch der Rechtsradikalen allerdings relativ und uneinheitlich geblieben 
(Ivaldi 2014b). Wird der Kreis weiter gezogen und auf die deutsche AfD sowie 
die polnische KNP ausgedehnt, so repräsentieren diese Bewegungen 12 % derje¬ 
nigen Wählerinnen und Wähler, die im Mai 2014 zur Wahl gegangen sind, dabei 
kommt ihnen mit 13,5 % innerhalb der EU 15 ein deutlich größeres Gewicht zu 
als mit 7 % in den anderen Mitgliedstaaten. 2014 haben diese Parteien insgesamt 
90 Sitze für sich gewonnen, im Unterschied zu 52 Sitzen im Jahr 2009. 

Dieser Anstieg ist hauptsächlich den Gewinnen zuzuschreiben, die von der bri¬ 
tischen UKIP und dem französischen Front National eingeheimst wurden, die mit 
26,8 % bzw. 25 % der Stimmen schon allein 32 zusätzliche Sitze vertreten und 
damit einen Großteil der Verluste kompensieren, die andere radikale Gruppie¬ 
rungen vor allem im östlichen Teil der Union erlitten haben (vgl. die detaillierte 
Tabelle der Ergebnisse im Anhang). Unter regionalen Aspekten gesehen konzen¬ 
triert sich die Unterstützung für die rechtsradikalen Populisten hauptsächlich in 
Westeuropa, nämlich in Frankreich, Österreich, im Vereinigten Königreich oder 
in Dänemark. Mehr als die Hälfte der Mitgliedsstaaten sind übrigens von dem 
Phänomen gar nicht betroffen; sie verfügen nicht über Abgeordnete, die aus den 
Reihen der populistischen extremen Rechten hervorgegangen sind. Letztere befin¬ 
det sich darüber hinaus in mehreren Ländern auf dem Rückzug. Dies trifft auf 
ATAKA in Bulgarien zu, auf die Lega Nord in Italien, die PRM in Rumänien, die 
niederländische PW und auch auf die kleine nationalistische Partei der Slowakei. 

Herausforderungen und Dynamiken der Wahl 

Im Mai 2014 stand die Stimmabgabe zugunsten populistischer rechtsradikaler 
Parteien vor allem unter den Vorzeichen des Euroskeptizismus und der Ablehnung 
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von Zuwanderungen. Die Vergleichsdaten aus der European Parliament Election 
Study 2014 bestätigen, welch hohe Bedeutung diesen beiden Aspekten bei der 
Wählerschaft europäischer Rechtsradikaler zukommt (vgl. Schmitt et al. 2015). 
Unter deren Sorgen und Nöten der Wählerschaft steht mittlerweile die Zuwan¬ 
derung an erster Stelle; sie wird von 28 % der Interviewten als wichtigste Sorge 
genannt, noch vor der Arbeitslosigkeit (19 %) und der Kriminalität (9 %). Es ist 
wenig überraschend, dass die Forderung nach einer restriktiven Einwanderungs¬ 
politik bei diesen Wählerinnen und Wählern ihren Höhepunkt erreicht: Nicht 
weniger als 80 % von ihnen äußern sich in diesem Sinne, im Gegensatz zu 46 % 
beim Rest der europäischen Wählerschaft (vgl. Abb. 1). 

Auch die Kristallisierung negativer Einstellungen zur europäischen Integra¬ 
tion wird besonders deutlich sichtbar: Nur 22 % derjenigen, die die europäischen 
Rechtspopulisten unterstützen, geben an, den Institutionen der EU zu vertrauen, 
im Unterschied zu 60 % bei den Unterstützer/innen anderer Parteien. Mehr als 
zwei Drittel der letzteren beurteilen die Zugehörigkeit ihres Landes zur EU posi¬ 
tiv, während es bei den Wähler/innen rechtsradikaler populistischer Parteien nur 
25 % sind. Ein letzter Bestandteil: Der von den Rechtsradikalen empfohlene 



Vertrauen in Ablehnung von Zugehörigkeit zur Für eine 

Institutionen Unterstützungs- EU ist eine ,gute restriktive 

der EU plänen der EU Sache' Einwanderungs¬ 

politik 

Abb. 1 Einstellungen der Wählerinnen und Wähler rechtsradikaler Populisten im Ver¬ 
gleich: Europäische Integration und Einwanderung. (Quelle: European Parliament Election 
Study 2014, Voter Study, N = 17.964, Auswahl von 18 Ländern mit rechtsradikalen popu¬ 
listischen Parteien, gewichtete Daten [vgl. Liste 2 im Anhang]) 
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„Schulden-Chauvinismus“ hat ganz sicher im Zusammenhang mit den sozio- 
ökonomischen Sorgen eines bedeutenden Teils der europäischen Wählerschaft 
Anklang gefunden: So geben 68 % derjenigen, die rechtsradikale Bewegungen 
unterstützen, an, dass sie gegen die Hilfspläne der EU für Länder der Eurozone 
seien, im Unterschied zu 40 % bei Sympathisantinnen und Sympathisanten ande¬ 
rer Parteien. Besonders hoch ist das Niveau der Ablehnung bei den Wählerinnen 
und Wählern der Partei Die Finnen (91 %), der niederländischen PW (83 %) 
oder des Front National (73 %) in Frankreich. Es erreicht 93 % in Italien bei der 
Anhängerschaft der Lega Nord, bei der sich die Kritik an den Rettungsplänen mit 
den früheren separatistischen Forderungen der Bewegung Umberto Bossis ver¬ 
bindet und die Liga zur Inkarnation eines prosperierenden Italien macht, das sich 
weigert, den Süden finanziell zu unterstützen. 

Ausgehend von den Daten der European Parliament Election Study 2014 kön¬ 
nen soziodemografische Veränderungen und Einstellungsveränderungen in Bezug 
auf die Unterstützung der Rechtsradikalen in den Mitgliedsstaaten, in denen diese 
Gruppierungen zur Europawahl von 2014 angetreten waren, gemeinsam unter¬ 
sucht werden. Anhand der Daten lassen sich insgesamt 21 populistische rechtsra¬ 
dikale Gruppierungen ausmachen, die sich über 18 Länder der EU verteilen, 
darunter 10 aus der EU 15 (vgl. Liste 2 im Anhang). Die Determinanten der 
Unterstützung für diese Parteien werden unter mehreren ideologischen Aspekten 
betrachtet, ausgehend von einfachen Indikatoren, die die Umverteilung des Wohl¬ 
stands, die gleichgeschlechtliche Ehe, die Einwanderungskontrolle, die europäi¬ 
sche Integration und die Leistungsbilanz der nationalen Regierung betreffen. 
Diese Variablen entsprechen den in der Literatur zur Wahl rechtsradikaler Par¬ 
teien als maßgeblich geltenden Einstellungen. Die Auswirkung dieser Einstel¬ 
lungsfaktoren wird von Variablen des Geschlechts, des Alters, der Bildung und 
der sozialen Schicht bestimmt, aber auch von Dummy-Variablen für alle 18 Län¬ 
der zusammen innerhalb eines Modells der binären logistischen Regression (vgl. 
Tab. 2 und Kasten). 8 


8 Die logistische Regression ist eine für die Wahlanalyse geeignete Methode (Dow und 
Endersby 2004). Sie ermöglicht es, binäre Logits für die Vergleiche zwischen den vorlie¬ 
genden Alternativen zu schätzen. Die abhängige Variable ist hier das Gesamt der abgegebe¬ 
nen Stimmen, dichotomisiert zwischen den Parteien der populistischen radikalen Rechten 
und den anderen Parteien. Solche Modelle bieten außerdem den Vorteil, für die unabhängi¬ 
gen Variablen von keinerlei Hypothese der Varianznormalität, -linearität und -homogenität 
auszugehen (Long und Freese 2006). Die Verwendung von Dummy-Variablen für die 18 
Länder erlaubt es, die nicht beobachtete Heterogenität unter Kontrolle zu bringen, die natio¬ 
nalen Variationen und Besonderheiten zugeschrieben werden könnte. 
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Tab. 2 Logistische Regression von soziodemografischen Determinanten und Einstel¬ 
lungsdeterminanten für die Wahl radikaler Rechtspopulisten bei den Europawahlen 2014. 
(Quelle: European Parliament Election Study 2014, Voter Study) 



B 

Sig. 

Für eine Umverteilung des Wohlstands 21 

-0,047 

** 

Für die gleichgeschlechtliche Ehe a 

-0,061 

*** 

Für eine restriktive Einwanderungspolitik 21 

0,200 

*** 

Die europäische Einigung müsste viel weiter gehen 21 

-0,171 

*** 

Nicht einverstanden mit der Leistungsbilanz der nationalen Regierung* 5 

0,920 

*** 

Mann (REF) 



Frau 

-0,596 

*** 

18-24 Jahre (REF) 



25-39 Jahre 

-0,145 


40-54 Jahre 

-0,270 


55 Jahre und mehr 

-0,475 


Alter bei Schul- oder Hochschulabschluss (15 Jahre) (REF) 



16-19 Jahre 

0,062 


20 Jahre und mehr 

-0,107 


Manager, Freie Berufe (REF) 



Selbstständige, Unternehmer 

0,371 


Angestellte 

0,504 

** 

Arbeiter 

0,573 

** 

Hausfrau/Hausmann, nicht berufstätig 

0,442 


Arbeitslose 

0,624 

** 

Rentnerin/Rentner 

0,250 


Studierende 

0,549 


Konstante 

-1,762 

*** 


Anmerkung: Binäre logistische Regression: Rechtsradikale = 1, andere Parteien = 0; 
abgegebene Stimmen insgesamt ohne Enthaltungen N = 8451; 18 Länder, 21 populistische 
rechtsradikale Parteien; Chi 2 = 1253,3, dl = 35, p < 0,001, Nagelkerke Pseudo-R 2 = 0,29; 
Variablen von (in der Ergebnis-Tabelle nicht enthaltenen) Kontroll-Dummies für Deutsch¬ 
land, Österreich, Belgien, Bulgarien, Dänemark, Finnland, Frankreich, Griechenland, 
Ungarn, Italien, Litauen, Niederlande, Polen, Rumänien, Slowakei, Slowenien, Schweden 
(Vereinigtes Königreich = Ref.) 

*/? < 0,05; **p < 0,01; ***/? < 0,001 
a Einstellungsindikatoren [Skala von 0-10] 
b Dichotomisierte Variable (Zustimmung = Ref./Ablehnung) 
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Interpretation der logistischen Regression in Tab. 2 

Die logistische Regression ist eine statistische Technik, die den Zweck hat, 
ein Modell zu konstruieren, das ein Verhalten zu erklären ermöglicht - hier 
die Stimmabgabe zugunsten rechtsradikaler Parteien. Dieses Verhalten wird 
anhand eines Komplexes ideologischer Faktoren (Meinungen über die Ein¬ 
wanderung oder die europäische Integration) und soziodemografischer Daten 
(Geschlecht, Alter, Beruf) verdeutlicht. Im vorliegenden Fall misst die logis¬ 
tische Analyse den Einfluss jedes Faktors auf das Votum für rechtsradikale 
Populist/innen. Der Koeffizient (B) erlaubt zu bestimmen, ob ein gegebener 
Faktor die Neigung, diese Parteien zu wählen, erhöht (positiver Koeffizient) 
oder im Gegenteil mindert (negativer Koeffizient). Die Unterstützung für eine 
rigide Einwanderungspolitik erhöht zum Beispiel die Neigung, für die rechts¬ 
radikalen Populist/innen zu stimmen (Koeffizient = 0,2), dagegen verringert 
die Zustimmung zu gleichgeschlechtlichen Ehen die Wahrscheinlichkeit einer 
solchen Wahl (Koeffizient = 0,06). 

Die logistische Regression ermöglicht durch die Neutralisierung der Wir¬ 
kung der anderen Variablen eine Bewertung der Wirkung jedes einzelnen 
Faktors. So wird die Wirkung des Geschlechts zum Beispiel „bei ansonsten 
gleichen Bedingungen“ gemessen, das heißt, indem den Variablen Rechnung 
getragen wird, die den anderen Faktoren zuzuschreiben sind. Diese Technik 
ermöglicht daher, die individuelle Wirkung jedes Faktors zu messen. 

Die statistische Bedeutung jedes Koeffizienten erlaubt schließlich, die 
wirklich bedeutenden Effekte dort zu isolieren, wo die Unterschiede am 
deutlichsten markiert sind. Die statistische Bedeutung wird in probabilis¬ 
tischen Begriffen ausgedrückt, normalerweise werden die Faktoren, deren 
Wirkung bedeutsam ist, mit einem oder zwei Sternchen gekennzeichnet, die 
dem Niveau der statistischen Bedeutung entsprechen. So ist der Effekt des 
Geschlechts in Tab. 2 hochgradig signifikant, die bei der Variable Alter zu 
beobachtenden Unterschiede sind es dagegen nicht und es lassen sich keine 
mit dem Alter der Befragten verbundenen Effekte erkennen. 

Im Hinblick auf das soziodemografische Profil der radikalen Rechten bestätigen die 
Ergebnisse, dass das für diese Parteien charakteristische gender gap (Givens 2004) 
fortbesteht, obwohl die letzten nationalen Untersuchungen zeigen, dass die Über¬ 
repräsentanz der männlichen Wähler, insbesondere in Frankreich, im Schwinden 
begriffen ist. Im Jahr 2014 zeigt sich bei den Frauen auch weiterhin eine sehr viel 
schwächere Neigung, für die rechtsradikalen Populisten zu stimmen (der negative 
Korrelationskoeffizient liegt bei —0,59, Tab. 2). Dagegen lässt sich kein maßgebli¬ 
cher Effekt des Alters oder des Alters bei der letzten Abschlussprüfung beobachten, 
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wobei letztere Variable zur Messung des Abschlussgrades zweifellos ein unzuläng¬ 
liches Proxy darstellt. In Bezug auf die soziale Schicht lässt sich eine inzwischen 
klassische Struktur der Wählerschaft populistischer radikaler Rechter ausmachen, 
die vor allem von den unteren Schichten und prekarisierten Gruppen der Bevöl¬ 
kerung geprägt wird. Die Ergebnisse zeigen, dass Arbeiter/innen (B = 0,57), 
Arbeitslose (B = 0,62) und, in geringerem Maße, auch Angestellte (B = 0,5) einen 
zunehmenden Hang haben, sich den Bewegungen der radikalen Rechtspopulist/ 
innen zuzuwenden (Tab. 2). Diese Proletarisierung steht auf nationaler Ebene seit 
zwanzig Jahren im Zentrum der Wahldynamik der radikalen Rechten (Rydgren 
2013) und wird in Ländern wie Österreich und Frankreich besonders sichtbar. 

In Bezug auf die Einstellungen belegen die Daten die Bedeutung kultureller 
und politisch-institutioneller Dimensionen für das Votum zugunsten rechtsradikaler 
Gruppierungen ebenso wie sie den Vorrang ideologischer Determinanten bei der 
Strukturierung der Unterstützung für diese politische Familie bestätigen. Wenig 
überraschend ist, dass der Widerstand gegen die Einwanderung die Neigung, sich 
den populistischen rechtsradikalen Parteien zuzuwenden, in maßgeblicher Weise 
erhöht (B = 0,2); dies ist eine Übereinstimmung mit den wesentlichen Aussagen 
der Literatur zu dieser Frage (Zhirkov 2014). Halten wir fest, dass der Effekt dieser 
Variable unter allen getesteten Indikatoren am deutlichsten und stärksten zu beob¬ 
achten ist. 9 Auch die Ablehnung der europäischen Integration spielt bei der Unter¬ 
stützungsstruktur für Parteien wie FPÖ, FN, UKIP, DF und andere anlässlich der 
Europawahlen von 2014 eine maßgebliche Rolle: Das Ausmaß der Unterstützung 
der europäischen Einheit verringert die Wahrscheinlichkeit, für eine der populisti¬ 
schen rechtsradikalen Gruppierungen zu stimmen, auf spürbare Weise (B = 0,17). 
Der Größe nach ist dieser Effekt praktisch mit dem der Einstellung zur Einwande¬ 
rung vergleichbar, was belegt, wie stark die Herausforderungen bezüglich der EU 
für die Wähler/innen der Parteien dieses Typs ins Gewicht fallen. 10 

Die Unzufriedenheit mit dem Aufbau Europas findet ihre Entsprechung in der 
deutlichen Opposition dieser Wähler/innen gegenüber der Bilanz der nationalen 


9 In der logistischen Regression ist es möglich, den Beitrag jedes einzelnen Faktors zu bewer¬ 
ten, das heißt sein Gewicht für das Verständnis des Phänomens. Dieser Beitrag wird mit der 
Wald-Statistik gemessen, die man erhält, wenn man den Koeffizienten B durch seinen Stan¬ 
dardfehler teilt. Innerhalb eines Modells erlaubt es die Wald-Statistik unter bestimmten Vo¬ 
raussetzungen, die Faktoren in der Reihenfolge ihres Gewichts zu „hierarchisieren“. 

10 Diese Ergebnisse stimmen mit den wesentlichen Schlussfolgerungen von Werts, Scheepers 
und Lubbers (2013) überein. Diese Autoren zeigen, dass der Euroskeptizismus einen Erklä¬ 
rungsfaktor für die Wahl der Rechtsradikalen jenseits von Xenophobie oder politischem 
Misstrauen darstellt. 
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Regierungen: In den entsprechenden Zusammenhängen legen die Unterstützer/ 
innen der radikalen Rechten ein sehr großes Misstrauen gegenüber den zustän¬ 
digen Exekutiven an den Tag (B = 0,92). Der statistisch signifikante Effekt der 
Missbilligung gegenüber amtierenden Regierungen verdeutlicht und bestätigt die 
Reichweite nationaler Herausforderungen und Kreisläufe bei den Europawahlen 
und auch, dass die populistischen Rechten für die Artikulation der Protestwähler/ 
innen die Funktion von Volkstribunen übernehmen. 


5 Perspektiven 

Trotz bedeutender Zugewinne im Mai 2014 nehmen die populistischen radikalen 
Rechten und darüber hinaus die euroskeptischen Kräfte insgesamt innerhalb der 
Institutionen der EU auch weiterhin nur eine Minderheitenposition ein. Alles in 
allem vereinigen die großen Gruppierungen des Mainstreams - die Konservativen, 
die Sozialdemokraten, die Liberalen und die Ökologen als historische Treuhänder 
des europäischen Aufbauprojekts - immer noch 70 % der Sitze im europäischen 
Parlament von Straßburg auf sich. Die in der Galaxie der Euroskeptiker 11 verstreu¬ 
ten Parteien der Rechtspopulisten sind heute gegenüber dem Kern der Europä¬ 
ischen Union marginalisiert. Diese Situation entspricht im Großen und Ganzen der 
Isolation, unter der manche dieser Parteien auf nationaler Ebene leiden. Der 
Zusammenschluss einer Parlamentsfraktion im Rahmen des europäischen Bündnis¬ 
ses für die Freiheit unter dem Vorsitz Marine Le Pens im Juni 2015 stellt zweifellos 
eine wichtige Etappe auf dem Weg zur Konsolidierung einer ehedem zersplitterten 
politischen Familie dar. 12 Die neue Fraktion „Europa der Nationen und der Freihei¬ 
ten“ hält sich mit ihren 40 Mitgliedern (Stand: 14.3.2017) jedoch in bescheidenem 


n Die Kräfte, die sich gegen die Europäische Union wenden, verteilen sich auf die Frak¬ 
tionen Europäische Konservative und Reformer, Europa der Freiheit und der direkten 
Demokratie und unter den Fraktionslosen. 2009 hatten die euroskeptischen Fraktionen 121 
Abgeordnete, 2014 verfügten sie insgesamt über 170 Sitze. 

12 Außer dem Front National (20 Mitglieder) umfasst die Fraktion Europa der Nationen und 
der Freiheit Abgeordnete der niederländischen PW (4), der italienischen Lega Nord (5), der 
österreichischen FPÖ (4) und des belgischen Vlaams Belang (1), eine sezessionistische Vertre¬ 
terin der britischen UKIP, Janice Atkinson, und einen unabhängigen rumänischen Parlamenta¬ 
rier, Laurentiu Rebega, sowie zwei Mitglieder der polnischen Kongres Nowej Prawicy, Michal 
Marusik und Stanislaw Zoltek. Seit dem 1. Mai 2016 ist auch Marcus Pretzell, der die AfD im 
Europaparlament vertritt, Mitglied dieser Fraktion. Den Vorsitz der Fraktion haben Marine Le 
Pen und der Niederländer Marcel de Graaf (PW) gemeinsam. Die Franzosen Bruno Gollnisch 
und Jean-Marie Le Pen dagegen sind ausgeschlossen worden, weil die Verantwortlichen sie für 
zu „extremistisch“ hielten. 
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Rahmen und bleibt angesichts ihrer uneinheitlichen Konstitution fragil. Sie könnte 
noch darunter zu leiden haben, dass die Bündnisse, die unter den populistischen 
pan-europäischen radikalen Rechten seit Mitte der 1980er Jahre geschmiedet wur¬ 
den, stets nur flüchtig waren (Ivaldi 2012). 

Ohne echte transnationale Dynamik und ohne die Macht, die Institutionen 
der Union zu blockieren, werden die rechtspopulistischen Parteien in Zukunft im 
Straßburger Parlament gleichwohl eine strategische Rückzugsbasis und bedeu¬ 
tende mediale, politische und finanzielle Ressourcen finden. Diese Bewegungen 
bergen übrigens ein beträchtliches Potenzial, als Störenfriede zu fungieren. Das 
Europäische Parlament ist ein privilegiertes Forum für den gegen das Establish¬ 
ment gerichteten Populismus des FN, der FPÖ und ihrer Verbündeten und für die 
Fortsetzung ihres Geschäfts der Delegitimierung von Institutionen, Eliten und 
politischen Zielen der EU. 

Die Wahlen von 2014 haben eine zunehmende Europäisierung der öffentlichen 
Debatte belegt. Dieser Prozess wurde durch die Finanz- und Wirtschaftskrise und 
die Auseinandersetzungen über den Euro und die Sparpolitik in der EU verstärkt. 
Selbst wenn es natürlich auch rein nationale Anliegen gab, wurde die Wahl doch 
durch das wachsende Gewicht der europäischen Herausforderungen im Zusam¬ 
menhang mit Fragen der Wirtschaft, der Migration und der Institutionen geprägt. 
In dieser Hinsicht haben der Vertrag von Lissabon und die Wahl eines Spitzen¬ 
kandidaten zum Kommissionspräsidenten durch das Parlament einen Teil dazu 
beigetragen, das chronische Demokratiedefizit der EU zu reduzieren. Kürzlich hat 
Sauger darauf aufmerksam gemacht, dass wir allmählich eine „wachsende Hybri¬ 
disierung“ von nationaler und europäischer Ebene erleben (Sauger 2015, S. 44). 
Diese Kristallisation unmittelbar mit der europäischen Integration verbundener 
Fragen auf nationaler Ebene bietet heute dem Euroskeptizismus der rechtsradika¬ 
len Populist/innen breiten Raum, sich zu artikulieren. 

In vielen Mitgliedstaaten hat die Europawahl vom Mai 2014 schließlich eine 
Momentaufnahme der politischen Kräfteverhältnisse geliefert, die das wachsende 
Gewicht von Parteien wie der UKIP, der FPÖ, des französischen FN, der däni¬ 
schen DF oder Der Finnen bei den Wahlen und ihren Druck auf die jeweiligen 
Parteiensysteme beweist. Die Wirkung der populistischen radikalen Rechten 
dürfte besonders deutlich bei der Strukturierung nationaler Agenden und in der 
Ausrichtung der öffentlichen Politik zu spüren sein, wenn es um die Schlüssel¬ 
bereiche von Einwanderung, Asyl und Integration geht. Der Einfluss, den diese 
Parteien ausüben, könnte auch in Ländern wie Finnland und dem Vereinigten 
Königreich, wo radikale populistische Gruppierungen wichtige europäische Ent¬ 
scheidungen direkt bedrohen, von allergrößter Bedeutung sein. 

Aus dem Französischen von Regine Othmer, Hannover 
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Anhang 

Liste 1: Ergebnisse der Parteien der radikalen und populistischen Rechten 
bei den Wahlen zum Europaparlament von 2014 


Land 

Partei 

Prozent 

2014 

Sitze 

2014 

Prozentuale 

Entwicklung 

2009-2014 

Prozent 

2009 

Sitze 

2009 

Belgien 

Vlaams Belang (VB) 

4,1 

1 

-5,7 

9,9 

2 

Bulgarien 

Ataka 

3,0 

0 

-9,0 

12,0 

2 

Dänemark 

Dansk Folkeparti (DF) 

26,6 

4 

+ 11,3 

15,3 

2 

Deutschland 

N ationaldemokratische 

Partei Deutschland (NPD) 

1,0 

1 

+0,6 

0,4 

0 

Deutschland 

Republikaner (REP) 

0,4 

0 

-0,9 

1,3 

0 

Deutschland 

Alternative für Deutschland 
(AfD) 

7,1 

7 

+7,1 

0,0 

0 

Finnland 

Die Finnen (PS) 

12,9 

2 

+3,1 

9,8 

1 

Frankreich 

Front National (FN) 

25,0 

24 

+ 18,6 

6,3 

3 

Griechen¬ 

land 

Goldene Morgenröte (XA) 

9,4 

3 

+9,4 

0,0 

0 

Griechen¬ 

land 

Orthodoxer Volksalarm 
(La. O. S.) 

2,7 

0 

-4,4 

7,1 

2 

Italien 

Lega Nord 

6,2 

5 

-4,1 

10,2 

9 

Italien 

Fratelli d’Italia - Alleanza 
Nazionale 

3,7 

0 

+3,7 

0,0 

0 

Litauen 

Partei Ordnung und Gerech¬ 
tigkeit (TT) 

14,3 

2 

+2,4 

11,9 

2 

Niederlande 

Partij voor de Vrijheid (PW) 

13,3 

4 

-3,7 

17,0 

5 

Österreich 

Freiheitliche Partei Öster¬ 
reichs (FPÖ) 

19,7 

4 

+7,0 

12,7 

2 

Österreich 

Bündnis Zukunft Österreich 
(BZÖ) 

0,5 

0 

-4,1 

4,6 

0 

Polen 

Kongres Nowej Prawicy 
(KNP) 

7,2 

4 

+7,2 

0,0 

0 

Portugal 

Partido Nacional Renovador 
(PNR) 

0,5 

0 

+0,1 

0,4 

0 
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Land 

Partei 

Prozent 

2014 

Sitze 

2014 

Prozentuale 

Entwicklung 

2009-2014 

Prozent 

2009 

Sitze 

2009 

Rumänien 

Partidul Romania Mare 
(PRM) 

2,7 

0 

-6,0 

8,7 

3 

Schweden 

Schwedendemokraten (SD) 

9,7 

2 

+6,4 

3,3 

0 

Slowakei 

Slowakische Nationalpartei 
(SNS) 

3,6 

0 

-1,9 

5,5 

1 

Slowenien 

Slowenische Nationalpartei 
(SNS) 

4,0 

0 

+ 1,2 

2,9 

0 

Spanien 

Falange Espanola de las 

JONS (FE-JONS) 

0,1 

0 

+0,1 

0,0 

0 

Spanien 

Democracia Nacional (DA) 

0,1 

0 

+0,1 

0,0 

0 

Ungarn 

Jobbik 

14,7 

3 

-0,1 

14,8 

3 

Vereinigtes 

Königreich 

UKIP 

26,8 

24 

+ 10,2 

16,6 

13 

Vereinigtes 

Königreich 

BNP 

1,1 

0 

-4,9 

6,0 

2 


Liste 2: Rechtspopulistische Parteien in der European Parliament Election 
Study 2014 (Voter Study) 


Land 

Partei 

Akronym 

N 

Belgien 

Vlaams Belang 

VB 

26 

Bulgarien 

Ataka 

ATAKA 

17 

Dänemark 

Dänische Volkspartei 

DF 

181 

Deutschland 

Alternative für Deutschland 

AfD 

56 

Finnland 

Die Finnen 

PS 

54 

Frankreich 

Front National 

FN 

58 

Griechenland 

Goldene Morgenröte 

XA 

59 

Griechenland 

Orthodoxer Volksalarm 

La. O. S. 

11 

Italien 

Lega Nord 

Lega Nord 

31 

Litauen 

Ordnung und Gerechtigkeit 

TT 

68 

Niederlande 

Partij voor de Vrijheid 

PW 

40 
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Land 

Partei 

Akronym 

N 

Österreich 

Freiheitliche Partei Österreichs 

FPÖ 

109 

Österreich 

Bündnis Zukunft Österreich 

BZÖ 

7 

Polen 

Kongress der neuen Rechten 

KNP 

31 

Rumänien 

Großrumänien-Partei 

PRM 

6 

Schweden 

S eh wedendemokraten 

SD 

53 

Slowakei 

Slowakische Nationalpartei 

SNS 

7 

Slowenien 

Slowenische Nationalpartei 

SNS 

8 

Ungarn 

Jobbik 

Jobbik 

53 

Vereinigtes Königreich 

Partei für die Unabhängigkeit des 
Vereinigten Königreichs 

UKIP 

136 

Vereinigtes Königreich 

Britische Nationalpartei 

BNP 

3 



Insgesamt 

1014 


Quelle: European Parliament Election Study 2014, Voter Study, N = 30.064 Interviews, 
total vote declare N = 14.484, EU 28, Daten nicht gewichtet, http://eeshomepage.net/ees- 
2014-study/ (22.09.2016) 


Zitierte Parteiprogramme 

AfD (2014). Alternative für Deutschland. Mut zu Deutschland. Für ein Europa 
der Vielfalt. Programm der Alternative für Deutschland (AfD) für die Wahl 
zum Europäischen Parlament am 25. Mai 2014 (http://www.alternativefuer. 
de/wp-content/uploads/sites/7/2014/04/Europaprogramm-der-AfD 1 .pdf 
(14.11.2016) 

DF (2014). Dansk Folkeparti Mere Danmark, Mindre EU. Europaparlament Val- 
get 2014 Program, http://www.transparens.eu/ (14.11.2016) 

FN (2012). Front national Grece et Euro: les Frangais n’en peuvent plus de payer! 
Communique, 21 novembre. http://www.frontnational.com/2012/ll/grece-et-euro- 
les-francais-nen-peuvent-plus-de-payer/ (14.11.2016) 

FN (2014). Front national. Non ä Bruxelles, Oui ä la France. Elections europeennes - 
25 mai. http://www.fn3 1 .fr/wp-content/uploads/2014/05/profession-de-foi- 
de-louis-aliot-candidat-de-leuro-circonscription-sud-ouest-europeennes-france- 
mai-2014.pdf (14.11.2016) 

FPÖ (2014). Freiheitliche Partei Österreichs. Programm, http://www.fpoe.eu/ 
dokumente/programm/ (14.11.2016) 
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LN (2014). Lega Nord. Elezioni Europee 25 Maggio 2014. Programma elettorale. 
http://www.leganord.org/phocadownload/elezioni/europee/Programma%20 
elettorale%20europee%202014.pdf (14.11.2016) 

PS (2014). Perussuomalaiset. The EU Parliament Election Program 2014. https:// 
www.perussuomalaiset.fi/wp-content/uploads/2013/04/EU_ELECTION_PRO- 
GRAMME_2014_ v 1. pdf (14.11.2016) 

PW (2014). Partij voor de Vrijheid. Verkiezingsprogramma Europees Parlement 
2014. https://www.pvv.nl/images/PVV-verkiezingsprogramma_EP_2014.pdf 
(14.11.2016) 

UKIP (2014). United Kingdom Independence Party. Create an earthquake. UKIP 
Manifesto. https://d3n8a8pro7vhmx.cloudfront.net/themes/5308a93901925b5b 
09000002/attachments/original/1398 869254/EuroManifestoLaunch. 
pdf? 1398869254 (14.11.2016) 
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Europa als Projektionsfläche, 
Handlungsraum und Konfliktfeld. 
Die extreme Rechte als europäische 
Akteurin? 

Fabian Virchow 


Das Votum einer Mehrheit der britischen Bevölkerung für den Austritt des Landes 
aus der Europäischen Union (EU) im Frühsommer 2016 hat die extreme Rechte 
in zahlreichen europäischen Ländern elektrisiert, scheint es doch zu beweisen, 
dass viele Menschen der EU überdrüssig sind und eine Rückkehr zu nationalstaat¬ 
licher Souveränität befürworten. Entsprechend drängten etwa der Front Natio¬ 
nal (FN), die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) oder die niederländische 
Partij voor de Vrijheid (PW) darauf, auch in anderen Ländern Referenden durch¬ 
zuführen. Auch führende Vertreter der Lega Nord (LN) sowie der griechischen 
Chrysi Avgi stimmten in diesen Chor ein. Weitere Austritte aus der EU brächten 
die unbedingten Souveränisten den Vorstellungen einer anderen interstaatlichen 
Ordnung Europas beträchtlich näher. Ob die Mitte Juli 2016 bekannt gewordene 
Befragung des Pariser IFOP-Instituts, der zufolge in einigen europäischen Gesell¬ 
schaften die Zustimmungswerte zur EU nach der Brexit-Entscheidung signifikant 
gestiegen sind, eine dauerhafte Veränderung der Stimmungslage zum Ausdruck 
bringt, bleibt abzuwarten. 

Vielfach wird der extremen Rechten und rechtspopulistischen Akteur*innen 
in der politischen Debatte um den Stand und die Entwicklung einer europä¬ 
ischen Einigung 4 vorgeworfen, deren breit gefächerte Ablehnung der EU (vgl. 
Virchow 2013b) sei ,europafeindlich 4 . Diese Kritik ist zumindest ungenau, denn 
sie lässt unbeachtet, dass dieses politische Spektrum eigene Vorstellungen davon 
hat, was ,Europa 4 ausmacht und wie die Staaten des Kontinents ihre Bezie- 
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hungen zueinander inter- oder supranational ordnen. Der folgende Text stellt 
zunächst verschiedene Konzeptualisierungen ,Europas 4 und des europäischen 
Erbes 4 im Spektrum der extremen Rechten vor, skizziert unterschiedliche Ansätze 
der extremen Rechten, regionale, nationale und supranationale Ordnung zu 
organisieren, und verdeutlicht dann die Grundzüge eines auf völkischem Natio¬ 
nalismus basierenden Antiamerikanismus. Abschließend werden ausgewählte 
Anläufe zur Bildung einer nationalistischen Internationale 4 diskutiert. 


1 Grundverständnisse ,europäischer Identität' 

Wenn die extreme Rechte in den Diskussionen um die EU und die europäische 
Gemeinschaftswährung vielfach betont, sie verstehe sich in ihrer Kritik nicht als 
anti-europäisch, so ist zunächst einmal danach zu fragen, welches Verständnis 
von ,Europa 4 in diesem politischen Spektrum existiert, auf das in den jeweiligen 
Narrationen, in der politischen Rationalität sowie im politischen Handeln positiv 
Bezug genommen wird. Die dabei erkennbar werdenden Ideen und Vorstellungen 
dessen, was als , Europa 4 oder , europäisch 4 markiert wird, sind durchaus nicht 
einheitlich. Dies liegt zum einen daran, dass sie sich auf unterschiedlichen Ebe¬ 
nen bewegen, also etwa über eine geografische Bestimmung (der Grenzen) Euro¬ 
pas nachdenken oder eine europäische Identität 4 zu bestimmen versuchen, zum 
anderen jedoch auch daran, dass entsprechende Fragen unterschiedlich beantwor¬ 
tet werden. 

Die territoriale Bestimmung ist dabei weniger konflikthaft, zumal große Einig¬ 
keit darüber besteht, wer nicht dazu zu zählen sei. Dies gilt insbesondere für die 
Türkei und Israel. Hinsichtlich der Türkei führen die rassistischen und völkischen 
Ideologeme dazu, jede Option einer EU-Mitgliedschaft der Türkei und Vereinba¬ 
rungen zur Personenfreizügigkeit scharf zu verurteilen (vgl. exemplarisch zur FPÖ 
Virchow 2007, S. 65). In die perhorreszierenden Narrationen über einen angeb¬ 
lichen „Türkensturm 44 (vgl. Knop 2006, S. 26) werden historische Bezüge ein¬ 
gewoben, die die immerwährende Gefährdung des christlichen Europa 4 durch 
muslimische Aggressoren beschwören, zugleich aber auch die Wehrhaftigkeit der 
christlichen Akteure heraussteilen. Entsprechend finden sich in der Propaganda der 
FPÖ zahlreiche Bezüge zur Belagerung Wiens durch osmanische Streitkräfte, die 
dort 1683 eine bedeutende Niederlage erlitten (vgl. Wodak und Forchtner 2014). 
Auch die Besetzung einer im Bau befindlichen Moschee im südfranzösischen 
Poitiers durch etwa siebzig Aktivistinnen der Gruppe Generation Identitaire im 
Oktober 2012 (vgl. Virchow 2015) machte durch die Wahl des Ortes sowie die pro¬ 
minente Platzierung der Zahl 732 auf ein historisches Ereignis aufmerksam - die 
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Schlacht von Tours und Poitiers, in deren Verlauf Truppen unter dem Kommando 
von Karl Martell eine nach Gallien vorgedrungene Streitmacht muslimischer Ara¬ 
ber zurückschlugen (vgl. Nonn 1990). Israel wird in der extrem rechten Sicht ent¬ 
weder das Recht auf Staatlichkeit grundsätzlich abgesprochen (vgl. dazu Globisch 
2011, S. 203 f.) oder als nicht-europäische und - in Anlehnung an Carl Schmitt 
ähnlich wie die Türkei und die USA - als ,raumfremde Gesellschaft 4 klassifiziert 
(vgl. zur extremen Rechten in Deutschland Virchow 2006, S. 184 ff.). Rechtspopu¬ 
listische Akteur*innen suchen in ihrem Bestreben nach Bildung einer antimusli¬ 
mischen Front jedoch bisweilen den Kontakt zu rechtsnationalistischen politischen 
Kräften in Israel und ordnen Israel dabei ,dem Abendland 4 zu (vgl. dazu Globisch 
2011, S. 221 f.). 

Das Verständnis dessen, was ,Europa 4 beziehungsweise europäische Identi¬ 
tät 4 wesenhaft ausmache, ist in der extremen Rechten durchaus nicht einheitlich. 
Als Idealtypen lassen sich die , christlich-abendländische 4 Erzählung und die 
,germanisch-heidnische 4 Narration unterscheiden, die jedoch in den jeweiligen 
programmatischen Schriften und tagesaktuellen Positionierungen nicht immer bei 
allen extrem rechten Vereinigungen dezidiert ausbuchstabiert sind. Letztgenannte 
kommt - für den deutschsprachigen Kontext - beispielsweise in der Formulie¬ 
rung eines ehemaligen Landtagsabgeordneten der NPD zum Ausdruck, für den 
,Europa 4 seit der Spätantike die „germanische Welt 44 gewesen ist, gestaltet von 
„den germanischen Stämmen der Völkerwanderung und ihren Adelsgeschlech¬ 
tern, die bis heute die Spitze der europäischen Gesellschaft 44 darstellten. Gegen 
das Christentum als „eine wissenschafts- und lebensfeindliche Ideologie 44 habe 
das NS-Regime in Gestalt der Computer-, Raketen- und Atomtechnologien die 
Grundlagen für einen weltweiten ökonomischen Aufschwung und Strukturwandel 
gelegt (Baßler 1996, S. 51, 61, 72). 

International einflussreich hinsichtlich einer solchen Erzählung war insbeson¬ 
dere das französische Groupement de recherche et d’etudes pour la civilisation 
europeenne (GRECE), das die Ablehnung des jüdisch-christlichen Erbes mit der 
Propagierung des Heidentums und der Betonung der Überlegenheit der festli¬ 
chen Zivilisation 4 verbindet (vgl. McCulloch 2006; Zinell 2007). Nicht zuletzt in 
den breit rezipierten anti-christlichen Arbeiten Alain de Benoists wird die Fähig¬ 
keit zur technologischen Innovation auf eine spezifische europäische Mentalität 
zurückgeführt, die weit zurückliegende Wurzeln habe und den spirituellen und 
politischen Versuchen der Zähmung seitens des ,Judäo-Christentums 4 im Kern 
widerstanden habe. Dabei wird der ,Hauptfeind 4 im „bürgerliche[n] Liberalis¬ 
mus 44 und im „atlantisch-amerikanische[n] Westen 44 (Benoist 1985, S. 132 f.) 
sowie im Christentum ausgemacht, die mit universalistischen Ideen zur Nivellie¬ 
rung natürlich bedingter Unterschiede und Hierarchisierungen beigetragen hätten. 
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Entsprechend bedürfe es der Wiederbelebung von anti-egalitären und organizisti- 
schen Denkansätzen vorliberaler Epochen - eben des Heidentums (vgl. Benoist 
1982), um der Machtgeltung Europas in einer hierarchisch strukturierten interna¬ 
tionalen Ordnung wieder zur Verwirklichung zu verhelfen (vgl. Benoist 1979). 

Die Berufung auf hierarchisch gegliederte, um ,Priester 4 , ,Krieger 4 und 
,Bauern 4 organisierte Gesellschaften wird von anderen Vertreterinnen der 
extremen Rechten wie etwa dem 2003 verstorbenen Aleksandr Panarin hinge¬ 
gen mit der Forderung nach einer Wiederaufwertung des Religiösen und seiner 
institutionalisierten Formen - hier konkret des orthodoxen Christentums - als 
Grundlage eines zukünftigen eurasischen Reiches verbunden (Peunova 2008, 
S. 414 f.). Im Falle der Lega Nord findet sich eine Bezugnahme auf eine christ¬ 
liche Identität Europas 4 , die mit einer regionalistischen Identität - ,Padanien 4 - 
verknüpft wird (Ruzza und Fella 2009, S. 84). Für etliche extrem rechte und 
rechtspopulistische Parteien und Vereinigungen sind - nicht zuletzt aufgrund 
tief verankerter gesellschaftlicher Strukturen des Katholizismus - fundamen¬ 
talistische Auslegungen christlicher Religiosität bedeutsame weltanschauliche 
Säulen, so etwa bei der italienischen Alleanza Nazionale. 

Die Berufung auf ein ,christlich-abendländisches 4 (im Rechtspopulismus auch 
,christlich-jüdisches 4 ) Erbe Europas ist in der Agitation extrem rechter Parteien 
Europas in den letzten Jahren, insbesondere im Zusammenhang mit dem Bedeu¬ 
tungszuwachs des anti-muslimischen Rassismus, in den Vordergrund gerückt. 
Dies gilt etwa für die slowakische SNS: Sie stellt das Christentum als Fundament 
europäischer Zivilisation heraus, das gegen Multikulturalismus zu verteidigen sei, 
und bringt es explizit in Frontstellung zur ,Islamisierung 4 . 


2 Europa als identitäre Heimat und imperialer 
Machtblock 

Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass nicht alle extrem rechten Parteien, die in 
den letzten Jahren scharf gegen die EU und die gemeinsame europäische Wäh¬ 
rung agitiert haben, diese Position schon immer vertreten haben. Dies gilt bei¬ 
spielsweise für die FPÖ, die in den 1980er Jahren der Integration Österreichs in 
die EU noch positiv gegenüberstand (vgl. Pollak und Slominski 2002; Virchow 
2008). Der Front National hatte zunächst eine ambivalente Haltung (vgl. Star¬ 
tin 2005; Bar-On 2008, 2011) und auch die Lega Nord veränderte ihre zunächst 
EU-freundliche Haltung erst im Laufe der Jahre zu einer scharfen EU-Kritik (vgl. 
Chari et al. 2004; Giordano 2004; Ruzza und Fella 2009, S. 83). Andere Par¬ 
teien wie die Republikaner (REP) in Deutschland oder die Liga der polnischen 
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Familien traten stets gegen die EU und gegen eine Mitgliedschaft des jeweiligen 
Nationalstaats auf, letztere auch mit der Behauptung, die EU bedrohe die Grund¬ 
lage Polens als katholische Nation (vgl. Lange und Guerra 2009). In der Zwi¬ 
schenzeit ist die Ablehnung der EU jedoch ein verbindendes Element der extrem 
rechten und rechtspopulistischen Parteien geworden. 

Insbesondere vor dem Hintergrund der ökonomischen Konkurrenz gegenüber 
den USA einerseits und asiatischen Nationen andererseits sowie mit Blick auf die 
in allen europäischen Gesellschaften beobachtbaren, wenn auch ungleichzeitig 
ablaufenden Immigrationsprozesse, die als Bedrohung der europäischen Identi¬ 
tät 4 interpretiert werden, halten auch die auf nationalstaatliche Souveränität ori¬ 
entierten extrem rechten und rechtspopulistischen Parteien und Vereinigungen ein 
gemeinsames Handeln der Staaten Europas für angezeigt. Die in diesem Kontext 
entwickelten Entwürfe völkischer, staatlicher und suprastaatlicher Ordnung kon¬ 
kurrieren mit liberalen und demokratischen Konzeptualisierungen Europas. 

Solche Entwürfe sind freilich nicht neu. Bereits in der Zwischenkriegszeit 
existierten mehrere Europadiskurse autoritär-nationalistischer und extrem rechter 
Provenienz, die etwa mit den Namen Julius Evola, Pierre Drieu la Rochelle (vgl. 
Shurts 2014) oder Oswald Mosley (vgl. Bar-On 2008, S. 330 f.) verbunden sind. 
In Deutschland setzte sich die nationalsozialistische Europa-Konzeption gegen 
andere Entwürfe durch - darunter auch gegen jene, die von faschistischen Bewe¬ 
gungen und Parteien in anderen europäischen Ländern formuliert worden waren 
(Grunert 2012). Das nationalsozialistische Europa-Konzept verband die Erobe¬ 
rung von , Lebensraum 4 im Osten mit der Etablierung eines vom Deutschen Reich 
kontrollierten ,Großraums 4 , dessen innere Struktur an rassistischen Kriterien aus¬ 
gerichtet war (vgl. Kietzin 2002). Die Tarnung deutscher Hegemonialpolitik als 
Europa-Idee (vgl. Opitz 1977; Blindow 1999, S. 67) und die Charakterisierung 
des Krieges gegen die Sowjetunion als europäischer Einigungskrieg 4 , so etwa 
seitens des hochrangigen SS-Führers Franz Alfred Six (vgl. Hachmeister 1998, 
S. 239 ff.) bzw. der Waffen-SS als ,erste europäische Armee 4 , finden sich noch 
bis in die jüngste Vergangenheit im Diskurs der extremen Rechten (Sudholt 2006; 
Seidler 2004; Schönhuber 1999). 

Die als Alternativen zur EU entworfenen Modelle einer europäischen Ord¬ 
nung 4 lassen sich wie folgt benennen: das ,Europa der Vaterländer 4 , das Konzept 
des Reiches, das ,Europa der Regionen 4 und der ,Eurasismus 4 . Eine scharfe Tren¬ 
nung der Konzepte ist angesichts der Vielfalt der angebotenen Modelle, die sich 
mit Fragen der Zugehörigkeit, des Verhältnisses Region-Nation-überstaatliche 
Instanz sowie von Ordnungsmacht und Hierarchie befassen, nicht immer sinnvoll 
und hier nur skizzenhaft darstellbar. 

Ein eurasischer Ansatz wird - neben Panarin (vgl. Peunova 2008) - am dezi¬ 
diertesten von Aleksandr Dugin vertreten, der unter , Eurasien 4 einen Machtblock 
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versteht, der sich territorial bzw. geopolitisch von Südspanien und Irland bis an 
die Pazifikküste Russlands erstrecken und vom imperiumbildenden russischen 
Volk - bzw. dessen Elite - geführt werden soll; dabei werde es unweigerlich 
zu einem finalen Konflikt mit den USA kommen (vgl. Höllwert 2007; Lamelle 
2006; Shekhovtsov 2008). Dugin, der den geopolitischen Abstieg Europas unter 
anderem auf dessen Zersplitterung in Nationalstaaten zurückführt (vgl. Shlapen- 
tokh 2007), befürwortet eine enge Allianz mit Deutschland, dem er eine Ord¬ 
nungsfunktion gegenüber Zentraleuropa und Italien zuweist, sowie mit Japan und 
einem anti-westlich agierenden Iran. 

In der deutschsprachigen extremen Rechten kursierende Reichsideen sehen die 
supranationale Struktur stark auf eine deutsche Hegemonie zugeschnitten (vgl. 
Virchow 2006) und verweisen vielfach auf das Staufer-Reich: „Mit den Staufern 
verging die großartige Vision der Gestaltung Europas im 13. Jahrhundert. Fortan 
sollten nicht mehr die Deutschen das europäische Geschehen, sondern fremde 
Mächte die Geschicke Deutschlands bestimmen“ (Sudholt 2006, S. 147). Autoren 
des GRECE haben in frühen Schriften insbesondere die Figur Karl des Großen 
aufgerufen, da dieser zugleich französische wie deutsche Geschichte repräsen¬ 
tiere und damit einseitiger nationaler Vereinnahmung entgehe (vgl. Zinell 2007, 
S. 400 ff.). Beide Staaten - so die Zielsetzung - sollten gemeinsam als Kern eines 
entamerikanisierten Europas fungieren, in welchem der völkischen und kultu¬ 
rellen Heterogenität in regionalistischen Bezugssystemen Raum gegeben werde. 
Die Führung des Reiches als supranationale und sakralisierte Institution obliege 
einer neuen Aristokratie. Die Idee einer Machtachse wird über Paris und Berlin 
bis nach Moskau und Tokio fortgesponnen. 

Fokussieren manche Ansätze auf die supranationale Dimension, so relativie¬ 
ren andere Konzepte, u. a. in der Tradition der Nouvelle Droite, die Zentralität 
des Nationalstaates, indem sie für ein ,Europa der Regionen 4 plädieren, das die 
Anforderung einer angeblichen ethnischen Homogenität auf sogenannte Volks¬ 
gruppen wie Korsen, Bretonen, Friesen, Flamen usw. bezieht (vgl. Spektorowski 
2003a, b; Salzborn und Schiedel 2003). 

Der Topos des ,Europas der Vaterländer 4 bzw. ,der Völker 4 findet sich in zahl¬ 
reichen programmatischen Äußerungen extrem rechter Parteien, so beim Vlaams 
Blök (vgl. Swyngedouw et al. 2007), dem Front National oder auch der NPD - 
was bei dieser eine langfristige Befürwortung der Reichsidee keineswegs aus¬ 
schließt, gelte es doch, in einer als wesenhaft um Lebenschancen konkurrierenden 
Welt Europa als „Lebenskampfgemeinschaft 44 (Dieke 2015) zu konstituieren. 

Schließlich findet sich in verschiedenen Diskursen ein positiver Bezug auf 
das Mitteleuropa-Konzept, das in der deutschsprachigen extremen Rechten eine 
gewisse Prominenz besitzt, lässt sich mit ihm doch das Plädoyer für ein starkes 
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Deutschland als Kraftzentrum in Europas Mitte verbinden (vgl. Chiantera-Stutte 
2003; Virchow 2006, S. 114 f.). 


3 Antiamerikanismus als kultureller Code 

Die extreme Rechte konstruiert,Europa 4 - als mythologisierte historische Essenz 
wie als angestrebtes Zukunftsmodell - in starkem Maße in Abgrenzung von 
,Amerika 4 , womit gemeinhin die USA gemeint sind. Das Bedrohungspotenzial 
wird dabei auf verschiedenen Ebenen verortet, die häufig ineinander übergehen. 
Hierzu zählt insbesondere die Globalisierung, die neben ökonomischen auch kul¬ 
turelle Dimensionen (, American way of life 4 ) aufweist. Schließlich werden auch 
Militäreinsätze, die unter maßgeblicher Beteiligung der US-Streitkräfte stattfin¬ 
den, in diesem Sinne interpretiert. 

Diese verschiedenen Dimensionen werden durch eine Liberalismus-Kritik 
gespeist, die sich - häufig unter Rückgriff auf Theoretiker des frühen 20. Jahr¬ 
hunderts wie Moeller van den Bruck (vgl. Weiß 2012) - gegen die anthropologi¬ 
schen Grundannahmen und die politische Agenda des Liberalismus richtet: „Er 
zersetze durch seine Überbewertung des Individuums die organischen sozialen 
Bindungen und den politischen Konsens; indem er subjektives Glück und mate¬ 
rielle Befriedigung über das Gemeinwohl stelle, verrate er die Gemeinschaft 
zugunsten einer mechanistisch funktionierenden Gesellschaft; (...) durch seinen 
abstrakt egalitären Ansatz nivelliere er die nationale, ethnische, historische und 
kulturelle Vielfalt, fördere die Vermassung, beschleunige die Entwurzelung und 
zerstöre damit das gemeineuropäische Erbe 44 (Christadler 1983, S. 210). 

Der zentrale Konstruktionsfehler der US-amerikanischen Gesellschaft wird 
in einer nicht-völkischen Grundausrichtung gesehen, die Herkunft in individuel¬ 
ler Perspektive betrachtet und damit auch kulturelle oder religiöse Präferenzen 
nicht als Ausdruck der Zugehörigkeit zu einem Kollektiv versteht. Die Idee vom 
,Schmelztiegel USA 4 , die in der gesellschaftlichen Realität an zahlreichen Dis¬ 
kriminierung spraxen scheitert, wird von der extremen Rechten als Versuch der 
Schaffung eines ,Einheitsmenschen 4 abgelehnt. Die Ansammlung von atomisier- 
ten Individuen könne keine organische Abstammungs-, Kultur- und Solidarge- 
meinschaft hervorbringen. 

Auch die US-amerikanische Geschichte wird in dieser Perspektive interpre¬ 
tiert und bewertet. So habe der Ausgang des Amerikanischen Bürgerkrieges dazu 
beigetragen, das ,alte Amerika 4 zu zerstören, indem das Gleichheitsversprechen 
wichtiger als das Freiheitsideal geworden sei. Statt an natürlichen Hierarchien 4 
habe sich das individuelle Handeln an materiellen Zielen zu orientieren begonnen. 
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Der Vorwurf des Materialismus setzt sich in der antiamerikanischen Kritik in der 
Behauptung der Kulturlosigkeit fort, der nicht nur im deutschsprachigen Rechts¬ 
extremismus der Topos des deutschen Idealismus 4 gegenübergestellt wird. Nicht 
zufällig firmierte ein von der NPD im Jahr 2002 organisierter Kongress unter dem 
Titel „Deutscher Geist statt amerikanische Dekadenz“ (Deutsche Stimme 10/2002, 
S. 14). 

Alle gesellschaftlichen Problemlagen und Konflikte der US-amerikanischen 
Gesellschaft werden unter Rückgriff auf diese analytische Perspektive gedeutet. 
So seien Amoktaten an Schulen als Ergebnis „einer durch und durch entsolidari- 
sierten und degenerierten, an Haupt und Gliedern kranken Konsumgesellschaft“ 
zu betrachten, welche „nicht in der Lage ist, andere Werte als den eines schran¬ 
kenlosen Individualismus zu vermitteln“ (Engelhard 1999, S. 6). 

Die US-amerikanische Geschichte des 20. Jahrhunderts wird als enthu- 
manisiert präsentiert, was zugleich den Nutzen verspricht, die Verbrechen der 
europäischen Kolonialmächte und besonders den Holocaust und die deutschen 
Kriegsverbrechen zu relativieren. Vor allem in der deutschsprachigen extrem 
rechten Deutung wird die US-amerikanische Politik des zweimaligen Kriegsein¬ 
tritts aufseiten der Gegner Deutschlands, die auf die Verhinderung einer imperi¬ 
alistischen Hegemonie Deutschlands zielte, als , anti-germanisch 4 bezeichnet. 
Die politische und militärische Macht, die auch heute noch den Wiederaufstieg 
Deutschlands (bzw. ,Europas 4 ) zur Weltmacht verhindere, seien die USA. 

Der Antiamerikanismus zieht sich als kultureller Code durch zahlreiche 
Beschreibungen und Interpretationen gegenwärtiger gesellschaftlicher und politi¬ 
scher Entwicklungen auf nationaler und internationaler Ebene (vgl. Beyer 2014). 
Dies gilt beispielsweise für die Globalisierung, die nicht als Ergebnis weltweit 
wirksamer Logiken kapitalistischen Wirtschaftens, sondern als Ausdruck eines 
spezifischen, in den USA bzw. an deren , Ostküste 4 verorteten Wirtschaftsver- 
ständnisses gedeutet wird (vgl. Virchow 2007). Auch die angebliche Zerstörung 
von , Volksidentitäten 4 wird im Zusammenhang mit der Globalisierung ange¬ 
prangert, da in ihr Migrationsprozesse und zunehmende Diversität angelegt 
seien. Als Teil einer antisemitischen Verschwörungsnarration wird der Begriff 
, Ostküste 4 von weiten Teilen der extremen Rechten als Chiffre für die angeblich 
vom Judentum dominierte Wall Street verwendet. Insofern soll der Begriff weni¬ 
ger einen konkreten Ort markieren als die Existenz einer kleinen verschworenen 
Gruppe von Akteur*innen andeuten, die entweder in jüdischem Auftrag handeln, 
selbst Jüdinnen oder Juden sind oder unter deren Einfluss stehen. Diese seien 
insbesondere in New York ansässig und werden als die eigentlichen Profiteure 
der Globalisierung vorgestellt (vgl. Virchow 2006, S. 78 f.). Die antiamerika¬ 
nische Sichtweise hat bei zahlreichen Gelegenheiten dazu geführt, dass sich die 


jycamus75@yahoo.fr 



Europa als Projektionsfläche, Handlungsraum und Konfliktfeld ... 


157 


extremen Rechten in internationalen Konflikten auf die Seite der Konflikt- bzw. 
Kriegsgegner der USA gestellt haben, weil die Beteiligung von Truppen den 
nationalen Interessen 4 widersprochen habe. Entsprechend haben große Teile der 
extremen Rechten in Europa im Konflikt um den Kosovo Ende der 1990er Jahre 
die Seite der serbischen Regierung bzw. der serbischen Bevölkerung unterstützt, 
so etwa die italienische Lega Nord, in Deutschland die NPD und die dänische 
Dansk Folkeparti (vgl. Virchow 2003; Schori Liang 2007). 

Gegen den ,materialistischen Liberalismus 4 berufen sich Vertreter*innen der 
extremen Rechten vielfach auf angeblich grundverschiedene Traditionen europä¬ 
ischen Denkens, die emphatisch angerufen werden, um eine Abkehr vom Ame¬ 
rikanismus 4 zu vollziehen. Im Antiamerikanismus, zu dem sich Anhänger*innen 
der extremen Rechten nicht selten auch offensiv bekennen, werden die US-ameri¬ 
kanische Gesellschaft und deren ökonomische, kulturelle und politische Struktu¬ 
ren sowie Praxen zur Projektionsfläche für die Übel der Welt. Auch wenn zugleich 
vielfach der Niedergang der USA als Weltmacht beschworen wird, so wird doch 
eine enge internationale Kooperation der Nationalist*innen als notwendig erach¬ 
tet, um im globalen Maßstab zu einer anderen Machtverteilung zu gelangen. 


4 Nation und Europa - (K)eine Internationale der 
Nationalisten 

Tatsächlich hat es bereits kurz nach dem militärischen Sieg der Alliierten über 
das nationalsozialistische Deutschland erste Versuche der Bildung einer neuen 
internationalen Achse der extremen Rechten gegeben. Oswald Mosley, Anführer 
der British Union of Fascists (BUF) sowie der 1948 gegründeten Union Move¬ 
ment (vgl. Love 2007; Macklin 2007), prägte für seinen paneuropäischen Ansatz 
die Formel ,Europe a Nation 4 (vgl. Mosley 1947). Gemeinsam mit bekannten 
Faschisten wie Per Engdahl, der in Schweden die Nysvenska Rörelsen (Neu¬ 
schwedische Bewegung) anführte, und Maurice Bardeche, zwischen 1952 und 
1982 verantwortlich für die Zeitschrift Defense de l’Occident, wurde 1951 die 
Europäische Soziale Bewegung (ESB) gegründet (vgl. Larsen et al. 1980). In Ita¬ 
lien war mit der seit Ende der 1940er Jahre herausgegebenen Zeitschrift Europa 
Unita ein ebenfalls auf die Integration europäischer und nationalistischer Pers¬ 
pektiven zielendes Projekt entstanden (vgl. Tauber 1959). Aufgrund rasch sicht¬ 
bar werdender Konflikte um den Stellenwert und die Ausformung von Rassismus 
und Antikommunismus verzeichnete die ESB, die zeitweise Ableger in Schwe¬ 
den, Norwegen, Dänemark, Belgien, Frankreich, Deutschland (um Karl Heinz 
Priester) und Österreich (um Wilhelm Landig) hatte, Rückschläge und fand sich 
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in den späten 1950er Jahren weitgehend paralysiert (vgl. Tauber 1967). Um den 
ehemaligen SS-Sturmbannführer Arthur Ehrhardt (1896-1971) wurde in Deutsch¬ 
land bereits 1951 die Zeitschrift Nation Europa ins Leben gerufen, die bis zu 
ihrer Einstellung im Jahr 2009 zu den wichtigsten deutschsprachigen neofaschis¬ 
tischen Publikationen gehörte. 

Als frühe Abspaltung von der ESB gründete Gaston Amaudruz Ende 1951 
die Gruppe Nouvel Ordre Europeen (NOE), die in ihrer Züricher Deklaration die 
Schaffung einer den USA und der Sowjetunion ebenbürtigen vereinigten euro¬ 
päischen Macht forderte, um die Existenz der ,weißen Rasse 4 zu sichern (vgl. 
Schmollinger 1986, S. 834). Zeitweise war die NOE darum bemüht, unter dem 
Dach der Young European League insbesondere junge Aktivistinnen zu sam¬ 
meln. Auch wenn es der NOE gelang, ihre internationalen Treffen bis in die 
1990er Jahre hinein fortzusetzen, so konnte sie ihrem Anspruch, ein Netzwerk der 
wichtigsten faschistischen Organisationen in Europa zu bilden, nicht gerecht wer¬ 
den und driftete schließlich in die Szene der Holocaust-Leugner ab. 

Mit Unterstützung des Movimento Sociale Italiano (MSI) (vgl. Rosenbaum 
1974) und der Deutschen Reichspartei (DRP) (vgl. Sowinski 1998) unternahm 
Mosley 1962 mit der National Party of Europe (NPE) einen weiteren Versuch der 
Etablierung einer rechten paneuropäischen Organisation, an der sich der MSI, die 
französische Jeune Europe, der belgische Mouvement d’Action Civique sowie die 
DRP beteiligten. Das Gründungstreffen in Venedig beschloss eine ,Europäische 
Deklaration 4 , in der u. a. eine gemeinsame europäische Regierung, ein europä¬ 
isches Parlament bei Weiterbestehen der Parlamente auf nationaler Ebene (nur für 
soziale und kulturelle Angelegenheiten) sowie der Abzug der Militärverbände der 
USA und der Sowjetunion gefordert wurden. Der Vereinbarung, dass die betei¬ 
ligten Organisationen ihre jeweiligen Namen an die Bezeichnung NPE anlehnen 
sollten, kamen aber weder der MSI noch die NPD als Nachfolgeorganisation der 
DRP nach. Mit dem Gründer der Jeune Europe, Jean-Fran^is Thiriart, dessen 
Hauptwerk Un empire de 400 millions d’hommes: VEurope auch in anderen Län¬ 
dern rezipiert wurde (Zinell 2007, S. 130 ff.), kam es zudem rasch zu erheblichen 
programmatischen Differenzen. 

Zu weiteren Versuchen, auf europäischer Ebene zu einem handlungsfähigen 
Netzwerk der extremen Rechten zu kommen, ist der von Bernhard C. Wintzek 
Mitte September 1972 in der Nähe Münchens durchgeführte Nationaleuropä¬ 
ische Jugendkongress (NEJ) zu zählen, zu dem sich über 1000 Aktivistinnen aus 
dreizehn Ländern versammelten. Im neonazistischen Spektrum versuchte Mitte 
der 1980er Jahre Michael Kühnen, dessen Aktionsfront Nationaler Sozialisten/ 
Nationale Aktivisten (ANS/NA) im November 1983 durch das Innenministe¬ 
rium verboten worden war, die Kooperation mit Gleichgesinnten in Europa zu 
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intensivieren. 1984 gründete er die Aktionsfront Nationaler Sozialisten - Aus¬ 
landsorganisation (ANS-AO), die insbesondere in Österreich, den Niederlanden 
und in Belgien (Flandern) einige Aktivitäten entfaltete. War dieser Ansatz noch 
großdeutsch angelegt, so sollte die im August 1985 unter Beteiligung der Natio¬ 
nal Action Party (UK), von Michel Caignets Faisceaux Nationalistes Europeens 
(FNE), des spanischen Circulo Espanol de Amigos de Europa (CEDADE) und 
portugiesischer Neonazis in Paris unternommene Gründung der Europäischen 
Bewegung (EB) als Beweis dafür herhalten, dass es auch im neonazistischen 
Spektrum zu einer internationalen Verständigung und Kooperation kommen 
könne. Der kurz darauf an der Frage der Bewertung von Homosexualität im deut¬ 
schen Neonazismus aufbrechende scharfe Konflikt trug allerdings dazu bei, dass 
die EB nicht wirklich dauerhafte Aktivitäten entfaltete. 

Vom Front National de la Jeunesse (FNJ) ging 1987 die Initiative zur Grün¬ 
dung der Mouvement de la Jeunesse d’Europe (MJE) aus. In unregelmäßigen 
Abständen bemüht sich auch die NPD-Jugendorganisation Junge Nationalde¬ 
mokraten (JN) darum, neben zahlreichen bilateralen Kontakten die Vernetzung 
Gleichgesinnter im Rahmen von europaweiten Treffen zu fördern. Entsprechende 
Versuche reichen bis in die späten 1970er Jahre zurück, als man gemeinsam mit 
der flämisch-belgischen Gruppe Vorpoost (vgl. Art 2008) ein Europäisch-Natio¬ 
nalistisches Pfingstlager 4 organisierte. In jüngerer Zeit haben sich entsprechende 
Kontakte vervielfacht. So richteten die JN in den Jahren 2014 und 2015 jeweils 
Kongresse mit internationaler Beteiligung aus und nahmen selbst im Frühjahr 
2015 an einem von der Nationalistischen Studentenvereniging (NSV) organisier¬ 
ten europäischen Kollegium in Antwerpen teil. Im November 2014 fand auf Ein¬ 
ladung der Democracia Nacional in Madrid ein weiterer , Kongress europäischer 
Nationalisten 4 statt. 

Auf der parteipolitischen Ebene ist exemplarisch an den Versuch des französi¬ 
schen Front National zu erinnern, im April 1997 unter der Bezeichnung Euro-Nat 
(Europa der Nationalisten) gemeinsam mit der Partidul Romania Mare (PRM), 
der ungarischen Magyar Igazsäg es Eiet Pärtja (MIEP), den tschechischen 
Sdruzem pro republiku - Republikänskä strana Ceskoslovenska (SPR-RSC) 
sowie der slowakischen Slovenskä närodnä strana (SNS) und der kroatischen 
Hrvatska stranka prava (HSP) eine arbeitsfähige Struktur zu etablieren. Extrem 
rechte Parteien Westeuropas konnten allerdings nicht dauerhaft eingebunden wer¬ 
den, sodass das Projekt kaum Ergebnisse zeitigte. Mit der Allianz für Frieden 
und Freiheit (Alliance for Peace and Freedom, APF) wird seit Anfang 2015 der 
Versuch unternommen, auf europäischer Ebene eine Partei der extremen Rechten 
zu institutionalisieren. Der inzwischen vom Europäischen Parlament anerkann¬ 
ten Partei gehören neben der NPD aus Deutschland unter anderem die dänische 
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Danskemes Parti, der belgische Mouvement Nation, die griechische Chrysi Avgi, 
die italienische Forza Nuova und die spanische Democracia Nacional an. 

Auch das Europäische Parlament ist seit der ersten Direktwahl zum Europä¬ 
ischen Parlament 1979 Ort der Sammlung extrem rechter Kräfte geworden (vgl. 
Osterhoff 1997). Lange Zeit waren entsprechende Fraktionsbildungen nicht 
zuletzt durch das gemeinsame Interesse am Zugriff auf Ressourcen (z. B. Finan¬ 
zen, Redezeit, Ausschusssitze) bestimmt und konnten weiterhin bestehende Diffe¬ 
renzen nur für einen begrenzten Zeitraum zähmen. So zerbrach die Anfang 2007 
gebildete Fraktion Identität, Tradition, Souveränität (ITS), der Vertreterinnen des 
FN, der Partidul Romania Mare, der bulgarischen Ataka, der FPÖ sowie der ita¬ 
lienischen Fiamma Tricolore und Alternative Sociale angehört hatten, nachdem 
die fünf rumänischen Abgeordneten der Partidul Romania Mare aus Protest gegen 
rassistische Äußerungen von Alessandra Mussolini austraten (vgl. Schori Liang 
2007, S. 13 ff.). 

Die leichtere Verfügbarkeit von Informationen durch das Internet, zunehmende 
Kenntnis der englischen Sprache auch in Osteuropa und gestiegene Mobilität 
erleichtern es den Organisationen und Parteien, aber auch der bewegungsförmig 
und subkulturell auftretenden extremen Rechten, aufeinander Bezug zu nehmen. 
Gegenseitige Unterstützung, grenzüberschreitende Kooperation, transnationa¬ 
les Lernen und die Vernetzung von Strukturen haben einen festen Stellenwert im 
politischen Auftreten dieser Akteur*innen (vgl. Macklin 2013; Virchow 2013a); 
allerdings wirken sich die nationalistischen Grundeinstellungen immer wieder 
einschränkend und konflikthaft aus, sodass insgesamt zwar von Zusammenarbeit 
und fallbezogener Unterstützung, nicht aber von einer europäischen Bewegung 
gesprochen werden kann. 

Der Erfolg der Schweizerischen Volkspartei (SVP) beim Referendum gegen 
die Arbeitsmigration Anfang Februar 2014, Wahlerfolge des Front National und 
der FPÖ, der Brexit sowie die in vielen europäischen Gesellschaften im Jahr 2015 
sichtbar gewordenen Vorbehalte gegen Einwanderung gelten den extrem rechten 
und rechtspopulistischen Strömungen zugleich als Indiz und Ansporn dafür, dass 
sie in Zukunft nicht nur aus der Opposition heraus politischen Einfluss nehmen 
können. Dass seit einigen Jahren Themen wie die Struktur und Zukunft der EU 
angesichts der Finanzmarktkrise sowie Migration und Islam angesichts umfang¬ 
reicher Fluchtbewegungen und des islamistischen Terrorismus die politischen 
Agenden stark bestimmen, trägt zur gemeinsamen Handlungsfähigkeit dieses 
politischen Spektrums bei, sind dies doch Themen, die mit einer ,Politik der 
Angst 4 gezielt bedient werden (können). Zudem ist bei der Ablehnung insbeson¬ 
dere außereuropäischer Immigration, bei der Zurückweisung gleichberechtigter 
islamischer Religionsausübung sowie der Forderung nach Renationalisierung 
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politischer Entscheidungen die Übereinstimmung der beteiligten Akteur*innen 
am größten. 

In der Legislaturperiode 2014 bis 2019 sind extrem rechte und rechtspopulis- 
tische Parteien im Europäischen Parlament auf drei Fraktionen verteilt: in der 
Fraktion der Europäischen Konservativen und Reformer (EKR) beispielsweise die 
Dansk Folkeparti und die Perussuomalaiset; in der Fraktion Europa der Freiheit 
und der direkten Demokratie (EFDD) unter anderem die UKIP und die Sverige- 
demokraterna; und in der Fraktion Europa der Freiheit und der Nationen (ENF) 
der Front National, die FPÖ, die Lega Nord und die Partij voor de Vrijheid (PW). 
Sieht man von den fraktionslosen Vertretern offen faschistischen Parteien wie der 
NPD, der Jobbik oder der griechischen Chrysi Avgi ab, so teilen diese Parteien zen¬ 
trale zeitdiagnostische Ansichten und politische Zielvorgaben. Dass sie sich nicht 
in einer gemeinsamen Fraktion zusammengeschlossen haben, ist häuüg politischen 
Rücksichtnahmen in den jeweiligen nationalstaatlichen Kontexten geschuldet. 

Die ENF kann auf eine inzwischen langjährige und stabile Kooperation zwischen 
der FPÖ, dem FN, der LN, der PW und dem Vlaams Belang aufbauen. Seit 1999 
ist der Anteil parlamentarischer Sitze für Parteien rechts der Fraktion der Europä¬ 
ischen Volkspartei (Christdemokraten) von 11 % im Jahre 1999 (5. Legislatur) auf 
22,9 % im Jahr 2014 (8. Legislatur) (vgl. Janssen 2016, S. 8) kontinuierlich ange¬ 
stiegenen. Außerdem haben zahlreiche der hier genannten Parteien bei Wahlen der 
jüngeren Zeit Erfolge erzielt - exemplarisch genannt seien hier die Sverigedemo- 
kratema (2014), der Front National (2014, 2015), die FPÖ (2013 ff.) und die Dansk 
Folkeparti (2015). Angesichts dessen hat sich in diesem Spektrum ein historischer 
Optimismus breit gemacht, der auch die internationale Kooperation beflügelt und in 
Zukunft dazu beitragen wird, dass diese auch in Form von Fraktionen im Europä¬ 
ischen Parlament nicht leichtfertig aufs Spiel gesetzt wird. 

Seitens der AfD sind die Kontakte insbesondere zum FN und zur FPÖ inten¬ 
siviert worden. In der AfD-Zeitung ,AfD kompakt 4 hat die Parteispitze eine 
Erklärung zur zukünftigen europäischen Bündnispolitik formuliert, in der es 
abschließend heißt: „Es ist unsere Überzeugung, dass die AfD als verbindendes 
Element der verschiedenen EU-kritischen Fraktionen Wegbereiter für eine neue 
europaweite EU-kritische Bewegung sein sollte. Erst wenn die aktuellen EU¬ 
kritischen Fraktionen ,Europa der Nationen und der Freiheit 4 , ,Europa der Frei¬ 
heit und der direkten Demokratie 4 sowie Teile der ,Europäische Konservative und 
Reformer 4 zusammenhnden, wird das Europa der Vaterländer auch im EU-Par- 
lament eine starke Stimme haben 44 (Meuthen et al. 2016). Ob die AfD in diesem 
Prozess als Katalysator wird auftreten können, hängt nicht zuletzt davon ab, ob 
sich die Partei nach den Erfolgen bei den Landtagswahlen im Jahr 2016 auch bei 
den Bundestagswahlen behaupten kann. 
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Die Verbindung von Antifeminismus 
und Europakritik. Positionen der 
Parteien „Alternative für Deutschland" 
und „Front National" 

Gudrun Hentges und Kristina Nottbohm 


1 Einleitung 

Seitdem sich Frauke Petry an der Spitze der AfD gegenüber ihren männlichen und 
vorwiegend älteren Parteikollegen durchsetzen konnte und seit Dezember 2015 
den alleinigen Parteivorsitz übernommen hat, wird sie häufig mit Marine Le Pen 
verglichen. 1 Marine Le Pen löste 2011 ihren Vater und Parteimitbegründer des 
Front National, Jean-Marie Le Pen, ab und hat seitdem den Parteivorsitz inne. 
Somit stehen Frauen an den Spitzen der wichtigsten rechtsextremen bzw. rechtspo¬ 
pulistischen und europaskeptischen Parteien in Frankreich und Deutschland. 


^gl. z. B. Rechte Alphafrauen. Petry und Le Pen - Schwestern im Geiste?, in: Tagesschau 
v. 14.12.2015. Danach gefragt, ob Marine Le Pen für sie ein Vorbild sei, antwortet Frauke 
Petry: „Nein, auf keinen Fall“. Nicht die Vorsitzende des FN sei für sie ein Vorbild, sondern 
die „grande dame“ der FDP, Hildegard Hamm-Brücher. Hamm-Brücher war von 1976 bis 
1982 Staatsministerin im Auswärtigen Amt und stellte sich 1994 für das Amt des Bundes¬ 
präsidenten zur Wahl (Hildebrandt 2015; Orde 2015). 

Solche Vergleiche finden sich auch in der internationalen Presse. So kommentierte der 
britische Independent: „She dismisses comparisons with Marine le Pen. ,She is a right wing 
extremist, she simply goes too far‘.“ Zit. nach Patterson 2015; http://www.independent. 
co.uk/news/world/europe/frauke-petry-appointed-afds-new-leader-as-german-eurosceptics- 
turn-to-the-right-10366536.html. 
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Glaubt man einer Zeitungsmeldung, so sind sich die beiden Politikerinnen 
erstmals im Juli 2016 in Straßburg begegnet und haben „politische Freundschaft“ 
geschlossen. 2 Diese Meldung sorgte innerhalb der AfD für Aufsehen, da eine sol¬ 
che Zusammenkunft einem Beschluss des AfD-Bundesvorstands widersprochen 
hätte. Während sich Frauke Petry und der AfD-Politiker Marcus Pretzell (MdEP) 
nicht zu dieser Nachricht äußerten, wurde sie von dem FN-Politiker dementiert, 
der zuvor behauptet hatte, er habe an diesem Treffen der Spitzenpolitikerinnen 
teilgenommen (Bender und Wiegel 2016). Diese einander widersprechenden Mel¬ 
dungen machen deutlich, dass es sich bei einem (möglichen) Treffen von Petry 
und Le Pen um ein Politikum handelt, das große Aufmerksamkeit erregt. 

Frauen werden zunehmend wichtige Akteurinnen innerhalb und im Umfeld der 
populistischen radikalen Rechten. Dabei war für Frauen eine Karriere in rechtspo¬ 
pulistischen und rechtsextremen Parteien - wie auch in den Volksparteien - auf¬ 
grund von deren patriarchaler Verfasstheit lange Zeit wenig aussichtsreich. Zudem 
waren sowohl die Zahl der weiblichen Mitglieder als auch das Votum von Frauen 
für Parteien der extremen Rechten eher niedrig. Die Anwesenheit von Frauen in 
Führungspositionen rechtspopulistischer und rechtsextremer Organisationen und 
die damit verbundene neue Sichtbarkeit und Macht stellen daher ein jüngeres Phä¬ 
nomen dar (Brück 2005). 3 

In der Vergangenheit zeichneten sich rechte Parteien vorwiegend durch 
geschlechterkonservative und antifeministische Positionen aus. 4 Die jüngsten 
Mobilisierungen in verschiedenen europäischen Ländern gegen geschlechtliche 
und sexuelle Vielfalt wurden allerdings zunehmend von Frauen mitgetragen und 
teilweise auch organisiert. Ein konservativ patriarchalisches und teilweise sexisti¬ 
sches Umfeld scheint also nicht im Widerspruch zur Beteiligung von Frauen zu 
stehen bzw. mindert für sie nicht den Anreiz, sich dort politisch zu engagieren 
(Kemper 2012). In zahlreichen europäischen Ländern gab es vermehrt Proteste 


2 Frauke Petry traf sich mit Marine Le Pen, in: Zeit-Online v. 19.10.2016. 

3 Pia Kjaersgaard stellt hier eine Ausnahme dar; sie war Mitbegründerin und langjährige 
Vorsitzende der rechtspopulistischen Dänischen Volkspartei (DF) und ist seit 2015 Parla¬ 
mentspräsidentin. 

4 Zugleich wird der extremen Rechten sowohl in Frankreich als auch in Deutschland unter 
dem Einfluss der Neuen Rechten eine Modernisierung und Anpassung an gesellschaftliche 
Veränderungen bescheinigt. Das beinhaltet auch eine gewisse Pluralisierung von Frauen- 
bildem und weiblichen Lebensentwürfen, solange diese im Einklang mit übergeordne¬ 
ten völkischen und nationalistischen Vorstellungen stehen. Insbesondere am Beispiel der 
Frauen- und Familienpolitik rechter Parteien und Organisationen lässt sich das Spannungs¬ 
feld zwischen Modernisierung und Retraditionalisierung sehr gut erkennen (Elverich 2005). 
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und Demonstrationen gegen die Öffnung der Ehe für homosexuelle Paare (Frank¬ 
reich und Deutschland), gegen die Einführung einer Pädagogik der Vielfalt bzw. 
der Gleichheit an Schulen (Deutschland und Frankreich), gegen die Etablierung 
von Gender Studies sowie gegen die Förderung und Verankerung der Frauen- und 
Geschlechterforschung an Hochschulen (Frankreich und Deutschland). 5 

Aber nicht nur in Frankreich und Deutschland sind diese Proteste zu beobach¬ 
ten, auch in vielen osteuropäischen Fändem wird stark gegen Feminismus und 
Genderpolitik mobilisiert (Koväts und Pöim 2015; Graff 2014). Gender-Theorien 
und Gender-Studies werden als Ideologie dargestellt, die sämtliche biologischen 
und sozialen Unterschiede zwischen Männern und Frauen zerstören möchte. 
Gegen Gleichmacherei und für die Beibehaltung der angeblich natürlichen Unter¬ 
schiede zwischen Mann und Frau - das ist eine häufig verwendete Forderung, die 
sich auch in AfD-Kampagnen finden lässt. Verschiedene Ansätze von Gleichstel- 
lungs- und Antidiskriminierungspolitik werden als „von oben verordnet“ darge¬ 
stellt - sei es von der nationalen Regierung oder der Europäischen Union. Auf 
europäischer Ebene sorgten insbesondere der Estrela-Bericht (2013), der Rod- 
rigues- und jüngst der Noichl-Bericht (beide 2014) für eine starke Mobilisierung 
seitens konservativer und rechtspopulistischer Kräfte im Europäischen Parlament. 

Seit einigen Jahren - in den USA insbesondere seit dem 11. September 2001 - 
lassen sich eine „moderne Misogynie“, eine Zunahme des Antifeminismus und ein 
Anwachsen von Anti-Gender-Positionen beobachten. Kristin J. Anderson (2015) 
hat dies für die USA untersucht, vor allem mit Blick auf den Postfeminismus seit 
den Terroranschlägen des 11. September 2001. In Bezug auf die EU liegen bislang 
nur Studien zu einzelnen Fändern vor (Kemper 2014a, b), eine umfassende Unter¬ 
suchung steht bislang noch aus. Für die deutsche Debatte findet häufig der Begriff 
des Anti-Genderismus (Hark und Villa 2015) oder der eines neuen Antifeminismus 
(Fenz 2011) Verwendung. 

Als politischer Akteur tritt hier ein breites zivilgesellschaftliches Bündnis 
auf. Es umfasst sogenannte FebensSchützer, Evangelikale, Religiöskonservative, 
Rechtskonservative, Rechtspopulisten bis hin zu rechtsextremen Kreisen. Anläss¬ 
lich der Öffnung der Ehe für homosexuelle Paare in Frankreich im Jahre 2013 
haben mehrere Monate lang Hunderttausende von Gegnern, die hauptsächlich 
aus dem katholischen und rechten Fager stammten, bei den „Manif pour tous“ 
(Demos für alle) demonstriert. Die „Junge AfD“, d. h. die Jugendorganisation der 
AfD, machte erstmals im April 2014 auf sich aufmerksam, als sie mit einer sexis¬ 
tischen und antifeministischen Plakatreihe an die Öffentlichkeit trat, auf der fünf 


5 Dies ging so weit, dass einzelne Professorinnen öffentlich diffamiert und bedroht wurden, 
teilweise sogar Morddrohungen erhalten haben. 
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Frauen am Strand mit nacktem Po abgebildet wurden. Überschrieben war dieses 
Plakat mit „Gleichberechtigung statt Gleichmacherei“ und trug den Untertitel 
„P(r)o Vielfalt in Europa!“ Antifeministische und Anti-Gender-Positionen waren 
also bei der AfD und ihrer Nachwuchsorganisation Bestandteil der Europa-Wahl¬ 
kampf Strategie. 

Neu an diesem Antifeminismus oder Anti-Genderismus ist die Vorstellung, dass 
Feministinnen, Geschlechterforscher/innen und Homosexuelle eine bestimmte 
politische, gesellschaftliche und juristische Macht besitzen, die eine vermeint¬ 
lich naturgegebene Geschlechterordnung und die Stellung des (heterosexuellen 
weißen) Mannes bedroht (Lenz 2011; Hark und Villa 2015; Graff 2014). Diese 
rhetorische Verdrehung real bestehender Machtverhältnisse bietet Anknüpfungs¬ 
punkte für Verschwörungstheorien und populistische Argumentationsmuster wie 
„wir da unten“ gegen „die da oben“. Ansätze von Gleichstellungs- und Antidis¬ 
kriminierungspolitik werden in auferlegte und aufgezwungene Maßnahmen umge¬ 
deutet. Diese Art von Anti-Establishment-Positionen sowie die Verkehrung von 
Machtverhältnissen zählen zu den typischen Merkmalen (rechts-)populistischer 
und (rechts-)extremistischer Argumentationsweisen, die auch häufig in populisti¬ 
scher Europakritik vorzufinden sind. Die europäische Gleichstellungs- und Anti¬ 
diskriminierungspolitik wurde seit jeher insbesondere von Europaskeptikem, aber 
auch von Gegnern dieser Politik als Einmischung in nationale Zuständigkeiten und 
als Verstoß gegen das Subsidiaritätsprinzip gewertet. Im Folgenden möchten wir 
daher die Verwendung von antifeministischen und Anti-Gender-Positionen als eine 
Form der Europakritik diskutieren. Anhand von Wahlprogrammen, Aussprachen 
im Europäischen Parlament und öffentlichen Stellungnahmen werden wir untersu¬ 
chen, wie diese mit euroskeptischen Aussagen verknüpft werden. 


2 Der Front National unter Marine Le Pen: 
Modernisierung und Normalisierung? 

Marine Le Pen trat bereits im Alter von 18 Jahren in den Front National (FN) ein 
und wurde über die Jahre von ihrem Vater, dem Parteigründer Jean-Marie Le Pen, 
als potenzielle Nachfolgerin aufgebaut. 6 Im Jahre 2011 konnte sie sich gegenüber 


6 Im Jahr 2007 leitete sie zudem den Päsidentschaftswahlkampf für ihren Vater, sodass sie 
in diesem Kontext bereits einige programmatische Akzente setzen konnte. Insbesondere 
wurde die Überwindung des „Radical Right Gender Gaps“ angestrebt (Givens 2004), um 
mehr Wählerstimmen von Frauen zu gewinnen (Sineau 2006; Tevanian und Tissot 2014). 
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ihrem Konkurrenten Bruno Gollnisch behaupten, dem langjähriger Stellvertreter 
von Jean-Marie Le Pen und Vertreter des radikalen Flügels innerhalb des FN. 
Zunächst gingen politische Beobachter/innen davon aus, dass Marine Le Pen den 
politischen Kurs ihres Vaters und Parteigründers fortführen werde. Selbst Jean- 
Marie Le Pen betonte: „Nichts hat sich verändert, auch wenn Marine Le Pen eine 
junge Frau ist und ich ein alter Hase bin. Die politische Linie der Bewegung 
bleibt unverändert“ (Perrineau 2014, S. 71, eigene Übersetzung). Doch der soge¬ 
nannte „effet Marine“ bewirkte umfassende Veränderungen, nicht nur für die Par¬ 
tei, sondern auch für die französische Rechte generell. 7 

Im April 2014 geriet der Parteigründer und seit 2011 auch Ehrenvorsitzende 
Jean-Marie Le Pen wegen wiederholter antisemitischer und rassistischer Aussa¬ 
gen in die öffentliche Kritik. Marine Le Pen distanzierte sich daraufhin von den 
Aussagen ihres Vaters. 8 Nach öffentlichen Auseinandersetzungen zwischen Vater 
und Tochter, die sich über mehrere Monate hinzogen, wurde Jean-Marie Le Pen 
im August 2015 offiziell aus der Partei ausgeschlossen. 9 Inwieweit dieser symbol¬ 
trächtige innerfamiliäre und parteiinterne Bruch auch eine Weichenstellung auf 
ideologischer Ebene bedeutet, wird sich in der Zukunft erweisen müssen. 

Erkennbar ist jedoch, dass die Vermeidung expliziter antisemitischer Aussa¬ 
gen einen wesentlichen Bestandteil der sogenannten Normalisierungs- und 


7 Manche sprechen in diesem Zusammenhang auch von einer „Marinisation der Köpfe“ - 
einem Rechtsruck der rechten und konservativen Parteien und Intellektuellen in Frank¬ 
reich. Angesichts des zunehmenden Erfolgs des FN und Marine Le Pens versuchten einige, 
u. a. auch Nicolas Sarkozy, bestimmte Themen wie nationale Identität, Einwanderung und 
Sicherheit zu besetzen, um so dem FN Wählerstimmen strittig zu machen. Andere konser¬ 
vative Politiker würden sogar eine Koalition mit dem FN gegenüber einer Koalition mit dem 
PS vorziehen (Perrineau 2014, S. 85 f.). Diese Veränderungen in der Haltung der französi¬ 
schen Konservativen gegenüber dem FN - wie auch die Übernahme bestimmter politischer 
Inhalte - tragen zur Normalisierung der Partei bei. 

8 Diese Reaktion stellte ein Novum dar, hatte Marine Le Pen bis dato eher eine Strategie des 
Unterlassens verfolgt. Sie selbst traf keine expliziten antisemitischen und negationistischen 
Aussagen, kritisierte solche Aussagen aber auch nicht, schon gar nicht in Bezug auf ihren 
Vater. 

9 Im November 2016 bestätigte ein Gericht den Parteiausschluss. Die damit verbundene 
Aberkennung des Titels des Ehrenvorsitzenden wurde allerdings nicht bekräftigt (Spiegel 
online v. 17.11.2016). 
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Entdämonisierungsstrategie Marine Le Pens bildet. 10 Die neue Führungsebene 
ist bestrebt, nicht mehr mit Antisemitismus in Verbindung gebracht zu werden, 
um nicht weiterhin als rechtsextrem eingestuft zu werden. Mit dieser Strategie 
versucht Marine Le Pen, der Partei ein neues, demokratisches Image zu ver¬ 
schaffen, um für andere Parteien sowohl auf nationaler wie auch internationa¬ 
ler Ebene koalitionsfähig zu erscheinen. 11 

Auf europäischer Ebene ist eine Intensivierung der Zusammenarbeit mit der 
niederländischen Partij voor de Vrijheid (PW) von Geert Wilders von besonde¬ 
rem Interesse. 12 Im Juni 2015 gelang es Marine Le Pen zusammen mit Geert Wil¬ 
ders und der niederländischen PW sowie mit Europa-Abgeordneten der FPÖ, 
der italienischen Lega Nord, des belgischen Vlaams Belang sowie mit zwei ehe¬ 
maligen Abgeordneten der UK Independence Party (UKIP) und der polnischen 
Partei Kongress der neuen Rechten (KNP), die Fraktion Europa der Nationen und 
der Freiheit (ENF) im Europaparlament zu bilden. Im Frühjahr 2016 trat Marcus 
Pretzell, für die AfD im Europaparlament, der Fraktion ENF bei, nachdem er auf¬ 
grund rassistischer Aussagen aus der Fraktion Europäische Konservative und 
Reformer (EKR) ausgeschlossen worden war (Leber 2016). 

Darüber hinaus will der FN - nach dem Vorbild anderer europäischer rechts¬ 
extremer und rechtspopulistischer Parteien in Europa - attraktiver und anschlussfä¬ 
higer für die Mitte der Gesellschaft werden. Zudem sollen neue Wählerreservoirs 
erschlossen werden, insbesondere von Frauen und Arbeiter/innen. Aber auch jüdische 


10 In einem Interview mit der Historikerin Valerie Igounet sagte Louis Aliot, Vizepräsident 
des FN, Mitglied des Europaparlaments und Lebensgefährte von Marine Le Pen: „Die Ent- 
dämonisierung bezieht sich nur auf den Antisemitismus. Beim Verteilen von Flugblättern 
auf der Straße war die einzige gläserne Decke, die ich erkennen konnte, weder das Thema 
Einwanderung und auch nicht der Islam. (...) Es ist der Antisemitismus, der die Menschen 
davon abhält, für uns zu stimmen. Das ist das Einzige. (...) Sobald sie diese ideologische 
Hürde überwinden, löst sich auch der Rest.“ Zit. nach Louis Aliot im Interview mit Valerie 
Igounet, in: Liberation v. 27.06.2014, eigene Übersetzung. 

1 Wiele Jahre stellte die Frage, ob die Partei weiter Protest- und Oppositionspartei oder 
vielmehr Regierungspartei werden sollte, einen innerparteilichen Konflikt dar. Jean-Marie 
Le Pen lehnte anfangs die Option einer Regierungsverantwortung ab, dies führte u. a. zum 
Zerwürfnis mit Bruno Megret und zur Spaltung der Partei Ende der 1990er Jahre (Perri- 
neau 2014, S. 70 f.). 

12 Ein Faktor, der lange ein Bündnis zwischen dem Front National und der Partij voor de 
Vrijheid auf europäischer Ebene verhinderte, war die unterschiedliche Haltung gegenüber 
gleichgeschlechtlichen Partnerschaften. Hier knüpfte Wilders an die Positionen von Pim 
Fortuyn an, der sich öffentlich zu seiner Homosexualität bekannt hatte, jedoch den Islam 
als Bedrohung betrachtet hatte und diesen durch seine Einwanderungspolitik bekämpfen 
wollte. 
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Wähler/innen, die Angst vor einer vermeintlichen Islamisierung haben, sollen ange¬ 
sprochen werden (Wieviorka 2013, S. 46). Gleichzeitig betonen Expert/innen immer 
wieder, dass der FN weiterhin als rechtsextrem und antisemitisch einzustufen sei, da 
insbesondere an der Parteibasis und bei der Wählerschaft der Antisemitismus noch 
stark verwurzelt ist. 

In der Forschungsliteratur besteht weitgehend Einigkeit darüber, dass die 
rechtsextremen Einstellungen von Frauen grundsätzlich denen der Männer ähn¬ 
lich sind (Stöss 2009; Hentges 2014a). Ungeachtet dessen konnte die 2016 
erschienene Studie „Enthemmte Mitte“ (Decker et al. 2016, S. 38) aufzeigen, 
dass Männer in höherem Maße rechtsextremen Einstellungen zustimmen. Das 
Design der repräsentativen Studie unterscheidet sechs verschiedene Dimensionen: 
Befürwortung einer Diktatur, Chauvinismus, Ausländerfeindlichkeit, Antisemitis¬ 
mus, Sozialdarwinismus und Verharmlosung des Nationalsozialismus. Zugleich 
konnte die Leipziger Forschergruppe belegen, dass Frauen vor allem im Hinblick 
auf Ausländerfeindlichkeit und Chauvinismus hohe Werte erzielen: Während 
22,2 % aller Männer ausländerfeindliche Aussagen teilten, stimmten auch 18,9 % 
aller Frauen solchen Aussagen zu. Mit Blick auf die Dimension Chauvinismus 
konstatiert die Studie, dass 19,9 % der Männer solchen Aussagen zustimmen und 
immerhin auch 14,1 % aller Frauen. 

Bei der Vorgängerstudie „Fragile Mitte“ konnten lediglich in Bezug auf die 
Dimension Ausländerfeindlichkeit geschlechtsspezifische Unterschiede nachge¬ 
wiesen werden. So waren ausländerfeindliche Einstellungen bei den befragten 
Frauen in einem größeren Maße vorhanden als bei den befragten Männern (Zick 
und Klein 2014, S. 38 f.). 

Tevanian und Tissot (2014) betonen, dass sich der FN vor allem auf eine 
männliche Wählerschaft stützt und nicht die breite Bevölkerung repräsentiert. Die 
Inszenierung einer äußerst männlichen Partei wurde insbesondere durch Jean- 
Marie Le Pen und seinen Führungsstil forciert. Mit dem Wechsel von Jean-Marie 
Le Pen zu Marine Le Pen haben die Gründe, die bisher Frauen davon abgehalten 
haben, den FN zu wählen, offenbar abgenommen. 13 Andererseits beschreibt 


13 Nonna Mayer (2013, S. 172-175) führt drei Erklärungen an, warum in Frankreich zuneh¬ 
mend auch Frauen rechtsextrem wählen. Zum einen sind Frauen, die größtenteils im 
(niedrigqualifizierten) Dienstleistungssektor tätig sind, zunehmend von prekären Arbeits¬ 
verhältnissen betroffen. Der zweite Erklärungsansatz bezieht sich auf die katholische Kir¬ 
che. Bislang wurde angenommen, dass Frauen, die den katholischen Glauben praktizieren, 
in geringerem Maße für den FN votieren, da sich die katholische Kirche von den Positio¬ 
nen des FN distanziert oder diese gar verurteilt. Seit 2006, dem Jahr des Karikaturenstreits, 
wurden zum ersten Mal mehr katholische Wähler/innen mit ethnozentristischen Einstellun¬ 
gen verzeichnet. Schließlich inszeniert sich Marine Le Pen in verschiedener Hinsicht als 
Frau und verleiht so einigen Positionen ein „weiblicheres“ Antlitz. 
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Marine Le Pens jüngere Nichte und FN-Abgeordnete, Marion Marechal-Le Pen, 
den Politikstil der Parteivorsitzenden als „männlich“ (Le Monde v. 29.04.2013). 

Marine Le Pen als moderne „Mutter der Nation 66 

Marine Le Pens Art, sich als berufstätige Frau und alleinerziehende Mutter zu 
inszenieren, scheint zum Erfolg des Front National insbesondere bei den Wäh¬ 
lerinnen beizutragen. Neben dem symbolträchtigen innerfamiliären wie auch 
parteipolitischen Bruch mit dem Vater kann der Geschlechterwechsel als die viel¬ 
leicht folgenreichste Veränderung an der Spitze der Partei gedeutet werden. Das 
„weibliche“ Image hilft nicht nur, den weiblichen Stimmenanteil zu erhöhen, son¬ 
dern auch dabei, als weniger radikal und rechtsextrem wahrgenommen zu wer¬ 
den. Denn Marine Le Pen profitiert davon, dass solche Eigenschaften seltener mit 
Frauen verbunden werden. Das Ausnutzen von geschlechtsspezifischen Zuschrei¬ 
bungen bildet damit einen wichtigen Beitrag in der Normalisierungs- und Entdä- 
monisierungsstrategie des Front National unter Marine Le Pen und hilft darüber 
hinwegzutäuschen, dass sich der FN in seiner zentralen politischen Programmatik 
kaum verändert hat (Camus 2014, S. 5). 

Marine Le Pen bezeichnet sich nicht als Feministin. Sie präsentiert sich jedoch 
stets als moderne Frau, die sich als emanzipiert versteht. Dies begründet sie 
damit, dass sie eine alleinerziehende und berufstätige Mutter ist. Auf ihrer Inter¬ 
netseite 14 betont sie ihr „Frausein“ in vielfacher Hinsicht: Als Tochter und somit 
auch legitime Nachfolgerin der Familie Le Pen, als Anwältin und somit berufstä¬ 
tige Frau, als Mutter einer Familie (la mere de famille), die alleinerziehend ist, als 
engagierte Frau, die als Politikerin und Vorsitzende des FN in der Öffentlichkeit 
präsent ist. Diese unterschiedlichen Rollen verknüpft sie darüber hinaus mit 
Kompetenzen und Expertenwissen als Juristin, als Politikerin, die quasi in den FN 
hineingeboren wurde 15 und als Mutter, die um die Belange berufstätiger und 
alleinerziehender Frauen weiß. Ihre verschiedenen Identitäten vermitteln einer¬ 
seits Nähe zu den unterschiedlichen Problemlagen der Bevölkerung, andererseits 


14 http://www.enfgroup-ep.eu/marine-le-pen/ (20.11.2016). 

15 In seinem Kapitel „Männerparteien“ weist Cas Mudde (2007, S. 99 f.) darauf hin, dass 
die meisten Frauen in rechtsextremen und rechtspopulistischen Parteien über familiäre 
Beziehungen - zumeist als Tochter oder Ehefrau von Politikern - in politische Führungs¬ 
positionen gelangen. Karin Priester (2009, S. 79) hat hingegen für die kommunale Ebene 
rechtsextremer Parteien in Deutschland einen gegensätzlichen Trend feststellen können: 
Hier sind zunehmend Frauen als Wahlbewerberinnen und Trägerinnen von politischen 
Ämtern zu finden, die dafür keinen Zugang über einen männlichen Verwandten erhalten 
haben. 
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Expertise und Durchsetzungskraft. Dabei beansprucht sie für sich, auch im 
Namen vieler berufstätiger und alleinerziehender Mütter sprechen zu können. 

Die vermeintliche Nähe zum Volk und der Anspruch, in dessen Namen zu 
sprechen, gehört zu den Charakteristika (rechts-)populistischer Politikstile 
(Mudde 2007). In Verbindung mit der Inszenierung eines bestimmten Frauenbil¬ 
des erhält dieser populistische Stil noch eine geschlechtsspezifische Komponente, 
über die eine gewisse Nähe und eine Art Fürsorglichkeit kommuniziert werden 
soll. Die Betonung der Mutterrolle suggeriert zudem eine realistische Einschät¬ 
zung der Febensumstände und der Doppelbelastung alleinerziehender Mütter; 
gleichzeitig wird so die Bedeutung der Frau als Mutter und der Familie hervorge¬ 
hoben. 

Welche rassistischen und nationalistischen Effekte ein Fürsorglichkeitsdiskurs 
entfalten kann, haben Mulinari und Neergaard (2014) anhand von Interviews mit 
weiblichen Abgeordneten der Schwedendemokraten untersucht und als „caring 
racism“ bezeichnet. Im Unterschied zu ihrem Vater hat Marine Fe Pen die sozi¬ 
ale Frage in den Mittelpunkt ihrer Politik gerückt und ist von dem neoliberalen 
Kurs Jean-Marie Fe Pens abgewichen. Auch hier hilft das fürsorgliche Image 
einer Politikerin, die für sich in Anspruch nimmt, dass sie die „da unten“ hört und 
deren Sorgen kennt. 

In diesem Sinne verkörpert sie ein neues, zeitgemäßes Frauenbild innerhalb 
des FN und spricht weiße Wählerinnen an, deren Anliegen bisher im FN nicht 
weiter berücksichtigt worden sind. Mit der Betonung ihrer Rolle als (alleinerzie¬ 
hende) Mutter und berufstätige Frau knüpft sie an ein wichtiges gesellschaftspoli¬ 
tisches Thema an: das der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, das vor allem 
Frauen immer wieder vor große Herausforderungen und Belastungen stellt. 16 Die¬ 
ses Identifikationspotenzial kann bei der Mobilisierung von weiblichen Wähler¬ 
stimmen von Vorteil sein. Weiter repräsentiert sie sich damit als „moderne“ Frau, 
die unabhängig von einem Mann die Kindererziehung übernimmt, erfolgreich als 
Anwältin und Politikerin berufstätig ist und sich in einer Männerdomäne - insbe¬ 
sondere in einer Partei wie dem FN - durchzusetzen weiß. 


16 Auch wenn mehr Mütter in Frankreich erwerbstätig sind und die staatliche Kinderbetreu¬ 
ung erheblich besser ausgebaut und organisiert ist als in der Bundesrepublik Deutschland, 
so spielt das Thema Vereinbarkeit von Beruf und Familie dennoch eine wichtige Rohe. Aus 
der Perspektive des FN soll eine erfolgreiche Politik darauf abzielen, für Familien Anreize 
zu schaffen, mehr Kinder zu bekommen. Des Weiteren wird ein Elterngehalt (revenu paren¬ 
tal) für Eltemteile vorgeschlagen, die zu Hause bleiben und die Kindererziehung überneh¬ 
men. Dieses Elterngeld soll jedoch nur Eltern mit französischer Staatsbürgerschaft zur 
Verfügung stehen. 
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Darauf beschränkt sich dann auch ihre Agenda in Sachen Frauenthemen, denn 
es gibt keine Frauen- bzw. Gleichstellungspolitik der Partei. Frauenanliegen wer¬ 
den weiterhin unter Familienpolitik subsumiert. Familie und Nation sind nach 
Meinung des FN die zentralen Gemeinschaften (Perrineau 2015; Elverich 2005, 
S. 113). Die Familie wird als Grundlage einer jeden Nation und nationalen Identi¬ 
tät betrachtet. Frauenpolitik muss dementsprechend immer pronatalistisch sein 17 
und sich vor allem positiv auf die Familie aus wirken. Der Ausbau von Kinderbe¬ 
treuung und die finanzielle Unterstützung von Müttern werden demnach gefor¬ 
dert, um die Geburtenrate zu erhöhen. Bereits in den 1990er Jahren forderte der 
FN einen Mutter- bzw. Elternlohn, der Mütter dazu veranlassen sollte, zu Hause 
bei ihren Kindern zu bleiben (Elverich 2005; Lesselier 2002). 

Insgesamt ist Marine Le Pen nicht stark von den familien- und geschlechterpo¬ 
litischen Positionen ihres Vaters abgewichen. So fordert sie zwar nicht die 
Abschaffung des Abtreibungsrechts, möchte aber das Adoptionsrecht für Ungebo¬ 
rene einführen. Als alleinerziehende und erfolgreich berufstätige Mutter verkör¬ 
pert sie ein modernes Frauenbild. Gleichzeitig vertritt sie aber eine Politik, die 
nicht darauf abzielt, Frauen und Männer in allen gesellschaftlichen Bereichen 
gleichzustellen, sondern Frauen vor allem als Teil der Familie zu betrachten und 
ihre reproduktiven Funktionen zu betonen. 18 Damit steht sie für eine Position, die 
von den Erfolgen der zweiten Frauenbewegung profitiert und gleichzeitig viele 
ihrer gleichstellungspolitischen Forderungen ablehnt. 

Zugleich ist die Mutterrolle, auch wenn sie hier in einem modernen Gewand 
erscheint, anschlussfähig an rechtskonservative Vorstellungen von Mutterschaft 
und Familie. 19 Ferner stellt die Inszenierung von Weiblichkeit als Verkörperung 
der Nation einen wichtigen Bestandteil von Nationalismus dar (Yuval-Davis 
1997), den Marine Le Pen politisch vertritt. Bei dieser Verknüpfung von Nationa¬ 
lismus und GeschlechtAVeiblichkeit in einer erneuerten Version ist es nicht mehr 


17 Die Forderung nach einer pronatalistischen Politik stellt im Vergleich zu den anderen Par¬ 
teien an sich keine Ausnahme dar, war Frankreichs Bevölkerungspolitik doch stets geprägt 
von pronatalistischen Ansätzen. Die Besonderheit zeigt sich vielmehr in der Verknüpfung 
von pronatalistischen Ansätzen mit nativistischen Elementen. 

18 Dies muss aber nicht zwangsläufig im Widerspruch zu einer Erwerbstätigkeit stehen, wie 
es im Sinne eines christlich konservativen Verständnisses im deutschsprachigen Raum aus¬ 
gelegt werden könnte. Dennoch wird durch diese Subsumierung die Frau nicht mehr als 
Individuum betrachtet. 

19 Vgl. auch die Arbeiten zu Weiblichkeitskonstruktionen, Familien- und Geschlechterpo- 
litik rechtsextremer Politikerinnen von Renate Bitzan (2011) und Brigitte Brück (2005, 
2006). 
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die idealtypische Mutter im Sinne konservativer Familien- und Geschlechterbilder, 
sondern die moderne alleinerziehende Mutter und beruflich erfolgreiche Frau, die 
die Nation bzw. den Nationalismus repräsentieren soll. Hinzu kommt, dass Marine 
Le Pen - ähnlich wie ihr Vater - die Partei verkörpert und der Präsidentschafts¬ 
wahlkampf ausschließlich auf ihre Person ausgerichtet sein wird. Deutlich wird 
dies u. a. an ihrem jüngsten Intemetauftritt, bei dem der Parteiname FN gar nicht 
auftaucht. Die FN-Präsidentschaftskandidatin firmiert ausschließlich unter ihrem 
Vornamen Marine, sodass Nähe aufgebaut und Vertrautheit erzielt wird. Ferner 
suggeriert die Ähnlichkeit zwischen den beiden Namen Marine und Marianne - 
der Nationalfigur der Französischen Republik -, dass Marine Le Pen die Französi¬ 
sche Republik verkörpert und sich für deren Wohlergehen einsetzen wird. 20 

Marine Le Pen ist damit ein gutes Beispiel dafür, dass Frauen, die sich als Teil 
der politischen Rechten verstehen, vom Erbe und den Errungenschaften der Frau¬ 
enbewegung profitieren, um reaktionäre und nationalistische Politik zu betreiben. 
Ihr Erfolg stellt weder eine Variante des neuen rechten Feminismus dar noch ist er 
ein eindeutiges Zeichen von Antimodernismus. Vielmehr wird hier deutlich, dass 
bisherige Beschreibungen von modern versus reaktionär nicht mehr greifen. 

Positionierungen zum Thema geschlechtliche und sexuelle Vielfalt in Frank¬ 
reich 

Anlässlich der Öffnung der Ehe für homosexuelle Paare in Frankreich im Jahre 
2013 haben Gegner/innen dieses Gesetzes, die hauptsächlich aus dem katholi¬ 
schen, konservativen und rechten Lager stammten, über mehrere Monate hinweg 
demonstriert. So haben sie z. B. im Mai 2013 fast eine Million Demonstrant/ 
innen bei den „Manif pour tous“ versammelt. 21 Marine Le Pen hatte nicht öffent¬ 
lich dazu aufgefordert, sich an den Demonstrationen zu beteiligen. Allerdings 
haben die Abgeordneten des FN im Parlament gegen die Öffnung der Ehe 
gestimmt. In verschiedenen Interviews betonte Marine Le Pen zudem, dass sie die 
Entscheidung für die Homo-Ehe sobald wie möglich wieder rückgängig machen 
würde. Stattdessen fordert sie eine Verbesserung der eingetragenen Lebenspart¬ 
nerschaft für Homosexuelle hinsichtlich des Erb- und Wohnrechts. Die Möglich¬ 
keit einer Adoption, Leihmutterschaft oder der medizinisch unterstützten 
Fortpflanzung - wie es die Öffnung der Ehe vorsieht und wie es aktuell gesetzlich 


20 https://www.marine2017.fr/ (24.11.2016). 

21 Vgl. auch die Rede von Marion Marechal Le Pen am 17. März 2013 in der Assemblee 
Nationale, in der sie u. a. sagt, dass friedliche Proteste von Familien nicht als homophob 
und rechtsextrem bezeichnet werden können. 
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verankert ist soll ihrer Meinung nach jedoch weiterhin das Privileg von hetero¬ 
sexuellen Ehepartnern bleiben und auch Alleinstehenden vorenthalten werden. 22 
Dennoch haben sich viele Parteimitglieder, darunter auch bekannte FN-Politiker 
wie Jean-Marie Le Pen und Marion Marechal-Le Pen öffentlichkeitswirksam an 
den Demonstrationen beteiligt. In dieser Haltung unterscheidet sich Marine Le 
Pen von ihrem Vorgänger. 

Zudem hat sie einige Veränderungen innerhalb der Führungsspitze vorgenom¬ 
men. 23 Florian Philippot, dessen Homosexualität im Dezember 2014 von einem 
Boulevardmagazin öffentlich gemacht wurde, ist stellvertretender Vorsitzender 
des FN. Auch der FN-Generalsekretär Steeve Briois wurde ein Jahr zuvor auf 
eine ähnliche Weise geoutet. Hinzu kommt die Ernennung des offen homosexuel¬ 
len Politikers Sebastien Chenu als Kulturberater, sodass mehrere schwule Politi¬ 
ker unter Marine Le Pen wichtige politische Ämter innerhalb der Partei 
bekleiden, was u. a. zu innerparteilichen Divergenzen zwischen traditionellen und 
homophoben Stammwählem und der neuen Führungsebene geführt hat. 24 Somit 
zeigt sich, wie das Thema Homosexualität zu einem Konfliktstoff innerhalb der 
Partei geworden ist: Einerseits sollen homosexuelle Wähler mobilisiert werden, 
andererseits provozieren solche Themen auch Konflikte zwischen der Stammwäh¬ 
lerschaft, der neuen Führungsspitze und alten Parteimitgliedern. Dies mag erklä¬ 
ren, warum Marine Le Pen versucht hat, so selten wie möglich Stellung zu 
diesem Thema zu beziehen. Auch auf europäischer Ebene wollte sie potenzielle 
Koalitionspartner nicht verprellen. Während der Verhandlungen zur Fraktionsbil¬ 
dung mit Geert Wilders (Europa der Nationen und der Freiheit, ENF) vermied sie 
öffentliche homophobe Statements. 

Eine weitere Kontroverse um das Themenfeld geschlechtliche und sexuelle 
Vielfalt entstand im Kontext der Einführung des „ABCD de 1’egalite“ (ABC der 
Gleichheit), eines Unterrichtsprogramms zum Abbau von stereotypen Rollenbil- 
dem und zur Bekämpfung von Sexismus an französischen Schulen. Die Kritik an 
dem Vorhaben der Ministerin für Bildung, zu dem Zeitpunkt zuständig für Frau¬ 
enrechte, Najat Vallaud-Belkacem, ist zudem eng verknüpft mit der Kritik an der 


22 Vgl. auch das Radiointerview mit Marine Le Pen vom 5. Oktober 2014 in der Sendung 
„Tous politiques“ auf France Inter. 

23 Perrineau weist aber darauf hin, dass die personellen Erneuerungen hauptsächlich gene¬ 
rationaler und nicht ideologischer Art seien. Die meisten Mitglieder der aktuellen Füh¬ 
rungsebene seien bereits sehr früh in die Partei eingetreten und seit den 1980er und 1990er 
Jahren dort sozialisiert worden (Perrineau 2014, S. 61). 

24 Als Bernd Lucke den offen schwulen Andre Yorulmaz zum Generalsekretär küren lassen 
wollte, löste dies einen Skandal aus (Feddersen 2015). 


jycamus75@yahoo.fr 




Die Verbindung von Antifeminismus ... 


179 


theorie du genre, den Gender-Studies. Diese werden als Ideologie und Umerzie¬ 
hungsprojekt diskreditiert, und es wird vor einer Frühsexualisierung der Kinder 
gewarnt. Auch hier gab es ein breites Bündnis aus rechtskonservativen, rechts¬ 
extremen und katholischen Kräften, das gegen die Einführung des „ABC der 
Gleichheit“ agitiert hat. 

Die Aktion der „journees de retrait de l’ecole“ (Tage, an denen Eltern ihre Kin¬ 
dern nicht zur Schule bringen) fordert landesweit die Eltern auf, von ihrem Recht 
Gebrauch zu machen, ohne Begründung ihre Kinder monatlich zwei halbe Tage 
nicht zur Schule zu bringen und somit den Schulunterricht zu boykottieren. Als 
Initiatorin dieses Aufrufs gilt Farida Belghoul, eine ehemalige antirassistische 
Aktivistin, die mittlerweile dem FN-Umfeld zugeordnet werden kann. Auf der 
Internetseite des FN finden sich zwar diesbezüglich keine offiziellen Stellungnah¬ 
men, allerdings knüpft die Kritik, der Staat dürfe nicht erziehen (eduquer), son¬ 
dern müsse instruieren (instruire), implizit an den Vorwurf an, der Staat würde die 
Kinder gegen ihre Natur umerziehen wollen. Diese Argumentationsfigur findet 
sich auch in der deutschen Debatte wieder, in der die Bildungspläne zur Pädago¬ 
gik der Vielfalt und Ansätze des Gender-Mainstreamings als Umerziehungsmaß¬ 
nahmen gedeutet werden, die gegen eine natürliche Ordnung verstoßen würden. 
Gael Brustier zufolge hat die langjährige Mobilisierung gegen die Öffnung der 
Ehe für Homosexuelle das Terrain für eine Mobilisierung gegen Gender-Theorien 
und Gender-Studies vorbereitet und einen Anti-Gender Diskurs erst ermöglicht 
(Brustier 2015, S. 21). 

In einer Rede am 10. Dezember 2010 in Lyon äußerte Marine Le Pen, dass sie 
zunehmend Schilderungen höre, „dass es sich in einigen Vierteln nicht empfehle, 
Frau, homosexuell, jüdisch oder auch nur Franzose oder weiß zu sein“. 25 Solch 
eine Bemerkung macht sie keineswegs zu einer Vertreterin von Frauen- oder 
Homosexuellenrechten. Indes zeigt sich, dass solche Aussagen im Kontext eines 
anti-muslimischen Diskurses auf Akzeptanz stoßen. Damit sollen weniger Rechte 
dieser Gruppen verteidigt werden, sondern es geht primär darum, pauschal den 
Islam und die Muslime diskreditieren zu können. Die Tatsache, dass ein derart 
einfacher Satz dafür bereits ausreicht und es keiner weiteren Erklärung bedarf, 
zeigt, wie stark dieses antagonistische Argumentationsmuster bereits im anti¬ 
muslimischen Diskurs verankert ist. Auch Marine Le Pen braucht nur eine kurze 
Anspielung, um eine ganze Assoziationskette in Gang zu setzen. 


25 „J’entends de plus en plus de temoignages sur le fait que, dans certains quartiers, il ne 
fait pas bon etre femme, ni homosexuel, ni juif, ni meme frangais ou blanc.“ Le Monde 
diplomatique, französische Ausgabe, Januar 2011, S. 20; https://www.monde-diplomatique. 
fr/2011/01/A/20031 (24.11.2016). 
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Das Thema Islam hat in der Phase der Parteigründung des FN und unter Jean- 
Marie Le Pen noch keine mit heute vergleichbare Rolle gespielt (Perrineau 2014, 
S. 95 f.). Die Einwanderung wurde vor allem unter ökonomischen und sozialen 
Aspekten problematisiert und der Islam in erster Linie im Kontext eines religiö¬ 
sen Konflikts mit dem Christentum. Mit Marine Le Pen hat es eine Ausweitung 
des Islamdiskurses gegeben und der Islam wurde als unvereinbar mit der fran¬ 
zösischen bzw. europäischen Kultur und Zivilisation konstruiert (Perrineau 2014, 
S. 97 f.), was sich am Beispiel der hier zitierten Aussage gut erkennen lässt. 

Gegenwärtig dominieren zwei Spielarten des Gender-Diskurses: Zum einen 
gibt es eine islamfeindliche Instrumentalisierung, wenn im Namen und zum 
Schutze von weißen Frauen und Homosexuellen Muslime stigmatisiert und dis¬ 
kriminiert werden. Dieses vermeintlich progressive und emanzipatorische Spre¬ 
chen erscheint aber nur im Zusammenhang mit der Rede über den Islam und die 
Integration. Zum anderen werden Anti-Gender-Diskurse als einigende Klammer, 
sozusagen als „symbolic glue“ (Koväts und Pöim 2015), genutzt, um teilweise 
sehr verschiedene konservative, katholische und rechtsextreme Kräfte zu bündeln 
und gegen die aktuelle sozialistische Regierung zu mobilisieren. 

Es finden sich in den offiziellen Dokumenten des FN kaum Aussagen zu den 
Themen Gender oder Feminismus, auch nicht im Hinblick auf die EU. Dies ist ein 
bedeutender Unterschied zur AfD. 26 Vermutlich verbergen sich dahinter verschie¬ 
dene Strategien der Wählermobilisierung. Marine Le Pen versucht verstärkt, 
Frauen und Homosexuelle als Wähler/innen zu gewinnen und strebt eine Moderni¬ 
sierung und Normalisierung ihrer Partei durch eine Annäherung an Wilders an. 
Dementsprechend finden sich vereinzelt Stellungnahmen auf lokaler Ebene bzw. in 
Interviews, wenn sie gezielt darauf angesprochen wird. Ferner können die Themen 
Frauen und Homosexuelle vorwiegend im Kontext von Islamdebatten ausgemacht 
werden. Pascal Perrineau (2015) weist darauf hin, dass Marine Le Pen sich nur auf 
eine „kulturalistische und islamophobe Weise“ für Frauenrechte einsetzt. Frauen 
und Homosexuelle sind im anti-muslimischen Rassismus zu den wichtigsten 
Gegenspielern des Islams avanciert. Das Feindbild Islam fungiert als die einigende 
Klammer, die einen Rekurs auf (vermeintlich) feministische Positionen und das 
Unterlassen von homophoben Aussagen zulässt. Darüber hinaus spielt sich alles 
größtenteils auf nationaler Ebene ab, als Kritik an der derzeitigen linken Regierung. 


26 Vgl. beispielsweise die „Magdeburger Erklärung zur Frühsexualisierung“ vom 
14.11.2016; http://www.afdfraktion-lsa.de/wp-content/uploads/2016/l 1/Fruehsexualisie- 
rung.pdf (24.11.2016). 


jycamus75@yahoo.fr 




Die Verbindung von Antifeminismus ... 


181 


Zudem muss betont werden, dass solche Aussagen nicht über die Stellungnah¬ 
men des konservativen Flügels hinausgehen. So haben sich beispielsweise sehr 
viele UMP-Abgeordnete ebenfalls gegen „la theorie du gerne“ und das „ABC der 
Gleichheit“ gewandt und dabei die Ministerin für Bildung, Najat Vallaud Bel- 
kacem, kritisiert. Auch an den Demonstrationen gegen die Öffnung der Ehe 
waren viele konservative Politiker beteiligt. Die offiziellen Aussagen des FN sind 
in dieser Hinsicht also kaum radikaler, misogyner oder homophober als die des 
konservativen Lagers; sie bewegen sich im Mainstream und sind konsensfähig. 27 
Ein breites gesellschaftliches Bündnis aus Katholiken, Konservativen und Rech¬ 
ten hat hier erfolgreich gegen die Gleichstellungs- und Bildungspolitik der Lin¬ 
ken mobilisiert. Diese Auseinandersetzungen sind aber auf den nationalen 
Kontext begrenzt und haben kaum europapolitische Bezüge. Entsprechende Posi¬ 
tionierungen finden sich also nicht in den offiziellen Parteidokumenten. Dies gilt 
übrigens auch für die konservativen Parteien Union pour un mouvement popu- 
laire (UMP) und L’Union des democrates et independants (UDI), da nur alle fünf 
Jahre Parteiprogramme erstellt werden (Brustier 2015, S. 23). Allerdings findet 
man solche Standpunkte im Hinblick auf den Islam oder wo FN-Politiker/innen 
konkret auf diese Themen angesprochen werden. Ferner ist eine neue Taktik zu 
beobachten, um Frauen und Homosexuelle als neue Wähler zu gewinnen; aller¬ 
dings muss sich noch zeigen, ob diese neue Taktik auch langfristig eine neue Aus¬ 
richtung inhaltlicher Positionen zur Folge haben wird. 

Positionierung zum Thema geschlechtliche und sexuelle Vielfalt in Europa 

Auf europäischer Ebene haben Abgeordnete des FN im Europaparlament gegen 
verschiedene Initiativen zur Förderung der Gleichstellung und der Bekämpfung 
von Diskriminierungen (Estrela-Bericht 2013; Lunacek-Bericht 2014; Rodrigues- 
Bericht 2014 wie auch Noichl-Bericht 2014) mobilisiert und abgestimmt. Der 
Noichl-Bericht zur Strategie der EU für die Gleichstellung von Frauen und Män¬ 
nern nach 2015 wurde am 9. Juni 2015 verabschiedet. 28 Diese Entschließung des 
Europaparlaments (EP) strebt einen breiter gefassten gleichstellungspolitischen 
Ansatz an. Während sich die bisherige Gleichstellungspolitik der EU schwer¬ 
punktmäßig auf Strategien und Maßnahmen im Bereich des Erwerbsarbeitsmark¬ 
tes konzentrierte (Klein 2013, S. 26 f.), zielt der Noichl-Bericht darauf ab, 


^Gleichzeitig werden zunehmend antisemitische und neonazistische Parolen bei Demons¬ 
trationen im FN-nahen Umfeld beobachtet. 

28 http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+REPORT+A8- 
2015-0163+0+DOC+XML+V0//DE (07.11.2016). 
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weitere Politikfelder, u. a. Bildung und Gesundheit, stärker einzubeziehen, um 
geschlechtsspezifische Ungleichheiten zu bekämpfen und Gleichstellungsziele 
umzusetzen. Insbesondere diese Ausdehnung der europäischen Gleichstellungs¬ 
politik ruft Unbehagen und Widerstand seitens konservativer, rechtspopulistischer 
und rechtsextremer Kräfte hervor. 29 

Im Folgenden gehen wir auf einzelne Stellungnahmen von FN-Abgeordneten 
während der Aussprache ein. Die Kritik am Noichl-Bericht wird hauptsächlich 
entlang zweier Argumentationslinien geäußert. Das erste Gegenargument lautet, 
dass grundsätzlich weder das Europaparlament noch die Europäische Union für 
diesen Politikbereich Kompetenzen besäßen. Allein die Mitgliedstaaten seien hier 
zuständig. Darüber hinaus werde das Subsidiaritätsprinzip verletzt, welches 
besage, dass jeweils die niedrigste Ebene für die Bearbeitung politischer Aufga¬ 
ben zuständig sei. Insbesondere die Erweiterung auf die Bereiche Bildung und 
Gesundheit wird diesbezüglich problematisiert. 30 Zudem wird die Zuständigkeits¬ 
frage nicht nur als Einmischung in nationale, sondern auch in private bzw. famili¬ 
äre Angelegenheiten ausgelegt. Das Subsidiaritätsprinzip wird hier also nicht nur 
auf den Nationalstaat bezogen, sondern auch auf die Gesellschaft mit der Familie 
als niedrigster zuständiger Ebene übertragen. 

Die zweite Argumentationslinie enthält viele Elemente, die von Hark und Villa 
(2015) als zentrale Merkmale des Anti-Genderismus beschrieben wurden. Sie 
stellen fest: 

Grundsätzlich haben, so meinen wir, die Kritiker/innen von Gender gewisserma¬ 
ßen verstanden, dass der Begriff auf die - im weitesten Sinne - soziale Beschaf¬ 
fenheit von Geschlecht zielt und damit eine naive, simplifizierende Vorstellung von 
Geschlecht als naturhafte, unveränderliche, an-sich-so-seiende Tatsache jenseits 
sozialer, kultureller und spezifisch historischer Bedingtheiten überwindet (Hark und 
Villa 2015, S. 7). 

Dies lässt sich auch für die Äußerungen der FN-Abgeordneten feststellen. Zudem 
werden die im Noichl-Bericht vorgeschlagenen Maßnahmen als Gefahr für die 
traditionelle Familie und das Kind gesehen. Beide seien durch eine Ausweitung 


29 http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+REPORT+A8- 
2015-0163+0+DOC+XML+V0//EN (07.11.2016). 

30 Es wird aber ausgelassen, dass das Subsidiaritätsprinzip ebenfalls vorsieht, dass die EU 
durchaus zu Maßnahmen in diesem Bereich berechtigt sein kann, wenn ein Mitgliedstaat 
diesen Aufgaben nicht ausreichend nachkommt. Auf diese Weise sollen vertraglich veran¬ 
kerte politische Werte und Ziele umgesetzt werden. 
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des Abtreibungsrechts sowie des Rechts auf medizinisch unterstützte Fortpflan¬ 
zung bedroht. Moderne Fortpflanzungsmedizin dürfe zudem nicht den Interessen 
von Homosexuellen dienen. Hier werden die Kernthemen des Anti-Genderismus 
angesprochen: die vermeintliche Zerstörung der traditionellen heteronormativen 
Familie, das bedrohte Kind und eine zu mächtige LGBTIQ-Lobby (Lesbian, Gay, 
Bisexual, Trans, Intersex, Queer), die für die Frühsexualisierung von Kindern 
verantwortlich sei. Der letzte auffällige Aspekt ist die Verhandlung der Kategorie 
Frau und ein Verständnis von Gleichstellung, das sich aus den Äußerungen able¬ 
sen lässt. Sie können auf folgenden Satz zugespitzt werden: Gender-Theorie ist 
frauenfeindlich, da sie nicht nur die Familie und das Kind bedroht, sondern auch 
die Kategorie Frau. So fragt die FN-Abgeordnete Mylene Troszczynski: 

„Wie ist es möglich, die Frau zu verteidigen und gleichzeitig Gender-Theorie und 
die Gleichmachung von Geschlechtern zu propagieren? Wie soll das Leben der ver¬ 
letzlichsten Wesen geschützt werden, wenn das Recht auf Abtreibung als unveräu¬ 
ßerlich verteidigt wird? Wie soll das Gleichgewicht der Familie verteidigt werden, 
wenn gleichzeitig ihre eigentliche und natürliche Bestimmung zerstört wird?“ 31 

Diese Gegenüberstellung offenbart das essenzialistische und konservative Frau¬ 
enbild, das der Argumentation zugrunde gelegt wird. Gleichzeitig ist die hier 
aufgeworfene Frage, wie eine Politik im Namen der Frau mit einem nicht-essen- 
zialistischen Verständnis von Geschlecht vereinbar sei, durchaus eine Frage, die 
insbesondere in den 1990er Jahren an der Schnittstelle von feministischer The¬ 
orie und Praxis sehr kontrovers diskutiert wurde. Dies bestätigt noch einmal die 
Feststellung von Hark und Villa, dass die Akteur/innen des Anti-Genderismus 
über ein grundlegendes Verständnis des Begriffs Gender verfügen. Die hier neu 
angeführten vermeintlichen Antagonismen „Frau versus Gender“ und „Gleich¬ 
stellung von Mann und Frau versus Gleichstellung aller Menschen ungeachtet 
ihrer sexuellen Identität“ deutet darauf hin, dass dieses Wissen gezielt für anti- 
emanzipatorische Zwecke eingesetzt werden kann, indem man verschiedene 
Gleichstellungsforderungen gegeneinander ausspielt. Gleichstellungspolitik wird 


31 „Comment est-il possible de defendre la femme en prönant la theorie du genre et 
l’indifferenciation des sexes? Comment est-il possible de defendre la vie des etres les plus 
vulnerables en defendant l’avortement comme un droit inalienable? Comment est-il possi¬ 
ble de defendre l’equilibre de la famille en detruisant sa conception meme et sa defnition 
naturelle? http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc. do?type=CRE&reference=20150 
608&secondRef=ITEM-012&language=DE&ring=A8-2015-0163 (20.11.2016, eigene 
Übersetzung ins Deutsche). 
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nur befürwortet, solange sie die traditionellen Vorstellungen von Familie und die 
heteronormative Geschlechterordnung nicht infrage stellt und auf den Erwerbsar¬ 
beitsbereich beschränkt bleibt. Die Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen findet 
ebenfalls Zustimmung, insbesondere wenn es um exotisierbare Formen sexuali- 
sierter Gewalt geht. 

Im März 2016 organisierte die Fraktion Europa der Nationen und der Freiheit 
Frankreich im Europaparlament in Straßburg eine Konferenz zum Thema „La 
famille ä l’epreuve de l’UE“ („Die Familie von der EU auf die Probe gestellt“). 
Gegenstand der Veranstaltung war die Frage, inwieweit die Familie durch gegen¬ 
wärtige Gleichstellungspolitiken der EU bedroht sei. 32 

Diese europäischen Debatten wurden jedoch auf nationaler Ebene nicht inten¬ 
siv rezipiert. Zudem weicht der FN auch hier kaum von den Positionen und 
dem Wahlverhalten der französischen Konservativen im EP ab. In diesem Sinne 
spricht der Politologe Gael Brustier auch von einem „konservativen Populismus“, 
der sich seit 2012 und insbesondere im Zusammenhang mit den „Demos für alle“ 
in Frankreich herausgebildet habe. Offen bleibt jedoch, wie sich die einzelnen 
rechtskonservativen und rechtsextremen Parteien im Zuge der Präsidentschafts¬ 
wahlen im Jahre 2017 hinsichtlich dieser Themen ausrichten werden (Brustier 
2015, S. 37). 

Zusammenfassend lässt sich folgende Doppelstrategie ausmachen: Zum einen 
werden Positionierungen in Bezug auf die Öffnung der Ehe oder auf sexuelle und 
geschlechtliche Vielfalt möglichst vermieden, um keine potenziellen Wähler/ 
innen und Koalitionspartner zu verprellen oder Stammwähler und Parteimitglie¬ 
der vor den Kopf zu stoßen. Zum anderen gibt es eine Mobilisierung des partei¬ 
nahen Umfeldes, vor allem eine Mobilisierung von katholisch-konservativen 
zivilgesellschaftlichen Bündnissen. Auch hier werden geschlechterkonservative 
Positionen der Basis bedient, ohne dass Marine Le Pen offiziell und direkt damit 
in Verbindung gebracht werden kann. Sie verweigert zudem Aussagen über mög¬ 
liche Verbindungen zwischen dem FN und der Bewegung Printemps Fran§ais. 33 


32 https://www.youtube.com/watch?v=hnX9b6uiQwA (07.11.2016). 

33 Unter dem selbst gewählten Namen Printemps frangais versammeln sich verschiedene 
Akteure, insbesondere katholische Fundamentalisten, Rechtsextreme und Identitäre, die 
zusammen gegen die Öffnung der Ehe und Gleichstellung von Homosexuellen mobilisieren 
und sich im Zuge der Demos für alle abgespalten und radikalisiert haben (Qui se cache der- 
riere le label ,Printemps fran 9 ais‘?, in: Liberation v. 13.04.2013). Ihre Vorsitzende Beatrice 
Bourges ist Politkerin und zudem Sprecherin des Collectif pour l’enfant und ähnelt in ihren 
Positionen ihrer deutschen Namensvetterin Beatrix von Storch. 
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Mit Marine Le Pen vollzog sich nicht nur ein Generations- und Geschlechter¬ 
wechsel, gleichzeitig begannen auch Bemühungen um eine ideologische Verände¬ 
rung. Michel Wieviorka (2013) unterscheidet zwischen einem ersten und einem 
zweiten Front National, jeweils verkörpert durch Jean-Marie Le Pen bzw. Marine 
Le Pen. Im Gegensatz zu einigen Medien lehnt er es ab, von einem neuen FN zu 
sprechen, vielmehr betont er die Gleichzeitigkeit von neuen und alten Elementen 
und die sich daraus ergebenden Spannungen. Nach außen finden sich kaum noch 
explizit antisemitische und negationistische Aussagen; an der Basis sind diese 
Positionen aber noch vorzufinden. Auf der Führungsebene wurden viele Positio¬ 
nen neu besetzt, die einen Bruch mit dem alten FN signalisieren sollen. Auch 
wenn Marine Le Pen das Ziel der „Entdämonisierung“ verfolgt und dem FN zu 
dem Image einer modernen, sozialen und nationalen Partei verhelfen möchte, die 
ihre Wurzeln im Antisemitismus und Neonazismus zunächst verbergen kann, so 
darf eben genau diese Genealogie bei einer politischen Neubestimmung und 
Bewertung der Partei nicht vergessen werden. In diesem Zusammenhang soll 
auch daran erinnert werden, dass Marine Le Pen vor Gericht wegen „Anstiftung 
zu Diskriminierung, Gewalt oder Hass gegen eine Personengruppe wegen ihrer 
Religionszugehörigkeit“ angeklagt wurde - im Gegensatz zu ihrem Vater nicht 
wegen Antisemitismus, sondern wegen anti-muslimischen Rassismus. 34 Dieses 
Beispiel illustriert die Veränderungen und Kontinuitäten zwischen Vater und 
Tochter. 


3 AfD - Antifeminismus - Anti-Genderismus 

Seit 2013 sorgt eine Kleinpartei am rechten Rand für Schlagzeilen - zunächst 
wegen ihres kometenhaften Aufstiegs, dann wegen ihrer Flügelkämpfe und par¬ 
teiinternen Auseinandersetzungen. Zwischenzeitlich sprach einiges dafür, dass 
die AfD - wie auch die DSU, Die Freiheit und die Schill-Partei - an Bedeutung 
verlieren und wieder in der Versenkung verschwinden würde. Doch zunächst ein 
Schritt zurück in die Gründungsgeschichte. 

Der Gründungsparteitag der AfD fand am 14. April 2013 in Berlin statt und 
war mit 1000 AfD-Mitgliedern bereits sehr gut besucht (Friedrich 2015). 
Nach außen wurde die neu gegründete Partei vor allem von dem Hamburger 


34 Sie wurde im Dezember 2015 freigesprochen (Zeit online v. 15.12.2015). Ihr Vater wurde 
im April 2016 wegen antisemitischer und romafeindlicher Aussagen zu einer Geldstrafe 
verurteilt (Zeit online v. 6.4.2016). 
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Wirtschaftsprofessor Bernd Lucke repräsentiert. Als stellvertretende Partei¬ 
vorsitzende fungierten Konrad Adam 35 und die bislang unbekannte Frauke 
Petry. 36 

Bei den Bundestagswahlen im September 2013 gelang der AfD ein Achtungs¬ 
erfolg: Sie erlangte 4,7 % der Stimmen, scheiterte damit jedoch knapp an der 
Fünf-Prozent-Hürde. Bei den Wahlen zum Europäischen Parlament im Mai 2014 
konnte sie 7,1 % aller Stimmen auf sich vereinigen und zog mit sieben Abgeord¬ 
neten ins EP ein. Bei den Landtags wählen in Sachsen im September 2014 erzielte 
sie sogar 9,7 % der Stimmen. Seit September 2014 kann die AfD auf zweistellige 
Wahlergebnisse verweisen: Überstieg sie bei den Landtags wählen in Thüringen 
erstmals die Zehn-Prozent-Marke (10,6 %), so konnte sie bei den Landtags wäh¬ 
len in Brandenburg 12,2 % aller Stimmen auf sich vereinigen. 

Nach dem Wahlerfolg der AfD bei den Kommunalwahlen in Hessen und vor 
allem bei den Landtags wählen in drei Bundesländern am 13. März 2016 wurde 
die Prognose des baldigen Niedergangs der AfD obsolet. Im Gegenteil: Bei den 
hessischen Kommunalwahlen wurde die AfD mit einem Stimmenanteil von 
knapp zwölf Prozent drittstärkste Kraft. Und bei den Landtagswahlen erzielte sie 
aus dem Stand heraus 12,6 % in Rheinland-Pfalz, 15,1 % in Baden-Württemberg 
und 24,2 % in Sachsen-Anhalt. 

Wenige Tage nach dem erdrutschartigen Sieg der AfD, der gleicherma¬ 
ßen Journalisten, Publizisten, Wahlforscher und Sozialwissenschaftler intensiv 
beschäftigte, wurde das neue Parteiprogramm der AfD bekannt, das offenbart, 
wes Geistes Kind die Partei ist. Sie hatte zunächst unter ihrem Dach verschie¬ 
dene politische Flügel zu vereinigen versucht: den neoliberalen, den nationalkon¬ 
servativen und den rechtspopulistischen Flügel (Jahn 2014). Vielfach wurde sie 
als „Sammlungspartei“ bezeichnet, die die „verschiedene(n) Kreise des politisch 
rechten Spektrums“ (Plehwe 2014, S. 69) zusammengeführt habe. Ähnlich wie es 
in den USA der 1970er-Jahre im Zusammenhang mit den Republikanern geschah, 
vollzog sich mit Gründung der AfD ein rechtes Hegemonieprojekt im Sinne von 
Antonio Gramsci, wonach Herrschaft keineswegs nur auf Repression oder Zwang 


35 Konrad Adam ist ein ehemaliger Feuilleton-Redakteur der FAZ und Chefkorrespondent 
und Kolumnist der Tageszeitung Die Welt. 

36 Frauke Petry (geb. 1975 in Dresden) ist vierfache Mutter, promovierte Chemikerin und 
Unternehmerin. Ihre ehemalige Firma PURinvent, die Füllmaterial für Reifen herstellte, 
musste Insolvenz anmelden. Verantworten muss sie sich derzeit wegen Insolvenzver¬ 
schleppung, da sie die Bundestagswahlen 2013 abwartete, bevor sie die Insolvenz ihrer 
Firma anmeldete (Hähnig et al. 2014). Für „besondere Courage und Tatkraft im Bereich 
Forschung und Entwicklung“ erhielt sie 2012 die Verdienstmedaille der Bundesrepublik 
Deutschland (Honnigfort 2015). 
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basiert, sondern immer auch der inneren Zustimmung breiter Teile der Bevölke¬ 
rung bedarf (Friedrich 2015, S. 100). 

Sebastian Friedrich kommt in seinem Diskussionsbeitrag „Der Aufstieg der 
AfD. Neokonservative Mobilmachung in Deutschland“ zu der Einschätzung, es 
handele sich bei der Partei um eine neokonservative Formation. In Bezug auf den 
Begriff Neokonservatismus bezieht er sich auf Claus Leggewie, der Mitte der 
1990er-Jahre mit Blick auf die US-amerikanische Rechte dafür plädiert hatte, 
den Begriff Neokonservatismus in einem weiteren Sinne zu verwenden. Demnach 
finden sich unter dem Dach des Neokonservatismus der neokonservative Mora¬ 
lismus und der neokonservative Ökonomismus, die miteinander ein Bündnis ein- 
gehen. Mit den Worten von David Harvey kam es zu einer „unheiligen Allianz 
zwischen Big Business und konservativen Christen, die von den neokonservati¬ 
ven Kräften unterstützt wurde“ (Harvey 2007, S. 66). Die Verbindung der beiden 
Strömungen Moralismus und Ökonomismus lässt sich auch in der Gründungs¬ 
und Entstehungsgeschichte der AfD beobachten. 

Bis Mitte des Jahres 2015 schien das Projekt der neuen Parteigründung nahezu 
gescheitert. Die internen Flügelkämpfe, die sich von Beginn an abgezeichnet hat¬ 
ten, kulminierten auf dem Parteitag der AfD im Juli 2015, führten zu einer Abset¬ 
zung des Parteigründers Bernd Lucke und zur Machtübernahme durch Frauke 
Petry, die innerhalb der Partei den nationalkonservativen Flügel repräsentiert. Mit 
dem Austritt von Bernd Lucke, dem Ausscheiden von insgesamt vier Abgeordne¬ 
ten des Europaparlaments und weiteren Massenaustritten aus der AfD sowie der 
Neugründung der ebenfalls von Lucke initiierten Partei Allianz für Fortschritt und 
Aufbruch (ALFA) schien sich abzuzeichnen, dass sich die AfD nicht langfristig 
im bundesdeutschen Parteiensystem werde etablieren können. Das, was noch in 
jüngst erschienenen Publikationen als ihre Stärke eingeschätzt worden war - ihr 
Charakter einer Sammlungspartei -, erwies sich als Achillesverse. 

Nach den Wahlen vom März 2016 sieht die politische Welt jedoch anders aus. 
Auch deshalb lohnt sich ein Blick auf den neokonservativen Moralismus, der die 
Partei von Anfang an prägte, und damit auf ein häufig unterbelichtetes Politikfeld. 

Wählerinnen und Wähler der AfD nach Geschlecht 

Was die Wählerbasis angeht, so gibt es einen deutlichen „Gender Gap“: Die 
AfD wird von erheblich mehr Männern als Frauen gewählt. In Rheinland-Pfalz 
gaben 15 % der Männer der AfD ihre Stimme, jedoch nur 9 % aller Frauen. In 
Baden-Württemberg wählten 18 % der Männer AfD, jedoch nur zwölf Prozent 
der Frauen (AfD-Wähleranteil von Männern 66,66 %). Und in Sachsen-Anhalt 
votierten 28 % aller Männer für die Partei, jedoch nur 19 % der Frauen (Wäh¬ 
leranteil von Männern 67,85 %). Somit konnte die AfD in Sachsen Anhalt zur 
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stärksten Partei unter den männlichen Wählern avancieren (Funk 2016). Der 
Frauenanteil unter den Wähler/innen variiert zwischen 36 % bei den Wahlen zum 
EP und 42 % bei den Landtags wählen in Sachsen. 

Dennoch wäre es falsch, die AfD schlicht als Männerpartei zu bezeichnen. In 
dem Maße, in dem die AfD bei Wahlen Erfolge verbuchen konnte, erhöhte sich 
auch der Frauenanteil an den Wählern. Betrug der Wählerinnenanteil bei den EP- 
Wahlen noch 5 %, so votierte bei den Landtags wählen in Brandenburg bereits 
jede zehnte Wählerin für die AfD. 


AfD-Wähler/innen nach Geschlecht (Friedrich 2015, S. 74 und eigene Zusam¬ 
menstellung) 
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AfD - Europa - Frauen - Familien - Gender 

Die AfD wurde in den vergangenen Jahren als Anti-EU-Partei wahrgenommen 
oder als Partei, die sich in Fragen von Flucht, Migration und Integration im poli¬ 
tischen Spektrum rechts außen positionierte (Häusler 2013, 2016; Plehwe und 
Schlögl 2014). Verschiedene Untersuchungen wiesen daraufhin, dass die von der 
AfD vertretenen Positionen eine hohe Affinität zu den von Thilo Sarrazin propa¬ 
gierten Ideologien aufweisen - vor allem mit Blick auf Europa- und Eurokritik, 
aber auch hinsichtlich Sozialdarwinismus und Rassismus in der Leistungsgesell¬ 
schaft (Hentges 2014b, 2015, S. 20 f.). Weitere Studien - vor allem von Andreas 
Kemper - analysieren die familien- und geschlechterpolitischen Positionen der 
AfD (Kemper 2013, 2014a, b). Im Folgenden sollen zunächst diese Positionen 
sowohl hinsichtlich der verankerten Programmatik als auch der Ideologien vorge¬ 
stellt werden. 

Eine Große Europakommission unter Beteiligung von Bernd Lucke, Frauke 
Petry und Alexander Gauland legte ein Europawahl-Programm vor, das auf dem 
Bundesparteitag im März 2014 in Erfurt verabschiedet wurde. Im Rahmen einer 
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Mitgliederbefragung, die auch den Programmpunkt „Gender Mainstreaming“ 
umfasste, plädierten 82,2 % der Mitglieder für eine Ablehnung des Gender Main¬ 
streamings als „weltanschauliche Umerziehungsmaßnahme“ und sprachen sich 
für ein Verbot der staatlichen Finanzierung von Gender-Forschung aus (Kemper 
2014a, S. 22 f.). Auch im Bereich der beruflichen Gleichberechtigung entschieden 
sich die Parteitagsabgeordneten mit einem überwältigenden Anteil von 93,4 % 
gegen eine gezielte Förderung des jeweils unterrepräsentierten Geschlechts. 

Ferner stimmten 88,4 % der Ab stimmenden dieser Forderung zu: 

Die AfD kritisiert die Gleichstellungspolitik der EU in ihren einseitigen ideologi¬ 
schen Ausrichtungen und wegen der fehlenden demokratischen Legitimation. Die 
Gleichstellungsagentur der EU und deren Budget von über 50 Mio. EUR ändert 
letztlich nichts an der geschlechtsspezifischen Gewalt, Lohndiskriminierung und der 
Unvereinbarkeit von Beruf und Familie. Die AfD fordert in diesem Zusammenhang 
die Offenlegung aller zur Durchsetzung von Gleichstellungs-Strategien fließenden 
Gelder der EU (Zit. nach Kemper 2014a, S. 24). 

Unter dem Motto „Mut zu Deutschland. Für ein Europa der Vielfalt“ trat die AfD 
zu den Europawahlen an. Integriert in das Kapitel „Für eine wettbewerbsfähige 
und soziale EU“ finden sich programmatische Passagen zum Thema „Keine 
Gleichstellungspolitik nach EU-Vorgaben“. Entsprechend der oben vorgestellten 
Positionen heißt es hier, die AfD strebe die „Gleichberechtigung der Geschlech¬ 
ter unter Anerkennung ihrer unterschiedlichen Identitäten, sozialen Rollen und 
Lebens Situationen an.“ Sie lehne ein Gender Mainstreaming ab, das auf eine 
„Aufhebung der Geschlechteridentitäten“ abziele. Eine finanzielle Förderung der 
Genderforschung müsse umgehend eingestellt werden. Ferner dürfe die EU ihren 
Mitgliedsstaaten keine Gleichstellungspolitik aufzwingen (Mut zu Deutschland 
2014, S. 18). 

Gefordert wird, dass die EU alle Gelder offenlegen müsse, die bislang „zur 
Durchsetzung von angeblichen Gleichstellungsvorhaben“ geflossen seien. In 
Bezug auf Stellenbesetzungen müsse die Qualifikation, nicht das Geschlecht 
ausschlaggebend sein. Das übergeordnete Ziel der Politik bestehe darin, „Chan¬ 
cengleichheit für Frau und Mann“ auf allen gesellschaftlichen Ebenen zu unter¬ 
stützen. Chancengleichheit wird explizit abgegrenzt von „Quotenregelungen und 
einzelfallbezogenen Vorschriften“. Die AfD spricht sich in diesem Kontext dafür 
aus, dass „behinderte Mitbürger und ihre pflegenden Angehörigen (...) bei glei¬ 
cher Qualifikation beruflich bevorzugt werden“ sollten. Diesen Gruppen stehe 
„der Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft zu“ (Mut zu Deutschland 2014, 
S. 18). 
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Auffallend ist, dass der Begriff Frauen im gesamten Europaprogramm der AfD 
kein einziges Mal vorkommt. Familien tauchen lediglich in zwei Textpassagen 
auf, u. a. in Bezug auf „traditionelle(n) bäuerliche(n) Familienbetriebe(n) 44 , denen 
man eine Perspektive in der Landwirtschaft bieten solle (Mut zu Deutschland 
2014, S. 20). Verglichen damit nimmt das Thema „Keine Gleichstellungspolitik 
nach EU-Vorgaben“ viel Raum ein; immerhin ist ihm ein eigenes Unterkapitel 
gewidmet. 

Wenige Tage nach den Landtagswahlen am 13. März 2016 wurde das neue 
Grundsatzprogramm der AfD durch eine nicht autorisierte Veröffentlichung einer 
Rechercheplattform bekannt (AfD-Programmentwurf 2016). Auch hier propagiert die 
AfD ein reaktionäres Frauen- und Familienbild: Eine Familie besteht laut AfD immer 
aus einem heterosexuellen Paar und mindestens einem Kind. Dass auch gleichge¬ 
schlechtliche Paare als Familie mit einem oder mehreren Kindern Zusammenleben 
können, ist für die AfD ausgeschlossen. 

Alleinerziehenden wird angedroht, dass sie mit finanziellen Einbußen zu rech¬ 
nen haben, sollte die AfD Regierungs Verantwortung übernehmen: „Die staatli¬ 
che Finanzierung des selbstgewählten Lebensmodells ,Alleinerziehend 4 lehnen 
wir jedoch ab. Wir wenden uns entschieden gegen Versuche von Organisationen, 
Medien und Politik, Alleinerziehende als normalen, fortschrittlichen oder gar 
erstrebenswerten Lebensentwurf zu propagieren 44 (AfD-Programmentwurf, S. 41). 

Mit Blick auf die Scheidung wird angedroht, dass „schwerwiegendes Fehl¬ 
verhalten, welches sich gegen die eheliche Solidarität richtet 44 , bei den Schei¬ 
dungsfolgen berücksichtigt werden müsse (AfD-Programmentwurf, S. 41). Völlig 
unklar bleibt, was mit „schwerwiegendem Fehlverhalten 44 gemeint sein mag und 
welche Konsequenzen es haben könnte. Plädiert die AfD hier etwa für die Wie¬ 
derherstellung des Schuldprinzips der 1970er Jahre? 

Den staatlichen Institutionen - Krippen, Ganztagsschulen, Jugendämtern, 
Familiengerichten - wird vorgeworfen, dass sie zu Unrecht in das Erziehungs¬ 
recht der Eltern eingreifen würden (AfD-Programmentwurf, S. 11). Gender Main¬ 
streaming und vor allem die Betonung der Individualität würden, so die AfD, 
die Familie als „wertegebende gesellschaftliche Grundeinheit 44 (AfD-Program¬ 
mentwurf, S. 11) untergraben. Unter dem Deckmantel einer kritischen Haltung 
gegenüber der Wirtschaft heißt es programmatisch: „Die Wirtschaft will Frauen 
als Arbeitskraft 44 (AfD-Programmentwurf, S. 11) und ein „falsch verstandener 
Feminismus 44 schätze „einseitig Frauen im Erwerbsleben, nicht aber Frauen, die 
,nur 4 Mutter und Hausfrau sind 44 (AfD-Programmentwurf, S. 11). Diese Frauen 
erführen „häufig geringere Anerkennung 44 und würden auch finanziell benachtei¬ 
ligt (AfD-Programmentwurf, S. 11). Hier wird der Eindruck erweckt, dass es gar 
nicht die Frauen selbst sind, die eine Berufstätigkeit wünschen, sondern dass sie 
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gleichermaßen als Opfer der Wirtschaft und des Feminismus unter Druck stehen 
und somit erzwungenermaßen erwerbstätig sind. 

Die AfD lehnt Gender Mainstreaming und damit in Verbindung stehende 
Strategien vehement ab (AfD-Programmentwurf, S. 38). Sie behauptet, dass 
dieser Ansatz von der „Umerziehungslobby“ (AfD-Programmentwurf, S. 52) 
aufoktroyiert werde. Bei „Gender Mainstreaming“, „Diversity“ oder etwa „Anti- 
Diskriminierung“ handele es sich um einen „aus dem angelsächsischen Raum 
importierten, von der EU in Richtlinien gegossenen und in Deutschland willfäh¬ 
rig umgesetzten ideologischen Komplex“ (AfD-Programmentwurf, S. 52). Diese 
Formulierungen suggerieren, dass Strategien der Gleichstellung der Geschlechter 
nichts als ein „ideologischer Komplex“ seien, ein angloamerikanisches Import¬ 
gut, das in Deutschland - ohne auf Widerstand zu stoßen - implementiert werden 
konnte. Mit anderen Worten: Den Deutschen ist ein solchermaßen importierter 
„ideologischer Komplex“ wesens- und artfremd. Eine „spontan oder organisch 
entstandene kulturelle Strömung“ wird einem „planvoll und unter massivem Ein¬ 
satz von Steuermitteln ins Werk gesetzten Versuch politischer Lobbygruppen, die 
kulturelle Hegemonie zu erringen“, gegenübergestellt (AfD-Programmentwurf, 
S. 52). Diese Gegenüberstellung basiert auf dem Gegensatz von „Eigenem“ 
und „Fremdem“ und rekurriert auf sehr tradierten Vorstellungen, die dem Arse¬ 
nal der völkischen Ideologie entstammen und Eingang in die nationalsozialisti¬ 
sche Rassenideologie gefunden haben: Das Organische wird kontrastiert mit dem 
Künstlichen, das Spontane mit dem Planvollen, die kulturelle Strömung mit dem 
Lobbyismus (Puschner et al. 1996; Puschner 2001). 

Um ihre eigenen Interessen durchzusetzen, würden die „fremden Mächte“ - 
die Umerziehungslobby, die EU, die USA - versuchen, die kulturelle Hegemonie 
zu erringen (ein Begriff, der von Antonio Gramsci geprägt wurde und Eingang in 
das Vokabular der Neuen Rechten gefunden hat). In der Konsequenz will die AfD 
alle kulturellen Förderprogramme der EU, die sich an solchen Zielen orientieren, 
umgehend einstellen. Stärken will man stattdessen „nationale(n) und regionale(n) 
Förderlinien, die sich am Subsidiaritätsprinzip orientieren.“ 

Die Ablehnung der Kategorie Gender gilt sowohl für Politik und Verwaltung 
als auch für Wissenschaft und Pädagogik. Genderforschung wird pauschal als 
unwissenschaftlich bezeichnet und die AfD fordert ihre sofortige Abschaffung. In 
Bezug auf den schulischen Unterricht lehnt die AfD sowohl die „Propagierung 
der Homo- und Transsexualität“ ab als auch die „ideologische Beeinflussung 
durch das ,Gender Mainstreaming 4 “ (AfD-Programmentwurf, S. 58). Auch hier 
gilt: „Das traditionelle Familienbild darf dadurch nicht zerstört werden. Unsere 
Kinder dürfen in der Schule nicht zum Spielball der sexuellen Neigungen einer 
lauten Minderheit werden“ (AfD-Programmentwurf, S. 58). 
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Wes Geistes Kind die AfD ist, wird deutlich an der Aussage, dass die „Gender- 
Ideologie“ „naturgegebene Unterschiede“ (AfD-Programmentwurf, S. 59) zwischen 
den Geschlechtern marginalisiere. Sie „wirke traditionellen Wertvorstellungen und 
speziüschen Geschlechterrollen in den Familien“ entgegen (AfD-Programment¬ 
wurf, S. 59). Das Programm der AfD beinhaltet eine Kampfansage an Schulen und 
Kindergärten, denn dort werde vonseiten des Staates das klassische Rollenverständ¬ 
nis der Geschlechter „korrigiert“ (AfD-Programmentwurf, S. 59). Diese Art von 
Geschlechterpädagogik lehnt die AfD als „Eingriff in die natürliche Entwicklung 
unserer Kinder und in das Elternrecht auf Erziehung“ (AfD-Programmentwurf, 
S. 59) strikt ab. 

Die Praxis der fächerübergreifenden Sexualerziehung an Schulen, in der auch 
geschlechtliche und sexuelle Vielfalt thematisiert wird, denunziert die AfD als 
„Frühsexualisierung“ (AfD-Programmentwurf, S. 59). Die Partei unterstellt den 
Lehrerinnen und Lehrern, auf eine „Verunsicherung der Kinder in Bezug auf ihre 
sexuelle Identität“ (AfD-Programmentwurf, S. 59) abzuzielen. Ohne jeden Beleg 
behauptet der Programmentwurf der AfD, dass viele Ansichten, die im Bereich 
des Gender Mainstreams vertreten würden, im Widerspruch zu Naturwissenschaf¬ 
ten, Entwicklungspsychologie und Lebenserfahrung stünden. Irritierend ist dabei 
auch, dass Lebenserfahrung in einem Atemzug mit naturwissenschaftlichen und 
entwicklungspsychologischen Erkenntnissen genannt wird (AfD-Programment¬ 
wurf, S. 59). 

Die Afd, Beatrix von Storch (MdEP) und europapolitische Aktivitäten 

Beatrix von Storch 37 ist stellvertretende Vorsitzende der AfD und eine der beiden 
Vorsitzenden des AfD-Landesverbands Berlin. Für die Wahlen zum Europäischen 
Parlament 2014 kandidierte sie für die AfD auf dem aussichtsreichen Listenplatz 
4 und zog als eine von sieben AfD-Kandidat/innen im Juni 2014 in das EP ein. 
Zusammen mit ihrem Mann Sven von Storch betreibt sie zahlreiche Netzwerke. 
Sie gehört zusammen mit Frauke Petry zu den einflussreichsten Frauen in der 
Partei. Anhand von einigen Beispielen soll hier nachgezeichnet werden, welche 
Rohe von Storch bzw. die AfD in Brüssel spielt. 

Der Verein Zivile Koalition, gegründet 2004 von Beatrix von Storch, entstand 
aus einer studentischen Gruppe namens Göttinger Arbeitskreis - Initiative für den 
Rechtsstaat. Er rekrutierte sich vor allem aus ehemaligen Studierenden von Bea¬ 
trix und Sven von Storch und trat für die Rücknahme der DDR-Bodenreform ein, 
also für die Rückgabe von Adelsvermögen (Plickert 2013). Heute ist der Verein 


37 Zu Beatrix von Storch vgl. Leber (2015). 
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Zivile Koalition, als dessen Sprecherin Beatrix von Storch firmiert, ein Familien- 
untemehmen, das 14 Personen beschäftigt und sich selbst als Vorreiter der Pro¬ 
teste gegen den Euro-Rettungskurs sieht. So hat die Zivile Koalition, unterstützt 
von 7000 Bürger/innen, Klage wegen des Ankaufs von Staatsanleihen gegen die 
EZB eingereicht und ihr Rechtsbrüche vorgeworfen (Lachmann 2013). Der Ver¬ 
ein fungiert als Kampagnennetzwerk, das familialistisch und antifeministisch 
auftritt und eine konservative Genderpolitik propagiert, die durch die Internet- 
Auftritte der Initiative Familienschutz (www.familien-schutz.de/) und Freie Welt, 
net vorangetrieben wird (Lachmann 2013, S. 13). 

Die Initiative Familienschutz setzt sich für das Betreuungsgeld ein und 
bekämpft die Homo-Ehe (Magnis 2013). Sie tritt auch dafür ein, dass an dem 
natürlichen Recht der Eltern, „über die Erziehung und Bildung ihrer Kinder vor¬ 
rangig zu entscheiden“, festgehalten wird. Der „politische Druck auf Eltern“, 
ihre „Kinder immer früher und länger in Krippen und Ganztagsschulen abzuge¬ 
ben“, müsse gestoppt werden; ferner seien Familien von „überhöhten Steuern und 
Abgaben“ zu entlasten. Die Initiative fordert außerdem nachdrücklich, dass der 
Staat damit aufhören solle, „Leitbilder und Lebensweisen ideell und finanziell zu 
fördern, die sich offen oder versteckt gegen die Familie richten“ (Magnis 2013). 

Mit ihrem beachtlichen Arsenal unterschiedlicher Einrichtungen wurde die 
AfD-Europaabgeordnete Beatrix von Storch zu einer „zentrale(n) Figur im Kon¬ 
glomerat der ,Lebensschützer/innen 4 “ (Oestreich 2014) und zu einer „mächtigen 
Lobbyistin“ (Ankenbrand 2014). Sie gilt als „Galionsfigur der national-konserva¬ 
tiven Szene in Deutschland“, die einen reaktionär-konservativen politischen Kurs 
innerhalb der AfD ansteuert und deren Aktivitäten - u. a. in der Frankfurter All¬ 
gemeinen Zeitung - mit einer deutschen Tea-Party-Bewegung verglichen werden 
(Ankenbrand 2014). 

Neben der Zivilen Koalition und der angeschlossenen Initiative Familienschutz 
verfügt sie mit dem Institut für strategische Studien über einen eigenen Think Tank. 38 
Die hier entwickelten Argumente und Konzeptionen werden über die Online-Zeitung 
Freie Welt verbreitet. Die ebenfalls von Storch betriebene Seite Abgeordnetencheck 
hat die Funktion, Druck auf Abgeordnete auszuüben. Nach Angaben der Zeitschrift 
Cicero wurden über diese Plattform seit 2011 rund 1,7 Mio. Emails an den Bundestag 
bzw. an die Parlamentarier verschickt (Ankenbrand 2014). Als AfD-Europaabgeord¬ 
nete nutzt von Storch das Parlament als politische Bühne zur Verbreitung ihrer antife¬ 
ministischen und rückwärtsgewandten Positionen, vor allem auch im Kontext der 
Debatte um Berichte zum Thema Gleichstellung. 


38 http:/www.issberlin.info/ueber-mich/ (24.11.2016). 
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Auseinandersetzungen um den Estrela-Bericht 

Die portugiesische Abgeordnete Edite Estrela (Sozialdemokratische Fraktion im 
Europäischen Parlament) legte im September 2013 dem EP einen Bericht über 
die sexuelle und reproduktive Gesundheit und die damit verbundenen Rechte 
als Entwurf vor. Der Estrela-Bericht ruft die EU-Staaten dazu auf, „Zugänge zu 
Dienstleistungen im Bereich der sexuellen und reproduktiven Gesundheit auf 
Grundlage eines grundrechtbasierten Ansatzes und ohne jegliche Form der Dis¬ 
kriminierung bereitzustellen“ (Cornelia Ernst, zit. nach Kemper 2014a, S. 38). 
Er empfiehlt, „moderne und hochwertige Zugänge zur Möglichkeit der legalen 
und sicheren Beendigung von ungewollten Schwangerschaften“ zu schaffen. Des 
Weiteren zielt er darauf ab, eine „umfassende Sexualerziehung“ (Estrela-Bericht 
2013, S. 9) und „Maßnahmen zum Kampf gegen Stereotype“ (Estrela-Bericht 
2013, S. 17) zu fördern, gegen „Gewalt im Zusammenhang mit sexuellen und 
reproduktiven Rechten“ (Estrela-Bericht 2013, S. 19) vorzugehen und eine „posi¬ 
tive Sichtweise von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Intersexuellen und Transgen- 
der-Personen“ zu vermitteln (Estrela-Bericht 2013, S. 18). 

Der Estrela-Bericht war bereits im Ausschuss für die Rechte der Frau und die 
Gleichstellung der Geschlechter des EP verabschiedet worden, als ein breites 
Bündnis von rechten Kräften massiv dagegen mobilisierte. Beteiligt an diesem 
rechten Protestbündnis war neben der europäischen Bürgerinitiative Einer von 
uns/One of Us 39 auch die Initiative Familienschutz - beide angeführt von Hedwig 
von Beverfoerde (CDU). 40 

Eine europäische Bürgerinitiative kann die Rolle eines Petitionsinstruments 
einnehmen. Wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind - etwa wenn ein Quo¬ 
rum von einer Million Unterschriften erreicht wird - kann sie eine Petition beim 
EU-Parlament einreichen. In Bezug auf die massiven Proteste gegen den Es¬ 
trela-Bericht erzielte One of Us weitaus mehr als eine Million Unterschriften. In 
Deutschland, wo 137.874 Unterschriften zusammenkamen, wurde die Initiative 


39 Die 2012 gegründete europäische Bürgerinitiative One of Us verfolgt laut Satzung in 
erster Linie das Ziel, dass „die Würde des menschlichen Embryos (...) geachtet“ werden 
müsse. Satzung von One of Us, zit. nach: Kemper (2014a, S. 37). 

40 Hedwig von Beverfoerde (geb. 1963) ist verheiratet und Mutter von drei Kindern. 2009 
gründete sie zusammen mit dem Verein Zivile Koalition die Initiative Familienschutz und 
fungiert als deren Sprecherin. Seit 2003 ist sie zudem Sprecherin der deutschen Sektion der 
Initiative One of Us, einer europäische Bürgerinitiative zum Schutz des Lebens in Europa. 
Sie war eine der Hauptorganisator/innen der Demos für Alle, die 2014 in Stuttgart und 
Hannover stattfanden und sich gegen die Pläne zur Erziehung zur sexuellen Vielfalt richte¬ 
ten (Klages 2015). 
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von Hedwig von Beverfoerde koordiniert. Auch Bernd Lucke forderte von den 
Abgeordneten des EP eine Ablehnung des Estrela-Berichts. 

Abgesehen davon, dass bei den Parlamentariern täglich Hunderte von Emails 
eingingen, in denen sie dazu aufgefordert wurden, dem Estrela-Bericht nicht 
zuzustimmen, organisierten Einer von uns/One of Us und die Initiative Famili¬ 
enschutz Demonstrationen vor dem Europäischen Parlament in Straßburg. Diese 
Massenproteste zeigten ihre Wirkung: Das EP lehnte im Dezember 2013 den Ent¬ 
wurf des Estrela-Berichts ab und verwies ihn in den Ausschuss (Kemper 2014a, 
S. 39). 

Auseinandersetzungen um das Lunacek-Papier 

Die österreichische Europaparlamentarierin Ulrike Lunacek (The Greens/Euro- 
pean Free Alliance) legte 2013 ein Papier zur Respektierung der Grundrechte für 
Homo- und Bisexuelle, Trans- und Intersexuelle (LSBTI) vor, welches im Sep¬ 
tember 2013 in erster Lesung im EP debattiert wurde. Dieses Papier verurteilt 
„jede Form der Diskriminierung aufgrund von sexueller Orientierung und 
Geschlechtsidentität“ und geht von der Einschätzung aus, dass es der EU derzeit 
an einer „umfassenden Politik zum Schutz der Grundrechte von LGBTI Perso¬ 
nen“ mangele. Demnach fordert der Bericht, dass die Kommission und die EU- 
Mitgliedstaaten in den kommenden Jahren eine umfassende Politik zum Schutze 
von LGBTI-Personen erarbeiten müssten; dies betreffe vor allem deren Nichtdis¬ 
kriminierung am Arbeitsplatz, im Bildungs- und Gesundheitswesen, beim Zugang 
zu Gütern und Dienstleistungen, aber auch spezifische Aktionen für trans- und 
intersexuelle Menschen bis hin zu Fragen in Bezug auf Staatsbürgerschaft, Fami¬ 
lien, freier Personenverkehr. Eingeführt werden solle auch der Straftatbestand 
„Aufstachelung zum Hass aus Gründen der sexuellen Orientierung“. 41 

Die Aktion Familien-Schutz - angeführt von Hedwig von Beverfoerde - pole¬ 
misierte massiv gegen Lunacek und startete auf ihrem Portal eucheck.org eine 
Petitionskampagne (Schneder 2014). Lunacek wurde von einem Shit-Storm über¬ 
zogen: Mehr als 40.000 Mails erreichten sie im Vorfeld der Debatte im EP, ihre 
Internet-Seite wurde gehackt und ihre Kritiker/innen forderten einen Stopp des 
EU-Fahrplans zur Bekämpfung von Homophobie. 

Die Initiative Familienschutz warf Lunacek vor, sie missbrauche ihre „Bericht¬ 
er stattungsprozedur, um die Sonderwünsche einer empirisch nicht messbaren, aber 


41 Entwurf einer Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem EU Fahrplan zur 
Bekämpfung von Homophobie und Diskriminierung aus Gründen der sexuellen Orientie¬ 
rung und der Geschlechtsidentität (20 13/2 183(INI)). 
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lautstarken und in Politik und Medien gut vernetzten Minderheit von Schwulen 
und Lesben gegen die Interessen der Allgemeinheit durchzusetzen.“ 42 Weiter 
warnte die Initiative auf ihrer Webseite insofern vor dem Bericht, als jede Ent¬ 
schließung eine offizielle Stellungnahme einer EU-Institution sei, sodass daraus 
auch immer die Möglichkeit zu einer „politischen Manipulierung“ erwachse. 
„Homosexuellenverbände werden diese ,EU-Strategie 4 gegenüber nationalen 
Regierungen als Druckmittel einsetzen, um auf nationaler Ebene weitere Sonder¬ 
rechte einzufordern. Werte und Normen der 28 Völker der EU werden mithin 
durch das EU-Parlament gleichgeschaltet.“ 

Die Initiative Familienschutz forderte die Bürger zum Widerstand gegen den 
Entschließungsantrag auf, konnte jedoch letztlich nicht verhindern, dass er im EP 
mit 394 Ja- gegen 176 Nein-Stimmen angenommen wurde (Füllbeck 2015; EU- 
Parlament segnet Lunacek-Bericht ab 2014). 

Auseinandersetzungen um den Rodrigues-Bericht 

In seiner Sitzung am 9. September 2015 nahm das EP die Entschließung „Stär¬ 
kung der Stellung von Mädchen in der EU durch Bildung“ (Rodrigues-Bericht) 
an. Neben den allgemeinen Empfehlungen (Maßnahmen zur Verwirklichung der 
Gleichstellung der Geschlechter im Bildungssystem; Demokratisierung der Bil¬ 
dung; Erziehung zur Achtung der Grundrechte und Grundfreiheiten sowie zur 
rechtlichen Gleichstellung und Chancengleichheit von Frauen und Männern) 
befasst sich die Empfehlung auch mit Lehrplänen und Ausbildung und umfasst 
u. a. die folgenden Forderungen: 

• Gleichstellung der Geschlechter in den Lehrplänen, den Entwicklungs- und 
Lernzielen, Inhalten, Schulprogrammen, Unterrichtsplänen 

• Entwicklung eines interkulturellen Ansatzes in der Bildung 

• Gleichstellung der Geschlechter im Rahmen eines „umfassenden 
S exualerziehung sprogramm( s) 4 4 

• „altersgerechte und wissenschaftlich fundierte Sexualerziehung“ und 

• „Umsetzung einer Sexualerziehung in den Lehrplänen“. 


42 Lunacek-Bericht im Dienst der Homo-Lobby: EU Abgeordnete plant Sonderrechte 
für Homosexuelle (2014); http://www.familien-schutz.de/2014/01/17/lunacek-bericht- 
im-dienste-der-homo-lobby-eu-abgeordnete-plant-sonderrechte-fur-homosexuelle/ 
(24.11.2016). 
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Ferner wird die EU-Kommission dazu aufgefordert, „Diskriminierung aufgrund 
von sexueller Orientierung und Geschlechtsidentität in Bildungseinrichtungen“ zu 
bekämpfen. 43 

Der Bericht über die Stärkung von Mädchen durch Bildung in der Europä¬ 
ischen Union, eingebracht von der portugiesischen Europaparlamentarierin Lili- 
ana Rodrigues (Sozialdemokratische Fraktion im Europäischen Parlament), kam 
im Januar 2015 in erster Lesung in das EP, im Juni wurde der Rodrigues-Bericht 
im Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter 
verhandelt und am 8./9. September erfolgte die Debatte und Abstimmung im EP. 

Ebenso wie der Estrela-Bericht wurde der Rodrigues-Bericht vonseiten der 
AfD-Parlamentarier/innen heftig bekämpft. Beatrix von Storch äußerte sich wie 
folgt: „Es geht beim Rodrigues Bericht natürlich nicht um die Verbesserung der 
Mädchenbildung“; der Bericht atme den „Geist der Gleichmacherei und der tabu¬ 
losen Sexualisierung von Kindern. Sexualkunde soll ab der Grundschule ver¬ 
pflichtend werden.“ 44 

Unter dem Titel „Ideologische Bildung“ veröffentlichte Beatrix von Storch auf 
ihrer Intemetseite am 3. September 2015 folgende Stellungnahme: 

Obwohl schulische Bildung überhaupt keine Zuständigkeit der Europäischen Union 
ist und das EU-Parlament demzufolge dazu nichts sagen sollte, hat die sozialdemo¬ 
kratische Ausschussvorsitzende darauf bestanden, dieses Berichtsverfahren durchzu¬ 
führen. Und wie immer werden hier völlig selbstverständliche Forderungen 
vermischt mit jeder Menge schwerem ideologischem Ballast. In dem Entschlie¬ 
ßungsantrag wird die Rolle der Eltern und Familien (...) zweimal in den Entschlie¬ 
ßungsgründen erwähnt. Nämlich um davor zu warnen, dass Eltern und die Familie 
Geschlechterrollen während der Sozialisierungsphasen in Kindheit und Jugend wei¬ 
tergeben. Das bedeutet: Das EU-Parlament spricht sich dagegen aus, dass Väter und 
Mütter ihre Töchter zu Frauen und Müttern und ihre Söhne zu Männern und Vätern 
erziehen. Damit die elterliche Erziehung im Rahmen der Familie so weit wie mög¬ 
lich neutralisiert wird, soll das öffentliche Bildungswesen die geschlechterneutrale 
Erziehung im Sinne der Gleichstellung der Kinder und Jugendlichen - und vor allem 
der Mädchen - übernehmen. Dazu zählt auch die Forderung, Lehrpläne, Lehrmetho¬ 
den, Unterrichtsmaterialien durch Experten für Gleichstellungsfragen ständig über¬ 
wachen zu lassen. Natürlich besteht der Frauenausschuss auch darauf, dass ab der 
Grundschule verpflichtend für alle Schüler Sexualkunde unterrichtet werden muss. 

Die Manipulation von heranwachsenden Jugendlichen wird durch das EU-Parlament 


43 Entwurf einer Entschließung des Europäischen Parlaments zur Stärkung von Mädchen 
durch Bildung in der Europäischen Union (201 4/225 O(INI)). 

44 Von Storch (AfD) fordert Ablehnung des Rodrigues-Berichts, in: Die Freie Welt v. 
3.9.2015. 
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gefördert. Dazu gehört auch ein besonderer Schwerpunkt für die LGBTTIQ-Lebens- 
weise. Um das durchzusetzen, sollen nun Schulbuchverlage von besonderen Gleich- 
stellungs- und Sexualkundeexperten begleitet werden. Damit es dann noch etwas zu 
feiern gibt, schlägt der Frauenausschuss die Schaffung eines jährlich zu verleihen¬ 
den europäischen Gleichstellungspreises vor, um Bildungseinrichtungen, die sich bei 
der Manipulation von Kindern und Jugendlichen besonders hervorgetan haben, aus¬ 
zuzeichnen. Diesen Blödsinn mache ich nicht mit, und deshalb werde ich gegen die¬ 
sen Bericht stimmen. 45 

Wie auch in anderen Statements zur EU-Gleichstellungspolitik bestreitet von 
Storch die Zuständigkeit der EU für den Bereich Schule und Erziehung. Dreh- 
und Angelpunkt ihrer anti-feministischen und EU-feindlichen Ideologie ist der 
Vorwurf der Manipulation. Folgt man ihren Argumenten, 

• werden bereits Kinder in der Primär stufe durch Sozialkundeunterricht manipu¬ 
liert, 

• werden Jugendliche durch die Thematisierung der sexuellen und geschlechtli¬ 
chen Vielfalt in Schulmaterialien beeinflusst, 

• hat die Verleihung eines europäischen Gleichstellungspreises lediglich die 
Funktion, „Bildungseinrichtungen, die sich bei der Manipulation von Kindern 
und Jugendlichen besonders hervorgetan haben“, auszuzeichnen. 

Ihre Argumentation - wenn man das so nennen kann - ist äußerst schlicht und 
kennt eigentlich nur ein einziges Argument, das sie gebetsmühlenhaft wiederholt. 

Auseinandersetzung um den Noichl-Bericht 

Jüngst sorgte auch der von Maria Noichl (SPD) vorgelegte „Bericht über die Stra¬ 
tegie der EU für die Gleichstellung von Frauen und Männern nach 2015“ für hef¬ 
tige Kritik und Polemik seitens der AfD im Europäischen Parlament. 

Auf ihrer Facebook Seite kommentiert von Storch den Bericht wie folgt: 
„How low can you go? NOICHL! (...) Das Parlament fordert Fahrpläne gegen 
die Diskriminierung von Intersexuellen (wir beschäftigen uns hier wirklich mit 
den Problemen unserer Zeit...), Quoten für Parlamente (Schluss mit freien Wah¬ 
len...) und natürlich Sexausbildung ab Kindesbeinen... Unterirdisch.“ 46 

In einer Rede verweist von Storch darauf, dass Fragen der Schulausbildung 
nicht in den Kompetenzbereich der EU fallen und demnach die EU-Kommission 


45 http://www.beatrixvonstorch.de/ideologische-bildung/ (24.11.2016). 
46 https://www.facebook.com/BeatrixVonStorch/posts/923336654374447 (07.11.2016). 
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ihre Kompetenzen überschritten habe: „Kann es sein, dass hier einige zu viel 
Sexualerziehung hatten und ein bisschen wenig Grundkurs in Sachen Zuständig¬ 
keit der Europäischen Union? Für Schulen sind ausschließlich die Mitgliedsstaa¬ 
ten zuständig und sonst niemand, vor allem nicht die EU-Kommission.“ 47 

Der Bericht hatte von den Mitgliedstaten eine „Bereitstellung von qualitativ 
hochwertigen und leicht zugänglichen Diensten mit angemessener geografischer 
Streuung in den Bereichen sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte, 
sichere und legale Abtreibung und Verhütung“ gefordert. Auch hier argumentiert 
die AfD, dass die EU-Kommission keinerlei Kompetenz in der Abtreibungsfrage 
habe und sich nicht einmischen dürfe. Die Europäische Bürgerinitiative Einer von 
uns, 48 Teil des Netzwerkes des Ehepaars von Storch, hat auch gegen diesen 
Bericht mobilisiert und gegen die Bereitstellung von Abtreibungsmöglichkeiten 
im Rahmen der Entwicklungshilfe EU-weit ca. zwei Millionen Unterschriften 
gesammelt. 

Frauke Petry 

Neben Beatrix von Storch ist Frauke Petry eine weitere zentrale weibliche Reprä¬ 
sentantin der AfD. War sie von 2013 bis 2015 eine von drei Parteisprecher/innen 
der AfD, so wurde sie auf dem Bundesparteitag der AfD Anfang Juli 2015 zur 
neuen Parteivorsitzenden gewählt. Verbunden mit diesem personellen Wechsel 
(Lucke - Petry) war zugleich auch ein politischer. Repräsentierte Bernd Lucke 
als Partei Vorsitzender den wirtschaftsliberalen Flügel der AfD, so vertritt Frauke 
Petry als alleinige Parteivorsitzende seit Dezember 2015 nun den nationalkonser¬ 
vativen Flügel. 

Im Vorfeld der sächsischen Landtags wählen (31. August 2014) sorgte Petry für 
Schlagzeilen: Sie sprach sich nicht nur für Volksabstimmungen zu den Kernthe¬ 
men Zuwanderung, Währung und Reform der EU aus, sondern plädierte auch für 
ein Plebiszit zum Thema Schwangerschaftsabbruch - auch wenn es dazu noch 
keinen Parteibeschluss gebe. 49 Von einer Verschärfung des § 218 StGB versprach 
sich Petry in erster Linie einen positiven demografischen Effekt und sah darin ein 
Mittel gegen den Kindermangel in Deutschland. Während des Wahlkampfes hatte 


47 https://www.youtube.com/watch?v=oGgjSnrc0c4&feature=youtu.be&app=desktop 

(07.11.2016). 

48 http://www. l-von-uns.de/(07. 11.2016). 

49 In einem Interview mit dem Handelsblatt hat sie diese Äußerungen jedoch als „Zei¬ 
tungsente“ bezeichnet. Ihr Vorschlag einer Petition zum § 218 StGB gehe auf ein Hinter¬ 
grundgespräch mit der Neuen Osnabrücker Zeitung zurück, aus dem zitiert worden sei. 
AfD-Spitzenkandidatin Petry im Interview, in: Handelsblatt v. 1.09.2014. 
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sie bereits davon gesprochen, dass eine „normale deutsche Familie“ drei Kinder 
haben solle. Zitiert wird sie mit den Worten: „Die deutsche Politik hat eine Eigen¬ 
verantwortung, das Überleben des eigenen Volkes, der eigenen Nation sicherzu¬ 
stellen“ (Ewert 2014; Frauke Petry will Volksabstimmung zu Abtreibung 2014; 
Oestreich 2014). 

„Genderwahn“ 

Um die Politik der Gleichstellung der Geschlechter ins Lächerliche zu ziehen, 
sie zu denunzieren und ihr zu unterstellen, es gehe in erster Linie um finanzielle 
Bereicherung, wurde der Begriff „Genderwahn“ eingeführt, der bald an Konjunk¬ 
tur gewann. So lud die AfD in der Nähe von Leipzig zu einer Veranstaltung zum 
Thema „Genderwahn“ ein (Hildebrandt 2015). Frauke Petry denunzierte auf ihrer 
Facebook-Seite die Politik der Gleichstellung der Geschlechter wie folgt: „Sinn¬ 
lose Geldverschwendung, die in ganz Deutschland in die Millionen geht, nur um 
ein paar chronisch beleidigte Gleichstellungsaktivisteninnen (...) zufrieden zu 
stellen. Deswegen pflanzt man unseren Kindern in den Schulen solche Ideologien 
in die Köpfe! Ich sage ,Nein!‘ zum Genderwahn!“ 

Sie verband diese dezidierte Ablehnung mit der Empfehlung eines Focus-Arti¬ 
kels von Birgit Kelle, dessen Fazit aus der Feder von AfD-Politiker/innen hätte 
stammen können: 

Eine ganze Nation gendert sich gerade Richtung Wahnsinn und verschleudert dabei 
zielsicher Steuergelder, die sich kaum mehr beziffern lassen. Auf EU-Ebene flössen 
2007 bis 2013 über dreieinhalb Milliarden Euro für Gender-Projekte. Gender funk¬ 
tioniert als ein Sesam-öffne-dich für mehr Budgets, mehr Lehrstühle und noch mehr 
Stuhlkreise. Natürlich alles im Namen von Frauenförderung, Gleichstellung und 
Toleranz. Und obwohl darauf beharrt wird, dass das biologische Geschlecht keine 
Rolle mehr spielen sollte, entscheidet der Besitz einer Gebärmutter neuerdings über 
die Vergabe von Posten. Logik war gestern (Kelle 2015). 

Schießbefehl auf Geflüchtete - auch auf Frauen und Kinder? 

Die AfD-Vorsitzende Frauke Petry und Vizevorsitzende Beatrix von Storch sorg¬ 
ten im Januar 2016 für Schlagzeilen, nachdem sie sich dafür ausgesprochen hat¬ 
ten, dass auf Flüchtlinge (auch auf Frauen und Kinder), die die deutsche Grenze 
unerlaubt überquerten, geschossen werden dürfe. 50 Der Mannheimer Morgen 


50 Marcus Pretzell, Vorsitzender der AfD Nordrhein-Westfalen, Mitglied des Europaparla¬ 
ments und seit Ende 2016 auch Ehemann von Frauke Petry, hatte sich bereits im Oktober 
2015 in diesem Sinne geäußert. Aufgrund dieser Äußerung wurde er aus der EKR-Fraktion 
ausgeschlossen und trat der ENF-Fraktion bei. dpa (2015). 
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dokumentierte Petrys Aussage im O-Ton: „Als Ultima Ratio ist der Einsatz der 
Waffe zulässig. Das haben wir gerade schon besprochen. Es ist nichts, was sich 
irgendjemand von uns wünscht. Es müssten alle anderen Maßnahmen davor aus¬ 
geschöpft werden“ (Zit. nach Denkler 2016). 

Nachdem dieses Zitat in der bundesdeutschen Öffentlichkeit für Aufsehen 
gesorgt hatte, behauptete Petry, sie sei falsch zitiert worden. Der Mannheimer 
Morgen konnte das jedoch durch die Tonbandaufzeichnung des Interviews ent¬ 
kräften. Unterstützt wurde Petry von Beatrix von Storch. Die EU-Parlamentari- 
erin bejahte die Frage, ob die AfD „etwa Frauen mit Kindern“ mit Waffengewalt 
daran hindern werde, die Grenze zu überschreiten. Später relativierte sie ihre 
Aussage, indem sie sagte, auf Kinder lasse sie nicht schießen, jedoch auf ihre 
Mütter und auf Frauen. Dieses Plädoyer für einen Waffeneinsatz gegen Geflüch¬ 
tete führte zu ihrem Ausschluss aus der Fraktion Europäische Christliche Poli¬ 
tische Bewegung (European Christian Political Movement, ECPM), der sie von 
2014 bis 2016 angehört hatte. Derzeit ist sie Mitglied der EU-skeptischen und 
rechtspopulistischen Fraktion Europa der Freiheit und der direkten Demokratie 
(Europe of Freedom and Direct Democracy, EFDD). 

Solche Äußerungen lassen deutlich werden, dass Frauke Petry oder auch 
Beatrix von Storch keineswegs aufgrund ihres Geschlechts die Anwendung von 
Gewalt ablehnen. Im Gegenteil: Sie treten öffentlich und offensiv dafür ein und 
bleiben bei diesem Standpunkt - ungeachtet der kritischen und entsetzten Reak¬ 
tionen, die ein solches Plädoyer für einen Schießbefehl an der Grenze nach sich 
gezogen hat (Bender und Haneke 2016). 

So titelte z. B. Der Spiegel „Die Hassprediger. Frauke Petry und die AfD: 
Bericht aus dem Innern einer gefährlichen Partei (Der Spiegel Nr. 6, 6.2.2016). 
Und als „kalt berechnend“ charakterisierte ein Kolumnist der Frankfurter Allge¬ 
meinen Zeitung die Äußerungen von Petry und von Storch: Sie sind kalt, berech¬ 
nend und auf Wählerstimmen aus. „Sie machen kein Geheimnis daraus, dass sie 
ein anderes Fand und ein anderes Europa wollen: Abgeschlossen soll es sein und 
hässlich. Und voller Gewalt?“ (Bannas 2016) 

Spätestens an solchen Äußerungen wird deutlich, dass Frauen wie Petry und 
von Storch, aber auch andere aus dem AfD- bzw. Pegida-Umfeld, wie z. B. Tat¬ 
jana Festerling (Hentges 2016), keineswegs Gewalt ablehnen und weder friedlich 
noch pazifistisch sind. Im Gegenteil: Sie treten offensiv für Gewalt gegen Men¬ 
schen ein, die sie zuvor als Fremde und Andere klassifiziert haben, da von ihnen 
angeblich eine Bedrohung für den deutschen Volkskörper ausgehe. Somit entspre¬ 
chen diese Protagonistinnen keineswegs dem Bild der „friedfertigen Frau“, das 
Margarete Mitscherlich (1985) in den 1980er Jahren entworfen hat. Das Mantra 
der friedfertigen Frau steht im Widerspruch zu dem aktuellen Phänomen, das 
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jüngst enorm an Brisanz gewonnen hat: die Affinität von Frauen zu den verschie¬ 
denen Spielarten der politischen Rechten. 


4 Fazit 

Auch in den europäischen Nachbarstaaten - sei es Norwegen, Dänemark, 
Ungarn, Österreich, Polen, Belgien - können wir beobachten, dass Frauen immer 
häufiger rechtspopulistische, rechtsextreme oder national-konservative Parteien 
nach außen repräsentieren; mitunter werden sie auch zu Markenzeichen dieser 
Parteien. 51 

Erst in jüngster Zeit thematisieren Medien diesen Trend und sprechen z. B. von 
den „rechte(n) Alphafrauen Petry und Le Pen“ als „Schwestern im Geiste“ (Tages¬ 
schau v. 14.12.2015) oder fragen „Wie viel Le Pen steckt in Frauke Petry?“ (NTV 
v. 8.12.2015). Die Personalisierung (Marine Le Pen und Frauke Petry) erweist 
sich aus der Perspektive der Medien als produktive Strategie, da Marine Le Pen 
und Frauke Petry über einige biografische Parallelen verfügen (Kinder aus erster 
Ehe, Scheidung, neue Lebenspartner, beruflich erfolgreiche Frauen). Ausgeblen¬ 
det werden jedoch häufig ihre unterschiedlichen Positionen hinsichtlich Feminis¬ 
mus, Gender, sexuelle Vielfalt: Während der Front National unter der Führung 
Marine Le Pens im Bereich der Geschlechterpolitik den Versuch einer Moder¬ 
nisierung und Normalisierung unternimmt, hat sich die AfD mit der Übernahme 
des Parteivorsitzes durch Frauke Petry weiter in Richtung national-konservativer 
Geschlechter- und Familienvorstellungen bewegt. Mehr noch: Mit expliziten Aus¬ 
sagen gegen geschlechtliche und sexuelle Vielfalt und gegen jegliche Form von 
Gleichstellungspolitik bedient die AfD einen Diskurs, den viele rechtspopulistische 
und rechtsextreme Parteien im Zuge ihrer Europäisierung und Bündnispolitiken 


5 Namentlich zu nennen sind hier Siv Jensen, seit 2006 Vorsitzende der Norwegischen 
Fortschrittspartei, seit 1997 Mitglied des Storfing, seit 2013 Finanzministerin; Pia Kjaers- 
gaard, Initiatorin und Vorsitzende der Dänischen Volkspartei und seit 2015 Parlamentsprä¬ 
sidentin des Folketing; Kristina Morvai, die für das europäische Menschenrechtskomitee 
arbeitete, bei den Vereinten Nationen Mitglied im Sachverständigenausschuss zur Besei¬ 
tigung von Diskriminierung gegenüber Frauen war und für die Partei Jobbik in das 
Europaparlament eingezogen ist; Barbara Rosenkranz, die für die FPÖ für die Bundesprä¬ 
sidentenwahl 2010 kandidierte, und Beata Maria Szydlo (PiS), seit 2005 Mitglied des Sejm 
für die Partei Recht und Gerechtigkeit und seit 2015 Ministerpräsidentin der Republik 
Polen. Anke Van Dermeersch wurde nicht nur zur ,Miss Belgique 4 gekürt, sondern ist Akti¬ 
vistin des belgischen Vlaams Belang, Mitglied des flämischen Parlaments und Gründerin 
der Initiative Frauen gegen Islamisierung. 
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zumindest vordergründig abgelegt haben. Dies ist bemerkenswert, da die AfD stets 
einen Vergleich mit dem FN und auf europäischer Ebene auch die Allianz mit der 
Begründung ablehnt, diese Partei sei ihr zu rechtsextremistisch. Umso mehr über¬ 
rascht es, dass im Sommer ein Treffen zwischen Marine Le Pen und Frauke Petry 
stattgefunden haben soll (Zeit Online, 19.10.2016). 

Dennoch finden sich viele Überschneidungen zwischen beiden Parteien 
hinsichtlich ihrer konservativen Geschlechterpolitik und ihrer Kritik an der 
Geschlechterforschung als ideologisches Instrument zur Umerziehung der 
Menschen. Eine weitere auffällige Gemeinsamkeit ist das Zusammenspiel von 
offizieller Parteipolitik und zahlreichen zivilgesellschaftlichen Initiativen, die 
mobilisieren und über eigene Publikationsorgane und vielfältige Kommunikati¬ 
onskanäle verfügen. 

Abschließend lässt sich festhalten, dass der Front National und die AfD 
exemplarisch für zwei Entwicklungstrends der europäischen populistischen und 
extremen Rechte stehen: Auf der einen Seite ist eine Diskurs Verschränkung zu 
beobachten. So übernehmen rechtspopulistische Parteien und Bewegungen mit¬ 
unter - je nach Opportunität - feministische Positionen oder sprechen sich für 
die gesellschaftliche Akzeptanz von gleichgeschlechtlichen Partnerschaften und 
die Homo-Ehe aus. Häufig werden die Errungenschaften der Frauen- und Les¬ 
benbewegung, des Feminismus und der Schwulenbewegung instrumentalisiert, 
um einen rigiden Einwanderungsstopp zu fordern oder um gegen die Aufnahme 
von Geflüchteten zu opponieren. So haben z. B. Geert Wilders und die PW 
anlässlich des Weltfrauentags 2013 eine Studie über Gewalt gegen Frauen im 
Islam veröffentlicht (Euronews v. 12.3.2013) und die belgische Vlaams Belang- 
Aktivistin und ehemalige ,Miss Belgique 4 , Anke Van Dermeersch, hat - ihr Sex 
Appeal gezielt einsetzend - eine Kampagne gegen die islamische Kleiderordnung 
lanciert (Meister und Mülherr 2016). Aktivist/innen rechtspopulistischer und 
rechtsextremer Parteien nutzen das Genderthema, um Wähler/innen für sich zu 
gewinnen und bedienen sich der Strategie des ,Femonationalismus‘ (Farris 2017). 
Diese Entwicklungen lassen sich bei Parteien wie der niederländischen Partei für 
die Freiheit (Partij voor de Vrijheid), den Schwedendemokraten und ansatzweise 
auch beim Front National beobachten. Auf der anderen Seite ist eine Diskurs Ver¬ 
schränkung von rechtspopulistischen und rechtsextremen Positionen mit antife¬ 
ministischen und Anti-Gender-Argumenten zu verzeichnen, die insbesondere bei 
Parteien wie der FPÖ, Jobbik, PiS und der AfD vorzufinden sind. 

Auch wenn zunehmend häufiger Politikerinnen die Parteien am rechten Rand 
repräsentieren, ändert dies nichts daran, „dass diese Frauen ein wichtiges Element 
einer patriarchalen Gesellschaftsordnung darstellen“ (Wodak 2016, S. 170). In 
Anbetracht der stärkeren Präsenz von Politikerinnen in diesem politischen Spektrum 
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wäre es sicherlich sinnvoll, die Analyse, die hier in Bezug auf die AfD und den Front 
National durchgeführt wurde, auf andere Rechtsaußenparteien auszudehnen. 
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Die Nouvelle Droite und 
der Nationalsozialismus. 

Zur Wiederaufnahme einer 
historiographischen Debatte 

Stephane Francois 


Die Nouvelle Droite, die als Wegbereiterin den Kampf der Identitären in Frank¬ 
reich theoretisch zu unterstützen, aber auch zu verbreiten half (eine beachtliche 
Zahl der heutigen Kader der Identitären ist aus ihr hervorgegangen), 1 wurde Ende 
der 1970er Jahre bezichtigt, eine Wiederaufbereitungsmaschine für Nazithesen zu 
sein, oder anders gesagt, eine wissenschaftliche Ausprägung des Neonazismus. 
Tatsächlich taucht die Frage, von welchen Beziehungen oder Verbindungen zwi¬ 
schen der Nouvelle Droite und einer ihrer Abwandlungen, dem Neonazismus, 
ausgegangen werden kann, seit den 1970er Jahren regelmäßig immer wieder auf, 
sowohl bei den wissenschaftlichen oder den militanten antifaschistischen Beob¬ 
achtern als auch bei den Mitgliedern anderer Strömungen der extremen Rechten. 
Auf diese Debatte möchte ich hier zurückkommen. 

Die ersten, die sich 1980 wissenschaftlich mit dieser Frage auseinandergesetzt 
haben, waren die Historiker Alain Schnapp und Jesper Svenbro in einem Aufsatz 
mit dem Titel „Du Nazisme ä Nouvelle Ecole: reperes sur la pretendue Nouvelle 
Droite“ (Schnapp und Svenbro 1980). Daran schloss sich 1981 der Aufsatz von 
Pierre-Andre Taguieff „L’heritage nazi. Des nouvelles droites europeennes ä la 
litterature niant le genocide“ (Taguieff 1981) an und in der Folge entstand eine 
ganze Reihe militanter Texte, die hier im Einzelnen aufzuführen zu langwierig 


! Die Nouvelle Droite muss als die maßgebliche Wegbereiterin der Ideen der Identitären 
verstanden werden. Denn sie vertritt einen Ethnoregionalismus, lehnt eine „Rassenmi¬ 
schung“ ab und entwickelt auf europäischer Ebene einen Nationalismus, der die ethnischen 
Differenzen und regionalen Besonderheiten respektieren soll. 


S. Frangois (S3) 

IPAG, Universite de Valenciennes, Valenciennes, Frankreich 
E-Mail: francois.stephane21 @ aliceadsl.fr 

© Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2017 209 

G. Hentges et al. (Hrsg.), Europäische Identität in der Krise?, 

Europa - Politik - Gesellschaft, DOI 10.1007/978-3-658-14951-2_9 


jycamus75@yahoo.fr 





210 


S. Francois 


wäre. Allerdings möchte ich klarstellen, dass sich von dieser eigentlich interes¬ 
santen Fragestellung nur wenige Forscher angezogen fühlten. Vor allem aber 
waren die Meinungen geteilt. So bestätigte der Historiker Pierre Milza in sei¬ 
nem Essay über „Les Fascismes“ (Milza 1991), dass eine Verbindung zwischen 
Neonazismus und Nouvelle Droite besteht; die gleiche Ansicht vertrat auch die 
Politologin Anne-Marie Duranton-Crabol in der aus ihrer Dissertation hervor¬ 
gegangenen Arbeit „Visages de la Nouvelle Droite. Le GRECE et son histoire“ 
(Duranton-Crabol 1988, S. 82, 117-119). Diese Auffassung wurde aber 1983 von 
Raymond Aron zurückgewiesen: 

Insgesamt erinnert Alain de Benoist in Bezug auf die Leitideen der Politik unwei¬ 
gerlich an die Faschisten oder die Nationalsozialisten. (Ich beschuldige ihn nicht, 
ein Faschist oder Nationalsozialist zu sein, ich sage nur, dass er oft genau so denkt 
wie sie) (Aron 1983, S. 701). 

Übrigens hat Raymond Aron 1972 das Vorhaben der Nouvelle Droite, besonders 
das ihrer Zeitschrift Nouvelle Ecole, zunächst als innovativ befürwortet, dann 
aber das Groupement de Recherche et d’Etudes pour la Civilisation Europeenne 
(GRECE, Studien- und Forschungsgemeinschaft für eine europäische Zivilisa¬ 
tion), den Theoriezirkel der Nouvelle Droite, des Antisemitismus verdächtigt und 
Zweifel geäußert. 


1 Die französische Nouvelle Droite und die 
deutsche Neue Rechte 

Die Nouvelle Droite ist in der politischen Landschaft der französischen radikalen 
Rechten eine der interessantesten Denkschulen. Aufgrund ihrer langen Lebens¬ 
dauer - sie entstand im Januar 1968, obwohl sie damals noch nicht unter diesem 
Namen bekannt war 2 - hat sie in ihren Glaubenslehren unterschiedliche Entwick¬ 
lungen durchgemacht bzw. Erneuerungen erfahren. Mit dem Ausdruck „Nouvelle 
Droite“, wie ich ihn hier verwende, werden GRECE und die Gesamtheit aller Per¬ 
sonen, die jemals dazu gehört haben, bezeichnet, nicht zuletzt seine Dissidenten. 
Seine wichtigsten Zeitschriften sind Elements und Nouvelle Ecole. Jean-Yves 
Camus zufolge ist die Nouvelle Droite „weder eine politische Partei noch ein lite¬ 
rarischer Zirkel; weder eine Geheimgesellschaft noch die xte Abwandlung einer 


2 Der Ausdruck „Nouvelle Droite“ wurde während der heftigen Medienkampagne des Som¬ 
mers 1979 von den Gegnern des GRECE geprägt. 
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faschistischen Internationale 4 , die gar nicht existiert 44 (Camus 2006, S. 23). Un¬ 
wichtigster Intellektueller und Theoretiker ist seit fast vierzig Jahren Alain de 
Benoist. 

Im Zentrum der Nouvelle Droite sind mehrere Strömungen vertreten, was ihr 
eine besondere Identität verleiht. Pierre-Andre Taguieff unterscheidet vier große 
Tendenzen in den konfliktreichen Beziehungen, die GRECE während der 1980er 
Jahre beherrscht haben: den nicht-katholischen - ja anti-katholischen Traditi- 
onalismus, der von der Bezugnahme auf den „integralen 44 und „revolutionären 44 
Traditionalismus dominiert wird, wie er sich aus den Werken Julius Evolas her¬ 
leitet; den „modernistischen 44 , später „postmodernistischen 44 Neokonservativis¬ 
mus, dessen Anhänger sich auf die deutsche „Konservative Revolution 44 (Emst 
Jünger, Arthur Moeller van den Bruck etc.) berufen; den ethnischen Kommuni- 
tarismus, „der den Weg der (populistisch-rassistischen) Strömungen völkischen 
Typs der konservativen Revolution 4 noch einmal zurücklegt und deren radikaler 
Antimodernismus häufig einen , Kulturpessimismus 4 umfasst, welcher das Thema 
der ,modernen Dekadenz 4 wieder aufwärmt 44 ; und schließlich den Positivismus, ja 
Szientismus „bei dem man einer sich wiederholenden Verherrlichung der kroß¬ 
taten 4 der modernen Wissenschaft und Technik begegnet, die zur Heilsmethode 
verklärt werden 44 (Taguieff 1994, S. 283 f.). 

Diese verschiedenen Tendenzen oder Orientierungen werden von der Nouvelle 
Droite selbst anerkannt. So stellt Alain de Benoist in einem 1985 veröffentlich¬ 
ten Gespräch das Vorhandensein dieser Strömungen fest: „Man könnte also eine 
^evolutionäre 4 Strömung, eine ,szientifische 4 Strömung, eine ,spiritualistische 4 
Strömung, eine ,ethnische 4 Strömung etc. ausmachen 44 (Benoist 1985, S. 15). 
Alain de Benoist verstand seine Rolle damals als die eines Moderators: „Ein Teil 
meiner Aufgabe besteht darin, es diesen ,Strömungen 4 zu ermöglichen, dass sie 
sich auf dialektische Weise wechselseitig aktivieren und dass so gewissermaßen 
Verzerrungen und Hypertrophien vermieden werden. Das ist eine Methodenange¬ 
legenheit. [...] In meinen Augen ist diese Vielfalt jedenfalls ein Reichtum: Dank 
ihrer ist die ND [Nouvelle Droite] ein Einflussbereich und keine Bewegung 44 
(Benoist 1985, S. 15). Später sollte Alain de Benoist sich gegen die Verwendung 
von Begriffen wie „Einflussbereich 44 oder „nebulöser Dunstkreis 44 durch Beobach¬ 
ter der Nouvelle Droite verwahren. 

Für ihre Klassifikation auf dem Feld der Politikwissenschaft und/oder der Ide¬ 
engeschichte stellt der Antikonformismus der Nouvelle Droite ein Problem dar. 
Pierre-Andre Taguieff schreibt: 

Die ,Nouvelle Droite 4 wird von zahlreichen Journalisten mit der extremen Rech¬ 
ten in Verbindung gebracht, sie wird von bestimmten antifaschistischen Militanten 
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als neonazistisch stigmatisiert, von der liberalen Rechten wegen ihres radikalen 
Antiamerikanismus abgelehnt, von den Anführern aus dem Lager Le Pens oder 
bestimmten traditionalistischen katholischen Ideologen als prokommunistisch oder 
kryptogauchistisch verteufelt, angeklagt, der konservativen Rechten ideologische 
Waffen zur Verfügung zu stellen, beargwöhnt, einer , nationalbolschewistischen‘ 
Internationale anzugehören und schließlich verdächtigt, die linke Intelligenz verfüh¬ 
ren zu wollen, indem sie ihr großzügig die Spalten ihrer Zeitschriften zur Verfügung 
stellt. [...] Das Durcheinander ist offensichtlich (Taguieff 1994, S. III). 

Dieses Durcheinander wird umso manifester, als es sehr schwierig ist, GRECE 
innerhalb eines genau umschriebenen politischen Feldes zu situieren: Einer¬ 
seits lehnt es den Nationalismus, den Liberalismus und die „Marktwerte“, die 
Mischung verschiedener Ethnien, die religiöse Moralordnung und den religiö¬ 
sen Fundamentalismus ab, andererseits lobt es den Föderalismus, den ethnischen 
Regionalismus, den Europäismus und den Kulturdifferenzialismus. 

Obgleich einige seiner radikalsten Mitglieder Mitte der 1980er Jahre zum 
Front National (FN) überwechselten, wo sie den äußersten rechten Flügel bilde¬ 
ten, hat GRECE durch Alain de Benoist gegen die Partei Stellung bezogen, als 
Jean-Marie Le Pen deren Vorsitzender war: GRECE verurteilt den Nationalismus, 
den Neojakobinismus und den Rassismus der Partei der Frontisten. Allerdings 
verließen die radikalen Elemente, die zum Front National übergelaufen waren, 
diesen 1998 bei der Abspaltung von Bruno Megret. Sie waren die Wegbereiter der 
identitären Tendenz und trugen zu ihrer Entstehung bei: Die erste identitäre Orga¬ 
nisation in Frankreich wurde von den ehemaligen GRECE-Mitgliedern Pierre 
Vial, Jean Mabire und Jean Haudry gegründet, die dafür bekannt waren, mit dem 
Nazismus zu liebäugeln. 


2 Die deutsche Neue Rechte 

Die gleiche Aufsplitterung findet sich auch bei der deutschen Neuen Rechten, 
die im Kielwasser der französischen Nouvelle Droite auftauchte. Wie diese ist 
auch sie eine heterogene Erscheinung: Sie teilt sich in eine Vielzahl von Splitter¬ 
gruppen auf, die sich als „nichtkonformistische Rechte“, „neue Rechte“, „Soli- 
daristen“, „Nationalrevolutionäre“, „Nationalisten der Linken“ und sogar als 
„Nationalkommunisten“ bezeichnen. Klaus Schönekäs unterscheidet drei große 
Strömungen: „die konservative Neue Rechte“, „die nationale Neue Rechte von 
links“ und schließlich „die nonkonformistische Neue Rechte“ (Schönekäs 1988, 
S. 149 f.). Die Neue Rechte grenzt sich vom klassischen Konservativismus ab, 
obwohl sie aus dem „neuen Nationalismus“ der 1960er Jahre hervorgegangen 
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ist, insbesondere aus der Gruppe Deutsche Gemeinschaft, die 1965 zu der unter 
dem Kürzel DG/AUD bekannten Aktionsgemeinschaft Unabhängiger Deutscher 
wurde. 

„Der neue Nationalismus“, schreibt Klaus Schönekäs, „gründete sich zunächst auf 
die Umdeutung der nationalistischen Befreiungsbewegungen der Dritten Welt [...], 
auf die Betonung ,national-neutraler 4 Vorstellungen ebenso wie auf anti-etatistische 
Einstellungen. Da sie die gleichen Anliegen hatte wie die neue Linke [...], hat sich 
die DG/AUD zunehmend nach links orientiert und im Umfeld der Basisinitiativen 
gegen Kernkraftwerke und in der Ökologiebewegung ein neues Publikum gefunden. 
Infolgedessen hat sie sich 1980 in der ersten Organisation der , Grünen 4 aufgelöst“ 
(Schönekäs 1988, S. 131). 

Die Grundlagen der deutschen Neue Rechten waren im Jahr 1963 entstanden, als 
deutsche Nationalisten mit der französischen rassistischen Splittergruppe Europe- 
Action, der Keimzelle der französischen Nouvelle Droite, in Kontakt traten. Die 
deutsche Neue Rechte hat sich dann zwischen 1963 und 1966 gebildet: Kleine 
unabhängige Gruppen oder Gruppen am Rande von Parteien der deutschen extre¬ 
men Rechten haben Verbindungen zu jenen künftig historisch bedeutenden Mit¬ 
gliedern von GRECE aufgenommen, die wie Alain de Benoist damals Mitglieder 
der Federation des Etudiants Nationalistes (FEN) und der Europe-Action waren. 
Aus diesen Verbindungen gingen organisatorische Beziehungen zwischen FEN 
und der Zeitschrift Junges Forum hervor. Zu Beginn der 1970er Jahre zählten zu 
diesen Gruppierungen mehr als tausend Militante, die in der Aktion Neue Rechte 
(ANR) zusammengefasst waren. Nach einer Phase des Erfolgs setzte seit 1974 im 
Anschluss an den Zerfall der ANR für die deutsche Neue Rechte der Niedergang ein. 

In den 1960er Jahren und dem darauf folgenden Jahrzehnt versuchten die deut¬ 
schen Neuen Rechten, dem Beispiel der französischen Nouvelle Droite und einem 
bestimmten Rassismus folgend, den Nationalismus mit wissenschaftlichen Theo¬ 
rien, vor allem der Ethologie, neu zu begründen. Die meisten Mitglieder der Neuen 
Rechten waren in den 1960er Jahren Studenten und Studentinnen, die den Natio¬ 
nalsozialismus und dessen rassistische Lehren nicht mehr selbst erlebt hatten. Ihr 
Nationalismus stand zu jener Zeit dem europäistischen Faschismus von Europa¬ 
theoretikern nahe wie dem des Belgiers Jean-Frangois Thiriart (gest. 1992) oder 
des Franzosen Dominique Venner (gest. 2013), für den die „Rasse“ europäisch 
ist. Darüber hinaus gründete sich der Hauptdiskurs dieser deutschen neuen Rech¬ 
ten zugleich auf einen europäischen Nationalismus und auf die Verteidigung des 
Abendlandes. In der internationalen Politik vertraten sie einen rechten „Tiersmon¬ 
dismus“ und auf europäischer Ebene setzten sie sich für (baskische, irische, kor¬ 
sische) Regionalismen ein, die als ethnische Befreiungsbewegungen verstanden 
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wurden. In der nationalen Politik kämpften sie für die Wiedervereinigung Deutsch¬ 
lands und den Abzug der Besatzungsmächte (des amerikanischen, französischen, 
englischen Militärs im Westen und des sowjetischen Militärs im Osten). 

Zu dieser Zeit trat eine bestimmte Person allmählich ins Blickfeld: Henning 
Eichberg, der künftige Meisterdenker der Neuen Rechten und des revolutionä¬ 
ren Nationalismus im Gefolge des Nationalbolschewismus eines Ernst Niekisch. 
Eichberg war Mitglied der Partei Otto Strassers, der Deutschen Sozialen Union 
(DSU). Damals entdeckte er die Autoren der Konservativen Revolution. In den 
1960er Jahren machte er die Bekanntschaft einiger Repräsentanten der französi¬ 
schen neurechten Strömung, von deren Vorstellungen er sehr eingenommen war. 
Bei seiner Rückkehr nach Deutschland wurde er selbst zum Propagandisten für 
diese Ideen. Tatsächlich näherte er sich im Laufe der 1980er Jahre immer mehr 
bestimmten ethnodifferenzialistischen, anarchistischen und alternativen Milieus 
an. Heute bekennt er sich zu einem Anarchismus des Volkes: gegen den zentralis¬ 
tischen Staat und die internationalen politischen und ökonomischen Mächte. 

Auch andere zunächst neurechte und später identitäre deutsche Gruppen inte¬ 
ressierten sich damals für ihre französischen Kollegen. So Pierre Krebs, der 1980 
das Thule-Seminar gründete, das der rassistischen Zeitschrift Neue Anthropologie 
nahe steht. Er gab eine Zeitschrift namens Elemente heraus, ein Duplikat der Zeit¬ 
schrift Elements, in der die französischen neuen Rechten veröffentlichten. Diese 
Publikation ist 1990 eingegangen. Inzwischen steht Krebs den radikalen Identitä- 
ren der Gruppierung Terre et Peuple nahe. 

Die Neue Rechte wird heute vor allem durch die Wochenzeitung Junge Frei¬ 
heit vertreten, gegründet 1986 von Dieter Stein, der seitdem ihr Chefredakteur ist. 
Diese Wochenzeitschrift öffnet ihre Spalten bestimmten Strömungen der Rechten, 
aber auch bestimmten Vertretern der deutschen Linken. Wie Elements in Frank¬ 
reich steht sie der Amerikanisierung und dem Liberalismus feindlich gegenüber. 
Indessen bemüht sich die Junge Freiheit, einen Schlussstrich unter den Zweiten 
Weltkrieg zu ziehen. Auch die Zeitschrift wir selbst, die Henning Eichberg 1979 
gegründet hatte und die heute verschwunden ist, war repräsentativ für die Neue 
Rechte. Im Jahre 1986 erreichte sie eine Auflage von fünftausend Exemplaren. 
Von dieser durchaus seriösen Zeitschrift wurden Persönlichkeiten mit ganz unter¬ 
schiedlichem Hintergrund angezogen. 

Wie die französische Nouvelle Droite stellt sich die deutsche Neue Rechte im 
Namen eines Rechtes auf Differenz, das vom ethnischen, kulturellen und geneti¬ 
schen Erbe bestimmt wird, sowohl gegen den liberalen Universalismus wie gegen 
den Marxismus, lehnt aber eine Hierarchisierung der „Rassen“ ab. Sie unterstützt 
auch einen Ethnopluralismus, der sich als eine Kritik des Ethnozentrismus dar¬ 
stellt. Dieser Ethnopluralismus nach außen geht mit einem anderen einher, der 
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sich nach innen richtet und der Verteidigung nationaler Minderheiten dient. Diese 
Verteidigung ethnischer Vielfalt zieht einen vehementen Antiamerikanismus nach 
sich. Der Diskurs der Neuen Rechten steht dem radikalen Ethnodifferenzialismus 
und Regionalismus sehr nahe, wie sie in den 1970er Jahren vom GRECE ausgear¬ 
beitet wurden. 

Die Ideen der Neuen Rechten sind von den Theorien der Konservativen Revo¬ 
lution beeinflusst, insbesondere von den Vorstellungen eines „deutschen Sozia¬ 
lismus“ und vom ökologischen Diskurs der Lebensreformbewegungen. Seit den 
1970er Jahren vertraten diese Gruppen einen Wertkonservativismus, mit dem eine 
gesunde, intakte Umwelt und Bodenständigkeit ebenso wie gesunde Ernährung 
und Naturschutz gepriesen wird. Die Ideologie der Neuen Rechten entsprach also 
dem Bedürfnis, sich einerseits von dem eingefleischten Nationalismus der preu¬ 
ßischen Rechten abzugrenzen, und sich andererseits durch ihre Kritik von jenen 
übrig gebliebenen Nationalsozialisten zu unterscheiden, die auf ihrer Leugnung 
des Holocaust beharrten. Tatsächlich bleiben die Vorstellungen dieser Denkströ¬ 
mung trotz ihres sozialistisch angehauchten Diskurses von den Thesen der radi¬ 
kalen revolutionären Rechten geprägt: Antiliberalismus, Antikommunismus und 
Antikapitalismus. 


3 GRECE und die Nazis 

Seit Beginn der 1970er Jahre gingen bestimmte Akteure der extremen Rechten 
selbst auf diesen Aspekt genauer ein, indem sie die Vorstellung einer Nähe der 
Nouvelle Droite zum Nationalsozialismus de facto bestätigten. So konnte der 
Solidarist Michel Schneider in Bezug auf ein Sommerlager des GRECE von einer 
„nationalsozialistischen Schulung“ sprechen: 

Die Vorlesungen werden sich mit folgenden Gegenständen befassen: Ursprüngli¬ 
cher Nationalismus und heutiger Nationalismus, biologischer Realismus, philoso¬ 
phische Anthropologie, Nietzsche gegen Marx, die gegenwärtigen ökonomischen 
Systeme und die organische Ökonomie, Gesellschaft und Gemeinschaft, Rasse und 
Geschichte Europas [...]. Ahes in allem eine nationalsozialistische Schulung ersten 
Ranges, die dazu bestimmt ist, Elitepersönlichkeiten heranzubilden [...] (Zit. nach 
Algazy 1989, S. 152). 

Damit sollte also eher eine Kontinuität bewiesen werden, die auch durch den 
Umstand bestätigt wird, dass zu jener Zeit Kontakte zu ehemaligen Nazis 
geknüpft wurden. Tatsächlich stehen ehemalige deutsche SS-Männer auf der 
Liste derjenigen, die die Schirmherrschaft für Nouvelle Ecole , die theoretische 
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Zeitschrift der Nouvelle Droite, übernommen haben. (Einige von ihnen wurden 
im Zuge der ideologischen Entwicklung des Hauptintellektuellen der Nouvelle 
Droite, Alain de Benoist, entfernt.) Dies waren insbesondere Franz Altheim und 
Herbert Jankuhn. Altheim, ein angesehener Historiker, war Mitarbeiter Heinrich 
Himmlers gewesen. Jankuhn, ein Archäologe, war von Himmler und Sievers, dem 
Geschäftsführer der Forschungsgemeinschaft Ahnenerbe, einer Organisation der 
SS, damit beauftragt worden, in den besetzten Gebieten, vor allem an der Ost¬ 
front, archäologische Raubzüge durchzuführen. Dem Beirat der Nouvelle Ecole 
gehörten auch noch andere an: Ilse Schwidetzky, Hans Reinerth, vor allem aber 
Hans F. K. Günther, eine der wichtigen Persönlichkeiten aus dem völkischen 
Umfeld und offizieller Vertreter der nordischen Rassenlehre des Dritten Reichs, 
der bis zu seinem Tod im Jahr 1969 an der Zeitschrift beteiligt war. Freund¬ 
schaftsbande wurden auch auf persönlicher Ebene geknüpft: Alain de Benoist 
freundete sich mit der unitarischen Historikerin Sigrid Hunke an, einer Wegge¬ 
fährtin von GRECE. 

Wenn Hunke der NSDAP auch erst 1937 beigetreten war, als es wieder mög¬ 
lich war, Parteimitglied zu werden, so hatte sie doch zur Führung des Nationalso¬ 
zialistischen Deutschen Studentenbundes (NSDStB) gehört. Sie hatte sich auch 
an den Aktivitäten des SS-Ahnenerbes beteiligt und in dessen Zeitschrift Ger¬ 
manien Artikel rassenkundlicher und nordisch-völkischer Art veröffentlicht. Als 
vehemente Verfechterin antichristlicher und heidnischer Vorstellungen wurde sie 
1969 durch die Veröffentlichung eines Buches mit dem Titel „Europas andere 
Religion. Die Überwindung der religiösen Krise“ bekannt, das 1985 in franzö¬ 
sischer Übersetzung als „La Vraie religion de l’Europe. La foi des ,heretiques‘“ 
von Le Labyrinthe, dem Verlag von GRECE, herausgebracht wurde. In diesem 
Buch greift sie eine von der SS in ihrem offenen Konflikt mit den Kirchen, ins¬ 
besondere mit der katholischen Kirche geprägte Vorstellung wieder auf, wonach 
der Katholizismus eine blutrünstige Religion sei, die die Häretiker foltere und 
deren Blut vergieße. Im Umkehrschluss gab Hunke die Häretiker als Verteidiger 
der wahren - sowohl ethnischen wie heidnischen - Religion Europas aus. Darü¬ 
ber hinaus vertrat sie wie ihre Freunde vom GRECE eine differenzialistische und 
heidnische Vorstellung von Kulturen und Zivilisationen und sah in der jüdisch¬ 
christlichen Welt eine Gefahr der Akkulturation, d. h. der Zerstörung regionaler 
Besonderheiten und fest verwurzelter Identitäten. Sie unterstützte dagegen eine 
Art identitären Denkens, indem sie auf der Achtung ethnoreligiöser Besonder¬ 
heiten bestand und die europäische Identität verteidigte (Hunke 1988). Alain 
de Benoist würdigte sie nach ihrem Tod in einem Aufsatz mit dem Titel „Sigrid 
Hunke: Elle avait retrouve la vraie religion d’Europe“ [Sigrid Hunke: Sie hatte 
die wahre Religion Europas wieder entdeckt] (Benoist 1999, S. 39 f.). 
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Es gibt also einige Verbindungen, aber deren Charakter bleibt im Ganzen 
gesehen unklar, wie Pierre-Andre Taguieff, einer der besten Kenner der Nouvelle 
Droite bemerkt: 

Ich bin zum Beispiel niemals dahinter gekommen, welche Art von Kontakten Alain 
de Benoist mit so einem ehemaligen Mitarbeiter von Goebbels in Südamerika hatte, 
warum und wann er Mitglied der von dem rassistischen Ideologen Roger Pearson 
angeführten Northern League geworden ist, einem wirklich neonazistischen Ver¬ 
band, was genau seine Beziehungen zum Nouvel Ordre d’Europe (NOE) waren, der 
1951 von den Nazis Rene Binet und Gaston-Armand Amaudruz gegründet worden 
war, denn er war ,Doktor honoris causa in Biologie 4 des Instituts für Psychosoma¬ 
tik, Biologie und Rassen in Montreal, das 1969 in Barcelona von den Anführern des 
NOE geschaffen worden war, und wann und warum er mit diesem Umfeld gebro¬ 
chen hat etc. (Taguieff 2008, S. 52 f.). 

Wie der ausgesprochen rassistische Gaston-Armand Amaudruz, der sich selbst 
als Ehemaliger der SS-Division „Charlemagne“ vorstellte, waren die Leiter die¬ 
ses „Instituts“ allesamt einst Angehörige der berühmten SS-Einheit französischer 
Freiwilliger: die „Rassenkundler“ Jacques de Mahieu (dessen Zugehörigkeit zur 
„Division Charlemagne“ allerdings mehr als fraglich ist) und Rene Binet, der 
1950 eine Broschüre mit dem Titel „Theorie du racisme“ (Binet 1950) verfasste, 
die Einfluss auf die Bewegung Europe-Action von Dominique Venner hatte. 
Diese offen zutage liegende Spur ist unglücklicherweise niemals vollständig 
erschlossen worden. Was die andere von Andre-Pierre Taguieff erwähnte wichtige 
Person betrifft, so handelt es sich bei Roger Pearson um einen britischen Euge- 
niker und Experten für die „nordische Rasse“. Er gründete 1957 in London die 
Northern League. Diese wichtige Persönlichkeit der extremen rassistischen Rech¬ 
ten war nicht nur für die Northern League politisch verantwortlich, sondern auch 
eine Führungsfigur des Council on American Affairs und der World Anti-Commu- 
nist League, einer Organisation, die alte Nazis recycelte, etwa den SS-Mann Otto 
Skorzeny oder Faschisten wie Horia Sima. Pearson gründete schließlich 1972 das 
Journal of Indo-Europeen Studies, das im Bereich indoeuropäischer Studien mitt¬ 
lerweile zu einer Referenzzeitschrift geworden ist. Sein Ziel bestand darin, „die 
Interessen, die Freundschaft und Solidarität aller germanischen Völker zu vereini¬ 
gen“ (Billig 1981, S. 57). In den 1950er Jahren standen nahezu alle europäischen 
Nazigruppen in der einen oder anderen Weise zu dieser Liga in einer Beziehung. 
Ihre Ziele wurden in folgender Weise festgelegt: 

1. [...] Alle Völker, die aus dem Norden Europas stammen und die über die Welt 
verstreut sind, zu einem wirklichen Verständnis ihres gemeinsamen Erbes [zu] brin¬ 
gen [...] 2. [...] die Bedrohung bekämpfen, die unser biologisches und kulturelles 
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Erbe von außen belastet: Die ,egalitären 4 Kräfte des Kommunismus und des Kos¬ 
mopolitismus, die von einer stetig anwachsenden fremden Bevölkerung unterstützt 
werden und unsere Völker und Kultur zu beseitigen drohen [...] 3. [...] die schlei¬ 
chende biologische und kulturelle Dekadenz im Innern bekämpfen, die einerseits 
durch die Einwanderung, andererseits durch die zerstörerischen sogenannten pro¬ 
gressiven 4 Ideen hervorgerufen wird [...] (Taguieff 1984, S. 52). 

Die Mitglieder von GRECE, darunter Alain de Benoist, gehörten der Northern 
League an und nahmen in den 1970er Jahren an manchen ihrer Kolloquien teil 
oder an Demonstrationen, die von Satelliteneinrichtungen organisiert wurden. Es 
gab in der Nouvelle Ecole sogar Werbeanzeigen für The Northlander, die Zeit¬ 
schrift der Northern League. Außerdem waren viele Mitglieder des Beirats der 
neurechten Zeitschrift zugleich Mitglieder der Northern League. 


4 Sind es also einfach Nazis? 

Ein Teil des neurechten Diskurses kann, zumal in den ersten Jahren, tatsächlich 
als ein einfaches Wiederauftauchen des Nationalsozialismus erscheinen: Eliteden- 
ken, Biologismus, Rassismus und eine Bezugnahme auf die Indoeuropäer. Zumal 
einige der Beteiligten, wie der Indoeuropäist und militante Identitäre Jean Hau- 
dry, sich beständig auf die Blut-und Boden-Ideologie der Nazis beziehen sollten, 
ebenso wie auf Hans F. K. Günther, der im Bereich indoeuropäischer Fragen als 
Bezugsgröße galt und in den Kreisen der radikalsten extremen Rechten immer 
wieder neu aufgelegt wurde. Diese Sichtweise wird im Übrigen durch den 
Umstand bekräftigt, dass GRECE in seiner Mitte Mitglieder versammelte, die 
Neonazis waren oder nazistischen Positionen nahestanden (oder immer noch nahe 
stehen), so etwa der ehemalige GRECE-Angehörige und militante Identitäre 
Pierre Vial. Dessen Gruppe Terre et Peuple hat 2012 Arbeiten von Gottfried Feder, 
Hitlers Mentor in ökonomischen Fragen und einem der Gründer der Nazi-Partei, 
in französischer Übersetzung unter dem Titel „Critique nationale-revolutionnaire 
du capitalisme speculatif“ wieder aufgelegt. 3 

Für andere innerhalb des gleichen Dunstkreises ist dieser Zusammenhang 
schwerer auszumachen. Dies gilt zum Beispiel für den Schriftsteller Jean Mabire, 
der ebenfalls ein militanter Identitärer war und der bei seinem Wechsel zu der 
Zeitschrift L’Esprit public (zwischen 1962 und 1965) den Nationalsozialismus als 


3 A. d. Ü.: Das Bändchen im Umfang von ca. 120 Seiten enthält „Das Manifest zur Bre¬ 
chung der Zinsknechtschaft 44 (Feder 2012) und weitere Aufsätze (nicht nur von Feder 
selbst). 
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eine Form der Romantik dar stellte. Mabire stand einerseits völkischem Gedan¬ 
kengut nahe: Er vertrat einen ethnischen Föderalismus und lehnte den Nationalis¬ 
mus ab, dabei unterschied er sich stets vom Nazismus. Er machte nie ein Hehl aus 
seinem Interesse für den völkischen Paganismus und schrieb zahlreiche Artikel, 
die zwar lediglich dem Broterwerb dienen sollten, aber dem Nationalsozialismus 
doch einigermaßen entgegenkamen, indem sie die französischen SS-Männer von 
den Verbrechen des Totenkopfordens entlasteten. Andererseits stand er in den 
1960er Jahren den Idealen der Nazis nahe, wie er selbst später zugab: „Ein paar 
Jahre lang habe ich mich mit Haut und Haaren bestimmten Floskeln überlassen, 
was ich nicht leugne (wie viele andere). In einer Sprache, die ich nicht sprach, 
habe ich mich mit Parolen wie gottgläubig, Weltanschauung, Blut und Boden, 
Ahnenerbe 4 begnügt“ (Mabire 2001, S. 110). Dagegen ging er ab September 1963 
paradoxerweise zu dieser Ideologie auf Distanz: 

„Ich bin zu alt, um mich über die Kindereien jener Hitleromanen zu amüsieren, die 
Uniformknöpfe der Wehrmacht sammeln oder alte Nummern von Signal“, schrieb 
er in UEsprit public. „Ich bin über das Alter der kurzen Hosen, der Armbinden und 
Wehrgehänge hinaus, der täglichen und allabendlichen Andachtsübungen vor dem 
Portrait historischer Führer und anderer Lieblingsexerzitien jener britischen Nazis, 
die uns das Fernsehen offenbart hat. Folkloregruppen in diesem Bereich interessie¬ 
ren mich herzlich wenig und sich im Kreis um ein Grammophon zu setzen, um von 
verkratzten, dreißig Jahre alten Platten gutturales Gerede zu hören, scheint mir eher 
eine der Romantik als dem revolutionären Handeln nahestehende Übung zu sein“ 
(Mabire 2013, S. 17). 

Aber in dem gleichen Text bezieht er sich auf die Blut- und Boden-Ideologie: „Ich 
ziehe Israel und seine Treue zu den Gesetzen des brüderlichen Blutes und des wie¬ 
dergefundenen Bodens vor“ (Mabire 2013, S. 19). Daher scheint es vielmehr, als 
ob Jean Mabire ein Anhänger vomazistischer völkischer Ideen gewesen sei. 

Es trifft zu, dass ein Teil der Nouvelle Droite, vor allem ihre identitären, völ¬ 
kischen Randgruppen, mehr als dem Nazismus im Allgemeinen der SS nahe 
stand, insbesondere der französischen SS. Einige ehemalige französische SS- 
Männer wie Robert Dun (der 1983 im Buchklub von Labyrinthe, dem Verlag von 
GRECE, eine kommentierte Übersetzung von Nietzsches „Also sprach Zarathus¬ 
tra“ herausgab), Henri Fenet, Yves Jeanne und Pierre Bousquet beteiligten sich zu 
dem einen oder anderen Zeitpunkt ihres Lebens nach dem Zweiten Weltkrieg an 
Publikationen und/oder Aktivitäten der Nouvelle Droite. Diese Verbindungen sind 
bei dem eher unter seinem Pseudonym Saint-Loup bekannten Marc Augier ganz 
besonders deutlich, nicht zuletzt wegen der Würdigungen, die ihm nach seinem 
Tode zuteilwurden. In „Rencontre avec Saint-Loup“, einem 1991 veröffentlichten 
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Sammelband, überraschten verschiedene erstrangige Führungskader der Nouvelle 
Droite die Beobachter mit der von ihnen bekundeten „Inbrunst für die Werte der 
SS“ (Camus und Monzat 1992, S. 396). Einer der beteiligten Autoren, Pierre Vial, 
der nebenbei einer der Gründer der identitären Gruppierung Terre et Peuple ist, 
gab in seinem Beitrag zu erkennen, Saint-Loup habe am Beginn seines Paganis¬ 
mus gestanden, ein Vertreter des Volkstums und fest in „Blut und Boden“ verwur¬ 
zelt (Camus und Monzat 1992, S. 396). Jean Yves Camus und Rene Monzat, den 
Spezialisten für die extreme Rechte zufolge, ist der Lebensweg Saint-Loups 

in hohem Maße symbolisch für das Schicksal einer Generation. Die Würdigung, 
die ihm nach seinem Tode von drei Kampfgenerationen zuteilwurde (ehemaligen 
SS-Mitgliedern wie Henri Fenet, Robert Dun oder Kollaborateuren wie Goulven 
Pennaod, Savitri Devi, Gründern von GRECE wie Philippe Conrad, Jean Mabire, 
Jean-Jacques Mourreau, Jean-Claude Valla, Michel Marmin, Pierre Vial und jungen 
Militanten des Front National, von Europe Jeunesse und Troisieme Voie), legt Zeug¬ 
nis davon ab, dass er für zahlreiche Kader des GRECE die Rolle des spirituellen 
und intellektuellen Vaters gespielt hat, und dass die Militanten von heute, die in der 
Gefolgschaft jener ausgebildet wurden, die für ein nazistisches Europa gekämpft 
haben, ihren politischen Kampf als Fortsetzung und Verlängerung des Kampfes der 
SS verstanden (Camus und Monzat 1992, S. 68). 

Sogar Alain de Benoist verteidigte unter dem Pseudonym Fabrice Laroche 1965 
Saint-Loup in den Spalten von Europe Action (Laroche 1965, S. 9). Im Jahr 
2001 griff er in Elements auf die Vorstellung Saint-Loups von der SS als einer 
gegenüber dem Hitlerismus „oppositionellen Organisation“ (Benoist 2001, S. 43) 
zurück (während die SS sich doch in Wirklichkeit als Garantin der Naziideolo¬ 
gie ausgab). 2005 hielt er ihn immer noch für einen so wichtigen Autor, dass er 
ihm einen Eintrag in seiner „Bibliographie des droites franqaises“ (Benoist 2005, 
S. 675-692) widmete. Und 2010 schrieb er: 

Die Wahrheit zwingt uns zu sagen, dass dieser ,Häretiker 4 erst nach seinem Tod zu 
einem Verfemten wurde. [...] Seine Arbeiten aus der letzten Periode, der des Zyklus 
der ,patries charnelles 4 [Vaterländer des Fleisches] haben dagegen etwas Gezwun¬ 
genes: Saint-Loup bringt darin doktrinäre Ambitionen zum Ausdruck, die eigentlich 
nicht seinem Wesen entsprachen. Zumindest kam diesem Sportler, diesem Abenteu¬ 
rer und Krieger das Verdienst zu, sich sein Leben lang für ein ,Europa der Völker 4 
ausgesprochen zu haben, das für ihn niemals mit einer deutschen Hegemonie zu ver¬ 
wechseln war. Seine Appelle zur Bildung kleiner idealer Gemeinschaften (in seinen 
Büchern „La peau de rauroch 44 , „La republique du Mont Blanc 44 ) sind nicht wegen 
ihrer naiven Apologie der , Naturgesetze 4 hoch einzuschätzen, sondern vielmehr 
wegen des Vitalismus gegenüber der Mittelmäßigkeit der Menschen und wegen der 
Gewalt der Elemente, die darin zum Ausdruck kommt (Benoist 2010, S. 9). 
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Am stärksten wurden die frühen neuen Rechten von der völkischen Seite seines 
Denkens angezogen, wie er sie in einer 1976 veröffentlichten Stellungnahme in 
der Zeitschrift Defense de l’Occident entwickelt hatte. Er begriff Europa darin als 
eine in sich differenzierte, supranationale Einheit, in der die kulturellen Praktiken 
der Regionen oder Provinzen, die eine starke Identität ausgebildet haben, respek¬ 
tiert werden, eine Vorstellung, der man in der Nouvelle Droite wiederbegegnet. 
Im extremistischen Einflussbereich der Rechten ist er vor allem als derjenige 
bekannt, der das „heidnische“ Erbe der SS (in Wirklichkeit die völkische Ideolo¬ 
gie von „Blut und Boden“) und auch den ethnischen Regionalismus einer Rand¬ 
gruppe eben dieser SS an die militante Nachkriegsgeneration weitergegeben hat. 

Ein anderer französischer SS-Mann, der ebenfalls eine Zeit lang der Nou¬ 
velle Droite nahestand, hat deren völkischsten Teil beeinflusst, insbesondere die 
Gruppe Terre et Peuple von Pierre Vial, Jean Haudry und Jean Mabire. Aller¬ 
dings beschränkte sich die Kumpanei nicht auf diese ehemaligen SS-Männer. 
Die Nouvelle Droite hatte auch Verbindungen zu ehemaligen Kollaborateuren 
und/oder bekannten Neonazis wie Goulven Pennaod, dessen wirklicher Name 
Georges Pinnault ist. Dieser hielt an seinen nationalsozialistischen und regiona- 
listischen Positionen fest. Er war auch Lehrbeauftragter für keltische Linguistik 
an der Universität Lyon III. Er veröffentlichte in Nouvelle Ecole und in Etudes 
indo-europeennes, der Zeitschrift Jean Haudrys. Vor allem gab er aber eine offen 
„volkstümlich-sozialistische“ Zeitschrift Devenir europeen heraus, die er zusam¬ 
men mit Yves Jeanne, einem ehemaligen SS-Mann der „Division Charlemagne“, 
gegründet hatte, und an der auch andere ehemalige französische SS-Männer wie 
etwa Robert Dun mitarbeiteten. 

Darüber hinaus unterhielt die Nouvelle Droite Mitte der 1980er Jahre Bezie¬ 
hungen zur Buchhandlung Ogmios, die sich durch ihren Verlag Avalon auf nati¬ 
onalsozialistische und antisemitische Publikationen spezialisiert hatte. Die 
Buchhandlung war die am deutlichsten sichtbare Seite einer Gruppierung, die 
gleichzeitig den Neonazis, der ehemaligen SS und der Nouvelle Droite nahestand. 
Tatsächlich war die Buchhandlung 1986 von Anhängern der neuheidnischen 
Richtung der Nouvelle Droite gegründet worden. Sie war einer der dynamischs¬ 
ten Pole der extremen neuheidnischen Rechten und wurde von Trystan Mordrel 
geleitet. Letzterer ist ein ehemaliges Mitglied des GRECE (er arbeitete in den 
1970er und 1980er Jahren bei Elements mit) und einer der Gründer des für einen 
kleinen Kreis bestimmten negationistischen Blattes L’Autre histoire. Vor allem 
aber ist er der Sohn des militanten Bretonen Olier Mordrel, eines rassistischen 
Regionalisten, der während des Krieges dem Dritten Reich nahestand und danach 
dem neovölkischen Schriftsteller Jean Mabire. In der einen oder anderen Organi¬ 
sation findet man auch den Schriftsteller, Völkermordleugner und Neonazi Olivier 
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Mathieu wieder, den Alain de Benoist in der Gruppe „Etudes et recherches“ des 
GRECE durchgesetzt hatte. Auch gewisse nordische Neuheiden verkehrten regel¬ 
mäßig in beiden Organisationen. Schließlich schrieb Alain de Benoist im Jahre 
1987 ein langes Vorwort (60 Seiten) zu einem von Avalon veröffentlichen Werk 
mit dem Titel „Les Exploits chevaleresque de Messire Goetz de Berlichingen ä la 
main de fer ecrits par lui-meme“ [Lebensbeschreibung des Ritters Götz von Berli¬ 
chingen mit der eisernen Hand]. De Benoist unternahm übrigens im gleichen Jahr 
mit Trystan Mordrel eine Reise in den Iran. 

Polemiken der Medien, der militanten Antifaschisten und der Wissenschaft¬ 
ler wurden nicht zuletzt auch dadurch genährt, dass in den Publikationen der 
Nouvelle Droite sehr häufig Bilder von nazistischen Kunstwerken verwendet 
wurden, besonders von den Statuen Arno Brekers und/oder völkische Gemälde, 
die die Faszination für die Kunst jenes Regimes bestätigten. Auf der gleichen 
Linie scheint Alain de Benoist schließlich 1988 unter dem Pseudonym Mor- 
timer Davidson - die Angelegenheit ist noch immer nicht aufgeklärt - ein 
mehrbändiges Werk über die Kunst des Dritten Reiches, „Kunst in Deutsch¬ 
land 1933-1945“ im Grabert-Verlag veröffentlicht zu haben (Davidson 1991). 
Dadurch wurden erneut Verdachtsmomente in Bezug auf den Neonazismus’ 
dieses Verlags ausgelöst, der seit langem für seine revisionistischen und apolo¬ 
getischen Veröffentlichungen zum Dritten Reich bekannt ist. Gegründet worden 
war er von dem alten Nazi Herbert Grabert, einem Neuheiden, der für Alfred 
Rosenberg gearbeitet hatte. Nach dem Tod des Gründers im Jahr 1978 wurde 
der Verlag von dessen Sohn übernommen und mit einer ähnlichen verlegerischen 
Ausrichtung fortgeführt. 

Trotz all dieses Belastungsmaterials kann man nicht davon ausgehen, dass 
die Nouvelle Droite eine Nazi-Brutstätte war, wie der Historiker Henry Rousso 
einräumt: 

Das Neue hängt damit zusammen, dass die Intellektuellen des GRECE oder aus 
dessen Bewegungsumfeld, weit davon entfernt das Experiment einer „nationalso¬ 
zialistischen Wissenschaft“ zu wiederholen, in einem ganz anderen Kontext ver¬ 
sucht haben, Verbindung zu den wirklichen und anerkannten wissenschaftlichen 
Fortschritten herzustellen. [...] Indem sie aus wichtigen wissenschaftlichen Entde¬ 
ckungen ihre Schlüsse ziehen, versuchen sie den Gedanken eines ursprünglichen 
indoeuropäischen Volkes 4 wiederherzustellen, ein Euphemismus, mit dem auf die 
Existenz einer ,Ursprungsrasse 4 hingewiesen werden soll (Rousso 2004, S. 63 f. 
und S. 66). 
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5 Ist es so einfach? 

Im Hinblick auf dieses Thema sprachen Kommentatoren von einem „Recyc¬ 
lingunternehmen“ der extremen Rechten, in dem alte rassistische Vorstellungen, 
insbesondere Thesen zu Rasse und Eugenik vom Beginn des 20. Jahrhunderts, 
wiederaufbereitet wurden. Einige dieser Thesen haben, wie gesagt werden muss, 
jüdische Mediziner erarbeitet, weshalb es etwas schwierig ist, sie als nazistische 
Wissenschaftler oder nationalsozialistische Theoretiker zu klassifizieren. Indem 
sie sich auf solche Positionen bezogen, stellten sich die ersten Theoretiker der 
Nouvelle Droite in die Kontinuität der Eugeniker und der Rassentheoretiker der 
ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts, deren Thesen nur partiell und in entstellter 
Form von den Nazis aufgegriffen wurden. In diesem Sinne sind die neuen Rech¬ 
ten keine Schüler der nationalsozialistischen Rassenpolitik und setzten sie auch 
nicht fort. 

Auch stellen sich die französischen neuen Rechten tatsächlich in eine 
andere intellektuelle Tradition, die angelsächsischen und nicht mehr deutschen 
Ursprungs ist, nämlich in die der Theoretiker der Eugenik, des Sozialdarwinis¬ 
mus, der Soziobiologie und der sogenannten Evolutionspsychologie. Sie situie¬ 
ren sich auch in der Tradition der angelsächsischen physischen Anthropologie 
(d. h. der „Rassenanthropologie“). So war eine ihrer Bezugsgrößen in diesem 
Bereich der Anthropologe Carleton S. Coon (er war Präsident der amerikanischen 
Gesellschaft für physische Anthropologie), der bis zu seinem Tod im Jahr 1981 
dem Unterstützerkomitee der Nouvelle Ecole angehörte. Diese angelsächsischen 
Denker hatten in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts versucht, die Vorstellung 
der „Rasse“ vom Rassismus zu trennen. Sie versuchten die Erforschung ersterer 
zu retten, indem sie letzteren bekämpften. Dies traf auch auf die amerikanische 
Anthropologin Ruth Benedikt zu, die in den 1940er Jahren die „Rassenfor¬ 
schung“ verteidigte. In „Race and Racism“, einem Buch, das 1943 zum ersten 
Mal veröffentlicht wurde, schrieb sie, dass „Rasse“ eine Klassifikation sei, die auf 
vererbbaren Merkmalen beruhe und damit einen wissenschaftlichen Forschungs¬ 
bereich konstituiere, während der Rassismus ein Dogma sei, das sich gegen jede 
wissenschaftliche Beweisführung sperre (Benedikt 1943). 

Die Nouvelle Droite trug tatsächlich dazu bei, eine Synthese zwischen der 
„Rassenlehre“ vom Beginn des 20. Jahrhunderts, vor allem ihrer psychologischen 
Komponente, und der Eugenik zu schaffen, die diese aus dem Misskredit heraus¬ 
führen sollte, in dem sie sich seit 1945 befand. Die Nouvelle Droite unterschei¬ 
det sich von der „Rassenlehre“, die von liberal-konservativen Medizinern und 
Psychologen wie Hans Eysenck konzipiert wurde, einem deutschen Juden, der 
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nach der Machtergreifung der Nazis in Großbritannien naturalisiert wurde und 
der die intellektuelle Unterlegenheit schwarzer Populationen vertrat. Die Euge¬ 
nik war in liberalen - linken wie rechten - Milieus in demokratischen Ländern 
(Vereinigte Staaten von Amerika, Großbritannien, Schweden) entstanden und 
entwickelte sich mit dem erklärten Ziel einer Verbesserung der „Rasse“. Infolge¬ 
dessen konnten sich Menschen in den 1930er Jahren als „Antirassisten“ bezeich¬ 
nen und den Nazirassismus bekämpfen, zugleich aber die Eugenik und/oder die 
Ungleichheit der „Rassen“ propagieren. Mit der von Francis Galton entworfenen 
und in den 1900er Jahren entwickelten „positiven Eugenik“ war tatsächlich beab¬ 
sichtigt, die vererbbaren Eigenschaften einer Bevölkerung durch die Auswahl 
der besten „Erzeuger“ zu verbessern, und zwar in jeder Generation aufs Neue. 
In dieser Frage stützt sich die Nouvelle Droite daher häufig auf Quellen, die aus 
dem angelsächsischen Bereich übernommen wurden und nichts mit dem Faschis¬ 
mus vor dem Zweiten Weltkrieg zu tun haben, sondern im Gegenteil eher einem 
bestimmten Gedankengut der Rechten vor 1914 nahe stehen. 

Wie wir gesehen haben, ist die Frage der Beziehungen zwischen Nationalso¬ 
zialismus und der Nouvelle Droite komplex. Sie ist es umso mehr, als die neuen 
Rechten, von Einzelnen abgesehen, im Gegensatz zu offen neonazistischen Grup¬ 
pen das Naziregime oder Hitler niemals ausdrücklich (oder offen) gepriesen 
haben, selbst wenn sie von bestimmten Nazis formulierte Ideen/Thesen wieder 
verwendeten. So hat selbst am schlimmsten Punkt der Auseinandersetzung zwi¬ 
schen dem neurechten Belgier Robert Steuckers und Alain de Benoist ersterer 
letzteren niemals des Nazismus geziehen, sondern stattdessen den Journalisten 
Rene Monzat heruntergemacht: 

Der professionelle Antifaschist ohne ordentliche Profession, der unsägliche ,Rene 
Monzat 4 hatte leichtes Spiel, sich in Le Monde vom 3. Juli 1993 über diesen Nip¬ 
peshandel zu verbreiten. Dieser traurige Junge, dessen Haupteigenschaft sicher nicht 
darin besteht, dass sein Grips vor geistreichen Einfällen nur so sprüht, hat auf den 
grundlegenden Nazismus 4 des GRECE geschlossen, weil de Benoist, der weder ein 
Nazi noch etwas anderes als er selbst, vielmehr nichts anderes als seine eigene nar¬ 
zisstische Ichheit ist, sich angeblich die Taschen vollgestopft habe, indem er ,Jul- 
leuchter 4 aus Terrakotta - Modell Himmlersche SS - an seine Schäflein verkauft 
und dabei den Grundpreis seines deutschen Grossisten mit zehn multipliziert habe 
(Steuckers 2011). 

Dagegen beziehen sich die neuen Rechten häufig auf Personen, die Nazis waren, 
deren Arbeit aber durch ihr Qualitätsniveau über den beschränkten Rahmen des 
Mikrokosmos der Nazis oder Neonazis weit hinausreichte, etwa auf den Juristen 
Carl Schmitt, den Bildhauer Arno Breker oder die Regisseurin Leni Riefenstahl, 
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mit der bemerkenswerten Ausnahme von Hans F. K. Günther, der auf jenen Mik¬ 
rokosmos begrenzt blieb. 

Eigentlich bleibt die wichtigste intellektuelle Quelle der Nouvelle Droite die 
deutsche sogenannte Konservative Revolution, aus der der Nazismus hervorge¬ 
gangen ist. Alain de Benoist hat sie in Frankreich durch eine Reihe bekannt 
gemacht, die von einem radikalen Verlag (Pardes) zwischen 1990 und 1993 her¬ 
ausgegeben wurde. 4 Schon vorher, in den Jahren 1980 und 1982, hatte er Oswald 
Spengler und 1985 Carl Schmitt übersetzt. Faktisch hat die Nouvelle Droite seit 
1980 den verschiedenen Aspekten, Strömungen und Akteuren dieser Konservati¬ 
ven Revolution eine enorme literarische Produktion (Artikel, Bücher und Bro¬ 
schüren) gewidmet, deren ausführliche Bestandsaufnahme in diesem Aufsatz zu 
weit führen würde. Ich möchte lediglich anführen, dass der erste Aufsatz de 
Benoists zu dieser Thematik mit einem in Elements erschienenen Text über Fried¬ 
rich Georg Jünger auf 1977 (Benoist 1977) datiert, dem sich 1979 ein weiterer 
Aufsatz, diesmal über Thomas Mann (Benoist 1979) anschloss. Seit jener Zeit hat 
die wissenschaftliche Zeitschrift der Nouvelle Droite, Nouvelle Ecole , Martin 
Heidegger (1982), Carl Schmitt (1987), Ernst Jünger (1995) und Oswald Speng¬ 
ler (2010/2011) je eine Nummer gewidmet, ohne die Aufsätze mitzurechnen, die 
zu diesen Autoren in verschiedenen Heften erschienen sind. Ich könnte die glei¬ 
che Aufzählung anhand der 1988 entstandenen Zeitschrift Krisis von Alain de 
Benoist durchführen. Im Grunde ist, wie Olivier Dard schreibt, „die Konservative 


4 Alain de Benoist hat insbesondere das wichtige Buch von Armin Möhler „Die Konserva¬ 
tive Revolution in Deutschland 1918-1932“ („La Revolution conservatrice en Allemagne 
1918-1932“, Puiseaux, Pardes 1993) ins Französische übersetzen lassen. Unter den ande¬ 
ren Autoren, deren Bücher übersetzt wurden, sind Carl Schmitt („Der Begriff des Politi- 
schen“/„Du politique“; „Legalität und Legitimität“/,,‘Legalite et legitimite 4 et autres textes 
politiques“), Ernst Niekisch („Hitler - ein deutsches Verhängnis“/„Hitler - Une fatalite 
allemande et autres recits nationaux-bolcheviks“); Arthur Moeller van den Bruck („Das 
Recht der jungen Völker“/„La Revolution des peuples jeunes“), Werner Sombart („Deut¬ 
scher Sozialismus“/„Le socialisme allemand“) und eine Studie über Heidegger (Silvio 
Vietta, „Heideggers Kritik am Nationalsozialismus und an der Technik“/„Heidegger. Cri- 
tique du national-socialisme et de la technique“). Später ließ Benoist bei anderen Verlagen 
(Krisis, Les Amis d’Alain de Benoist) Texte von Schmitt über Machiavelli und Clause- 
witz und anderes übersetzen („Machiavel, Clausewitz. Droit et politique face aux defis de 
l'histoire“, 2007; „Guerre discriminatoire et logique des grands espaces“, 2011) und einen 
Band von Friedrich Georg Jünger („Die Titanen. Griechische Mythen“/„Les Titans et les 
dieux. Mythes grecs“, 2013). 2014 veröffentlichte er selbst einen Essay „Quatre figures de 
la Revolution Conservatrice allemande. Werner Sombart, Arthur Moeller van den Bruck, 
Emst Niekisch, Oswald Spengler“ [„Vier Gestalten der deutschen Konservativen Revolu¬ 
tion. Werner Sombart, Arthur Moeller van den Bmck, Ernst Niekisch, Oswald Spengler“]. 
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Revolution zweifellos eine der wichtigsten Inspirationen des neurechten Diskur¬ 
ses der letzten Jahre“ (Dard 2007, S. 64). Die Nouvelle Droite hat viel dafür 
getan, diese intellektuelle Strömung beim Rest der französischen extremen Rech¬ 
ten bekannt zu machen, einmal abgesehen von den revolutionären Nationalisten, 
die einige der dazugehörenden Autoren bereits in den 1970er Jahren lasen. 

Der „Erfinder“ der deutschen Konservativen Revolution, der Schweizer Armin 
Möhler, der intellektuell der deutschen Neuen Rechten nahe stand, wurde übri¬ 
gens in den 1970er Jahren zu einem engen Freund Alain de Benoists und dieser 
schrieb in Criticon, der zusammen mit Caspar von Schrenck-Notzing gegrün¬ 
deten Zeitschrift Möhlers. De Benoist freundete sich auch mit einem direkten 
Erben der Konservativen Revolution an, mit dem Ethnoanarchisten Henning 
Eichberg, der sich schließlich ideologisch auf der äußersten Linken positionierte 
und paradoxerweise nachträglich daran machte, die Gültigkeit des Konzepts der 
Konservativen Revolution zu bestreiten (Eichberg 1996). Tatsächlich tauchte die 
konservativ-revolutionäre Thematik, auch in ihrer völkischen Variante, zu Beginn 
der 1980er Jahre in den Publikationen von GRECE auf, um während dieses Jahr¬ 
zehnts zu einer bedeutenden theoretischen Referenz zu werden. Alain de Benoist 
zufolge ermöglicht es der Rückgriff auf die Konservative Revolution, „nationale 
Befreiung und nationale Revolution in einer identitären Perspektive miteinander 
zu verbinden, ohne in den oberflächlichen Biologismus des Nazirassismus zu ver¬ 
fallen“ (Dard 2007, S. 72). Aufgrund dieses Interesses haben manche amerikani¬ 
sche Akademiker wie Elliot Neaman (1997) einen Zusammenhang der Nouvelle 
Droite mit der deutschen Bewegung gesehen. Diese Ansicht wird im Übrigen 
von Personen aus dem näheren Umfeld des Hauptbeteiligten geteilt (Böhm 2014; 
Pauwels 2014). 


6 Ein Diskurs, der von Gruppen aufgegriffen wird, 
die einander ideologisch fernstehen 

Schließlich sollte man im Kopf behalten, dass die Thesen der Mitglieder von 
GRECE in Milieus aufgegriffen worden sind, die sich von ihren ideologischen 
Positionen her sehr fern standen: Einige der Themen, die die Nouvelle Droite 
entfaltet hat, wurden von Splittergruppen der extremen Rechten in einer anderen 
oder dem GRECE entgegengesetzten Perspektive rückübersetzt, radikalisiert und 
weiterverwendet, wie Pierre-Andre Taguieff feststellt: 

Wenngleich das Modell des kulturellen und differenzialistischen ,Neorassismus 4 für 
die Argumentation der Nouvelle Droite bis zur Mitte der 1980er Jahre in vielerlei 
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Hinsicht aufschlussreich sein mag, sollte man doch einen Prozess auf keinen Fall 
vernachlässigen, der in der Ideengeschichte häufig zu beobachten ist: Die Vorstel¬ 
lungen und die Argumente, die GRECE in den 1970er Jahren entwickelt hat, sind 
ihm immer mehr entglitten, da sie von politischen Bewegungen aufgegriffen, über¬ 
tragen und ausgebeutet wurden, die den Kern seiner ,Weltanschauung 4 ablehnten. 
Man sollte also vermeiden, GRECE die ideologischen und politischen Wandlun¬ 
gen bestimmter Komponenten seines Diskurses, insbesondere seines Diskurses der 
1970er Jahre, zuzuschreiben (Taguieff 1994, S. VIII). 

Die Vereinnahmung und Entstellung mancher Ideen von GRECE werden im Fall 
der revolutionären Nationalisten und der Identitären besonders deutlich. So hat 
das identitäre und neonazistische, rassistische und antisemitische Magazin Refle- 
chir et Agir, dessen Moderatoren sich als Schüler Saint-Loups und der Gruppie¬ 
rung Terre et Peuple sowie der ehemaligen GRECE-Mitglieder Pierre Vial, Jean 
Mabire (gest. 2006) und Jean Haudry betrachten, behauptet, der „heidnischen 
Nouvelle Droite“ anzugehören (Reflechir et Agir 2003, S. 57). 

Eine weitere Schwierigkeit für die Forschung besteht in der Tatsache, dass die 
neurechten Diskurse von verschiedenen neueren nordizistisch-okzidentalen Split¬ 
tergruppen weiter verwendet bzw. recycelt wurden. Von Gruppen, die deshalb 
noch lange nicht die Weltanschauung der Nouvelle Droite teilen, eher im Gegen¬ 
teil. So wurden Texte von Alain de Benoist, dem Haupttheoretiker der Nouvelle 
Droite, von neuheidnischen, antisemitischen und nordizistischen amerikanischen 
Herausgebern übersetzt und veröffentlicht, die die Nouvelle Droite in ihren ver¬ 
schiedenen Ausprägungen für die „wahre Rechte“ hielten (Francis 2004). Auch 
auf der Website www.counter-currents.com werden regelmäßig Übersetzungen 
von Aufsätzen und anderen Texten der wichtigsten französischsprachigen neu¬ 
rechten Theoretiker (Alain de Benoist, Guillaume Faye, Robert Steuckers) und 
ihnen nahestehender Persönlichkeiten (Dominique Venner) veröffentlicht. Umge¬ 
kehrt werden manche Mitarbeiter der Website von den neuen Rechten für Men¬ 
schen gehalten, die ihnen ideologisch nahestehen, ja sogar ihre Freunde sind. 
Dies ist z. B. für Robert Steuckers bei Greg Johnson der Fall, während Tomislav 
Sunic zum Korrespondenten der Nouvelle Ecole für Kroatien wurde, nachdem er 
der Nouvelle Droite 1990 ein Buch (Sunic 1990) gewidmet und einen Beitrag zu 
dem Band „Fe Mai 68 de la Nouvelle Droite“ geliefert hatte (Sunic 1998). Die 
Aufsätze von Alain de Benoist erscheinen übrigens regelmäßig in einer Überset¬ 
zung in The Occidental Quarterly. 5 Im Gegenzug integrieren bestimmte 


5 Unter anderem in den folgenden Nummern: Bd. 7, Nr. 3 (Herbst 2007) und Nr. 4 (Winter 
2007-2008); Bd. 8, Nr. 1 (Frühjahr 2008), Nr. 2 (Sommer 2008), Nr. 3 (Herbst 2008) und 
Nr. 4 (Winter 2008-2009); Bd. 9, Nr. 1 (Frühjahr 2009). 
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Splittergruppen/militante französische Extremisten, die aus der Nouvelle Droite 
hervorgegangen sind, in einer Art intellektuellem Pingpongspiel ihrerseits die 
Thesen amerikanischer Denker, wie es etwa Philippe Baillet in einem Buch mit 
dem absichtsvoll gewählten Titel „Pour la contre-revolution blanche“ getan hat 
(Baillet 2010). 


7 Schluss 

Aufgrund dessen, was ich in diesem Aufsatz gezeigt habe, und obwohl bestimmte 
Anhänger der neuen Rechten aus dem Neonazismus hervorgegangen sind oder sich 
ihm womöglich zuwenden würden, ist es schwierig, die Nouvelle Droite in ihrer 
Gesamtheit als neonazistisch einzuschätzen; sie ist auch keine Neuauflage des Neo¬ 
nazismus. So meint Pierre Milza heute, im Gegensatz zu dem, was er 1985 behaup¬ 
tet hat, dass der Diskurs der Nouvelle Droite in den 1980er Jahren keine „mehr 
oder weniger desinfizierte [neue Version] des Nationalsozialismus“ ist. Er schreibt: 

Es fehlt nicht an Referenzbestandteilen: ein an den Ariermythos geknüpftes 
Geschichtsverständnis, ein Neopaganismus, der das jüdisch-christliche Erbe ablehnt, 
eine , Rassenlehre 4 , die gleichzeitig auf der physischen Anthropologie, der Völker¬ 
psychologie 4 und der Theorie vom ,Schöpfergeist der Zivilisationen 4 beruht, die Ver¬ 
bundenheit mit der nordischen Vergangenheit Europas, die Wagnersche Ästhetik, ein 
durch die deutsche Kultur überarbeiteter Hellenismus (die Bildhauerkunst Arno Bre- 
kers nimmt im ,imaginären Museum 4 der Nouvelle Droite einen erlesenen Platz ein) 
etc., ah das ist in beiden politischen Kulturen vorhanden, aber es gibt so große Unter¬ 
schiede der Intensität und der Intentionalität, dass es ungenau und ungerecht wäre, das 
neurechte Denken dieser Zeit auf ein Wiedererstehen des mit dem Deckmantel der 
Ehrbarkeit geschmückten Nazismus zu reduzieren (Milza 2002, S. 206). 

Über die konservativ-revolutionäre Herkunft hinaus beruft sich die Nou¬ 
velle Droite vielmehr auf die Tradition der „Rassenanthropologie“: Ihre 
militanten Anhänger beziehen sich auf eine zugleich fortschrittliche und nicht¬ 
egalitäre Strömung der im 19. Jahrhundert im Westen entwickelten Ethnologie, 
wie Michael Billig hervorgehoben hat. Ihm zufolge war die Zeitschrift Nouvelle 
Ecole „mit der Tradition der , Rassen Wissenschaft 4 und der , Rassenpolitik 4 fest 
verbunden [und vermengte] die alten Traditionen der , Rassenlehre 4 (einschließ¬ 
lich der Günthers und anderer Nazitheoretiker) mit der Tradition der heutigen 
Erben von Galton“ (Billig 1981, S. 125). 

Diese Frage des positiven Rassismus ist sehr wichtig, weil sie maßgeblich die 
Sichtweise prägen wird, die die Beobachter der Nouvelle Droite, aber auch manche 
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Militante der extremen Rechten ausbilden. Tatsächlich wird die Nouvelle Droite es 
schwer haben, sich von ihrem Image als Anhänger der Rassentheorie zu befreien. 
Übrigens aus gutem Grund, da diese Position gegenwärtig von manchen Dissiden¬ 
ten (Faye, Vial und besonders Haudry) immer noch verteidigt wird. Dennoch wer¬ 
den die nationalsozialistischen Bezüge allmählich im Schoß der Nouvelle Droite 
verschwinden, mit Ausnahme der identitären, nordizistischen und neuheidnischen 
Tendenzen. Diese sind z. B. bei dem Deutschfranzosen Pierre Krebs zu finden, 
einem ehemaligen Mitglied von GRECE und heutigen Weggefährten der identitä¬ 
ren Gruppe Terre et Peuple. Krebs gibt jedes Jahr einen kleinen Almanach in einer 
stark nationalsozialistischen Ästhetik heraus, sehr luxuriös aufgemacht: Runen, 
schwarze SS-Sonne, Darstellungen germanisch-skandinavischer und keltischer 
Gottheiten, Fotos von Breker-Statuen, Fotos von Nazis und Identitären wie Pierre 
Vial etc. Wie auch immer, der Nordizismus bleibt jenseits der Nouvelle Droite eine 
wichtige konstante Bezugsgröße der extremen Rechten, mögen sie den sogenann¬ 
ten identitären Strömungen nahe stehen oder Neonazis sein. 

Aus dem Französischen von Regine Othmer, Hannover. 
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Die Identitäre Bewegung oder 
die Konstruktion eines Mythos 
europäischer Ursprünge 

Jean-Yves Camus 


Als „Identitäre“ werden seit den frühen 2000er Jahren in der Regel der Bloc Iden- 
titaire (BI) und seine lokalen Ausläufer bezeichnet, die für ihren Aktivismus, ihre 
Präsenz im Internet und in den sozialen Netzwerken bekannt sind, aber auch 
dafür, dass sie sich an den Wahlen beteiligen und sich in letzter Zeit dem Front 
National (FN) angenähert haben. Allerdings ist der Bloc Identitaire nur der sicht¬ 
barste Teil einer breiteren Strömung jener identitären Bewegung aus miteinander 
konkurrierenden Gruppen, die der Beteiligung an Wahlen eine untergeordnete 
oder gar keine Rolle zuschreiben, sondern ihr Hauptziel in der metapolitischen 
Aktion sieht. Diese zielt darauf ab, eine Reihe von Themen zu verbreiten, die 
ihren Ursprung in der Arbeit der Nouvelle Droite in den Jahren zwischen 1970 
und 1980 haben: Ablehnung der multikulturellen Gesellschaft, militanter 
Gemeinschaftssinn, Widerstand gegen außereuropäische Einwanderung, Ethno- 
Differentialismus, Ablehnung des jakobinischen Nationalismus zugunsten einer 
Aufwertung der „patries charnelles“ 1 , Bindung an ein Europa der Ethnien und 
nicht an den antieuropäischen Souveränismus. Dank einer ausgesprochenen Pro¬ 
fessionalität in der Ausnutzung des Web und der sozialen Netzwerke hat der Bloc 
Identitaire viel dazu beigetragen, dass sich Vorstellungen wie die vom „großen 
Austausch“ [der autochthonen Bevölkerung durch Migranten] oder Ideen wie die 
einer „Remigration“ [der Migranten] verbreiten konnten. 


l A. d. Ü.: „Patrie charnelle“, wörtlich „fleischliches Vaterland“, wird von den Identitären 
als Gegenbegriff zum Begriff der Nation gesetzt. Unterstrichen werden soll die „natürliche“ 
regionale Zugehörigkeit durch Abstammung. 
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Zwar befürwortet der Bloc Identitaire inzwischen ein Bündnis mit dem Front 
National, der sich seiner als Talentschmiede für Führungskräfte bedient, er ver¬ 
fügt aber nichtsdestoweniger über sein eigenes ideologisches Programm und hat 
grundlegende Meinungsverschiedenheiten mit Marine Le Pen in Bezug auf re¬ 
gionale Identitäten, Europa, den Islam und die Definition der nationalen Identität. 

Wir werden hier versuchen, den Ursprung und die Entwicklung der Bewegung, 
ihre Strategien und Ergebnisse nachzuvollziehen, aber auch ihre Perspektiven 
sowohl auf französischer Ebene als auch hinsichtlich der Verbreitung ihrer Ideen und 
Methoden auf europäischer Ebene zu beschreiben. Dabei werden wir jedoch nicht 
die Strömungen der identitären Bewegung außerhalb des Bloc Identitaire vergessen. 
Diese umfassen noch andere Gruppierungen, deren Themen entweder mit denen des 
Bloc Identitaire identisch sind wie bei Reseau Identites 2 , die wie im Falle von Terre 
et Peuple 3 wesentlich radikaler auf eine Rassenlehre völkischen Typs ausgerichtet 
sind, oder die wie Europe Jeunesse 4 einen Gemeinschaftsgeist favorisieren, der sich 
in der Nachfolge des hündischen Segments der deutschen Jugendbewegung versteht. 

Im Gefolge des GRECE (Groupement de Recherche et d’Etudes pour la Civilisa- 
tion Europeenne) versuchen alle identitären Bewegungen für eine französische Iden¬ 
tität zu werben, die dem europäischen Erbe eingeschrieben ist. Dabei gehen sie von 
der Annahme einer direkten, ununterbrochenen Abstammungslinie von den Indoger¬ 
manen aus, die als historisches Volk, als Träger eines Systems der gesellschaftlichen 
Organisation und als Übermittler kultureller Werte und Mythen gelten, die „das 
längste Gedächtnis“ 5 der europäischen Zivilisation bilden. Diese Strömung ist zwar 
hinsichtlich der Zahl der militanten Kräfte sehr eingeschränkt und in viele konkurrie¬ 
rende Organisationen zersplittert, aber sie hat den Front National doch ziemlich stark 
beeinflusst und auf eine nicht so offenkundige Weise auch die Entwicklung politi¬ 
scher Ideen in Frankreich bestimmt. Denn das einfache Wort „identitär“, das außer¬ 
halb der extremen Rechten bis in die 2000er Jahre hinein niemand wahrgenommen 
hat, ist inzwischen in den allgemeinen Sprachgebrauch eingegangen - am Ende einer 


2 Geleitet von Richard Roudier in Montpellier, der den Bloc Identitaire verlassen hat, nach¬ 
dem er zuvor dessen Außenstelle im Languedoc-Roussillon, die Ligue du Midi, ins Leben 
gerufen hatte. 

3 Eine von Pierre Vial gegründete und geführte Bewegung, die mit dem Thule-Seminar von 
Pierre Krebs zusammenarbeitet. 

Jugendbewegung vom Typus Wandervogel, die mit dem Freibund in Göttingen in Verbin¬ 
dung steht. 

5 Die Formulierung „Völker mit dem längsten Gedächtnis“, die in der identitären Bewe¬ 
gung sehr verbreitet ist, geht auf einen Satz von Nietzsche zurück: „Die Zukunft gehört den 
Menschen, die das längste Gedächtnis haben.“ 
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Entwicklung, die von den Aktivisten eines „Gramscismus von rechts“ im Krieg der 
Worte, den sie angezettelt haben, als Sieg betrachtet wird. 6 


1 „Identitär": Entstehung eines Konzepts 

„Der Wunsch nach Gleichheit, der auf den Wunsch nach Freiheit folgt, war die 
große Leidenschaft der Neuzeit. Die Passion der Postmoderne wird der Wunsch 
nach Identität sein.“ Dies sagte Alain de Benoist, die Gallionsfigur der Nouvelle 
Droite, im Jahr 1977 in seinem Buch „Vu de Droite“ voraus. Die ideologische 
Genese der neurechten Familie, über die Pierre-Andre Taguieff ein maßgebliches 
Buch geschrieben hat, 7 ermöglicht es zu verstehen, wie und warum der Begriff 
der Identität in diesen Kreisen vor dem der Nation Vorrang hat. Der Übergang 
vom („hexagonalen“) französischen Nationalismus zur Aufwertung der europä¬ 
ischen Identität, für die von der Bewegung Europe-Action Mitte der 1960er Jahre 
Theorien aufgestellt wurden, hat die Maßstäbe der französischen extremen Rech¬ 
ten vollkommen durcheinandergebracht, sodass ein Bruch entstanden ist, der bis 
heute nicht repariert wurde. Dieser Bruch trennt die Anhänger des totalen Souve¬ 
ränismus, für die außer dem Nationalstaat keinerlei Souveränitätsebene legitim ist 
(das ist die Vorstellung der Neofaschisten von Jeune Nation und CEuvre Frangaise, 
der Royalisten, aber auch des Front National), von den Identitären, für die der 
Nationalstaat ein Vermittlungsrahmen zwischen der Verwurzelung in einer Region 
(im Sinne des deutschen Begriffs „Heimat“) und der Zugehörigkeit zu einem 
Zivilisationszusammenhang ist, nämlich dem Europas. 

Die individuelle Identität des Staatsbürgers ist für die Souveränisten des Front 
National in dem Sinne französisch, in dem die Revolution von 1789 das Wort 
definiert hat, das heißt (theoretisch) offen für alle diejenigen, die unabhängig von 
ihrer Herkunft und Religion den republikanischen Pakt akzeptieren. So will der 
Front National zum Beispiel Äußerungen des politischen Islam verbieten, behaup¬ 
tet aber nicht, dass die Zugehörigkeit zu den Muslimen und die französische 


6 Einer der seltenen Fälle, in denen der Begriff vor dem Jahr 2000 in der akademischen Welt 
auftauchte, ist der Titel des Buches von Jean-Frangois Bayart: L’illusion identitaire, Fayard 
1996. Unter den Publikationen, die ein Medienecho ausgelöst haben, sind vor allem die fol¬ 
genden zu nennen: Joseph Mace-Scaron: La panique identitaire, Grasset 2014; Ivan Riou- 
fol: La fracture identitaire, Fayard 2010; Eric Dupin: L’hysterie identitaire, Le Cherche 
Midi 2004; Daniel Sibony: Le »racisme«, une haine identitaire, Seuil 2001. 

7 Vgl. Pierre-Andre Taguieff, Sur la Nouvelle Droite. Jalons d’une analyse critique, Descar- 
tes et Cie 1994. 
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Staatsbürgerschaft unvereinbar sind, obwohl sein Ideal in der Assimilation und 
nicht in der Integration besteht. 8 

Die identitäre Bewegung dagegen ist ethno-differenzialistisch: Für sie kann 
jedes Volk und jede Kultur ausschließlich auf dem Gebiet ihrer Herkunft gedeihen; 
Mischformen werden als Faktor der Dekadenz gesehen; der Multikulturalismus 
gilt als ein pathogenes Projekt, das Kriminalität hervorbringt, einen Orientierungs¬ 
verlust bewirkt und letzten Endes auch die Möglichkeit eines „ethnischen Krieges“ 
auf europäischem Boden zwischen „einheimischen Europäern“ und „allogenen“ 
afrikanischen Maghrebinern beziehungsweise Muslimen beinhaltet. 9 

Auf der Ebene politischer Entwürfe sind sich der Front National und die 
Identitären zunehmend in der Feststellung einig, dass ein „großer Austausch“ 
stattfindet. Diese Theorie, die von dem souveränistischen und identitären 
Schriftsteller Renaud Camus verbreitet wird, 10 besagt, dass das ethno-religiöse 
Substrat des französischen Volkes sich seinem Wesen nach gegenwärtig auf¬ 
grund der Einwanderung großer Bevölkerungsteile nichteuropäischer Herkunft 
vollkommen verändere. Die beiden Unterfamilien der extremen Rechten sind 
sich dagegen nicht einig darin, wie man auf diese Feststellung reagieren soll. 
Der Front National will legale Einwanderung streng begrenzen oder sogar 
bestimmte Gruppen von Ausländern dadurch verringern, dass sie zurück 
geschickt werden; 11 die identitäre Bewegung schlägt „Remigration“ vor, das 


8 Marine le Pen bestätigt dies: „Die Assimilation bildet nun aber den Schutzwall gegen den 
Kommunitarismus, der einer der Nährböden für den islamistischen Fundamentalismus ist. Die 
Antike hat die Regel für den gesunden Menschenverstand in ihrer Weisheit folgendermaßen 
auf den Punkt gebracht: ,Wenn Du in Rom bist, verhalte Dich wie die Römer! 4 “ (Rede an 
der Universität Oxford, 5. Februar 2015). In einem Gespräch mit dem Verfasser (am 1. Juni 
2016) erklärte Marine Le Pen: „Wir können den Muslimen sagen: Sehen Sie das Schloss von 
Versailles? Gut, es gehört Ihnen. Aber nur unter der Bedingung, dass Sie Franzosen werden.“ 

9 In Terre et Peuple Nr. 28, Sommer 2006, kündigt Pierre Vial „den Schlüssel zum Kampf 
der Kulturen“ an: Es ist „der ethnische Krieg, der wichtigste Aspekt im Duell zwischen 
Nord und Süd.“ Guillaume Faye, der jetzt an runden Tischen des Bloc Identitaire teil¬ 
nimmt, schreibt: „Der ethnische Bürgerkrieg befindet sich, wie eine kleine Giftschlange, 
die die Schale ihres Eis zerbricht, erst in seinen sehr bescheidenen Anfängen.“ Vgl. sein 
Blog mit dem Titel J’ai tout compris [Ich habe alles verstanden]: http://www.gfaye.com/la- 
guerre-civile-ethnique-est-elle-evitable-probablement-pas/ (04.10.2016). 

10 Renaud Camus: Le Grand Remplacement, Editions David Reinharc 2011. 
n In seiner Fassung von 2015 gibt das „politische Programm“ des Front National an: „Was 
die legale Einwanderung betrifft, so besteht das Ziel darin, in unserem Land einen Saldo 
von 10.000 Ausländern pro Jahr zu erreichen.“ Es wird hinzugefügt, dass Migrant/innen, 
die einen legalen Status haben, aber straffällig oder arbeitslos geworden sind, aufgefordert 
werden können, das Land zu verlassen. 
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heißt, organisierte und - obwohl natürlich theoretisch mit den ausländischen 
Staaten ausgehandelte - zwangsweise Rückführung von außereuropäischen Mig¬ 
rant/innen in ihr „Heimatland“. 12 

In der chronologischen Reihenfolge erscheint der Begriff „identitär“ zunächst 
im Vokabular der Nouveile Droite. Die metapolitische Strategie des GRECE 
Mitte der 1980er Jahre brachte die Nouvelle Droite dazu, den hierarchischen Ras¬ 
sismus aufzugeben und sich von politischen Aktionen im eigentlichen Sinne zu 
distanzieren, als einige ihrer Anführer, namentlich Pierre Vial und Jean Mabire, 
die Bewegung Terre et Peuple gründeten. In den Spalten seiner gleichnamigen 
Zeitschrift widmet Pierre Vial bereits in der zweiten Ausgabe (Winter 1999) sein 
Editorial der „Identitären Bewegung“. 

Etwa zur gleichen Zeit veröffentlichte ein anderer ehemaliger Führungskader 
des GRECE, Guillaume Faye, eine Reihe unter Nationalisten viel gelesener und 
diskutierter Bücher, die zugleich den unvermeidlichen „Rassenkrieg“, die not¬ 
wendige Rückkehr zu den alten indoeuropäischen Traditionen und die zentrale 
Bedeutung des Begriffs der Identität im ideologischen Kampf beschwören. 13 
Indem er faktisch zur Theorie des „Rassenkonflikts“ zurückkehrte, wie sie von 
der Zeitschrift Europe-Action ausgeführt wird, bestätigte er den positiven Wert 
des Ethnozentrismus, der für ihn eine „motivierende Überzeugung [ist], die lang¬ 
lebige Völker kennzeichnet, dass nämlich das Volk, dem man selbst angehört, im 
Mittelpunkt steht und überlegen ist, und dass es seine ethnische Identität bewah¬ 
ren muss, um in der Geschichte fortzubestehen.“ Faye rundet seine Auslassungen 
mit einem großen Bekenntnis ab: „ob objektiv wahr oder falsch, ist ganz egal: 
Ethnozentrismus ist die psychologische Voraussetzung für das Überleben eines 
Volkes (oder sogar einer Nation) in der Geschichte.“ 14 Mit anderen Worten, die 
Genealogie der europäischen Nationen, der die identitäre Strömung nachgeht, hat 
nicht notwendigerweise etwas mit der Geschichte zu tun: Sie ähnelt dem mobili¬ 
sierenden Mythos. 


12 Der Bloc Identitaire hat am 15. November 2014 in Paris ein Tribunal zur Rückwanderung 
veranstaltet. Das Mouvement pour la Remigration ist eine weitere identitäre Gruppe, die in 
diesem Bereich tätig ist. 

13 Guillaume Faye: L’Archeofuturisme, L'TEncre 1998; ders.: La colonisation de l’Europe, 
L'TEncre 2000 und vor allem ders.: Pourquoi nous combattons. Manifeste de la Resistance 
europeenne, LTEncre 2001. 

14 Vgl. seinen Blog mit dem Titel J’ai tout compris [Ich habe alles verstanden]: http://www. 
gfaye.com/la-guerre-civile-ethnique-est-elle-evitable-probablement-pas/ (01.11.2016). 
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Während jedoch sowohl Faye als auch Vial immer am Rande von Parteiaktio¬ 
nen blieben, 15 tauchte in den frühen 2000er Jahren ein Akteur auf, der den Begriff 
„identitär“ mit einer politischen Partei verbinden sollte: der Bloc Identitaire. 


2 Der Bloc Identitaire: Vom revolutionären 

Nationalismus zur Peripherie des Front National 

Als der Bloc Identitaire am 6. April 2003 offiziell gegründet wurde, kam er kei¬ 
nesfalls aus dem Nichts. Für einige seiner Führungskräfte, darunter Fabrice 
Robert und Philippe Vardon, war er die Fortsetzung ihres nationalrevolutionären 
Engagements in den Reihen der Bewegungen Nouvelle Resistance (1991-1998) 
und Unite Radicale (1998-2002), deren Aushängeschild Christian Bouchet war. 16 
1998 haben wir gezeigt, dass die Diskurse der beiden fraglichen Gruppen sich 
bereits damals um zwei Themen drehten: Die Suche nach neuen Konvergenzen 
zwischen den Radikalen auf der Rechten und der Linken in einem Projekt der 
ideologischen Konfrontation zwischen „Peripherie“ und „Zentrum“ und die 
Bedeutung ethnischer Gruppen als erster Bezugspunkt persönlicher und kollekti¬ 
ver Identität zulasten der Nation, die als abstrakte Entität, ja sogar als destruktiv 
für lokale Besonderheiten gesehen wurde. 17 

Der Bloc Identitaire hat die zweite dieser Grundlagen beibehalten, die erste 
aber aufgegeben, indem er sich eindeutig auf seine rechte Identität festgelegt hat. 
Und er hat erfasst, dass es für eine Gruppe von Aktivisten praktisch unmöglich 
ist, in einem Kontext, in dem das nationalistische Lager durch die Stärke des 
Front National bei den Wahlen vollständig monopolisiert wird (28 % der Stim¬ 
men bei den Regionalwahlen im Dezember 2015), ein anderes als marginales 
Publikum zu gewinnen. 

2016 hat der Bloc Identitaire eine Positionsbestimmung vorgenommen, die es 
ihm weiterhin erlaubt, als unabhängige politische Kraft zu sprechen, obgleich er 
in der Umlaufbahn des Front National kreist. Seit Dezember 2015 sind Philippe 
Vardon und Benedict Loeillet, zwei seiner Führungspersönlichkeiten in Nizza, 


15 Vial war Regionalrat des Front National, danach war er bis 2004 beim Mouvement natio¬ 
nal republicain [MNR]. 

16 Christian Bouchet, eine Schlüsselfigur der nationalrevolutionären Strömung seit den 
1980er Jahren, hat sich nach der Auflösung der Unite Radicale zunehmend dem Front Nati¬ 
onal angenähert, bis er dessen Sekretär für das Departement Loire-Atlantique wurde. 

17 Jean-Yves Camus: Une avant-garde populiste: peuple et nation dans le discours de Nou¬ 
velle Resistance. In: Mots, Nr. 55, Juni 1998. 


jycamus75@yahoo.fr 





Die Identitäre Bewegung oder die Konstruktion ... 


239 


Regionalräte der Region Provence-Alpes-Cöte d’Azur und stehen daher auf dem 
fünften bzw. siebten Listenplatz des Front National Alpes-Maritimes. Alte Kader 
der Bewegung (wie Andre-Yves Beck in Beziers 18 ) oder andere, jüngere Kader 
(etwa Damien Rieu in Beaucaire, der im Bloc Identitaire noch aktiv ist 19 ) haben 
oder hatten Funktionen im Kabinett von Bürgermeistern des Front National oder 
des Rassemblement Bleu Marine 20 inne, die im Jahr 2014 gewählt wurden. Fünf¬ 
zig Aktivisten der Identitären kandidierten bei den Kommunal wählen 2014 auf 
der Liste des Front National oder des Rassemblement Bleu Marine. 21 

Wie hat sich diese Entwicklung vollzogen und auf welche Logik reagiert sie? 
Nach der Auflösung der Unite Radicale am 6. August 2002, die auf das verfehlte 
Attentat auf Präsident Chirac am 14. Juli desselben Jahres folgte, gab es neben 
dem Verzicht auf die Politik drei Optionen für die Aktivisten: Unter einem ande¬ 
ren Namen weitermachen und sich auf Metapolitik und Geopolitik zurückziehen 
(so hat es Christian Bouchet mit seinem Reseau Radical gehalten), zum gewaltsa¬ 
men Aktivismus im Untergrund 22 übergehen oder zu einer legalen politischen 
Bewegung werden, indem man sich von den äußeren Formen des Radikalismus 
distanziert und, soweit notwendig, einige seiner früheren Positionen revidiert. 

Der Bloc Identitaire entstand im April 2003 und wurde auf dem Konvent von 
Orange im Oktober 2009 in eine politische Partei umgewandelt. Die Jeunesses 
Identitaires, die am Anfang als Jugendabteilung des Bloc Identitaire galten, wur¬ 
den ab 2005 als eigenständige Formation präsentiert, obwohl die Verbindungen 
zwischen den Leitern der beiden Organisationen immer noch so eng waren, dass 
der Eindruck entstehen konnte, diese seien identisch. Als im September 2012 die 
Generation Identitaire die Nachfolge der Jeunesses antrat, blieb die Unterschei¬ 
dung erhalten. Daher muss sich der Bloc Identitaire nicht mit der politischen und 
juristischen Verantwortung für Taten belasten, die mit Strafverfolgung geahndet 
werden können, wie die Besetzung des Daches der Moschee von Poitiers am 


18 Als ehemaliger Kader der Nouvelle Resistance und ehemaliger Mitarbeiter des Bür¬ 
germeisters von Orange, Jacques Bompard, ist Beck heute Kabinettsdirektor von Robert 
Menard. 

19 Nachdem er 2014 zum stellvertretenden Leiter für Kommunikation des FN-Bürgermeis- 
ters Julien Sanchez ernannt wurde, scheint er diesen Posten inzwischen verlassen zu haben. 
20 Rassemblement Bleu Marine ist eine politische Koalition aus Front National (FN), Sou- 
verainite, Identite et Libertes (SIEL), Patrie et Citoyennete (PeC) und anderen kleineren FN 
nahen Gruppen. 

21 Gespräch mit Fabrice Robert, Paris, Juni 2014. 

22 Im Januar 2003 wurde ein Sympathisant von Unite radicale, der 30jährige J.F.T., vorü¬ 
bergehend festgenommen, weil er beabsichtigt haben soll, vor einer Pariser Moschee ein 
Selbstmordattentat zu begehen. 
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20. Oktober 2012 oder das Eindringen in die Räumlichkeiten des Parti Socialiste 
in Paris am 26. Mai 2013. 

Die Generation Identitaire versteht sich selbst nicht nur als „vorderste Linie 
des Widerstands“, sondern auch als „ein Clan“, der sich auflehnt „angesichts des 
Abschaums, angesichts derjenigen, die unser Leben und unsere Gedanken über¬ 
wachen wollen, angesichts der Standardisierung der Völker und Kulturen, ange¬ 
sichts der Llutwelle der Masseneinwanderung, angesichts einer Schule, die die 
Geschichte unseres Volkes vor uns verbirgt, um uns von der Liebe zu ihm abzu¬ 
halten, angesichts eines so genannten Zusammenlebens, das in einen Alptraum 
umschlägt“. 23 Wie ihr Emblem, ein großes Lambda belegt, das einst den Schild 
der Spartaner zierte, nimmt die Generation Identitaire eine Kampfstellung ein. 
Der Bloc Identitaire versucht dagegen, sich mit dem Image einer eher politischen 
als aktivistischen Bewegung auszustaffieren, mit einem starken Programm, das 
auf den vier folgenden Säulen ruht: 1. auf einer „Vorstellung vom Menschen, der 
in seiner historischen und seiner natürlichen Gemeinschaft verwurzelt ist“, die 
ethno-differenzialistisch in dem Sinne ist, dass der Islam und jede Lorm nichteu¬ 
ropäischer Einwanderung als unvereinbar mit der Kultur unseres Kontinents gel¬ 
ten; 2. auf der Opposition gegen „die Globalisierung der Wirtschaft, die die 
Völker erdrückt“, was den Bloc Identitaire dazu führt, sich auf eine Absage an 
die Vermarktung der Welt zu berufen, die durch die Thesen der Nouvelle Droite 
angeregt wurde; 3. auf der Behauptung, Ökologie in Gestalt der lokalen Bindung, 
des Kampfes gegen die Maßlosigkeit (Hybris) und sogar durch ein gewisses Null¬ 
wachstum, aber auch durch die Ökologie der Völker zu verkörpern und schließ¬ 
lich 4. auf dem Aufbau eines „politisch starken, von der NATO freien Europa“, 
das „auf Russland ausgedehnt“ wird. 24 

Die verschiedenen Bestandteile dieses Programms bringen den Bloc Identi¬ 
taire und diejenigen seiner Kader, die sich jetzt im Umkreis des Lront National 
befinden, den Positionen von Marion Marechal-Le Pen entschieden näher als 
denen von Marine Le Pen und Llorian Philippot. Zwar mögen die Verbindun¬ 
gen geografischer Art sein (Marion Marechal-Le Pen hat die Liste des Lront 
National im Departement Provence-Cöte d’Azur angeführt, der Hochburg des 
Bloc Identitaire), doch sind es zugleich ideologische. Die Identitären sind keine 
absoluten Souveränisten. Ihr französischer Nationalismus lässt eine Verwurze¬ 
lung in der Region (Bretagne, Provence, Eisass, etc.) und das Gefühl zu, einer 
europäischen Kultur anzugehören, das es erlaubt, über die Idee der Nation 


23 Selbstdarstellung auf der eigenen Website: https://www.generation-identitaire.com/gene- 
ration-identitaire-2/ (04.10.2016). 

24 Vgl. http://www.bloc-identitaire.com/bloc-identitaire/ligne-politique (04.10.2016). 
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hinauszugehen. In ihrer militanten Jugendzeit haben manche geglaubt, sie 
könnten dieses Ideal verwirklichen, wenn sie neuheidnische Rituale (wie bei 
der Sonnwendfeier) praktizieren und sich auf indoeuropäische Bezüge besin¬ 
nen würden. Gruppen wie Europe-Jeunesse und Terre et Peuple tun das immer 
noch. Allerdings erkannten die Kader des Bloc Identitaire recht bald, dass mit 
solchen Bezügen zwar eine militante Folklore und eine Kultur der Zeugen¬ 
schaft erhalten werden kann, dass diese sich aber schlecht mit der Entwicklung 
zum Erwachsenenalter vereinbaren lassen. Auch nicht mit dem Willen, wenn 
nicht die Massen zu erreichen, so doch wenigstens eine Rolle im Think Tank 
des Front National zu spielen, der einzigen nationalistischen Partei mit Aus¬ 
sicht auf Teilhabe an der Macht, und ganz allgemein zu einer großen rechten 
Familie beizutragen. Diese soll die Bewahrung organischer Strukturen mit der 
Verteidigung wirtschaftlicher Freiheiten vereinbaren, das Angebot traditionel¬ 
ler moralischer Werte mit der Moderne, den Willen, das „System“ zur Strecke 
zu bringen, mit der ungehemmten Verwendung politischer Markierungen von 
rechts. Das ist genau das, was die ideologische Agenda von Marion Marechal 
ausmacht und wogegen sich das „weder rechts noch links“ der nationalen Par¬ 
teiführung des FN wendet. 

Einer der originellsten Aspekte des intellektuellen Werdegangs des Bloc Iden- 
taire ist im Übrigen die Fähigkeit, sich auf eine europäische Identität zu berufen, 
die in den 1990er Jahren von der Nouvelle Droite und Schriftstellern wie Jean 
Mabire und Dominique Venner beschrieben wurde, um 25 Jahre später bei einer 
Synthese von europäischen Bezügen und traditionellem Katholizismus zu enden. 

Um diesen intellektuellen Weg zu verstehen, müssen wir der Entwicklung 
Dominique Venners nachgehen, der dem Bloc Identitaire nahe gestanden zu 
haben scheint, denn die Bewegung verabschiedete sich nach seinem Selbstmord 
am 23. Mai 2013 von „dem Soldaten, dem Kämpfer, dem Intellektuellen [...] 
dem Kameraden, der uns noch unlängst seine Zeit gewidmet und uns in reichem 
Maße mit seiner Freundschaft bedacht hat.“ 25 


3 Versöhnung desjängsten Gedächtnisses" mit 
dem Christentum 

Als sich der Schriftsteller, Historiker und Essayist Dominique Venner am 21. 
Mai 2013 in der Kathedrale Notre-Dame de Paris erschoss - er war ein Vorbild 
der identitären Generationen im weitesten Sinne, angefangen von Europe-Action 


25 Vgl. http://www.bloc-identitaire.com/actualite/2904/hommage-dominique-venner (04.10.2016). 
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(1964) über die Nouvelle Droite bis zum BIoc Identitaire überraschte, ja scho¬ 
ckierte er damit mehr als einen Kämpfer jener radikalen französischen Rechten, 
zu deren Ikonen er gehörte. Er war ihnen ein Vorbild sowohl in seinem Aktivis¬ 
mus als auch beim Übergang vom hexagonalen zum europäischen Nationalismus 
und schließlich in der neurechten metapolitischen Reflexion. „Selbstmord eines 
Gegners der Ehe für alle“, „Suizid eines ehemaligen OAS-Mitglieds“ - mit sol¬ 
chen Wendungen wurde sein Tod in der allgemeinen Presse bekannt gegeben. 
Eine ziemlich oberflächliche Analyse für eine symbolische Geste, die anders 
interpretiert werden muss, wenn wir die identitäre Ideologie verstehen wollen. 

Venner war bei allen Kämpfen der extremen Rechten von der Mitte der 1950er 
Jahre bis zur Mitte der 1960er Jahre dabei; sein Ideal beschrieb er als einen „mys¬ 
tischen und militärischen Orden“. 26 Er hörte dann auf, in Gruppen zu kämpfen, 
die sich ihm zufolge einem sterilen Aktivismus verschrieben hatten, und wurde zu 
einer Leitfigur der „Nouvelle Droite“, deren Ethnodifferenzialismus, Heidentum 
und Elitarismus er teilte. Vor allem hat die identitäre Bewegung von ihm den 
gesamten Wortschatz vom „politischen Soldaten“, „spartanischen Helden“, 
Ehrenkodex etc. bezogen. Venner war, wie zahlreiche Identitäre, ursprünglich 
Heide, aber er tötete sich in einer Kathedrale. Indem er diesen Ort wählte, um 
dort eine solche Handlung zu vollziehen, die überdies von der christlichen Reli¬ 
gion ausdrücklich untersagt wird, verstand er Notre Dame nicht mehr als einen 
Ort der Gebete sondern als Symbol für jenen „europäischen Geist“, auf dessen 
Erbschaft sich die identitäre Strömung beruft. Er wandelte den Glauben, das 
Dogma in eine Nationalreligion um, in einen elementaren Bestandteil der franzö¬ 
sischen und europäischen Identität, bei der man nicht gläubig sein muss, um sich 
in ihr wiederzuerkennen, die aber, wenn man Franzose oder Französin sein will, 
unbedingt als die Religion zu berücksichtigen ist, die Frankreich geprägt hat. Ven¬ 
ner tötet sich außerdem zu einem ganz bestimmten Zeitpunkt, nämlich als 
Demonstrationen gegen die „Ehe für alle“ stattfanden, an denen die Identitären 
teilnahmen. Sein Selbstmord war eine Geste von politischer Tragweite, die er fol¬ 
gendermaßen begründete: „Ich halte es für notwendig, mich zu opfern, um die 
Lethargie zu durchbrechen, die uns niederdrückt.“ 27 Ein Missverständnis wäre es 
zu glauben, er habe diese „Lethargie“ auf die Abstimmung über die „Ehe für alle“ 
beschränkt. Wie die Mehrheit seines politischen Lagers war er überzeugt, dass 


26 Interview in der Zeitschrift der Association des Amis de Jean Mabire, Nr. 38, April 2013. 
27 Sein Abschiedsbrief, der als Vermächtnis dient, kann auf einer der wichtigsten Seiten der 
identitären Strömung eingesehen werden: http://fr.novopress.info/137842/dominique-ven- 
ner-nous-a-quitte-son-message-dadieu/ (04.10.2016). A. d. Ü.: Eine deutsche Übersetzung 
des Briefes erschien am 22. Mai 2013 in Junge Freiheit. 
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dieses Gesetz in einem allgemeinen Zusammenhang zu sehen sei, nämlich dem 
einer geplanten oder gar bereits weitgehend abgeschlossenen Zerstörung der euro¬ 
päischen Kultur durch das „Weltbürgertum“. 28 Für ihn war das bevorstehende 
Ende der Kultur in erster Linie ein Ergebnis dessen, was er „das Verbrechen des 
Austausches unserer Bevölkerung“ nannte, d. h. die Venner zufolge aufgezwun¬ 
gene strukturelle und endgültige Veränderung des ethnischen Substrats Frank¬ 
reichs und Europas durch Einwanderung und Vermischung der Völker. Er hatte 
den „Printemps frangais“ 29 unterstützt und im Innern dieser Bewegung sehr genau 
zwei Komponenten unterschieden: eine katholische, konservative und bürgerliche, 
von der er nichts erwartete, und eine „identitäre“, von der er sich einen Aufbruch 
erhoffte. Letztere ließ sich nicht auf den Bloc Identitaire reduzieren, sie schloss 
ihn jedoch ebenso ein wie andere Organisationen der gleichen Strömung, von 
denen hier die Stiftung Polemia von Jean-Yves Le Gallou und das Ilias Institut 30 
unter der Leitung von Philippe Conrad genannt seien. 


4 Der Bloc Identitaire: ein Laboratorium neuer 
Aktionsmethoden 

Der Bloc Identitaire hat sich von anderen Bewegungen der radikalen Rechten 
durch seine Fähigkeit unterschieden, neue Praktiken der militanten Aktion zu ent¬ 
wickeln. Seit seiner Gründung hat er sich sehr für das eingesetzt, was Beobachter/ 
innen den „Aktivismus 2.0“ 31 nennen, der sich durch eine gewisse Beherrschung 
der sozialen Netzwerke auszeichnet, mit live vor Ort aufgenommenen Videos, die 
auf Sharing-Plattformen quasi direkt übertragen werden, und der Einrichtung von 
interaktiven Websites zur kostenlosen „Reinformation“, die als Alternative zu den 


28 Vgl. http://www.bloc-identitaire.com/actualite/2904/hommage-dominique-venner (01.11.2016). 
29 „Printemps frangais“ (Französischer Frühling) nennt sich die politische Bewegung, die 
aus der radikalen Rechten wie auch dem fundamentalistischen katholischen Lager hervor¬ 
gegangen ist und gegen das Gesetz zur Öffnung der Ehe für homosexuelle Paare mobili¬ 
sierte, das am 17. Mai 2013 verabschiedet wurde. 

30 Bei dem Ilias Institut handelt es sich um einen neuheidnischen und identitären Verein, der 
seit dem Tod von Dominique Venner dessen Ideen über das indo-europäische Erbe Euro¬ 
pas verbeitet. Das Ilias Institut steht dem von Pierre Krebs geleiteten Thule-Seminar in 
Deutschland nahe. 

31 Vgl. dazu Fabian Virchow, The „Identitarian Movement“: What Kind of Identity? Is it 
really a Movement? In: Particia A. Simpson und Hekga Druxes (Hrsg.), Digital Media 
Strategies of the Far Right in Europe and the United States. Lexington Books 2015, 
S.177-190. 
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herrschenden Medien angeboten werden. 32 All dies nennen die Gegner/innen der 
Bewegung „Faschosphäre“. Diese Form der militanten Propaganda, die auf die 
Altersklassen von 18 bis 24 und 25 bis 35 Jahren zugeschnitten ist, verdrängt die 
gedruckte Presse der Bewegung, die aus einer vierfarbigen, theoretisch viertel¬ 
jährlich erscheinenden Zeitung (Identitaires) und einer Reihe von Fanzines 
besteht, die von regionalen Gruppen veröffentlicht werden. 33 

Die Bewegung unterscheidet sich von anderen auch in Bezug auf die territo¬ 
riale Organisation: Aufgrund des Interesses für die Besonderheiten der Regionen 
hat sich eine quasi-föderale Struktur ergeben, in die sich die mit einer gewissen 
Autonomie ausgestatteten Sektionen eingliedern, deren Namen lokale oder regi¬ 
onale Identitäten bzw. Regionalsprachen anklingen lassen: Nissa Rebella (Nizza), 
L’Alsace d’abord, Rebeyne (Lyon), Vox populi Turone (Tours) etc. Die Bewe¬ 
gung hat die regionale Dimension auch in den Wahlkampf integriert, indem sie 
sich an der Ligue du Sud (2,69 %) und der Ligue du Midi (0,68 %) beteiligte, 
die, ebenso wie Alsace d’abord (4,98 %) im Jahr 2010 Listen für die Regional¬ 
wahlen aufgestellt hatten. Der Bloc Identitaire hat darüber hinaus versucht, auch 
in Frankreich eine Praxis einzuführen, die es in der italienischen radikalen Rech¬ 
ten schon lange gibt, wo die Casa Pound (in Rom) zu einem symbolträchtigen 
Ort wurde. Für Aktivisten wurden florierende Lokale eingerichtet, die sowohl 
die Rolle eines Standorts der Bewegung übernehmen können als auch die eines 
Nachbarschaftszentrums, eines Konferenzraumes oder Veranstaltungsortes für 
gesellschaftliche oder sportliche Aktivitäten. 

Der Testversuch fand ab 2004 statt, als in Nizza im beliebten Viertel Paillon 
das Lokal La Maioun eröffnet wurde, das heute unter dem Namen Lou Bastioun 
läuft. Auf einer Fläche von etwa 150 m 2 bietet dieses von der Straße einsehbare 
Lokal eine Bar mit Platz für sechzig Personen, eine kleine Bibliothek mit Agitati¬ 
onsmaterial, Aufsteller mit den Veröffentlichungen der Bewegung und einen grö¬ 
ßeren Raum, der bei Konferenzen oder Filmvorführungen etwa hundert Gäste 
aufnehmen kann. Dieser Raum wird zeitweise auch als Trainingsraum für 
Kampfsport/Selbstverteidigung, insbesondere für Thaiboxen genutzt. Ein 
Büroraum dient schließlich der Verwaltung von Nissa Rebella. 34 Ein ähnliches 


32 Die wichtigsten sind: http://fr.novopress.info/ (04.10.2016), vorgestellt als eine „Waffe 
der Reinformation“, und http://www.fdesouche.com (04.10.2016). 

33 Zum Beispiel Malfoutu, Nr. 1, April/Mai 2010, das die Pariser Sektion namens Projet 
Apache veröffentlicht hat. 

34 So die Bestandsaufnahme bei unserem Besuch am 28. August 2015, den wir der Mitwir¬ 
kung von Philippe Vardon zu verdanken hatten. 
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Lokal existiert in Lyon (La Traboule); die im Jahr 2012 in Toulouse und Bor¬ 
deaux eröffneten Lokale scheinen heute geschlossen zu sein. 

Man sollte zum Schluss noch anmerken, dass die Identitären ihre Lehre und 
ihre Aktionsmethoden exportieren wollten. Zwar haben sie kein Monopol auf 
internationale Kontakte mit verwandten Bewegungen; die Besonderheit ihrer 
Geschichte besteht aber darin, dass sie ein Konzept (das der Identitären) von 
Grund auf neu entwickelt haben, wo andere transeuropäische Netzwerke bereits 
bestehende ideologische Referenzen in Umlauf bringen: Nationalpopulismus, 
revolutionärer Nationalismus oder Neofaschismus. Der Bloc Identitaire fand 
zunächst in Spanien (Assemblea identitaria), in Portugal (Causa identitaria) und 
mit dem Abgeordneten der Lega Nord, Mario Borghezio, auch in Italien seine 
Nacheiferer, dann schloss sich die identitäre Bewegung in Deutschland und Öster¬ 
reich an. 35 Eines der interessantesten Zeugnisse über den zugleich internationalen 
und generationsabhängigen Charakter der europäischen identitären Bewegung ist 
die Arbeit von Markus Willinger: Die identitäre Generation: Eine Kriegserklärung 
an die 68er (2014). Dieses Buch wurde von einem österreichischen Aktivisten 
geschrieben, der in Stuttgart studiert hat, durch eine französische Bewegung inspi¬ 
riert wurde und in einem Verlag mit Sitz in Schweden veröffentlicht. 36 


5 Schluss 

Der Bloc Identitaire kann als Matrix einer ideologischen Erneuerung und eines 
Generationswechsels interpretiert werden, mit dem die Idee der europäischen 
Identität von Frankreich ausgehend und unter Berücksichtigung der theoretischen 
Beiträge der Nouvelle Droite und des revolutionären Nationalismus reformuliert 
werden sollte. In Frankreich, das durch eine starke Zentralisierung und die Idee 
eines einheitlichen (jakobinischen) Staates geprägt ist, besteht die wesentliche 
ideologische Aktualisierung in dem Versuch, die Verbindung zwischen Regiona¬ 
lismus (aber nicht Separatismus), französischem Nationalismus und dem Bewusst¬ 
sein für die ethno-kulturelle Einheit Europas zu denken. Der Generationsfaktor 
hängt mit der Jugend der Kader des Bloc Identitaire und der damit verbundenen 
Organisationen zusammen, die in den 1980er und 1990er Jahren gegründet wur¬ 
den und glauben, sie seien die Generation, die auserwählt ist, den liberal-libertären 


35 https://iboesterreich.at/ und http://identitaere-bewegung.de/ (04.10.2016). 
36 http://www.arktos.com/books.html (04.10.2016). Arktos scheint bisher der wichtigste 
Verlag für diejenigen zu sein, die sich auf identitäre und nationalrevolutionäre Strömungen 
berufen, und auch bei deren Verbreitung im Netz scheint er eine große Rolle zu spielen. 
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Werten des Mai 68 endlich eine Absage zu erteilen. Der Bloc Identitaire ist eine 
zahlenmäßig kleine Bewegung geblieben (600 Personen waren im November 2012 
beim Konvent in Orange anwesend). Dennoch ist er die wichtigste außerparlamen¬ 
tarische nationalistische Opposition. Bei seiner Gründung war der Bloc im Nach¬ 
teil, weil der Front National durch seine Wahlerfolge und seine Medienpräsenz 
bereits eine hegemoniale Stellung in der radikalen französischen Rechten inne¬ 
hatte. Doch konnte der Bloc Identitaire die Situation umkehren. Denn einerseits 
gab er die Taktik der „Einheitsfront gegen das System“ auf, die von der Nouvelle 
Resistance eingesetzt worden war und deren bis auf den Nationalbolschewismus 
zurückgehende Bezüge auf der Rechten wenig Widerhall gefunden hatte. Ande¬ 
rerseits konnte er die Klippe der aktivistischen Selbstüberbietung umschiffen, die 
andere Gruppen wie Troisieme Voie und CEuvre Frangaise dazu führte, sich aufzu¬ 
lösen. Schließlich hat es der Bloc Identitaire mit einer gewissen Beschlagenheit im 
Bereich der politischen Kommunikation verstanden, eine Rolle als Kaderschmiede 
und politischer Ansporn für den Teil des Front National zu übernehmen, der seine 
Zukunft in einer vollständigen Neuzusammensetzung der Rechten in der Zeit zwi¬ 
schen den Präsidentschafts wählen von 2017 und 2022 sieht. 

Aus dem Französischen von Regine Othmer, Hannover. 
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„Alternative für Deutschland" 
Alternativen für Europa? 

Dieter Plehwe 


Der Aufstieg der Alternative für Deutschland (AfD) war ursprünglich zentral mit 
Europa, genauer der Finanz- und Wirtschaftskrise der EU verbunden. Die Kritik 
an der Eurorettungspolitik als Klammer einer in der Bundesrepublik Deutschland 
neuen rechten Opposition, einer bis dahin als undenkbar geltenden bürgerlichen 
Partei rechts von CDU/CSU und FDP, trat aber schon bald in den Hintergrund. 
In den Vordergrund rückten seither ein Spektrum konservativer bis reaktionärer 
Kritik an der Gleichstellungs- und Migrationspolitik sowie widersprüchliche Ein¬ 
lassungen zu verschiedenen Fragen der Sozial-, Umwelt- und Wirtschaftspolitik. 
Merkwürdige Mischungen gab es etwa im Bereich der Handelspolitik mit Vorbe¬ 
halten gegen das transatlantische Freihandelsabkommen TTIP bei gleichzeitiger 
Unterstützung wirtschaftlicher Globalisierung, im Bereich der Umweltpolitik mit 
Klimawandelskepsis bei gleichzeitigem Bekenntnis zum Umweltschutz oder im 
Bereich der Sozialpolitik mit der Ablehnung des Mindestlohnes bei gleichzeitiger 
Verteidigung deutscher Sozialstandards (vgl. das minimalistische Programm der 
AfD zur Bundestagswahl 2013 mit dem differenzierten Programm zur Wahl des 
Europaparlaments 2014). Nachdem ein Team von Investigativjoumalisten Anfang 
2016 den Entwurf eines neuen Programms veröffentlicht hatte, strich die AfD 
besonders kontroverse Forderungen wie z. B. die Privatisierung der Arbeitslosen¬ 
versicherung oder die kontrollierte Abgabe von Drogen. Weiterhin finden sich im 
Entwurf Forderungen nach Sicherheitsverwahrung von alkohol- und drogenab¬ 
hängigen Tätern, die Strafmündigkeit von Kindern ab zwölf Jahren und das Ende 
der Klimaschutzpolitik (Bensmann 2016). 
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Insbesondere die nationalistische, häufig offen anti-islamische Kritik an der 
Zulassung einer großen Zahl von Flüchtlingen im Jahr 2015 verschaffte der AfD 
erheblichen Auftrieb bei den Landtagswahlen in Rheinland-Pfalz, Baden-Württem¬ 
berg und Sachsen-Anhalt im Frühjahr 2016. Die Spaltung der rechtsliberal-konser- 
vativen Partei und die Neugründung einer weiteren wirtschaftsliberal-konservativen 
Partei, der Allianz für Fortschritt und Aufbruch (ALFA), unter Leitung des vormali¬ 
gen AfD-Chefs Lucke scheinen dem Ansehen der Partei in der Wählerinnen- und 
Wählergunst nicht zu schaden. Bei den Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt, Rhein¬ 
land-Pfalz und Baden-Württemberg am 13. März 2016 erzielte die AfD Spitzener¬ 
gebnisse, die mit 25,1 %, 12,6 % und 15,1 % noch deutlich über den Vorhersagen 
lagen. 1 

Der Auszug des wirtschaftsliberalen Flügels und die Gründung von ALFA 2015 
durch Bernd Lucke - nach dessen vergeblichem Versuch, seinen Führungsanspruch 
gegenüber der Konkurrenz aus den bei Wahlen erfolgreichen ostdeutschen Landes¬ 
verbänden mit Frauke Petry und Alexander Gauland abzusichern - sollte für Klar¬ 
heit in Bezug auf die verschiedenen Lager in den neuen Rechtsparteien sorgen, so 
zumindest suggeriert es die Kommentierung in den Medien. Die Neoliberalen ver¬ 
lassen das zunehmend rechtslastige Schiff AfD, während die national-konservati¬ 
ven und rechtspopulistischen Kreise das Ruder übernehmen. Ist das aber 
tatsächlich der Fall bzw. eine vollständige, wenigstens hinreichende Interpretation 
der ideologischen Flügel? Auch nach der Spaltung der AfD blieben die Europaab¬ 
geordneten der Parteien ALFA und AfD in der Fraktion der Europäischen Konser¬ 
vativen und Reformer, die sich 2009 als Abspaltung unter Führung der britischen 
Tories aus dem Lager der Mehrheitskonservativen gegründet hatten. 2 Nach Äuße¬ 
rungen von AfD-Mitgliedern des Europaparlaments zum Gebrauch von Schusswaf¬ 
fen an der Grenze zur Verhinderung illegaler Grenzübertritte wurden allerdings 
Forderungen nach Ausschluss der AfD aus der Fraktion laut (EU-Fraktion geht 
gegen AfD-Abgeordnete vor, 2016). Während auf den Ruck der AfD nach rechts 
verwiesen wird, weil sich der angeblich moderate Flügel um Lucke und Henkel 
vom radikalen Teil der Partei abgespalten hat, wird über das ideologische Spektrum 
der europäischen Fraktion bzw. der damit verbundenen europäischen politischen 


Abstimmung in drei Ländern. Die Ergebnisse der Landtagswahl im Überblick; http:// 
www.spiegel.de/politik/deutschland/wahlen-2016-die-ergebnisse-der-landtagswahlen-im- 
ueberblick-a-1082093.html. 

2 Vgl. zur Geschichte der neuen rechten europäischen Partei und Fraktion: Bale et al. 2009, 
S. 85 ff.; Plehwe 2014, S. 97 ff. 
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Partei der Allianz der Europäischen Konservativen und Reformer (AECR 2015) 3 nach 
wie vor kaum diskutiert. In der öffentlichen Debatte gelten die britischen Tories zwar 
als europaskeptischer und konservativer als CDU und CSU, aber man würde die der¬ 
zeit mit ALFA und AfD alliierte britische Regierungspartei wohl kaum als rechtspo¬ 
pulistisch oder gar rechtsradikal bezeichnen. Eine rationale Auseinandersetzung mit 
europapolitischen Vorstellungen und Identitäten darf sich unterdessen nicht alleine 
und vorwiegend von nationalen parteipolitischen (und wahltaktischen) Auseinander¬ 
setzungen und Wertungen leiten lassen, sondern muss diese vielmehr mit der gebote¬ 
nen kritischen Distanz analysieren. 

Die Forschung zur AfD ist nach wie vor übersichtlich. Monografien von 
Häusler und Roeser (2015), Bebnowski (2015) und Werner (2015) liefern eine 
grundsätzliche Einführung in Geschichte, Programmatik und Hintergründe der 
AfD in Deutschland. Im Zentrum steht die Erfassung der verschiedenen - wirt¬ 
schaftsliberalen, nationalkonservativen und rechtspopulistischen - Flügel der 
Partei (Häusler und Roeser 2015). Kemper (2013) hat bereits früh das zivilge¬ 
sellschaftliche Milieu in Deutschland dargestellt, ohne welches die rasche Mobil¬ 
machung der AfD nicht erklärt werden kann. Insbesondere die Bedeutung des 
SPD-Renegaten Thilo Sarrazin spielt eine zentrale Rolle bei der Verbindung ver¬ 
schiedener rechter Diskurse (Kemper 2014). Wichtig sind Versuche, den Zusam¬ 
menhang zwischen verschiedenen Flügeln - etwa des Wirtschaftsliberalismus und 
Rechtspopulismus - mit dem Konzept des „Wettbewerbspopulismus“ (Bebnowski 
2016) zu erklären. Überzeugend ist auch eine von Gramsci inspirierte Deutung 
der gesellschaftlichen Umbrüche, die sich erst später in Veränderungen der Par¬ 
teienlandschaft manifestierten, als Voraussetzung für den Erfolg einer Parteigrün¬ 
dung rechts von CDU/CSU und FDP (Werner 2015). 

Die europäische Dimension der Transformation der Parteienlandschaft, ins¬ 
besondere die Formierung eines neuen rechtsliberal-konservativen Parteienspek¬ 
trums, und ihre Bedeutung für die Etablierung der AfD wurden von Plehwe und 
Schlögl (2014) herausgearbeitet, die wiederum die europäischen zivilgesellschaft¬ 
lichen Netzwerke ins Zentrum der Aufmerksamkeit rückten, beispielhaft darge¬ 
stellt anhand europäischer Think Tank Netzwerke im Kontext der europäischen 
Parteistiftung der Allianz der Konservativen und Reformer in Europa (AECR), 
New Direction Foundation. Ein wichtiger Sammelband von Häusler (2016) ver¬ 
tieft die Untersuchungen zur AfD in verschiedenen Bereichen, u. a. zur Rolle 
der christlichen Rechten in der Familien-, Geschlechter- und Abtreibungspolitik, 


3 Im Oktober 2016 änderte die Partei ihren Namen von Allianz der Europäischen Konserva¬ 
tiven und Reformer zu Allianz der Konservativen und Reformer in Europa (Alliance Con- 
servatives and Reformists in Europe, ACRE). 
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zu Klassenstrukturen im Umfeld der Partei und zu islamfeindlichen Zusammen¬ 
hängen. Die Untersuchung der AfD auf Länderebene, zunächst in Brandenburg 
(Kopke und Lorenz 2016), wurde 2016 im Vorfeld der Landtags wählen mit einer 
Studie zur AfD in Sachsen-Anhalt, Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg 
(Hensel et al. 2016) fortgesetzt, die vor allem auf vergleichsweise moderate Positi¬ 
onen im Westen und nationalistisch-völkische Programmatik im Osten als zentrale 
Divergenz abhebt. 

Zur Einschätzung der Verschiebungen im europäischen Maßstab, von denen 
die neue deutsche Parteienlandschaft ein wichtiger Teil ist (Decker 2016), insbe¬ 
sondere aufgrund der starken politischen Rechtsverschiebung in vielen weiteren 
EU-Ländern, ist die Diskussion um das expandierende rechte Lager in der EU 
von erheblicher Bedeutung. Die Frage, was die AfD programmatisch von ALFA 
(und von CDU/CSU und FDP) trennt, ist vor allem für deutsche Wähler/innen 
interessant. Demgegenüber ist die Frage nach den Gemeinsamkeiten im rech¬ 
ten Lager bei vielen Unterschieden in der EU für die europapolitische Zukunft 
möglicherweise von noch größerem Interesse, weil die Gründung der Europä¬ 
ischen Konservativen und Reformer (AECR) durch die Tories und andere 2009 
auf Mehrheiten rechts von der Sozialdemokratie zielte, um einen Rückbau der EU 
zu ermöglichen. Welche Vorstellungen existieren von Europa im Allgemeinen und 
von der EU im Besonderen? Mit welchen allgemeineren Vorstellungen von einer 
europäischen Gesellschaft bzw. von europäischen Gesellschaften konkurrieren 
also die neuen rechten Parteien untereinander? Und was haben die pro-europä¬ 
ischen Parteien dem entgegenzusetzen? 

Um diese Fragen annäherungsweise zu beantworten und die jüngsten Spal¬ 
tungen im Lager der deutschen Rechten auf ihre europapolitischen und europä¬ 
ischen Dimensionen hin zu erörtern, wird zunächst die Einteilung der AfD in 
verschiedene Flügel rekapituliert. Daran anschließend soll die Einbettung der 
neuen deutschen Rechtsparteien in den europäischen Kontext vorgenommen 
werden, indem in gebotener Kürze die Geschichte der Rechtsverschiebungen im 
Europäischen Parlament seit 2009 erläutert wird. Die erfolgreiche Neugründung 
AfD im Jahr 2013 kann im europäischen Kontext als nachholende Entwicklung 
bezeichnet werden. Die Grundlage für die deutsche Beteiligung an der bereits 
2009 neu begründeten europäischen Allianz von Rechtsparteien war zwar schon 
vor der Gründung der AfD in vielen zivilgesellschaftlichen Netzwerken längst 
gelegt (Kemper 2013; Plehwe und Schlögl 2014), brauchte aber offenbar die Ini¬ 
tialzündung der Eurorettungspolitik für eine erfolgreiche Verankerung im deut¬ 
schen Parteiensystem. Warum aber ist der vermeintliche oder tatsächliche Bruch 
des Maastricht-Versprechens, wonach es keine Schuldenhaftung unter den Mit¬ 
gliedsstaaten geben darf, so bedeutsam in den Augen der rechten Kritiker der 
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Euro-Rettungspolitik? Warum ist der rechtsliberale und national-konservative 
Euroskeptizismus darüber hinaus heute insgesamt viel hoffähiger, nicht nur im 
Lager der neuen rechten Opposition, sondern auch im politischen Mainstream? 
Es ist dringend erforderlich, die normativen Dimensionen der diskursiven Umbrü¬ 
che genauer zu untersuchen, um diese Überschneidung mit dem Mainstream im 
Zeitalter neoliberaler Hegemonie und der neuen rechten Systemkritik zu erken¬ 
nen und zu erklären. 

Im dritten Teil wird die neuerliche Spaltung der Rechtsparteien in Deutschland 
im Hinblick auf europapolitische Perspektiven und gesellschaftspolitische Grund¬ 
lagen eines rechtsliberalen, konservativen bis reaktionären Nationalismus erör¬ 
tert. Das Spannungsverhältnis zwischen europäisch-technokratischer Herrschaft 
und einem solidarischen Gemeinwesen kann sich nicht auf die wichtige Diskus¬ 
sion um das institutionelle Demokratiedefizit in Europa beschränken. Vielmehr 
müssen die ökonomischen Krisendimensionen und relevanten Vorstellungen zur 
(nationalen) Abgrenzung und sozialen Sicherung innerhalb wie außerhalb der EU 
diskutiert werden, die neo-nationalistischen Vorstellungen über die Parteiengren¬ 
zen hinweg Vorschub leisten. 

Schließen wird dieser Beitrag mit einem kurzen Resümee, welches die Dring¬ 
lichkeit einer grundlegenden Kritik der reaktionären, neo-nationalistischen 
Abgrenzungsethik betont, um die gegenwärtigen regressiven Entwicklungen der 
europäischen Integration (und darüber hinaus) zu überwinden. 


1 Die Afd und die Gründung der ALFA - eine 
Abgrenzung verschiedener Lager? 

Es fiel den Parteienforscher/innen und politischen Beobachter/innen auch noch 
zwei Jahre nach der Gründung der AfD im Jahr 2013 nicht leicht, den program¬ 
matischen Mix der AfD zu systematisieren und eindeutig zuzuordnen, was insge¬ 
samt in das Interpretationsschema „Populismus“ zu passen scheint. Klar war und 
ist aber zunächst: Die AfD ist eindeutig dem rechten Spektrum zuzuordnen, auch 
wenn sie eine Position jenseits von rechts und links für sich reklamierte oder aber 
einfach „gesunden Menschenverstand“ für sich in Anspruch nahm. Bemüht war 
sie - wenn auch mit einigen Schwierigkeiten - um Abgrenzung gegen neofaschis¬ 
tische und neo-nazistische Strömungen. Daran hat sich auch nach der Übernahme 
des Vorsitzes durch Frauke Petry und Alexander Gauland und der Abspaltung des 
wirtschaftsnahen (Professoren-)Flügels um Lucke und Henkel, der sich als ALFA 
neu gründete, wenig geändert. Auch wenn völkisch-nationalistische und mitunter 
rassistische Positionen - etwa von Björn Hocke in Thüringen oder Andre Pog- 
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genburg in Sachsen-Anhalt - offen formuliert werden, gehen die Versuche, die 
AfD insgesamt mit neofaschistischen Positionen gleichzusetzen, fehl und lenken 
vom grundlegenderen Problem der gesellschaftlichen Umbrüche ab, welche die 
neue rechte Systemkritik motiviert (Werner 2015). Gleichzeitig wird auch anhand 
des jüngsten Programmentwurfs etwa in der Frage der Steuersenkungen und der 
Begleitforderung nach Subventionsabbau deutlich: Die AfD vertritt auch nach 
dem Austritt von Lucke neoliberale (rechtsliberale und marktwirtschaftliche) 
ökonomische Positionen. Sie sieht sich als Sachwalter der sozialen Marktwirt¬ 
schaft, vertritt dabei aber keinen exklusiven oder reinen Wirtschaftsliberalismus. 
Besonders klar tritt hervor, dass die Partei eine neo-nationalistische und kultu¬ 
rell-konservative Position einnimmt, die mit einer politischen Union Europas 
und multikulturellen sowie Gender-Identitätsverschiebungen im Zeitalter der 
beschleunigten Globalisierung und Individualisierung kaum zu vereinbaren ist 
(Siri 2016; Kemper 2016). 

Das im Zusammenhang der AfD viel zitierte „Wut-Bürgertum“ (Lindner und 
Seitz 2014; Benz 2016) ist möglicherweise leichter verständlich als das Angst¬ 
oder Back-Lash-Bürgertum 4 , wozu jedenfalls die erheblichen Unterschiede in der 
Gefolgschaft in Ost- und Westdeutschland, Nord- und Süddeutschland sowie bei 
Männern und Frauen zu passen scheinen: Die AfD ist offenbar für Männer um ein 
vielfaches attraktiver als für Frauen und hat bislang sowohl in Struktur- oder kul¬ 
turkonservativen Milieus im Osten und Süden Deutschlands eine größere Gefolg¬ 
schaft als im Norden und Westen. Selbst in Bayern gelingt es der CSU offenbar 
nicht - trotz einer größeren Überschneidung in Rhetorik und Positionen zu Fra¬ 
gen der Flüchtlingspolitik -, den Aufstieg der neuen Rechtsopposition zu brem¬ 
sen (CSU verliert deutlich, AfD bei 9 % 2015). 

Die Abspaltung des ALFA-Flügels etwa scheint derzeit keine nennenswerte 
Auswirkung auf die Attraktivität und die Ausstrahlung der AfD zu haben, was 
sicherlich vor allem mit dem Eindämmen der Eurokrise einerseits und der Konjunk¬ 
tur des Migrationsthemas im Jahr 2015 andererseits zu tun hat. Im Hinblick auf die 


4 Zu den häufig genannten Ängsten zählt die Angst vor großen und unübersichtlichen 
Bedrohungen (Klimawandel), vor rascher politisch-kultureller Veränderung (Globalisie- 
rung/Europäisierung), aber auch die Angst vor dem sozialen Abstieg. Dabei kann eine irra¬ 
tionale Zurückweisung bzw. der back-lash (Klimaleugner) ebenso gut mit konventionellem 
Umweltschutz einhergehen wie die Ablehnung von Geschlechtergleichheit mit einem aus¬ 
geprägten Sinn für traditionellen Schutz von Frauen und Kindern. Die Tragweite der Reak¬ 
tionen in der Bevölkerung vieler Länder wird z. B. durch die neue Globalisierungsdebatte 
im Rahmen des World Economic Forum zum Ausdruck gebracht, die etwa durch den New 
York University-Ökonomen Nouriel Roubini in Gang gesetzt wurde (vgl. Davos. Die neue 
Globalisierungsdebatte 2016). 
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innerparteilichen Kontroversen um eine Abgrenzung von offenen rechtsradikalen 
Positionen hatte aber zweifellos eher Gauland recht als Lucke, wenn es um eine 
Erfolg versprechende Ansprache von Wählerinnen und Wählern geht, die sich im 
etablierten Parteienspektrum nicht repräsentiert sehen. Insbesondere die Verknüp¬ 
fung des Themas Migration mit den Themen Terrorismusgefahr bzw. innere Sicher¬ 
heit, teilweise auch die rassistische Mobilisierung gegen Muslime (Korsch 2016; 
£akir 2016; Fedders 2016) können als Kemelemente zur Erschließung und Mobili¬ 
sierung von Wählerschichten erkannt werden. Während die Regulierung der Ein¬ 
wanderung ein gemeinsames Anliegen etwa von ALFA und AfD sein dürfte, geht 
die AfD-typische kulturelle und pauschale Abgrenzung gegen islamische Einwan¬ 
derer den wirtschaftsliberalen Strömungen zu weit (vgl. z. B. das Interview mit 
Lucke im Handelsblatt 2015). Allerdings bleiben die Trennlinien zwischen konser¬ 
vativ-liberalen und reaktionären Lagern unklar * * * * 5 bzw. besteht bei beiden ein Gegen¬ 
satz zu einer prinzipiell für Offenheit werbenden multikulturellen und solidarischen 
Einstellung. 

Wurden in der Gründungsphase der AfD üblicherweise drei Strömungen 
unterschieden - 1) Neoliberale bzw. Wirtschaftsliberale 2) Nationalkonservative 
und 3) Rechtspopulisten (vgl. Häusler und Roeser 2015; Hentges 2015) -, so 
könnten nach der Abspaltung des wirtschaftsliberalen ALFA-Flügels zwei ver¬ 
bleibende Strömungen im Rahmen der AfD vermutet werden. Diese typologische 
Dreiteilung hat jedoch mehrere Haken. Viele Personen sind mehr als einer Strö¬ 
mung zuzuordnen. So wurde Bernd Lucke gerne dem christlich-konservativen 
bzw. national-konservativen Bereich zugeordnet, aber auch dem neoliberalen. 
Ebenso steht das Ehepaar von Storch für das christliche und national-konservative 
Lager, weist aber ebenfalls klare Übereinstimmungen mit dem neoliberalen Lager 
auf. 6 Die Strömung des Rechtspopulismus schließlich ist im Kern eine Sammel¬ 
bezeichnung für alle möglichen Einstellungen, die inhaltlich klarer bestimmt wer¬ 
den müssten. Wenn Alexander Gauland für ein breiteres Spektrum von Positionen 
spricht, die als Opposition zur Mehrheit der „Alt-Parteien“ legitim seien, dann 
sagt dies noch wenig darüber aus, wofür Gauland bzw. die AfD eigentlich stehen. 


Berechnungen von Bernd Raffelhüschen von der Stiftung Marktwirtschaft monieren die 

hohen Kosten der Zuwanderung, weil die überwiegend unqualifizierten Arbeitskräfte keine 

Chance hätten, ausreichende Beiträge für die Sozialsysteme zu erwirtschaften (Sozialex¬ 
perte erwartet massive Steuererhöhungen 2015). Ebenso glaubt Hans-Werner Sinn an eine 

negative Generationenbilanz der Einwanderer, weshalb die Migration in Deutschland zu 

einem Verlustgeschäft werde (Interview mit Hans-Wemer Sinn 2015). 

6 Vgl. z. B. Sebastian Bethge (2009), Neoliberal - Was steckt dahinter, in: Die Freie Welt. 
Die Internet- & Blogzeitung für die Zivilgesellschaft; www.freiewelt.net/blog/neoliberal- 
was-steckt-dahinter-849. Das Online-Magazin wird von dem Ehepaar von Storch editiert. 
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Darüber hinaus teilen auch die als marktliberal und als national-konservativ 
bestimmten Flügel bzw. heute die Parteien AfD und ALFA das populistische 
Vokabular etwa der Opposition gegen „Alt“- oder „Systemparteien“ sowie die 
populistische Medienschelte. 

Umgekehrt ist die Bestimmung von politisch-ideologischen Strömungen aber 
durchaus hilfreich, wenn es um die Identität und das Weltbild nicht nur der Partei 
AfD, sondern auch der handelnden Personen und Kreise innerhalb und außerhalb 
der AfD geht. Auch im Rahmen der neuen Partei ALFA, die angeblich die gemä¬ 
ßigten, wirtschaftsliberalen Kreise der neuen AfD-Rechten vereint, leben Ele¬ 
mente des Sozial- und Nationalkonservatismus fort, die zudem über AfD und 
ALFA hinaus im breiteren Parteienspektrum zu finden sind. 7 Konnte in der Mi¬ 
grationsdebatte mit der Öffnung der Grenzen für Kriegsflüchtlinge aus Syrien 
zunächst eine starke Trennung der im Parlament vertretenen Parteien von der 
rechten außerparlamentarischen Opposition ausgemacht werden, so ist dies 
Anfang 2016 unter dem Eindruck des Vormarsches der AfD in der Wählergunst 
nicht mehr so einfach. Politiker/innen aller Parteien bemühten sich spätestens seit 
den Sylvester-Überfällen in Köln 2015/2016 in der Öffentlichkeit um ein neues 
hartes Image gegenüber straffälligen Migranten. Insbesondere die Unionspar¬ 
teien, aber auch Vertreter/innen der SPD, bedienen sich darüber hinaus einer res¬ 
triktiven Rhetorik gegenüber Flüchtlingen und Asylbewerber/innen, z. B. durch 
Forderungen nach Einschränkungen von Sozialleistungen selbst für ausländische 
EU-Bürger/innen durch Andrea Nahles (vgl. Mihm 2015) im Anschluss an ent¬ 
sprechende Forderungen des britischen Premierministers Cameron, dessen Tories, 
wie erwähnt, mit der AfD (und ALFA) in einer europäischen Fraktion vereint 
sind. 

Es ist also keineswegs müßig, die Frage zu stellen, ob und inwiefern Über¬ 
schneidungen in der Programmatik und Identität der neuen deutschen Rechten 
bestehen, die in die nach rechts gerückte Mitte ausstrahlen. Zu fragen ist auch, 
welche Spannungskräfte zwischen den Parteilagern und innerhalb von Parteigren¬ 
zen bestehen und welche Bruchstellen sich ausmachen lassen, die wiederum ein 


7 Am 2. Februar 2016 warf der nordrhein-westfälische SPD-Fraktionsvorsitzende Norbert 
Römer der CDU im Landtag vor, vom AfD-Virus befallen zu sein, weil der CDU-Abgeord¬ 
nete Theo Kruse pauschale Vorwürfe gegen den Islam vorgebracht hatte. Daraufhin wurde 
die anschließende Rede des FDP-Vorsitzenden Lindner medial stark beworben, in welcher 
dieser die SPD schalt, mit dem Rechtspopulismusvorwurf an die CDU den falschen Geg¬ 
ner zu attackieren (FAZ vom 2.2.2016). Wenngleich das in Bezug auf die Partei und ihre 
Beschlusslage gelten mag, so setzte sich Lindner mit der von Römer aufgeworfenen Frage 
der Überschneidung der Diskurse offensichtlich nicht auseinander. 
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Sortieren von politischen Kräften in wirklich klar unterschiedene Lager (auch 
jenseits formaler Parteigrenzen) ausmachen. 8 Der Versuch, den wirtschaftslibera- 
len Flügel und schließlich ALFA als moderates Lager einem deutsch-nationalen 
bzw. radikalen (sozial-konservativen) Lager gegenüberzustellen, brachte zunächst 
vor allem die in den Medien verbreitete Kritik am radikaleren AfD-Lager zum 
Ausdruck. Paradoxerweise trug dies aber zum Aufschwung des Pegida-Lagers 9 
bei, weil die „Lügenpresse“ recht offensichtlich die Widersacher Luckes in der 
ostdeutschen AfD anprangerte, die in Wahlen erfolgreicher war als die westdeut¬ 
schen Landesverbände. Die Erzählung von drei Lagern wich jedenfalls einer 
neuen Erzählung von zwei Lagern: Moderate Wirtschaftsliberale gegenüber radi¬ 
kalen National-Konservativen, womit allerdings weder die gesellschaftspolitisch 
national-konservativen Positionen im Rahmen von ALFA noch die wirtschaftsli- 
beralen Positionen der AfD erklärt werden können. 


2 Das Neue-Rechte-Paradoxon europaweit: 

Formierungsstrategien zur (partiellen) 

Desintegration Europas 

Das europaweite Lager der europäischen Partei und Parlamentsfraktion Konser¬ 
vative und Reformer (ECR) besteht aus einer ähnlich merkwürdigen Mischung 
von wirtschaftsliberalen und konservativen bis reaktionären Kräften wie die AfD 
in Deutschland. Daran haben der Austritt von Beatrix von Storch bzw. der Raus¬ 
schmiss von Marcus Pretzell aus der Fraktion ECR grundsätzlich nichts geän¬ 
dert. 10 Die paradoxe europäische Formierung von Europa-Gegner/innen wurde 
durch bestimmte inhaltliche Gemeinsamkeiten bzw. Überschneidungen in ver¬ 
schiedenen rechtsliberalen und konservativen Lagern möglich, die sich damit 


8 Für viele Sozialdemokraten war der Verbleib von Thilo Sarrazin in der SPD, der eine zen¬ 
trale Rolle bei der Herausbildung der neuen politischen Rechtskräfte spielt (Kemper 2014; 
vgl. auch Hentges 2014), ein Anlass zum Austritt aus der Partei. 

9 Zu den Zusammenhängen zwischen der Kampagne der „Patriotischen Europäer gegen die 
Islamisierung des Abendlandes“ und der AfD vgl. Korsch 2016. 

10 Beatrix von Storch kam einem Ausschluss aus der Fraktion der Europäischen Konserva¬ 
tiven und Reformisten (ECR) zuvor und schloss sich der Fraktion Europa der Freiheit und 
der direkten Demokratie (EFDD) an, die von Nigel Farage (UKIP) angeführt wird. Markus 
Pretzell wurde im April 2016 aus der Fraktion ECR ausgeschlossen. Anlass der Auseinan¬ 
dersetzungen innerhalb der EKR waren die Äußerungen von Beatrix von Storch und Pret¬ 
zell, man solle zur Abwehr von Flüchtlingen Schusswaffen einsetzen (AfD-Mann Pretzell 
fliegt aus Fraktion im EU-Parlament 2016). 
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längst nicht auf die gesamte Programmatik erstrecken muss. Insbesondere die 
Betonung nationaler Souveränität und kultureller Homogenität sowie die Furcht 
vor Zuwanderung eint rechtsliberale und konservative Strömungen, die sich des¬ 
halb jedoch nicht in allen Fragen der Wirtschaftspolitik einig sein müssen (deut¬ 
lich sind z. B. die Unterschiede zwischen ALFA und AfD in Bezug auf 
Handelspolitik im Allgemeinen und TTIP im Besonderen). Einheit und Spaltung 
im rechten Lager Europas bleiben daher auch jenseits der deutschen Szene im 
Europäischen Parlament ein zentrales Thema. So hat der AfD-Europaabgeordnete 
Pretzell am 15. Februar 2016 den Vorsitzenden der österreichischen FPÖ, Heinz- 
Christian Strache, zu einem Gespräch zum Thema „Europäische Visionen“ nach 
Brüssel eingeladen. Strache hat mit Le Pen und Wilders eine mit der ECR kon¬ 
kurrierende rechte Fraktion Europa der Nationen und der Freiheit (ENF) im Euro¬ 
päischen Parlament gebildet. Solche Einladungen an FPÖ-Vertreter haben vor der 
Spaltung der AfD mehrfach für Streit zwischen Landesverbänden und Bundes¬ 
spitze gesorgt und trugen in Brüssel zur Forderung nach dem Ausschluss der 
AfD-Mitglieder aus der ECR-Fraktion bei. Darüber hinaus ist aber bei allen Ver¬ 
suchen der Abgrenzung zwischen den rechten Fraktionen eben auch zu fragen, ob 
und ggf. welche Gemeinsamkeiten es im rechten Lager der EU-Opposition gibt, 
weil sich alle drei älteren und jüngeren rechten Fraktionen klar vom bisherigen 
großen Ziel der Mehrheitsfraktionen einer immer integrierteren europäischen 
Gemeinschaft distanzieren. 

Es gibt nicht ohne Grund mittlerweile drei politisch rechte Fraktionen 11 im 
europäischen Parlament: Europa der Konservativen und Reformer (ECR); Europa 
der Freiheit und der Direkten Demokratie (EFDD); Europa der Nationen und der 
Freiheit (ENF). Die für Europa der Freiheit und direkten Demokratie zentrale briti¬ 
sche Partei UKIP z. B. lehnt eine Zusammenarbeit mit dem Front National ebenso 
ab wie es die britischen Tories tun. Antisemitismusvorwürfe gegen die ehemalige 
bzw. postfaschistische Rechte und neurechte Gruppierungen wie die FPÖ wiegen 
bislang schwer für die in dieser Hinsicht gemäßigte Rechte. Auch gab es im Lager 
der bis vor kurzem fraktionslosen Rechtsaußen-Parteien lange Vorbehalte unterein¬ 
ander, die mit der Formierung der Fraktion ENF (u. a. Le Pen, FPÖ, Vlaams 
Belang, Partij voor de Vrijheid, Lega Nord) aber offenbar überwunden wurden. 
Der Fraktionsstatus spülte dieser Gruppe von Rechtsparteien bis zu 17,5 Mio. EUR 
in die Kasse, was sicher ein starker Anreiz zur Überwindung von Streitigkeiten in 
diesem Lager war (Rechtsextreme gründen Fraktion im EU-Parlament 2015). 


11 Einzelne Mitglieder in den Fraktionen des europaskeptischen Lagers der Fraktion Europa 
der Freiheit und der direkten Demokratie gehören dem linken Lager an. 
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Nicht mit von der Partie waren die fraktionslosen Abgeordneten der offen faschisti¬ 
schen Parteien wie Goldene Morgenröte aus Griechenland oder Jobbik aus Ungarn. 
Es bedarf unterdessen weiterer Forschung, um z. B. das Abstimmungsverhalten der 
Mitglieder der drei rechten Fraktionen genauer zu untersuchen. Erst dann kann das 
Ausmaß der Gemeinsamkeiten und Unterschiede präzise bestimmt werden. Schon 
in der Vergangenheit votierten viele Mitglieder des konservativen und liberalen 
Mainstreams in wirtschaftspolitischen Fragen mit Vertreter/innen von Rechtspar¬ 
teien. Die wichtige Kooperation der in der Europäischen Volkspartei (EPP) zusam¬ 
mengeschlossenen Konservativen und Christdemokraten mit den Sozialdemokraten 
kennt in vielen Feldern Ausnahmen. 

Bei allen Unterschieden zwischen den alten und neuen rechten Parteien gibt 
es eine zentrale Gemeinsamkeit über die drei Fraktionen hinweg: Alle lehnen 
eine Fortsetzung des fortschreitenden europäischen Integrationskurses ab. Das 
gesamte rechte Lager - von den Tories bis zu den fraktionslosen Rechtsaußen- 
Parteien - eint vielmehr die Forderung nach einer Revision der europäischen 
Integration, wobei die verschiedenen Gruppierungen in dieser Frage allerdings 
unterschiedlich weit gehen. 

Wie steht es nun grundsätzlich um eine Revision der europäischen Einigung? 
Im Zuge der aktuellen Wirtschafts-, Finanz- und Austeritätspolitik sowie der Mi¬ 
grationskrise wird viel über den drohenden Zerfall des Euro- und Schengenrau¬ 
mes diskutiert, womit ein noch weiterreichender Zerfall der EU einhergehen 
könnte. Auch in der akademischen Debatte gibt es mittlerweile eine breite Dis¬ 
kussion über Desintegrationprozesse und Theorien der Desintegration (Vollaard 
2014; Eppler und Scheller 2013) - ein Novum, weil die Debatte über den Zerfall 
Europas früher nur im marxistischen Spektrum im Rahmen der Imperialismus¬ 
theorie zu finden war. Konkrete (parteipolitische) Akteure und gesellschaftliche 
Kräfte der Desintegration bleiben aber merkwürdig diffus. Will der Chef der briti¬ 
schen Tories den Austritt Großbritanniens oder eine Veränderung der EU? Riskie¬ 
ren „moderate“ Euroskeptiker die intendierten Folgen ihres Wirkens? Wie lassen 
sich die ZukunftsVorstellungen der EU-Gegner/innen bestimmen? 

Erste Antworten auf diese Fragen werden im Folgenden anhand der Verschie¬ 
bungen und Entwicklungen im europäischen Lager rechts des alten konservati¬ 
ven Zentrums (der christlich-demokratischen bzw. konservativen Parteifamilien) 
versucht. Welche Entwicklungen zeichnen sich seit den Europaparlamentswah¬ 
len 2009 ab? Ein Vergleich der Ergebnisse der Wahlen von 2009 und 2014 zeigt 
zunächst als erstes Ergebnis das Bild einer starken Rechtsverschiebung der Stim¬ 
menanteile. 
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Europaparlamentswahlen 2009 und 2014. (Quelle: Europäisches Parlament) 


Partei 

2009 

2014 

Veränderung 

European People’s Party, EPP 

35,77 

29,43 

-6,34 

Progressive Alliance of Socialists & Democrats, S&D 

25,59 

25,43 

-0,15 

Alliance of Liberais and Democrats for Europe, ALDE 

10,83 

8,92 

-1,97 

European Conservatives and Reformists Group, ECR 

7,44 

9,32 

+ 1,92 

Greens 

7,44 

6,66 

-0,78 

European United Left/Nordic Green Left, GUE/NGL 

4,57 

6,92 

+2,35 

Europe of Freedom and Direct Democracy, EFDD 

4,05 

6,39 

+2,35 

Non-Inscrits, NI 

4,31 

6,92 

+2,61 


http://www.europarl.europa.eu/elections2014-results/en/election-results-2014. 
html (15.10.2016); http://www.europarl.europa.eu/elections2014-results/en/ 
election-results-2009.html (15.10.2016) 


Die drei Fraktionen rechts vom konservativen Mainstream, der 6,34 % verlor, 
gewannen insgesamt etwa 7 %. Verlusten bei den Grünen (0,78 %) und Sozialde¬ 
mokraten (gering) sowie von immerhin fast zwei Prozent im Lager der Liberalen 
standen lediglich 2,35 % Zuwachs im Lager der radikalen Linken gegenüber. 

Während aber die Rechtsparteien quer durch Europa Stimmen- und Mandats¬ 
gewinne verzeichneten, erzielte die Linke lediglich in Griechenland einen signifi¬ 
kanten Zuwachs (Syriza). Die radikale Linke wuchs von 35 auf 52 Mandate (plus 
17). Die ECR-Fraktion legte demgegenüber von 57 auf 75 Mandate zu (plus 18), 
die EFDD von 31 auf 45 (plus 14) und die neu formierte Fraktion ENF kam auf 
38 Mandate (aus dem vorherigen fraktionslosen Spektrum, Le Pen allein 20 Man¬ 
date, jeweils Stand 1.6.2015). 

Der Block rechts des integrationspolitischen Mainstreams aus Sozialdemokra¬ 
tie, Grünen, Liberalen und Konservativen) kommt damit auf 158 Mandate (plus 
einige Fraktionslose) gegenüber 88 Mandaten von ECR und EFD plus Teile der 33 
fraktionslosen Abgeordneten im Jahr 2009. Diese nahezu Verdopplung des alten 
und neuen rechten Lagers im Europaparlament (bei Stagnation des Lagers links 
der Mitte) ist umso relevanter, als die neue rechte Europafraktion ECR selbst erst 
2009 gegründet wurde. Die Erosion des „permissiven Konsenses“ in der Europa- 
politik in der Bevölkerung entspricht der Erosion der Kooperation zwischen euro¬ 
päischer Sozialdemokratie und dem Lager der Mainstream-Konservativen. Die 
Abwanderung der Abgeordneten im Europäischen Parlament (EP) aus der Mitte 
nach rechts drängt auch das Zentrum der europäischen Politik ein Stück weit nach 
rechts, weil der Mainstream viel stärker unter Druck der euroskeptischen bzw. 
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europakritischen Positionen gerät. Möglicherweise rächt sich nun der faktische 
Ausschluss europakritischer Stimmen aus der Parlamentsarbeit in vielen Jahr¬ 
zehnten (zur Frage des Repräsentationsdefizits vgl. Plehwe und Schlögl 2014). 
Ausdruck der anhand der Wahlergebnisse zum EP aufgezeigten Verschiebungen 
sind die Verhandlungen des britischen Premierministers (Tories, ECR) um Zuge¬ 
ständnisse bei Freizügigkeits- und Sozialleistungsthemen unter der Drohung eines 
„Brexit“. 

Zwar kann die Mehrheit aus Sozialdemokraten und Konservativen, verstärkt 
durch Liberale und Grüne, nach wie vor mühelos die Gesetzgebung im Europa¬ 
parlament kontrollieren, aber das erklärte Ziel der Tories und ihrer möglichen 
Verbündeten rechts von der Sozialdemokratie, die europäische Freizügigkeit, 
die Unionsbürgerschaft und soziale Bürgerrechte einzuschränken - etwa durch 
gemeinsame Voten von Konservativen, Liberalen und ECR-Kräften z. B. in wirt¬ 
schaftspolitischen Fragen -, ist bereits im aktuellen Parlament eine Realität. Die 
Ausstrahlung der rechten Opposition auf das Zentrum ist weder in Deutschland 
noch in der EU insgesamt zu übersehen. Was also macht die Attraktivität der Vor¬ 
stellungen der Neuen (und alten) Rechten aus? Wie unterscheiden sich ihre Pers¬ 
pektiven vom integrationspolitischen Mainstream? 

Zur Beantwortung dieser Fragen ist es nötig, sich sowohl mit den europapoliti¬ 
schen als auch mit den wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Vorstellungen der 
Neuen Rechten intensiver auseinanderzusetzen und auch damit, auf welche Art 
und Weise die verschiedenen Strömungen des Rechtsliberalismus und Konserva¬ 
tismus ineinandergreifen. 


3 Kosmopolitische Wirtschaft und nationale 
Gesellschaft: die Quadratur des Kreises? 

Im Rahmen der AfD - auch ohne den ALFA-Flügel - werden neoliberale wirt¬ 
schaftspolitische Positionen vertreten. Die Partei verfolgt neben dezidiert natio¬ 
nalen Politikvorstellungen („Europa der Vaterländer“) im jüngsten Leitantrag eine 
ordoliberal geprägte Vorstellung von Wettbewerb und Marktwirtschaft, fordert eine 
Senkung der Staatsquote und niedrige Steuersätze. Erläutert werden die Vorstellun¬ 
gen zur Wirtschaftspolitik unter Rückgriff auf die Vorstellungen der Gründer der 
Sozialen Marktwirtschaft - Walter Eucken, Wilhelm Röpke und Alfred Müller- 
Armack -, die dann von Ludwig Erhard umgesetzt worden seien (Grundsatzpro¬ 
gramm der Alternative für Deutschland 2016, S. 50). Anfang Februar 2016 warnte 
der Chefökonom des gewerkschaftsnahen Instituts für Makroökonomie und Kon¬ 
junkturforschung (IMK) in Düsseldorf, Gustav Horn, vor dieser Verbindung von 
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nationalistischen und neoliberalen Positionen, weil sie der deutschen Wirtschaft 
mit ihrem hohen Exportanteil schade (Neuerer 2016). Die nationalistischen Posi¬ 
tionen, so Horn, würden nahelegen, dass die Partei die vorherrschende neolibe- 
rale Politik lediglich auf der nationalen Ebene weiterführen wolle. Also ohne die 
EU, könnte ergänzt werden. Diese Einschätzung kann anhand der Programmatik 
der Europäischen Konservativen und Reformer bestätigt werden, die sich 2009 als 
Abspaltung vom konservativen Mainstream unter Führung der britischen Tories 
im Europaparlament als neue Fraktion konstituiert haben. Das Prager Manifest 
vom März 2009 zur Gründung der neuen europäischen Partei Allianz der Europä¬ 
ischen Konservativen und Reformer (AECR) verbindet neoliberales und konserva¬ 
tives Gedankengut. Besonders betont werden ökonomische und nationale Aspekte. 
Vor allem wird der Kern des ökonomischen Neoliberalismus hervorgehoben: Das 
Manifest wird mit der Forderung nach ökonomischer (nicht politischer!) Freiheit 
als Grundlage der persönlichen Freiheit und des nationalen Wohlstandes eröffnet: 

„1. Free enterprise, free and fair trade and competition, minimal regulation, 
lower taxation, and small government as the ultimate catalysts for individual free- 
dom and personal and national prosperity“ (The Prague Declaration. Principles of 
the European Conservatives and Reformists Group 2009/2013). 

Die Deklaration fordert des Weiteren mehr individuelle Freiheit und Ver¬ 
antwortung, saubere Energie und Energiesicherheit, begreift die Familie als 
Grundlage der Gesellschaft, betont die nationale Souveränität gegenüber dem 
europäischen Föderalismus und die Bedeutung der NATO insbesondere für die 
jungen Demokratien im Osten Europas. Sie spricht sich für eine effiziente öffent¬ 
liche Verwaltung und eine strikte Kontrolle der Immigration aus sowie gegen 
Verschwendung und für größere Transparenz bei der Verwendung europäischer 
Mittel (Punkte 2-9). Erst im zehnten Punkt wird mit der Forderung nach Gleich¬ 
behandlung der Mitgliedsländer ein Solidaritätsziel formuliert. Im Hinblick auf 
Ökonomie und Nation (Freiheit der Ökonomie und strikte Kontrolle der Immigra¬ 
tion) ist der Gegensatz markant. 

Anhand der Prager Erklärung wird jedenfalls deutlich, dass die etablierte 
Unterscheidung zwischen weichem und hartem Euroskeptizismus, zwischen 
moderater Europakritik und Fundamentalopposition (Szczerbiak und Taggart 
2008) bei der Charakterisierung der AECR bzw. der Parlamentsfraktion ECR 
kaum noch trägt. Vielmehr wird eine traditionelle pragmatische Europakritik von 
rechts seit 2009 in eine realpolitische Rückbauperspektive verwandelt, zu der die 
nationalistische Fundamentalopposition nicht in der Lage war. 

Während die „vier Freiheiten“ für Waren, Dienstleistungen, Kapital und Per¬ 
sonen in Verbindung mit dem Ziel einer zunehmend integrierten Union im pro¬ 
europäischen Mainstream als gleichberechtigt gelten konnten, rückt die neue 
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europapolitische Rechte von der Freizügigkeit ab. Hat die traditionelle nationa¬ 
listische Rechte die nationalen Interessen auch gegenüber anderen Aspekten der 
„freien Wirtschaft“ betont, kombiniert die neoliberal-konservative Rechte einen 
uneingeschränkten Wirtschaftsliberalismus mit einer beschränkten Mobilität von 
Personen. 

Häufig wird diese Kombination als national-konservativ beschrieben und 
als unvereinbar mit wirtschaftsliberalen Vorstellungen, die auch unbeschränkte 
Arbeitsmärkte einschließen müssten. Wenn es aber tatsächlich um funktio¬ 
nierende Arbeitsmärkte geht, dann ist ein eingeschränkter Personenverkehr 
nicht unvereinbar mit offenen Arbeitsmärkten: Verhindert werden soll nicht die 
gewünschte Arbeitsmigration, sondern die unerwünschte (und möglicherweise 
unkontrollierte) Migration in die Sozialsysteme. Während das Bild offener Gren¬ 
zen und unbegrenzter Personenmobilität vielleicht mit den klassischen Laissez- 
faire-Vorstellungen des Liberalismus kompatibel ist (nicht mit der seinerzeitigen 
Praxis von Poor Law, Arbeitszwang, Vertreibung etc.), sind neoliberale Vorstel¬ 
lungen von Stabilitätsanforderungen und dem Schutz der kapitalistischen Ord¬ 
nung keineswegs unvereinbar mit der Einschränkung des Personenverkehrs. Diese 
ist im Gegenteil aus neoliberaler Sicht unter Umständen geradezu geboten, damit 
die Märkte funktionieren können. 

Im Gegensatz zu sozialliberalen Vorstellungen einer notwendigen Regulierung 
aufgrund von Marktversagen sowie zur Organisation gesellschaftlicher Solidarität 
gehen neo- bzw. rechtsliberale Vorstellungen von einer fallweise notwendigen 
Regulierung zur Sicherung der Funktionsweise der Märkte aus (Walpen 2006). 
Sowohl im Hinblick auf die Rohe des Staates als auch bei der Frage der Migra¬ 
tion kommen neoliberale Autor/innen selbst ins Schlingern, wenn es um den 
Begriff der Freiheit geht. Neoliberale (public choice) Theorien des Staatsversa¬ 
gens stehen neben neoliberalen (ordoliberalen) Vorstellungen der Notwendigkeit 
des Staates zur Sicherung von Privateigentum und Vertragsfreiheit, was auch im 
Rahmen neoliberaler Debatten für Spannungen sorgte. 12 Die (neo-)liberale Theo¬ 
rie reklamiert ein Primat individueller Freiheit, zu der die Freizügigkeit zu zählen 


12 Der Begründer der Public-Choice-Theorie, James Buchanan, schrieb 1986: „Among our 
members [der Mont Pelerin Society, Anm. des Verf.], there are some who are able to ima- 
gine a viable society without a state (...). For most of our members, however, social Order 
without a state is not readily imagined, at least in any normatively preferred sense (...). 
Of necessity, we must look at our relations with the state from several Windows, to use the 
familiär Nietzschean metaphor (...). Man is, and must remain, a slave to the state. But it is 
critically and vitally important to recognize that ten per cent slavery is different from fifty 
per cent slavery.“ James Buchanan, Man and the State. MPS Presidential Talk, 31. August 
1986, S. 2, LAMP. 
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wäre, gerät aber praktisch an ihre Grenzen, wenn es um die individuelle Freiheit zur 
Migration geht. Das Recht auf Eigentum wird in diesem Zusammenhang als kon¬ 
kurrierendes Freiheitsrecht und damit als Restriktion konstruiert, um Zuwanderung 
(in Sozialsysteme etc.) abzulehnen bzw. einzuschränken (Hank 2015). Schnell ver¬ 
kehrt sich die Metapher der individuellen Freiheit: Nicht geladene Gäste sind Diebe. 

Zurück zur neuen rechten Europapolitik: Cameron, Lucke, Henkel, Petry und 
Gauland sowie viele weitere Politiker im Kreise der Europäischen Konservativen und 
Reformer teilen die Ablehnung einer immer integrierteren europäischen Gemein¬ 
schaft und insistieren auf einem Europa der Nationen, das mehr oder weniger explizit 
nach Garrett Hardins Rettungsboot-Ethik konzipiert werden soll: Jede Nation ist für 
sich selbst verantwortlich und darf schon deshalb nicht in eine wechselseitige Haf¬ 
tungsgemeinschaft überführt werden, weil damit die Regulierung der eigenen Plätze 
nicht mehr unabhängig vom anderen „Rettungsboot“ vorgenommen werden könne: 
Ein gut gemanagtes Boot, das mit einem überfüllten vertäut wird, kann kentern, 
obwohl es eigentlich seetüchtig ist, um im Bild zu bleiben (Hardin 1974). 13 

Sowohl der Anlass der europäischen Schuldenkrise und Eurorettung für die 
Parteiformierung Europäische Konservative und Reformer als auch der Höhen¬ 
flug der Rechtsparteien angesichts der Flüchtlingskrise dokumentieren die Inten¬ 
sität der neoliberalen Identität (freie Konkurrenz, Starke gegen Schwache, gegen 
Umverteilung) bzw. der national-konservativen (Sicherung gegen Bedrohungen 
im Inneren und von außen, nationale Souveränität, nationales Selbstverständ¬ 
nis) gegenüber einer untergeordneten Gemeinsamkeit europäischer Nationen. Der 
vollständige Binnenmarkt ist insofern ein Schönwettermarkt, als die Freizügigkeit 
selbstverständlich einzuschränken ist, wenn damit ein Verlust an nationaler Wettbe¬ 
werbsfähigkeit einhergehen kann. Umgekehrt müssen die anderen ökonomischen 
Freiheiten erhalten werden (im Gegensatz zum Kriterienkatalog der strikt nationa¬ 
listischen Rechten), weil Export und Import sowie Dienstleistungshandel über die 
Grenzen hinaus als untrennbar mit Eigentumsrechten verbunden gelten. National¬ 
konservative und neoliberale Perspektiven stehen jedenfalls nicht zwangsläufig oder 
nur scheinbar im Gegensatz, weil beide von Besitzständen und Perspektiven der 
Eigentumsnutzung aus denken (vgl. auch Bebnowski 2015 zur Brücke des Wett¬ 
bewerbspopulismus). In den Debatten über Neoliberalismus und Eigentum wird 
häufig übersehen, dass der Liberalismus kein Recht auf Eigentum postuliert, son¬ 
dern das Recht auf Erwerb und Verteidigung von Eigentum (Marshall 2009). Damit 
verbunden ist die Möglichkeit zur Einstellung und Entlassung von Arbeitskräften, 
zur Ver- und Entmietung von Wohneigentum etc. Das häufig konstruierte Bild von 


13 Zur Relevanz der Metapher "Das Boot ist voll" im politischen Diskurs in Deutschland 
seit den 1980er Jahren vgl. Pagenstecher (2008) 
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offenen Grenzen zur Steigerung des Wettbewerbs auf den Arbeitsmärkten kann für 
Unternehmen in der Auseinandersetzung mit Gewerkschaften propagandistische 
Bedeutung gewinnen, ist aber keineswegs als eine exklusive oder genuin neolibe¬ 
rale Vorstellung der Gestaltung gesellschaftlicher Verhältnisse zu begreifen. 


4 Europäische Nationen oder europäische (Welt-) 
Gemeinschaft? 

Die neuen rechten Strömungen legen einen Finger in die Wunden der europä¬ 
ischen Integrationsgeschichte: Europa wuchs primär als ökonomischer Binnen¬ 
markt und nur sekundär und komplementär als europäische Sozialgemeinschaft. 
Zudem hat Europa einen mitunter großen Anteil an den ökonomischen und 
sozialen Verwerfungen, welche die ökonomische Vormacht des globalen Nor¬ 
dens mit Sackgassen der Entwicklung im Süden verbinden und (Bürger-)Kriege 
und Flucht erzeugen. Die Rettungsbootlogik entbehrt demgegenüber jeglicher 
Einsicht in die transnationalen und globalen Dimensionen kapitalistischer Ver¬ 
gesellschaftung. Weder die globale Handelspolitik noch die grenzüberschrei¬ 
tende Umweltverschmutzung und der Klimawandel können bei vorwiegendem 
Bezug auf die jeweils eigene Bevölkerung und Reproduktionsrate als Ursachen 
für Krisen und Wanderungen diskutiert werden. Bereits in der Geschichte der 
EU wurde die Freizügigkeit für neue Mitglieder eingeschränkt, um angeblichen 
Migrationsdruck abzuwehren. Schon im Hinblick auf die Beschränkung inneuro- 
päischer Freizügigkeit ist sich die nationalistische Rechte einer gewissen Solida¬ 
rität sicher. Der neue Migrationsdruck von außen verstärkt diese Position, zumal 
sie nun sogar kulturell gegen ein willkommenes Feindbild gelenkt werden kann. 
Paradoxerweise einigt der Anti-Islamismus die neo-nationalistischen Bestrebun¬ 
gen, für die allerdings auch eine Einschränkung der Personenmobilität gegenüber 
den Nachbarn erwirkt werden muss: Ohne das Ende der Freizügigkeit - oder, in 
milderer Variante, ohne die sozial stärker eingeschränkte Freizügigkeit - lässt 
sich die Mobilität der Migrant/innen nicht organisieren. Die entscheidenden Bau¬ 
stellen der partiellen Desintegration sind die sozialen Bürgerrechte, die selbst in 
ihrer unterentwickelten Form einen Angriff auf die nationalen Reflexe der Neuen 
Rechten liefern - ganz gemäß dem Bild Garrett Hardins von den wenigen freien 
Plätzen auf dem Rettungsboot und den damit verbundenen Kosten. 

Demgegenüber sind die uneingeschränkte Verteidigung der Freizügigkeit und 
ein Ausbau von sozialen Unionsbürgerrechten wichtige Merkmale zur Bestimmung 
einer progressiven europäischen Identität, weil damit die soziale Konstruktion einer 
primär nationalen Gemeinschaft ebenso angegriffen wird wie die einer vorgeblich 
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nationalistischen, aber eigentlich (Kapital-)Eigentums-Konstruktion gegen Umver¬ 
teilung. Allerdings muss eine europäische Offenheits- und Solidaritätsperspektive 
die europäischen Grenzen sogar noch überschreiten, weil der eigene Anteil an den 
globalen Verwerfungen bearbeitet werden muss. Paradoxerweise thematisierte 
Angela Merkel eigene Fehler in der Flüchtlingspolitik, u. a. die Senkung der Mittel 
für den UNHCR in der Vergangenheit bzw. die nach wie vor zu geringe Erhöhung 
der Mittel in der jüngsten Zeit zum selben Zeitpunkt, zu dem ihre Parteikollegin 
Julia Klöckner im rheinland-pfälzischen Wahlkampf die Fogik der eingeschränkten 
Solidarität verbreitete. Während sich die wiederbelebte FDP um eine klare Abgren¬ 
zung von der AfD (und AFFA) bemüht, indem sie auf einen weltoffenen Wirt- 
schaftsliberalismus samt großzügigem Einwanderungsgesetz setzt, bleibt doch eine 
Diskussion der neoliberalen Ursachen für Flucht und Unterdrückung aus. Ein ein¬ 
faches „weiter so“ mit einer weiter integrierten Gemeinschaft Europas wird unter¬ 
dessen nicht gelingen, wenn es bei gespaltenen Solidaritäten bleibt - im Inneren 
und nach außen. Die neue rechte Systemkritik der AfD suggeriert eine Alternative, 
die sich vom wettbewerbsföderalen Mainstream vorwiegend durch reaktionäre Vor¬ 
stellungen kultureller Homogenität unterscheidet. Wenn Unionsbürgerrechte und 
soziale Rechte von eingewanderten Mitbürger/innen weiter eingeschränkt werden, 
dann hat die Neue Rechte selbst dann in ihrem Sinne erfolgreich gewirkt, wenn sie 
sich nicht dauerhaft im Parteiensystem etablieren kann. 
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